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Vorwort. 



An die Abfassung dieses Werkes, zu dem ich bei einer 
früheren Arbeit über «Das Geldsystem des Großherzogtums 
Luxemburi?» schon vor Jahren das Material gesammelt hatte, bin 
ich 1914, nach dem Ausbruch des Weltkrieges, als Luxemburg in 
dessen Strudel zu versinken drohte« herangetreten. 

Aus der Darsteüung des Zoilanschlusses ist aiimählich ein 
Hauptstück der Wirtschaftsgeschichte des Großherzogtum« wäh- 
rend des letzten J ;iiif hundei-ts geworden, in der aiirh der poli- 
tische L ntergrund stark hineinspieit. Denn die politischen iilreig- 
nisse in und um jenen westeuropäischen Wetterwinkel, auf den 
der deutsch-französische Konflikt schon lange vor dem Ringen 
von 1870 und 1914 seine Schatten warf, und die mehr als einmal 
im Brennpunkt des europäischen Interesses gestanden haben, 
Heßen sich bei dem nun einmal gegebenen Zusammenhang von 
Wirtschaft und Politik nicht zur Seite schieben. Dies und der 
Umstand, daß das Buch in Jahren geschrieben wurde, als der 
Völkerhaß Orgien feierte, rechtfertigt wohl die Bemerkung, daß 
ich die nachfüllenden Zeilen im Geiste der Objektivität und der 
Unparteilichkeit zu schreiben wenigstens bemüht war — so wie 
es sich für ein Kind jenes Landes gebührt, von dem hier die Rede 
sein soll. Aber auch abgesehen davon, war ich der Meinung, daß 
in sturmbewegten Zeiten dem Schriftsteller erst recht die hohe 
Pflicht erwächst, das Steuer der Wahrheit und der immanenten 
Gerechtigkeit fest in der Hand zu halten. 

Eine solche Versicherung, über die unsere £nkei vielleicht 
lächeln werden. — und es wär^ sehr zu wünschen, daß sie es 
tun dürften — ist meines Kruchtens iieutzutage keine solche 
Selbstverständlichkeit mehr, daß sie nicht ausgesprochen werden 
müßte. 



Das Werk ist ausschlleßUch auf Quellenstudium aufgebaut, , 
und xwar standen mir. außer den amtlichen VeröffentUchungen, 

vor hIIciii (iio oinsrhläj?i:j('ii Akten (Itm- luxeinbiiriari.schen Re,ü:ioriing 
bis zur Ge>(euwai't und die Akten des preußischen Ministeriums 
der auswärtigen Angelegenheiten von 1839 bis 18ÖÖ zur Verfu- ' 
gunp. Dem Geh. Preußischen Staatsarchiv, vor allem aber der 
großherzogiich-luxemburgischen RegiiTun^, in Sonderheit den 
Herren Staatsminister Kauf f man und Reuter« gebührt hierfür 
.herzlicher Bank. • 

» 

Der zweite Band dürfte im August dieses Jahres erscheinen. ' 
Joii Mai 1919 

Dr. Albert Calmetb 
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1. Zollanschlüsse. 

Wor den ZollaiischluL) Luxemburgs an den deutschen Zoll- 
vorein bozw. an das Deutsche Reich in seiner Bedeutung erfassen, 
in semem Verlauf und in seinen Wirivungeu würdigen will, ist 
zunächst auf den Vergleich angewiesen. Es ist vor allem die 
Frage aufzuw^fen: Wie haben denn die ührigen Kleinstaaten 
ihre Außenhandelspolitik geregelt? Gibt es ähnliche Zollan- 
schlüsse wie der luxemburgische? Unter welchen Modalitäten 
kann überhaupt der EJeinstaat zu einer Zollunion kommen? 

Um diese Frage zu beantworten, schlagen wir die politische 
Karte Europas nach dem Stande vor dem Weltkriege von 1914 
auf. Dies einmal, um angesichts der gegenwärtig noch schweben- 
den Verhältnisse festen Boden unter die Füße zu bekommen, und 
zweitens, weil die politische Karte Europas vor dem 1. August 
1914 auch im großen und gaFiz^n derjenigen entspricht, die, 100 
Jahre vorher, auf dem Wienei Kongreß ges^ichnet, für jene Pe- 
i ioii^ gellt, in dei <!ch die in diesem Buche geschilderten Bege- 
benheit(^n zutrugen. 

Weim wir von dem ephemären Fürstentum Albanien (mit 
8(30 000 Einw.), von der Türkei (mit 21.6 Mill. Einw ). die mehr 
eine asiatische Macht war, sowie von den unseibständigeii euro- 
päischen Zwergstaaten absehen — nämlich von der unter der 
Oberherrschaft Frankreichs und des Bischofs von Urgel stehen* 
den Republik Andorra (5000 Einw.), von der unter italienische 
iSchutzherrschaft konstituierten Repuhlik San-Marino (11300 
Einw.) und dem früher gemeinsamer Souveränität Belgiens und 
Preußens unterstehenden Territorium von Moresnet (2700 Einw.) 
— , so teilten sich 22 Staaten in den europäischen Weltteil. 

Gruppieren wir diese nach ihrer Bevölkerungsziffer 0 als 

*) Die europäischen Staaten (ohne Kolonien) geordnet nach ihrer Bfl> 
TÖlkerungsEahl gemäB dem Stande vor dem Weltkrieg: 

in Millionen Einwoiiner 
Rußland (euxopäisclies, einschließlich Finnland. 



und Polen) 140,8 

Deufsches Reich 65 

Ö^tf'rreich-Üngrarn 51,4 

(jlruührilaQDien und Irland 46,6 

Frankreich 3ft,6 

Italien ♦ 35,6 

Spanien 20,4 

Rpljjipn 7,6 

Rumänien 7,6 

Niederlande 6^ 

Portugal 6 

Schwülen 5,6 

Bulgarien 4,8 

Griechenland 4.8 

Serbien ^.5 

Schweiz 3,8 

Dänemark (einschl. Faröer und Island) .... 2,8 
Norwegen 2.4 

Montenegro Ot486 

Luzemhurg 0^ 

Monaco 0,088 

Liechtenstein . 0,011 
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derjenigen statistischen Zähl, die die Bedeutung (»iiies Staates am 
einfai hsten aiisri rückt, so sondern sieli zwanglos drei Gruppen 
ab: die Groß-, dio Mittel- und die Kleinstaaten — eine Gliederung, 

die sich im vvesentlictien auch aus einer Ordnung der europä-' 
isch^fn Staaten nach der Größe ihres Territoriums ergibt.'^) 

I>ii> 7 (MI ropäischen Großstaateii. von denen der kleinste. Spa- 
nirii. I üutl Millionen Kinwohuoi- zählte, waren aucli tiieje- 
niLioii. die nach dem l'mfang ihres Territoiiums eine alj^(\schlos- 
sf'iie Gruppe hildeten. deren Größe zwischen 7()(M)(X) und 300000 
qkiii lag'. Nur die drei nordischen Slaalen parföteu sich dieser 
Gliederung- nicht an, indem Hußiand die übrigen Großstaaten im 
Tcj rilüi iuii) weit überragte, und Schweden sowie Norwegen, die 
ihrer Bevölkerung nach zu den Mittelstaaten gehörten, mit ihren 
ausgedehnten Territorien in die Gruppe der Großstädten hinein- 
ragten. 

Gestützt auf ihre große Bevölkerung, ihre territoriale Aus- 
dehnung, ihren Zugang zum Meer und ihre Kolonien — für 
Österreich-Ungarn konnte der anstoßende Balkan als Ersatz für 

den fehlenden unmiltelbaren Kolonialbesitz gelten — waren diese 
Großstaaten in ihrer Außenhandelspolitik völlig autonom. Zwar 
waren sie praktisch auf wirtschaftliche Beziehungen zu den 
übrigen Staaten angewiesen und deshalb bemüht, diese Be- 
ziehungen möglichst zu entwickeln, aber im Notfall konnten sie 
darauf vfM-zichten und brauchton sich in keinem Falle rlie Art und 
die Richtung dieser Beziehungen von den Nachbarn vorschreiben 
zu lassen 

In weitem Abstände von dt^n Großmächten, der Bevolke- 

*) T)ie.4elbeii Staaten (ohne Kolonien) nach der Gruße > Territorium» 

in Tausenden qkm. 



Rußland 5452 

Öriterreii'h-Ungarn ' ^ Ö77 

Deiitschps Rekh 540,8 

Frankreich 536,4 

Spanien 505 

Schweden 

Norwegen * 32$ 

(hoßhritannien und Irland -^IB 

Italien 286,7 



Dänemark . 

Rumänien 
Griechenlanrl 
Bulgarien 
Portugal ; 
Serbien . . 
Schweiz . . 
Niederlande 
Boljjien . . 

Montenegro 
Luxemburg 
Liechtenstein 
Monaco . . 



145 
140 
120 
11* 

92 

87,3 

41,3 

34 

29,5 

14 

2,586 
0,159 
0,0015 
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riingsi^ahl Qach. ert*chieneii die U Mittelstaaton, die niclil wenif?er 
als die Hälfte der Zahl der europäischen Staaten ausmachten. 
Es wai'pn dio übrigen puropäischen Millionenstaaten. deren Be- 
völkerunj^ zwischen 7,ü Millionen (BelKipn ujid RuuiäiuciU und 
2V2 Millionen (Dänemark 2.8: NorwejTon 2.4) betru*!:. Mit Aus- 
nalnne von Srlnvcileii und Norwegen bildeten diese 11 Mittel- 
staaten auch boi einer Ordnung nach d<Mn Territoriuni eine ge- 
schlnssenp (Tru|)ne. deren rinfaug zwischen 145 000 und 30()fX) 
gkm l^etrug. in der aber deutlich drei Typen von M iticisiaatcn 
zu erkennen waren: cistens dei- schwach be\'ölk('ite Mitti^lstaat 
mit dem Territoiium pinor Großmacht f.HchwedtMi und Norwe- 
gen), zweitens der Mittelstaat im mittleren l intang ^Dänemark, 
Rumänien. Grifxdipnland. Bulgarien, Portugal und Serbien) und 
dritten ,=! die dicht bevölkerten Mittelstaaten von kleinem Umfang 
(Schweiz, fiolland und Belgien). 

Die Mittelstaaten, von denen nur drei einen nennenswerten 
, Kolonialbesitz ihr eigen nannten (Belgien. Holland und Portu- 
gal), waren wegen ihres beschränkten Ten-itoriums für dieje- 
nigen Rohstoffe, die das Klima ihnen vorentlüelt, und für dieje- 
nigen Mineralien, die ihnen der Boden nicht bot. auf die andern 
Staaten angewiesen. Von (>iner tatsächlich selbstäivdigen Regelung 
ihrer wirtschaftlichen Beziehungen zum Auslande konnte bei 
ihnen nur zum Teil die Rede sein. 

Die Gruppe der Kleinstaaten, deren Bevölkerung nur Bruch- 
feile der MHlion erreidite, war nicht groß. Es waren deren nur 4, 
die zud^ so heterogen erschienen, daß jedes Glied beinahe einen* 
Tf^ für sich bildete und infolgedessen Vergleiche unier ihnen 
kaum möglicfh waren. Es waren: 





Zahl der 
Einwohner 


Grösse in 
qkm 


Zahl der 

Einwohner 
auf 1 qkm 


1. Montenegro altes Gebiet. 


285 000 


9 000 


31 


neues « 


150 000 


5 000 


29 




43Ö0O0 


14 000 


30 




2ti0 000 


2 580 


100 




23 000 


1,5 


15 300 




10 700 


159 
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Unter rl lesen Staaten befanden sieb Luxemburg nnd Liech- 
tenstein als Kontinentalstaaten ohne Zugang zum Meere und 
damit zu den freien Verkehrsstraßen des Erdballes in einer wirt- 
schaftsgeographisch besonders abhängigen Lage. Wahrend jeder 
Staat mit einer Seeküste, auch wenn er noch so klein ist. dadurch 
daß er mit allen Staaten, die ebenfalls Zugang zum Meere haben, 
ungehindert und ohne fremde Kontrolle unmittelbar wirtschaft- 
lich verkehren kann, praktisch eine unbei^aenzfe Zahl von Nach- 
barstaaten besitzt, ist der auf dem Festland s'iniiesrhlnssene Staat' 
von einer beschränkten Zahl von Naclibaprn umgeben, über deren 
Gebiet er erst mit der übrigen Welt in Beziehung treten kann. 
In dieser wenig beneidenswerten Lage befanden sich in Europa 
Liechtenstein mit 2. Lijxemburg mit 3, die Schweiz mit 4 und 
Serbien mit 5 anstoiu n ii n Nachbarn. Je kleiner die Zahl der 
Nachbarstaaten und damit je gerin trer die Möglichkeit, den einen 
Nachbar gegen die anderen auszuspielen, desto prekärer kann 
die wirtschaftliche Lage des eingeschlosfienen Kleinstaates sich', 
gestalten. 

In welch großer wirtschaftlicher Abhängigkeit sich die Klein- 
staaten auf ihrem winzigen Territorium befinden, braucht nicht 
hervorgehoben zu werden. Sie wird durch die Tatsache illustriert, 
daß, während alle Mittelstaaten und selbst die kleinsten unter 
ihnen (der Bevölkerung nach Dän<emark und Norwegen, dem; 
Territorium nach Holland und Belgien) trotz aller Schwierig- 
keiten sich bis heute ununterbrochen als autonome Zollgebiete- 
behauptet haben, umgekehrt die Kleinstaaten bis auf Montenegro- 
Zollanschluß suchen mußten: Luxemburg an Deutschland, liech- 
tenstein an Osterreich und Monsico an Frankreich. 

Wenn nun Montenegro, selbst vor dam Gebietszuwachs, den 
ihm der Balkankrieg brachte, als es noch eine Bevölkerung auf- 
wies, die mit 285 OCX) Einwohnern kaum mehr als dieienig» Lu*- 
xemburgs zählte, ein autonomes Zollgebiet bilden konnte, wäh- 
rend letzteres ohne ZollanscMuß nicht hatt^ bestehen können, so 
beruhte dies vor allem auf deim niedrigen Eulturstand der Mon- 
tenegriner, die ihre geringen Bedür£usse zum größten Teil durdi 
die inländische Produktion befriedigen konnten, und auf dem ge- 
birgigen Charakter Montenegros, das aller Verkehrsmittel ent- 
blößt (Montenegro besaß auf 14000 qkm 18 km Eisenbahnen, Lu- 
xemburg auf 2586 qkm 525 km) und durch wilde Gebirgsketten, 
von seinen Nachbarn fast hermetisch abgeschlossen, gezwungen 
war, sich selbst zu genügen. 

Die gewaltige Verschiedenheit in der Intensität des wirt- 
schaftlichen Lebens zeigt folgende Tabelle, in die /um Vergleich je* 
ein Montenegro und Luxemburg benachbarter nuttierer Konti- 
nentalstaat einbezogen wurde. 
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Mootenegro (altes <kkiei . 


Jahr 


Einfuhr 
in Millio- 
nen Mark 


Ausfuhr 
in Millio- 
nen Mark 


Bevöl- 
kerung 


Eiafnlir 

in Mark 
auf den 
Kopf der 
Bevöl- 
kerung 


Att«ftihr 

tn Mark 
auf den 
Kopf der 
Bevöl- 
kerung 


Ziwint- 

mfv siif 
dcnKopf 
der Be- 
völke- 
runs 


HMO 
1910 




2 

i)i,7 

28t>7,2 


28ÖO00 
2912000 
7428800 


18,6 
^2,1 
471,« 


7 

32,5 
38«,2 


25,6 
64.6 

857,8 



Für Luxemburg können di« entsprechenden Zahlen nicht 
beigebracht werden, da der Außenhandd Luxemburgs statistisch 

nur insoweit erfaßt wurde, als er idi mit dorn Zollvoreinsaus- 
land d. h. im Verkehr mit Frankreich und Belgien abspielte, wo- 
gegen alle Daten -über den Vorkehr Luxemburgs mit Deutsch- 
lanfl. der natiir^^cmäß der bedeutendere war. fehlen. 

Trotz ilicsci- Lücken läßt sich an einij^^en wenigen Zahlen die 
Intensität des luxemburgische^! Wirtschaftslebens deutlich nach- 
weissen. 

Es betrug 1912 die iuxernbarK'isvhp Ausfuhr nach Belgien , 
und Frankreich an Eisenerzen 1 7»*^ 'Jtvi Tonnen im Wprt von 
4 423 000 Mark, an Roheisen, Halbzeug. Stabeisen, iMseinlraht 
und Eisenschienen 477 318 Tonnen im Wert von 38 337 (K)() Mark. 

Dieser Teil der luxemburgischen Ausfuhr nach einem Teil 
de,s Auslandes machte aliso schon allein 42.7()() Millionen,, d. h. 
164 Mark auf den Kopf der Bevölkerung aus. 

Diese Zahlen zeigen, daß die Zoilautonomie Monti?negros 
einen Ausnahmefall «darstellte, daß melmehr für die kulfurell mt- 
wieMim Kleinstaatm der ZöüanscfUuß die Regel bildet. 

Wie die gesamte Außenpolitik einen Staates wird sich dessen 
Außenhandelspolitik, die einen hervorragenden Teil der ersteren 
bildet, im Verhältnis zu einem andere Staat zwisdben den beiden 
Extremen Freundschaft und Feindschaft bewegen, und sie wird» 
da die Zölle den wichtigsten staatlichen Eingriff in den freien 
zwischenstaatlichen Verkehr darstellen, in einem Zollbündnis, 
einem Zoll vertrag oder einem Zollkrieg ihren Ausdruck finden. 

Die Bedeutung der Zollpolitik für den zwischenstaatlichen 
Verkehr ist so groß, daß durch sie die Außenpolitik maßgeblich 
beeinflußt u ird. Außenpolitik und Zollpolitik müssen mit ein- 
ander harmonieren, denn sie bedingen sich gegenseitig. Ein Zoll- 
krieg zwischen zwei Staaten isi mit einer freundsf'haftlichen 
Außenpolitik unvereinbar, und ebenso ist jede handelspolitische 
Annäherung zweier Staaten gebunden an die Voraussetzung einer 
politischen FreundschafL die um so größer sein muß. je enger die 
freiwillige beiderseitige wirtschaftliche Annäherung sein soll, am 
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?i'r>I.iti*n Uli l'';ille der Zulluiiiou. EvS ^ibt viele l^'ispielo — iiiitii 
denke an die parallelen \\ amlluiiK»'ü der französisrh-italieiiisciien 
politischen und vvirtschaftiieiien lieziehungen . die die weciiisel- 
seilige Abhängigkeit der Außen- und der Zollpolitik beweisen, wo- 
bei sich adlerdings im einzelnen Fall nicht immer nachweisen 
läßt ob die politische Freundschaft oder Feindschaft Ursache 
'Oder Wirkung der handelspolitischen Annäherung oder Be- 
kämpfung war. 

Zur zoll politischen AnnähtMim^j zweier Staaten -gehört zu- 
nächst der Abbau etwaiger Kampf- und Schutzzoll«, dann die Ein- 
räuniung von Vorzugszöllen, womit meist noch andere wirtschaft- 
li<'he Vereinbarungen einhergehen, wie Einrichtung und Ausbau 
noucr Verkehrswege (Bahnen. Wasserstraßen. Fähren, Dampfer- 
linicii usw.). Vorzugstarife auf den J.aiul- und Wasserwegen, 
gegensfili^^e konsularische Dienstleistungen, gegenseitige Anpas- 
.suhl: des Geldwesens, der Patentgesetze usw. In all disen Ent- 
vvi( klungsstufen des Zollbündnisses wahrt jeder Teilnehaner seine 
volle Souveianität. 

Prinzipiell anders geartet ist der Charakter der engsten 
Züllverbindung. der Zollunion, die als Vereinigung einer grö- 
ßeren Anzahl von Teiln-eihmern den in der Geschichte berühmt ge- 
'wordenen Namen des Zollvereins trägt. Hier liegt eine zolipoli- 
tisehe Verschmelzung mehrerer selbständiger Staaten, die Ver- 
einigung ihrer Gebiete zu einer zollpolitischen Einheit den 
übrigen Staaten gegenüber und damit die Preisgabe gewisser 
Hoheitsrechte vor. 

Rine Zollunion bringt vier einschneidende Wirkungen 
mit sich: 

l. Die s(jfnrtige und am meisten in die Augen springende 
Wirkung ist die Beseitiyimy der bisherigen ZolUchranketi zwi- 
schen den Vereinsstaaten, so daß zwischen ihnen wie zwischen 
den Provinzen eines Staates der Freihandel eintritt, und die Zoll- 
linien an die Außenseite des gemeinsamen Zollgebietes verlegt 
werden. Schon die Beseitigung bisheriger Zollmauern zwischen 
den Vereinsstaaten pflegt wirtschaftliche Schwierigkeiten infolge 
der Verschiebung der Verhältnisse hervorzurufen. Während aber 
diejenigen Interessenten, denen die Neuordnung Vorteile bringt, 
möglichst wenig Aufsehens davon machen, ertönt laut der Chor 
derjenigen, die bisher von den i)e8eitigten Zöllen profitierten und 
nun nicht nur ihren Ruin, sondern meist in rascher Identifizie- 
rung ihres Wohles mit dernjcnigon der Gesamtheit auch den Kuin 
4es Staates zu Gunsten des Auslandes prophezeien. 

' l ni solchen Klagen vorzubeugen, geschieht manchmal der 
Abbau einzelner der durch die Zollunion zu Binnenzöllen gewor- 
denen Abgaben nur allniählieli. so dali die Union erst nach einer 
t Ix'igangszeit völlig verwirklieht erscheint. So durfte nach der 
Enichtung der australischen Zollunion Westaustralien noch 
eine Zeit lang Zölle auf die Einfuhr aus den australischen Bun- 
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desstaaton innbehaluii. Hiiige«t'ii «t-lieiteile dvi l)euii Anschluß 
Luxemburgs an den Zollverein im Interesse der rheinischen 
•Gerbereien unternommene Versuch Preußens, die luxemburgische 
Lederausfutir nach Pr-eußen mit einem Eingangszol] zu belegen 
am hixemburj^ischen Wider.stan<l. 

II. VereiuheUUchuny der. ZoUgeaetzgebmtg und ZaUverwal- 
dang. 

hihüi'haib der Zoilgesetze ragt der Zolltarif hervor, der im 
Falle t'ijier Zollunion in zwei Teile zerfällt: 

1. Die Zölle, div l)islier zwischcu den Vereiii^slaateii hestan- 
deii und die. (l(»ni Zweck des Zollvereins entsprechend, nunmehr 
zu beseitigen sinti. 

2. Dil' Zölle, die Drittstaateii berühren und die daher nicht 
zu beseitigen, sondern lediglich für alle Vereinsstaaten zu unifi- 
zieren sin^. Sie bilden d&a Inhalt des Vereinszolltarils. 

Das Problem der Vereinheitlichung der Zollgesetze w|rd aber 
dadurch kompliziert und läßt sich «praktisch nicht auf die ein- 
fache Formel «ZäUe sind im Verkehr zwischen den Vereinsstaaten 
zu beseitigen und im Verkehr mit Drittstaaten zu vereinheit^ 
liehen» bringen, weil beide Arten von Zöllen durch manche Mo- 
mente, besonders durck die M-eistbegünstigungsklausel häufig 
organisch miteinander verbunden sind, derart dal3 beispielsweise 
ein bisher vom Vereinsstaat A im Verkehr mit dem Vereinsstaat 
B erhobener Zoll, falls er infolge cloi* Zollunion zwischen holden 
Staaten aufgcholien wird, sofort zur Folge haben kann, daß er, 
soweit und solange die Verträge mit MiMslbcgiinsligungsklHuscl 
mit einem Diittstaat i] gelten, auch im Verkehr mit diesem auf- 
gehoben werden muß. 

Solchen ZoUahhan lassen sich die Drittstaaten .ucrne gefallen, 
neue, aus dem Vereinstarif ents}jiiiigeiude Zölle dagegen nicliL 
Die Zollunion bringt daher das bandelspolitische Verhältnis der 
Unionstaaten zum übrigen Ausland auf eine ganz neue Basis. 
Wenn auch in diesen Verhandlungen die Vereinsstaaten den an- 
* derefn gegenüber als einen Block auftreten, so kann dodi der Fall - 
eintreten, «daß ein Vereinsstaat, der empfindliche Retorsionsmaß- 
regeln eines Drittstaates infolge des Überganges zum Yereinstarif 
befüi chlei, sich als Ausnahme des Prinzips des gemeinsamen 
Zolltarifs Reservate, zumeist als befristet'e Übergangsmaßnahme 
^gedacht, ausbedingt, etwa, des Inbalts, daß er, abweichend vom 
Vereinstarif, eine gewisse für ihn und nui- für ihn bestimmle 
Ausfuhr eines Hrittstaates unter mäßigeren Sätzen hereinläBt, 
damit dieser ein/einen seiner Erzeugnisse bei der Ausfuhr <*l»o!i- 
falls eine Zollvergünstigung gewährt bezw. erhält. Als IJeispicl 
solcher Reservate sei die beim Zollanschluß Luxenihnrtis an den 
Zollverein von Ijixemhurg ansbediuigene fi-eie Ausfnhr des Roh- 
eisens und (jes Risenerzes nach Relgien z\veck> iMluiltung des 
von Belgien zu (Junsten fiUxemburgs erlassenen Zollvergünsli- 
gungsgesetzes von 1880. 
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Die Vorcinbeitiichuüg des Zolltai'ifd ist nur ein kleiner Teil 
des großen Komplexes legislativer und administrativer Vprachrif- 
ten und Einrichtungen, die in einer Zollunion vereinheitlicht 
wt'rden müssen. Der Methoden zur Erzielung dieser Vereinheit- 
lichung ^nht OS mehrere. Wenn ich sie n<ach dem Maße ordne, in 
dem die Vereinheitlichunc: von Zullgesetzgebuug und Zollverwal- 
tung die Selbständig:keit «der i)eteiligten JStaaten einschränkt, so 
erscheint als Verfahren, das die Souveränität unberührt iäßt^ 
zunächst dasjeniy:c\ wdiuich die Uberdustinirnung lediglicli auf 
d(*fn Woge der Verhandlungen, dvs freien Ausgleiehes stattfindet, 
so (laLi bei jodet- zollirosetzlichen oder zülladmiuistrativen Ände- 
rung die ( bereiHhliniiniiiiLi durrh neue Verhandlungen erzielt 
werden niulj. Hiei-bei ist es au sieh gieieliKÜltig, ob, wie in Üster- 
reieli- Ungarn, das kein gemeinsames Organ für sein Zoll- und 
Hajulelshüiulnis hesidi, die Vcrhautliuiigen als diplomatische von 
Regier oog zu liegierung gepflogen werden, oder ob dafiir eine 
Zusamuienkunft der Bevollmächtigten der Vereinsstaaten, wie die 
Generulkonferenzen des Zollvereins, geschaffen wird, die ihre 
Beschlüsse nach dem Grundsatz der Einstimmigkeit faßt. 

Eingeschränkt wird die Souveränität der Vereinsstaaten, 
wenn der Verein ein Organ besitzt, dessen Majoritätsbeschlüsse 
in Bezug auf Zollgesetzgebung und Zollverwaltung für alle Mit- 
glieder bindend sind. Ein solches Organ erhielt der Zollverein 
1867 nach der Gründung iles Nonideutschen Bundes im Zoll- 
bundesrat und im Zoüparlament. Solches ist eigentlich nur 
zwischen Staaten möglich, die in ein engeres politisches Verhält- 
nis zu einander treten, beson(hM's in einem BuiulGsstaat oder in 
einem zuuiindesf im Werden begriffenen Bundesstaat. 

Im Fall des Zollanschlusses (»ines kleinen Staates an eiiien 
gröberen wird die Ver(Mnheif1iehunK von Zollffe.setz^^ehung und 
Zollverwalf ung uu^isl so her.ueslelit, dab der kleinere Staat die 
ZolIj»eseti:e und Zolleinrichtungt'n des größeren rezipiert. Tn 
dieser Lage befand sich Luxendiurg bei seinem Anschluß an den 
Zollverein l*ieulien gegenüber. 

Am einsThneidcndaten ist die Beeinträchtigung der Souverä- 
nität wenigstens eines Mitgliedes im Interesse der Vereinheit- 
lichung. - wenn der eine Staat nicht bloß den anderen zur An- 
nahme seiner Zollgesetze und zur Anpassung an seine Zollver- 
waltung voranlaßt, sondern überhaupt die Zollverwaltung auf dem 
Gebiete des anderen übernimmt. Das ist das Verhältnis in der, 
Zollunion Monacos mit Frankreich und. Liechtensteins mit Öster- 
reich. 

III. Krhebtmu der Zölle für uemeimame Rechmmg des 
Vervius und VerteilHuu der ZollciukUujite nach einem vereinbar- 
ten Sehlmsel unter die VereinsstaafeH. 

Die Schwierigkeit liegt in der Wahl eines gerechten Vertei- 
lungsmodus. Theoretisch sollte die Verteilung nach dem Verhält- 
nis des Verbrauches der respektiven Bevölkerung der Verein s- 
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Staaten an zolipilichtigen Wareu erfolgen. Da dieser Konisum 
aber praktisch nicht meßbar ist, werden andere^ weniger genaue« 
aber dafür praktisch leichter anwendbare Mittel benutzt Solche 
sind: 

1. Die Verteilung nach vertraglich festgesetzten festen Ver- 
Mltniszahlen, wie die Verteilung nach Prozenten und nach der' 
Größe des Territoriums. Letzterer, scheiiubar zweckmäßige 

Schlüssel würde eine Benachteiligung der dichtbevölkerten, wirt- 
schaftlich hochstehen<ien Staciteii von geringem Umfang, beson- 
ders der Stadtstaaten zu Gunsten der bevöikerungsarmen, wenig 

entwickelten, großräumigen Staaten, im allgemeinen eine Bevor- 
zugung des Agrarstaates vor dem üaudeis- und Industriestaat 
bedeuten. 

2. Die V'erteilung nach einem variablen Schlüssel. Das be- 
kannteste Beispiel ist die im deutschen Zollverein eingeführte 

VerltMlung niivh der von allen Veroinsstaateii dui-oh V'olkszäh- 
lungL'H in regelmäßigen dreijährigen Perioden crniittelten Be- 
vöikei iuig.sziffer. Dieser Moiius setzt. <n)| er .i^erecht sein, eine 
.gleichmäßige Konsumkraft in dvii X't'rLiü.^ritaaten vorau.^. Des- 
halb bildete die geringe Ivoii.sunikrafl des um da.s Jahr iSM) wivl- 
sch'aftlicli noch wenig cot wickelten Grol.Uiei-zogliini^? I^uxeinburg 
einen Einwand gegen dessen Teilnahme an den Einkünften des 
Zollvereins nach der Kopfzahl der Bevölkerung. 

3. Endlicli wäi f noch ein System denkbar, hei welchem jeder 
Vereinsstaat die Zölle beiiäll, die er einniiiiiiil. Nach diesem 
Modus werden die Zolleiimahmen zwischen den beiden Teilei\ der 
Österreichisch-ungarischen Monarchie geteilt. Er gilt auch für 
den Weltpostverein. 

Dieses System begünstigt die Staaten, die an der Peripherie 
der Zollunion liegen, besonders die Seestaaten« dann diejenigen, 
die die Mündung eines Systems von Wasserstraßen und über- 
haupt die Hauptverbindungen mit dem Zollaushind beherrschen, 
und ferner diejenigen Staaten, die dem Ausland gegenüber eine 
langgestreckte Grenze mit geringer Tiefe des Territoriums besitzen 
im Gegensatz zu den massiv geformten, im Verhältnis zu ihrer 
Größe nur mit wenig Grenzen nach dem Zollausland zu ausge- 
statteten Staaten. Dieser Verteil ungsniodus ist üherhaupt ausge- 
schiosscMi. sobald die Zollunion Glieder aufweist, die keine Zoil- 
auslandsgrenzen besitzen. ^ 

Selten wird eines de?- er\\älniten Verteiiungsprinzipien in 
voller Beinheit du rrligeführl. So hatte der deutsche Zollverein 
zwar das l'rinzi|) der Verteilung nach der Bevölkerungsziffer 
aufgestellt, gewährte aber dennoch manchem Teilne-hmer ein 
Präzipuum, d. h. eine Vorauszahlung, tlie diesem von vornherein 
aus den Zolleinkünften gewährt wurde, worauf erst die Vertei- 
lung des Bestes nach Maßgabe der Bevölkerungszahl unter allen 
Beteiligten erfolgte. Solche Präzipuen besaßen Hannover. Olden- 
burg und Frankfurt. Letzterer Stadt wurde 1836 bei ihrem 
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beitritt zum Zulivereiii ein hühtTer AiiU il an den ZolleinnalimeD, 
zugi^statudeii, indem sie 'r/5 Gulden für den Kopf der slädtischea 
und 1 Gulden für den Kopf der ländlichen Bevölkerung, d. h. eiii 
mehrfaches der Einnahme ei halten sollte, die ihr bei der V'ertei- 
lun^^ iKich der Bevölkerungszahl zugefallen wäre. Bei der Reor- 
ganisation des Zollvereins wurden alle Präzipueu abge- 
schafft. ! 

l'ber die ZweokmäüiufkeU solcher Voriechle urteilt W . Weher ^ 
in seiner (leschichte des Zollvereins (Seite 191): ^Eine Wahrheit 1 
I)rä<i(^ii die zahlreichen über die Hesteuerung des Weins und 1 
Branntweins im Jahre 1840') uew crlLSLlten Schriften und Gegen- 
schriften dem unparteiischen Leser ganz uiiverkeiiubar eui. daii 
nämlich bei einer Vereinigung mehrerer Staaten zu einem gemein- , 
schaftlichen Zollsystem die Gewährung eines Fräzipuums für 
einen einzelnen Staat bei der Verteilung der gemeinschaftlichen | 
Revenuen eine dem Prinzip eines Zollvereins durchaus wider- i 
sprechende Einrichtung sei. £s ist vollkommen unmöglich, die; 
aus einer sokhen Verbindung für die einzelnen Teilnehmer her- 
vorgehenih'n Vorteile jjanz genau abzuwägen; sie können bei der 
Verschietlenhedt politischer, sozialer und wirtschaftlicher Zu- ' 
stände weder an und für sich gleich sein, noch nufh längere- Zeit I 
dieselhen bleiben, müssen vielmehr iti längeren l'erioden einem 
fortwährenden Wechsel iititej-liegeo. Selbst wo sich gewisse T n- 
terschiede einigermalien t ('clin iingsuiäliig darstellen lassen, mui3 j 
jeder Versuch, dieselben bei einzelnen Gegenständen einer sepa- ' 
raten Berechnung zu UIUeJ^slellen, zu schlinimon Konsequenzen 
füiiren. Kr trägt entweder den Keim einer Auflösung des Vereins 
an sich, od(M- ruft einen Antagonisnuis hervor, der gegenseitiges 
Vertrauen und allmähliche Aniuihei ung und Verschmelzung der 
Interessen, die doch das Ziel eines solchen Vereins sind, aufhebt. 
So wie man bei cmem Besteuerungsartikel die* Gleichheit der 
Verteilung aufhebt, erlangt jeder Teilnehmer das Recht, für jeden 
anderen Artikel, bei welchem er dadurch für sich einen Vorteil 
zu erzielen hofft, dasselbe zu fordern. Daß 4ie8 zur Aufhebung- 
df« Vereins führen müsse, ist klar.» 

IV. Heseltigung der II n fei schiede ni der nulireklen Beaieue" 
rann du reit sfaaflicke Monoßatc nud \ erhrduehmbgaben. 

Hesteben solche Steuern in einem \'ereinsstaat, so hat die 
Herstellung der Zollunion zur Voraussetzung: 

a) Entweder. dal.i dieser Staat die betreffenden Sleuein ab- 
schafft, was mit Rücksicht auf die Finanzen meist nicht angängig 1 
erscheint. 

h) Oder, daß die anderen Vereiusstaaten dieselben Monopole i 
und Abgaben einführen, was finanziell meist nicht unerwünscht 

')^.Bei r!(*n Veihandlniigcn übpr (ho erste Erneiiorung der Zollverems- | 
vertrage tiatte che preußische Regierung anfänglich die Erlangung eines Prä- 
zipuitrn.s beim Weinzoll und bei der Branntweinsteuer angestrebt. 



Digitized by Google 



— 15 



erscheint, deni'^aber häufig gewerbliche und soziale Bedeaken. 
gegenüber stehen. 

cj Oder, daß die aus den anderen Vereinsläniiern stammen- 
den Waren bei ihrem Eintritt in dasjenige Vereinsland, das dies» 
Steuern erhebt, ähnlich wie Güter, die aus deni Zollausland ein- 
geführt werden, in Form einer ausgleichenden Ubergangsabgahe 
zur Besteuerung herangezogen werden. Damit, l^t aber eine 
Zwischen zolJinie zwischen den Vereinsslaaton wieder auf, und 
ein Haupt vorteil der Zollunion geht, wenngleich lediglich Finanz- 
und keine Schutzzölle dabei erhoben werden, wieder verloren. 
l) \7Ai kommt, da 13 rine solche Linio. wenn sie eine c^ffoktive Be- 
wachung erfordert. Kosten verursacht, die nur erträglich sind, 
wenn sie bedeutend größere Einnaliiiien /.eiliy,ün. Beschränkt 
sich (iaher die Zollinie auf die Krhebung einer einzelnen oder 
wenigvi- ('bergang.sabgaben, so müssen diese der Benlabilität 
wiegen sehr hoch ^?ein. In jedem Fall ruft eine Zw ischenzoliinie 
innerhalb einer Zollunion sofort das Bestreben hervor, entweder 
die i'bergangsabgabe abzuschaffen oder der Linie durcli die Er- 
hebung weiterer Abgaben eine größere Existenzberechtigung und 
Rentabilität zu verleihen. Demnach können solche Übergangs- 
abgaben nur einem Übergangszustand, etwa bei der Gründung 
eines Zollvereins, entspringen, oder sie bedeuten den ersten 
Schritt zu dessen Auflösung. 

Dies sind die unmittelbaren, sofort- wahrnehmbaren wirt- 
schaftlichen Erscheinungen einer Zollunion. Daneben zoitigt diese- 
aber noch mittelbare, anders geartete, aber nicht minder bedeut- 
same Folgen, wenn diese oft auch erst nach einiger Zeit zu er- 
kennen sind. Denn die Tragweite einer ZoUumon geht weif über 
dessen ftnmitfelbares ivirtschaftliche.s Ziel hinaus: sie berührt vor 
allem die staatlichen Fi?ianzen. meist auch das Geldwesen und die- 
Verkehrspolitik der Vereinsstaaten, die wirtschaftliche und die 
soziale rieset/.gehnng. und nicht zuletzt aucli das politische T.eben. 

Die Herstelliin.ü" und die Auflösung einet- Zollunion bezw. 
eines ZoUansehhisses ist meist mehr ein politisclies als ein wirt- 
schaftliches Problem. Das war insbesondere der Fall, als Luxem- 
burg 18i2 in den Zollverein i'ijitrat und als es Hude 1918 den 
Zollanschluß mit Deutschland löste. 

Die zuletzt erwähnten Folgen einer Zollunion sind allerdings 
nicht unwesentlich verschieden, je nachdem der Zollverein zu- 
stande kommt zwischen gleichmächtinfen Staaten, die auf dem 
Fuße der Gleichberechtigung mit einander ahschliißen, oder zwi- 
schen Staaten von ungleicher Bedeutung, wobei sich der schwä- 
chere Teil in den Zollschutz des stärkeren begibt. 

Zwischen gleickmächtigen Steuden sind die Hindernisse, die- 
einer Zollmiion im Weqe stehen, mehr wirtschaftlicher, zwischen 
Staaten nngteiciier Stärke mehr politischer NcUitr, 

Soll zwischen gleichmächtigen vStaaten eine Zollunion ge- 
bildet werden, so ist die Aufstellung des gemeinsamen Zolltarifs- 
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die Hauptächwierigkeit. Bedenkt man, welche Kampfe das Zu- 
Standekommen eines Zolltarifs in einem einzijiren Staat zwischen 
Industrie und Landwirtschfiift; zwischen der Rohstoffe produzie- 
renden und der weiterverarbeitenden Industrie, zwischen den 
Kons Linien ten und den agrarischen und gewerblichen Produzent 
ten liegieiten, wieviel schwieriger ist ein solcher Ausgleich, wenn 
Interessentenkreise aus verschiedenen Staaten an einander ge- 
raten. Das Ergebnis kann nur ein Kompromis aus Kompro- 
missen sein. 

Das Problem ist schwer, aber nicht unlusljar. Der deutsche 
Zulivprein mit seinen vielen grolioii und kleinen Vereinsstaaten, 
seinen agrarischen und iiulustriellen Ländern, seinen iSeestaaten 
und Landstaatcii, seiner Gi (jßmacbt und seinen Stadtstaaten, Mo- 
narchien und Republiken und auch die österreichisch- ungarische 
Zollunion beweisen es. Nachdem erst i85U die Zollgrenze zwi- 
schen beiden Teilen der Donau-Monarchie beseitigt worden war, 
vereinigten sich beide Staaten im Ausgleich von 1867 zu einer 
Bealunion, die auch ein Zoll- und Uandelsbündnis« d. h. eine 
Zollunion auf dem Fuße der Gleichberechtigung einschloß. Das 
Bündnis war zunächst auf 10 Jahre abgeschlossen und wurde 
seitdem mehrmals erneuert. Unter der ursprüngliche Bezeich- 
nung «österreichisch-ungarisches Zoligehiet», die später in «Ver- 
tragszollgebiet der beiden Staaten der ö.-u. Monarchie» abge- 
.ändert wurde, wupde ein einheitliches Zollgebiet mit gemein- 
jsauier Handelsflagge und ohne Zwischenzollinien geschaffen, 
(las die im Reichsrat vertretenen Köni^^^reiche und Länder (Öster- 
reich j. die Länder der ungaiischeii Krone. Bosnien und die 
Herzeguwina und das l^'iirsleiituin Lieiditenstein umfaßte. Das 
ganze war aber kein Zolltniiid. denn jedei' dei beide>n Staaten 
hatte seine eigenen Zollgesetze und Züli\ erordn iingen. al)er diese 
wurden in (^bei-einstiniinung gebiacht und durften ohne gegen- 
.»seitiges Einvernehmen nicht abj^cäntlert werden. Jeder Staat be- 
saß seine eigene Züllverwaltung, die sich gegenseitig durch In- 
spektoren, die Einsicht in die Geschäfte der jenseitigen Zollbe- 
Jiörde nahmen, üi)erwachten. Der Beinertrag der Zölle diente zur 
Deckung der gemeinsamen Ausgaben der Monarchie. 

Eine Zollunion auf dem Fuße der Gleichberechtigung kann 
aueh zwischen kleineren Staaten gebildet werden, sofern solchem 
Streben nicht von mächtigen Nachbarn ein Ende bereitet wird. 
So scheiterte 1905 eine bulgarisch-serbische Zollunion am Wider- 
spruch ÖsterAich-Ungarns. 

Ist nun zwischen Staaten von annähernd gleicher politischer 
und wirtschaftlicher Kraft eine Zollunion entstanden, so gilt es 
diese Errungenschaft bei Ablauf der V'ertragsdauer zu erhalten, 
wiif? oft ebenso schwer ist als die Gründung. Denn diese, die 
häufig unter der Ägide höherer Ziele, besonders einer politischen 
Vereinigung erfolgt, kann ein Festtag sein, auf den der nüchterne 
Alltag folgt, an dem die feindlichen Interessen der mit der ZoU- 
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■imiüii Zufriedenen und Unzufriedenen mit Wucht aufeinander 
platzen. Solciie kriUüclie Tage sind voi* allem aus dci- noschichte 
des deutschen Zollvereins und ()es österreichiscli- ungarischen. 
A iisüioichs, die allen schliniiiien l^rophezeiungen zum Trutz 
inunei wieder erneuert wurden, aber auch aus lier aufgelösten 
schwedisch-norwegischen Zolluniun genügend bekanjit. Zwischen 
diesen letztei en Staaten bestand eine Personalunion und .seit 1874 
eine Zolluniun. die infolge des Gegensatzes zwischen dem froi- 
Jiändlerischen Norwegen und dem schutzzöUnerischen Schweden 
1890 gelöst wurde. Darauf folgte 15 Jahre später die volle poli- 
tische Trennung beider Staaten. 

Um die gewaltigen «Widerstände gegen die Bildung und die 
Erneuerung einer Zollunion zu überwinden, muß der Gedanke 
<ler Zollvereinigung aus anderen Wurzeln als der der bloßen wirt- 
.schaftlichen Zweckmäßigki it, sei es aus der Gemeinsamkeit dec 
Abstanunung, dei^ Sprache, des Monarchen, sei es aus einem poli- 
tischen Zwang und Druck, seine Kraft schöpfen. Zwischen feind- 
lichen Staat(ni ist eine Zollunion, die nicht einer Verj^ewaltigung 
entsprin^Ut, undenkbar, und eine erzwungene Zollunion hat. wie 
■die napoleonische Kontinentalsperre, die eine Art Zollunion Eu- 
ropas gegen England, obgleich siedle Zwischenzollinien zwi.schen 
den Beteiligten bestehen ließ, .sein sollte, nur beschiänkte Dauer. 

Die Handelspolitik der europäischen Mittel- und Kleinstaaten 
^vird durch ihre Abhängigkeit von der Politik der beiuichbarten 
«GroUstaateu charakterisiert. Diese sind seit ungefähr 1880, mit 
.Ausnahme Englands, in der Absicht, sich auf Grund ihrer ausge- 
dehnten durch Kolonialbesitz ergänzten Territorien zu in agra- 
rischer und industrieller Hinsicht selbst genügenden, imab- 
hängigen Wirtschs^ftsgebieten zu entwickeln, zum Protektionis- 
mus übergegangen. Den Mittel- und Kleinstaaten blieb eine solche 
Politik wegen ihres beschränkten Territoriums und ihrer geringen 
Bevölkerung verschlossen. Sic verharrten deshalb in dcv Haupt- 
sache beim Freihandel, so Belgien, Holland und Dänemark, und 
wenn sie zum Schutzzoll griffen, so geschah dies nur notge- 
drungen und lediirlich zur Abwehr gegen die von den benach- 
barten Gi'oBstaaten en ieliteten Zollmauern, so die Schweiz 1902 
gegenüber dem deutschen und dem österreichischen Schutz- 
züUtarif. 

Die «;r()l.')f'?! Seli wiej-igkciten. die eine .si'lbständii'c Aiinen- 
handelspolilik lur die auf die Wirtschaft ihrer Nacbi)at n so .m'Iii* 
angewiesenen kleinen Staaten bietet, läßt bei diesen leieht den 
Gedanken der ZolIuTiion nnt den niäehtigeien Nachbarn aulkom- 
men. dessen Au^v\ ü kui.^u aber durch die Befürchtung der Fk'cin- 
trächtigung ihrer politischen und wirtschaftlichen ^ Unabhängig- 
keit durch eine solche Verbindung gehemmt wird. 

Zwischen einem Groß- und einem Kleinstaat hat eine Zoll- 
Union stets politische und wirtschaftliche Abhängigkeit des letz^ 
tteren vom ersteren zur Folge, eine Erscheinung, die allerding« 
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gemildert werden kann, wenn die Union, wie der deutsche Zoll- 
verein zwischen einem Großstaat und einer großen Zahl von. 
Kleinstaaten geschlossen wird, die, wenn sie sich zusammen- 
schließen, sehr wohl das natürliche Übergewicht des ersteren pa- 
ralysieren können. Im Zollverein war bis 1807 die rnabhäiigig- 
keit der Kleinstaat(Mi gegenüber der Grobmacht Preußen durch 
den Grund ' der Einstimmigkeit bei allen Beschlüssen des Zoll- 
vereins, der jedem stimnifiihrenden Mitglied praktisch ein Veto- 
reclit vorlieli. wirksam i^csichtrL 

Her mit einein (iiolistaat zollpolitiscb verhiinilL'iie Kiemstaat 
hat um >() mphr niil iMiiseitigei^ wirtschaftlichen Fol.uen und mit 
einer (JefährduiKu seiiu'j rimbtiängigkcit zu rechuea. als ja die- 
Wirkungen dei' Zolin iii(»n nicht auf das (iilnet der Zullveivval- 
tung beschrankt bleiben, sondern vor allem auch das Finanz- 
wesen, dei) Verkehr und die ganze wirtseliaftliche und soziale 
Gesetzgebung berühren. Dazu kommt danu, daß eine Zollunion 
zwischen einem Groß- und einem Kleinstaat nicht nach dem. 
Grundsatz der Gleichberechtigung beider Kontrahenten abge- 
schlossen zu werden pflegt, der Großstaat sich vielmehr zumindest, 
in den entscheidenden Frag^, wie in der Festsetzung des ge- 
meinsamen Zolltarifs, die Führung vorb(»hält. Auch in der Zoll- 
verwaltung strebt der Mächtigtre die Vereinheitlichung, natür- 
lich auf der Grimdlivge seiner Einrichtungen an. Damit verbindet 
er 'meist die Forderung einer Kontrolle der Zollverwaltung des- 
Schwächeren,' vielleicht sogar die Foiderunp: dci* t'bernahmo dtM- 
Zollverwaltung auf dem fremden Territorium imtei* fJewährung 
praktisch harmloser, meist äuiiertit h( r Konzessionen an die 
Hüheitsi tM'hte des schwächeren Parlnei s. 

Iticscs in verschied en(^n Alistiifuniren mögliche Zollunioii>- 
verhältiiis lauft auf eine mi>hr oih-r minder große Abhängigkeit, 
des schwäclieren Teiles hinaus, liier wird aus der Zollunion ein 
ZoUamchlnß: der Kleinstaat labt sich in das Zollgebiet des mäch- 
tigeren Nachharn ^einbeziehen und unterwirft sich für Gegenwart 
und Zukunft . seiner Zollpolitik, seinen Zollgesetzon und seiner 
Zollverwaltung.^) 

Im f()lfrt»nden ist uiUer Zoilanschliiü eine derartige Verbindung zweier 
Staaten zu verstehen. 

Eine andere Bedeutung des Ausdruckes Zollanschluß bezieht sich auf 
fleii Vorgleich von Zollgobiel und Staatsgebiet. Wenn beide Gebiete nicht 

übereini^liriiTTifii. -n kann o< ^plM'n: 

1. ZollaiisL'hlusse in diu (irsialt fremden Staal>gebH't(>>. das dem eigenen 
Zollgebiet angeschlossen wird. 

2. ZolhuHsi-hliisse. d. h. eigenes Staatsgebiet, dac »iitwedcr ans ririindcii 
dor jr«»oijraphi<i'li*'ii T>atxf' ;ni f'rf»mr?f'> Zr)ll£:ohirt an.t^f-^chlnssen oder ans han- 
delsi)olitischen drundFU nur aus dein eigenen Zollgt'i)iet ausgeschloüM'ii. 
d. h. als Zollansland betrachet wird. Zu den letzteren gehören vor allem die- 
Freihafengebictc. 

Sil sind dir von Bayern unist-hlossenen österreichisrh( li ( ".('nioirifl''n 
Jungholz und Mittelberg Zollausschlüsse des öster.-ungar. Znllgebieles und 
Zollanscbliisfie des Deutschen Beiches. Ebenso war Luxemburg Zollanschluß«' 
des I)entsrhen Reiches. 
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Für ilie Herjstclhiii^^ oincs Zol hm Schlusses liegen die Hinder- 
nisse nicht so sehr ciuf wii ischaftiichein Gebiet, denn dei' Klein- 
staat lieseitigt solche ihnhiicli, daß er sich dem Oegenkuntrahenten 
wirtschaftlich auf <^'iieih aiid \'crdcrb auslieici t und auf die 
Geltendmachung seiner Soiider-iiUcicssen in der Zollgemein- 
schaft verzichtet. Dafür tauclit die politische 8cii\\ iei igkeit in der 
Sorge für die Wahrung der politischen Selbständigkeit auf, die 
um so berechtigter ist. als der Kiemslaat unter solchen Tnistän- 
dcn liiclu bi(jü seine Volkswirtschaft, sondern zum Teil auch seine 
Finanzen, ^ein Geld- und Verkehrswesen einem stärkeren Staate 
ausliefert. Auf die Bedeutung des Zolltarifs, auf dessen Gestal- 
timf? dem Kleinstaat bei einem Zollanschluß meist keine Einwir- 
kung zugestanden wird, für die Staatsfinanzen in der Aera des 
Protektionismus braucht nicht 'besonders hingewiesen zu werden. 
In den dem Schutzzoll huldigi'nden englischen Selbstverwall- 
tungskolonien sind die Zölle der Hauptposten dei- Staatseinnah- 
men ün Australien etwa der Gesamteinnahmen), übrigens ein 
Grund füi- ihis Scheitern {\ev großbritischen Zollunion, da die Ko- 
lonien die Schutzzölle als Haupteinnahmequelle nicht preisgeben 
wollten. 

Auch ist tlas wirtschaftliciie Verhältnis und die durch dicsesr 
bewirkte pcditische Annäher-ung beim Zollanschhilj kein stabiler 
Zustand, sondern ein Verhältnis, das sich, ähnlich deinjeiiigen 
zweier Firmen, die ilurch eine Intercssengemeinsciiait veibiuiden 
werfhMi. im Laufe df'c Zeit unabw«Midbar zu guustcu des Stär- 
keren verscliicbt. I'^s gibt eine fast naturnotwendige luitwickiung 
des Zollanschlusses: die aujainjliche Zolkfemeimcitaff entwickelt 
sich (ilbnäJtlich zur Wirf seh affsijoin'iii^'ichaff mit der staatlichen 
Gefneirtschaft, d. h. der politischen Arsurption des Schnachen 
durch den Starken hei qünstiqer Gelegenheit im Hintergrund. 

Aus diesem Grunde hat der Zollanschluß eines kleinereu 
Staates an einen gi'ößereu allseitig politische Widerstände zu 
überwinden, und zwar durchaus nicht bloß wegen der Befürch- 
tungen des schyirächeren Teiles um seine Selbständigkeit, sondern 
audi wegen der durch den Zollanschluß bewirkten Vergrößerung 
des politischen Einflusses und der wirtschaftlichen Macht des 
stärkeren Teiles, dem seine Nachbarn diesen Zuwachs nicht gön- 
nen. Dieser letztere Gesichtspunkt spielte in dem 1840/41 geplan- 
ten Zollan^clii i:' Hcleii'üs an Frankreich eine Hauptrolle. Der 
Versuch, diese Zollunion herzustellen, scheiterte einerseits an dem 
Widerstand der die belgische Konkurrenz fürchtenden franzö- 
sischen Indu.^triellen und anderseits an Englands Rinspruch, das 
eine solche Zollunion n\< mit der N»'utralität Belgiens unvcTcin- 
bar erklärte, in Wiiklichkcit den Franzosen Belgien wirtschaft- 
lich und damit auch politisch nicht an «liefern wollte. Fngland 
hatte nicht 22 Jahre lang mit einer kuizen Atempause ununter- 
brochen gekämpft, um Ludwig Philipp hinterher im Frieden 
Antwerpen au.szuliefern, und nicht mit Unrecht sollte Napoleon 
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auf St. Heleua ausgerufen haben: G'est pour Anvers que je suis 
ici! Diesem englischen Veto, das den Zollanschluß BelgieDfi an 
Frankreich zu Fall bleichte, war der König der Franzosen, der 
von den Mäch ton der Heiligen Allianz vom ersten Tage an hefeii- 
det wurde, ujid dessen einzig möglicher Verbündeter «daher Eng- 
land war, ebenso machtlos, wie gegenüber dem Einspruch der 
groOiiulustriellen Bourgeoisie, dio von dem in Frankreich tradi- 
tionoJl gewoidenen industriellen riotektionismus uiiLer keinen 
Lm«tuiul«n ablassen wollte. 

Typisch für die entgegejigL'SL'l/.lcn lie-sticijungcii bei dem Zoll- 
anschluii eines kleineren Staates an einen mächtigeren sind auch 
die khu ungen Frankreiclis und i Belgiens in den über dieseji. 
Züliauschlüliplan gepflogenen Verhandlungen. 

Belgien erklärte»iin Mai 1840: »«Le traite devra avoir un ca- 

ractere essentiellement commercial Pour ceite raison, U 

fierait impossible de placer des douaniers frangais sur les fron- 
tieres du nord et de Test de la Belgique» und gab seu).«m Ge- 
sandten in Paris im November 1840 die Instruktion: «II est in- 
dispensable de donner au traite un cäractere commercial et d en 
eloignor toute clause qui serait d'une nature administrative.» In 
einer Instruktion vom Januar 1841 hieß es sogar: «11 est devenii 
impossible, dans la Position actuelle de la grande politique de 
TEurope, de faire autre chose avec la France qu'un traite dif- 
ferentiel. II faut uno ligne de douanes entre les tleux pays; il 
laut au reste de l'Europe une preuve palpable qu'ii n'y a pas 
d'incorporation.» 

Dem gegenüber führten die französischen Minister im Verlauf 
der entscheidenden Bespreciiungen des Jahres 1841 nach ufii- 
ziellor Darstellung aus: «Dans une union douaniere tuus les 
iivanlugi's materiels sonl pour la Belgique: tous le.s sacrifices sunt 
du cnte de la France. Oes sacrifices sunt grands. immen.ses; 
l'union douaniere n'offre ä la France qu'une seule compensation, 
c'est l'accroissement de son influence politique, Pour que la 
France sacrifie son Industrie a Tindustrie -d'un peuple voisin, 
l'accroissement politique ne saurait etre mysterieux, voile, enig- * 
matique; cet accroissement d*inf]uence doit devenir palpable, evi- 
dent et eclatant pour tout le monde: il doit frapper tous les re- 
gards. !.a France ne peut pas d'ailleurs confier ä ime autre na- 
tion les interets de son tresor et le soin de veiller au sort de ses 
Industries; ce serait une abdication de sa souverainete. Des lors 
Tunion douaniere n'est po.ssible c(u*autant qu'au gouvernement 
frauQais a[)i)artienne le ])ouvoir executif tout entier en matiere 
de douanes. Le pnu\(iii executif. c'est lo droit de ilrt^riire, de 
commandei-. de det'eiidie. le droit de nomnu-r. ile revoquer etc. A 
toules autres conditions, 1 union douaniere est impraticable, im- 
possible. »0 

Zitiert nach Waontig T)ir> Grimdfrage der belgischea Volkswirtschaft 
(Jahrb. für Nat.-Ök. und Stat. 1917). 
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I'>s .uibt küiiien (.'ürupäischen Älitlel- udci KleiiisUiat, di'i Jiicht 
sciiuii in irgendwelche ZollanschiuJipiäiie oiiibu^ugen worden 
waie. So wunle der Anschluß Belgiens an Frankreich, liuliaiids 
an ÜuuLsclilanil, eine Zulluni()n Belgieihs Jiiit Iluiiaüd betrieben, 
lind auch die Schwei/, wurde häutig als Bindeglied ihrer 4 be- 
uaehbarten (jr(^i3ütaaten in solche Konihinalitiuen eiubezogen, 
• hat es aber in der Sorge um die- peinliche Wahrung der Neutra^ 
litatspflidit^ bisher stets aJbgelelmt, sich in irgend eine derartige 
Verbindung mit einem oder mehreren Großstaaten einzulassen. 
Selbst die politisch ziemlich harmlose Zugehörigkeit der Schweiz 
zur lateinischen Münzunion hat unter diesem Gesichtswinkel in 
der Schweiz ihre Gegner gefunden. 

J3er Zollanschlüsse gab es in der neuesten Zeit, d. h. biS" 
Ende des Jahies 1918 in Europa drei, ^ie betrafen Monaco, 
Liechtenstein und Luxembur«^. Wenn ich nun dazu übergehe, die 
drei Anschlüsse in ihren Hauptzügen mit einander zu vergleichen, 
so dürfen die erheblichen Unterschiede zwischen diesen drei 
Staaten nicht aus dem Aup:e verloren ^olicn. Denn wälirend 
Luxemburg trotz seines geringen Ünifaiiges ein Staat mit völlig 
augebfUiten Organen ist, der immerhin etw;is mehr als eine 
Vierlelmillion Einwohner zählt, weist Monaco nur 23 OOü und 
Liechtenstein gar nur 10 700 iMnvvohner aui, und während 
Luxend)UJg an die 2600 ijkni umfaßt, hat Iviecbteustein deren 
nur 1()0 und Monaco bloß IV2. Monaco besteht überhaupt nur 
aus einer Kleinstadt und Liechtenstein aus etwa einem Dutzend 
Dörfern, zu denen auch die Hauptstadt Vaduz mit ca. 1000 Ein- 
wohnern gehört. 

fr 

Nach der Abtretung Nizzas an Frankreich (1860) war das 
Fürstentum Monaco, das bisher zwischen Frankreich und Sar> 
dinicn gelegen hatte, durch die Verschiebung der Grenze zwischen 
diesen beiden Staaten nach Osten hin eine französische Enklave 
geworden. Die Folge war ein Vertrag, der 1805 zwischen Frank- 
reich und Monaco eine Zollunion unter folgenden Bedingungen 
schuf. 

Mf)nac() wii-d in das f lii nz()sische Zollgebiet einlK'/(),u,en: die 
Zölle uAd die Schiffalii tsabgaben werden nach den fran/^ösischen 
Tclrifcn xon französischen IJeliördcn und für franzosische 
Rechnung gegen eine jährliriu? Kntscliädigung an den Fürsten von 
20 000 Kr. erhoben. Sollten die Zoileinnahmen in Monaco 20 000 
Fr. ülM^rsteigen, so fällt der (^berschuß nach Abzug von 25Vo für 
Erhebungskosten dem Fürsten zu. 

1900 ist diese finanzielle Abmachung geändert worden. Bis 
zu 15 (XX) Fr. dienen die Zoileinnahmen zur Deckung der Kosten 
der Zollverwaltung. Weitere 20 000 Fr. erhält der Fürst. Von den 
über diese 35 000 Fr. hinausgehenden Einnahmen bis zu 90000 
Fr. erhält Frankreich V4, der Fürst V4. Die Einnahmen über 
90000 Fr. werden zu gleichen Teilen zwischen Frankreich und 
Monaco geteilt. 
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Monaco schafft si in Salzmonopol ab und führt dag^en das 
französische Tabak-, Pulver- und Spielkarten-Monopol ein. Die 
Vorbr.uiiiisabßabcn werden für Rechnung des Fürsten durch 
i'raijzosise-ht' HohöfrltMi erhoben. Znlldcükte auf monegaslischem 
Gebiet u ei tlen auf AiiLrag der üuuzösiücheii Verwaltung vor die 
Grerichte in Sizza gL^brachl. 

Dieses Zullveihälfiüs ist schon mehr als ein Zollanschluß: 
es bedeutet in Wirklichkeit die völli;^!' Aufgabe der auf das Zoll- 
wesen bezüglichen staatlichen Suuveräniiäl. Denn Monaco hat 
weder eigene Zollgesetze noch eigene »Zollverwaltung behalten, 
sondesn sein gesamtes ZoJlwesen in gesetzlicher, administrativer 
und gerichtlicher Hinsicht an Frankreich gegen eine Pauschale' 
mit Gewinnbeteiligung übertragen. 

Der Anschluß des l 'iii stoniums Liecfttenstem an das öster- 
reichische Zollgebiet, <iuni den Zustand der Absunderuug auf- 
hören zu machen, in welchem das Fürstentum gegenüber dem 
übrigen Deutschland sich befindet und um zwischen den stamm- 
verwandten Grebieten von Vorarlberg und Liechtenstein vollkom- 
men freien Verkehr herzustellen», geht auf einen zu Wien am 
5. Januar 1852 abgeschlossenen Vertrag zurück. 

Liechtenstein wu2>de ab 1. August 1852 hinsichtlich der Zölle, 
Staatsmonopole. Verzehrungssteuern und StemiJel auf Kalender, 
Zeitungen und Spielkarten mit dem österreichischen Zoll- und 
Steuergebiet Vorarlberg vereinigt und zwar so wie diese Zölle, 
Steuern und Stempel im Vorarlberg dazumal bestanden oder in 
der Folge abgeändert werden sollton. Somit entstand uegenseitig 
völlig freier Verkehi- zwischen Licn hloistcin und \'oi ai lhcrg und 
in demselben Maße als der freie \ erkehr zwischen \ ot arlberg 
\xuii dem übrigen Österreich bestand auch mit dem letzteren. 

Die Verwaltung besorgte die österreichische Finanzbezirks- 
direktion F'eldkirch. Die Zollämter in Lieclitenstein wurden als 
gemeinschaftlich ange.sehen und als «k. k. und fürstlich liechten- 
steinische Zollämter» bezeichnet. Die Zoll- und Steuerbeamten 
wurden von Osterreich ernannt, beeidet, besoldet, entlassen und 
pensioniert; sie hatten österreichische Uniform und Bewaffnung 
und unterstanden in Dienstangelegenhelten österreichischen Be- 
hörden. In allen anderen Angelegenheiten den liechtenst^inschen 
Be^hÖrden. Sie hatten für die Zeit ihrer Verwendung in Liebh- 
tenstein dem Fürsten den Treueid zu leisten, wurden von dessen 
Begierung zui* An.-^übung ihres Dienstes legitimi.3rt und trugen 
zugleich die liechtensteinsche und die österreichische Kokarde. 

Bei der Ernennung der Beamten im Fürstentum und im 
VoT trlherg war auf Angehörige des Fürstentums, die die erfor- 
fierliclien iligen^chaften besaßen und von der fürstlichen IHcgie- 
rung empfohlen wurden, «besondere Rücksicht zu nehmen». 
(Art. 4.) 

T^ntersuchungen in Zollstrafsachen, die in l.iochtenstein be- 
gangen wurden, wurden im Fürstentum vim eineiu österjeich- 
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ischen Beamten durchgeführt. J)er Fürst besaß das Begna- 
digungsrecht. . * 

Die Zollbaiiteii hatte LiechteiK^lein zu stellen, dagegen hatte 
•Östei- reich die Kosten der Einrichtung, Heizung, Beleuchtung 
•und Unterhaltung zu tragen. 

Für die in Vni ;!tnierg und Liechtenstein eingehenden Zölle, 
Vfi 7fdiiung.ssU'uern. btt^nipol und Monopolabgal)oii auf Tabak 
Uli i Schieüpulvt'i bestand eine (ieuieinsamkeit der Reinerträg- 
Jii^ise mit folgcmler Teilung: 

1. Die Hein('i-1iä^iiis.se der Verzehruugssleuern, des Tabak- 
•uud Pulvermonopols und der Stempelabgaben wurden im Ver- 
hältnis der Bevölkerung geteilt. 

2. Von dt'iii Reinerl 1 UM der Zölle wurde — nach den ab- 
.ändernden Bestimmungen des ersten Erneuerungsvertrags von 

' 1863 — ein Drittel« als den £rtrag der in Vorarlberg für das 
•obere Inntal und das Yintschgau stattfindenden Verzollungen 
darstellend, für Österreich zurückbehalten und die übrigen zwei 
Drittel zwischen Vorarlberg und Liechtenstein nach Verhältnis 
4er Bevölkerung geteilt. 

Als Beitrag zu den Kosten der Zollverwaltung und Über- 
wachung hatte Liechtenstein eine Pauschale von ursprünglich 
lOVo — durch den zweiten Erneuerungsvertrag von 1876 auf 
:25% erhöht und durch Additionalkonvention vom 21. Nov. 1888 
auf 17% ermäßigt — des ihm zufallenden Anteils an den gemein- 
samen RtMuerträgnissen zu entrichten. 

Die Bevölkerung sollte wie in Vorarlberg alle drei Jahre 
jermittelt werden. 

t'ni die fürstliche Regierung vor ijlötzlichen Ausfällen sicher 
zu .>?tellen. garantierte ihr Österreich einen Reinertrag aus den 
genannten Zöllen. Steuern. Stempeln und Monopolen von ur- 
sprünglich 2 Gulden für den K<)|)f der Bevölkerung (im ersten 
Jirneuerung.svertrag von 1868 auf fl. 1,90 und im /weiten von 
1876 auf fl. 2.20 abgeändert). 

Liechtenstein hatte dasselbe Geld-, Maß- und Gevrichtssystem 
•einzuführen wie Vorarlberg. 

Dieser Vertrag wurde für 12 Jahre abgeschlossen und galt 
Jeweils für weitere 12 Jahre, wenn nicht ein Jalir vor Ablauf 
Kündigung erfolgte. 

Eine Erneuerung mit unwesentlichen Änderungen erfolgte 
zuerst am 23. Dezember 1863 und nach einer vorläufigen Prolon- 
gation um ein Jahr zAim zweiten Mal durch Vertrag vom 3. De- 
zemher 1876, ergänzt durch die erwähnte Additionalkonvention 
vom 27. Novemher 1888. Durch stillschweigende Verlängerung 
von 12 zu 12 Jahren ist letzterer Vertrag seitdem unverändert 
in Geltung geblieben. 

Auch dies ist ein Zollanschluß, der zwar in der Preisgabe der 
Souveränität nicht soweit geht vrie derjenige Monacos, aber 
dennoch nichts anderes, bedeutet, als daß dd£ gesamte 2iollwe8en 
:Liechtenstein's sich effektiv in den Händen Österreichs befindet. 
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Auch ilio ZoUvorhindun^r Lit.vpmhurgH mit Deut.schlaiul. die- 
184:2 i?('schaftVn und Kudp von Luxomburs urokündigt wurde, 
war ein Zoünnsi'hluß, d. h. eine Zollunion, die dem Großstaat 
Voj TiTlito «egenülx^r dem Kleinstaat sichorip. Oiese rn,ul(M<;hheit 
in diMi Hechten der beiden Kontrahenten Ijeschränkte sich, im 
west'iUliclii'U auf zwei Punkte: 

1. Die Ülxernaliiue der vom Zollvprein bezvv. vom Deutschen 
Heich bestimmten ZollLreselze, Tarife, \ erordnujigen und adniinis- 
tiativen Bestiuiuiuii^eu durch Luxemburg. In den Zollver- 
haailliiiigtii dci deutschen Zollvereins- bezw. Bundesstaaten 
wurde Luxemburg von Preußen vertreten. Das galt insbesondere- 
für den Zolltarif, der im Zollverein bis 1867 durch einfitimmigen 
Boschluß und im Deutschen Beicb, wie jedes andere Reichsgesetz, 
durch übereinstimmende Stimmenmehrheit im Bundesrat und im 
Beichstag eitstand, auf dessen Zuständekommen Luxemburg: 
also keinen Einfluß besaß. Zweifellos machte der Verzicht auf 
Mitwirkung bei Entscheidungen von solcher Tragweite aus dem. 
ZoUanschluß in hohem Matt ein Vertrauensverhältnis, in dem 
der Kleinstaat, von der Voraussetzung ausgehend, daß seine wirt- 
schaftlichen Interessen mit den Interessen des Großstaates im all- 
gemeinen parallel liefen, darauf baute, daß seine Interessen von 
dem letzteren wie die eigenen w ahr.L^enoinmen würden, und daß 
in Kälien der Interessenkollisioji ein billiger Ausgleich an^^est rebt,. 
jeileii falls das Wohl des Kleinstaates durch einseitige \>] (teuing. 
partikularer Bestrebungen des Stärkeren nicht mutwillig verletzt 
würde. 

2. Die Kontrolle der luxeinbu i rischen Zgiiverwaltung durch, 
den Zollver(»in. d. h. durch Preußen. 

aj Du ich die Aufnaiiuie zweier preulMsehen Beamten, näm- 
lich des Präsidenten der luxemburgischen Zolldirektion und des- 
Kontrolleurs beim Hauptzollamt in Luxemburg, die vom preuJ5- 
ischen Finanzministerium vorgeschlagen und sLbberufen wnrd^, 
in den luxemburgischen Zolldienst. 

h) Durch , den Grundsatz; daJ3 das preußische Finanzministe- 
rium als Zentralstelle für die Leitung und. Kontrolle der luxem- 
burgischen Zollverwaltung zu dienen habe. In Ausführung die- 
ses Grundsatzes wurden die Angelegenheiten bestimnit, bei denen 
dem Finanzministerium vorbei- Go1e,?^enheit zur Äußerung zu 
geben war,^ die Angelegenheiten, in denen die luxemburgische 
Behörde nach eingeholtem Einverständnis des prenßi^rhea 
FinaTizfuinisteriums entscheiden durfte, die Anfrole^'enheiten. in 
denen ilem pi'eußisrfien Kinanzniiiiisterium alliMU die Entschei- 
duit.u- zustand und endlieli die Aii<iele^('n heiten, die die luxem- 
burgische ]^eli()r(l(' fiei entscheiden durfte. 

Zu den Angeie.u'enlieiten. in denen dem |)ieußischen l'^inanz- • 
ministerium das alleinige Entscheidungsrecht zustand, pfehöiten: 
1. Di(» Feststellun<r und Annahme bestimmter Zollverwaltuugs- 
grundsätze; 2. Die Einführung neuer oder die Abänderung be- 
stehender Kontrollen und anderer auf die technische Zollverwal^ 
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tung sich beziehender Einrichtungen; 3. Zweilelhafte Auslügung. 
des Tarifs, Warenverzeichnisses oder anderer zollgesetzlicher 
Bestimmungen; 4. Anträge auf Abweichungen oder Ausnahmen 
von den besteb^den Zoll Verwaltungsvorschriften; 5. Ermäßigung 
und Erlaß der tarifmäßigen Abgaben; 6. Die zur Beaufsichtigung 
des Handels vnu! lU s Gewerbes im Grenzbezirk vorzuschreibenden 
Kontrollen; 7. Beschwerden gegrai die Anordnunf?eji der Zollr 
direk>ion, wenn es sich nicht um ausschließliche Angelegenheiten 
der luxemburgischen Regierung handelt; 8. Die Frage, ob die Zoll- 
verwaltung sich in einen Rechts.str(M"t einlassen soll, der nicht das 
ausschließliche lnt(>tesse Luxemburgs betrifft; 9. Präsentation 
und Rüekhei ufung des Zolldirektors und des Kontrolleurs beim 
Hauptzoll am t. ■ 

Nach eingeholtem Einverstän(biis des preußischen Finanz- 
ministeriums küüiitL' die luxemburgische Behörde entscheiden: 
I. über Berichte, welche die Znlhlirektion über Beschwerden gegen 
■ ihre Entscheidung in vStrafangclegenheiten erstattet hatte; 1. über 
die von der Zolldirektion anzufertigenden Entwürfe der perio- 
dischen Einnahme- und Ausgabeetats; 3. über die Errichtung 
neuer und die Verlegung und Aufhebung bereits vorhandener 
Zölldienststellen und Festsetzung ihrer amtlichen Befugnisse; 
4. üh^r organische Einrichtung des Grenzbewachungs- und sons* 
tigen Kontrolldienstes; 5. über die Bildung, Erweiterung und 
sonstige Veränderung des Grenzhezirks und die Bestimmung der 
Zollstraßen. Kam in den Punkten 8 und 4 ein Einverständnis- 
nicht zustande, so stand die endgültige Anordnung dem preuß- 
ischen Finanzministerium zu. 

BcM der Ausstellung, Beförderung und Vers(^tzung der niiflle- 
ren Zolll)cainten durfte die luxemburgische Beiiörde selbständig 
handeln, doch war vorher dem preußischen Finanzministerium 
Gelegenheit /ur Äußerung zu geben. 

Der einseitigen ^Entscheidung der luxemburgischen Bi^hörde- 
waren uberlassen; I. Stellung der .Sicherheiten durch die Krhe- 
bungsbeamten. Abhaltung periodischer Kassen revisionen. Ver- 
fahren bei Kassi'nfelilbeträgen und Kreditierung fälliger Zoll- 
beträge; 1. Hausiererlaubnisscheine für den Grenzbezirk; 3. Bau- 
ten und Ausbesserungen an Dienstgebauden; 4. Unterbringung 
der Zollerhebungsstellen in gemieteten Lokalen und Anschaffung 
von Dienstrequisiten; 5. Verluste an fiskalischem Eigentum; 
6. Zwangseinziehung der fälligen Abgaben; war jedoch an dielen 
Abgab(>n die gemeinschaftliche Zollverwaltung beteiligt, d h. bei 
allen nicht kreditierten Beträgen, so mußte das preußische Pinanz- 
• niinisterium von (hu Schwierigkeiten in der Zollerhebung benach- 
richtigt werden; 7. Besetzung derjenigen Beamtenst^llen, mit denen 
im dahre 1842 ein Diensteinkommen von nicht über IfKl Taler 
verbunden war (untere Beamten) und Ernennung der 8ubaltern- 
beamten iIct- Zolldirektion auf deren Vorschlag mit Ausnahme der 
Grenzaufseber und Amtstliener, deren Anstellung der Zolldirek- 
tion zustand; 8. Pensionierung sämtlicher Beamten der Zoliver- 
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'ivaittjn^ mit Ausnahme des Zolldirektors und ides- Koaitrolleurs 
lieim Hauptzoüamt. 0 

Im übrifiren, und darin unterscheidet sich der ZoIlanschluB 
Luxemburgs \vt*sontlich von denijoiü«?en Monacos und Liechten- 
steins, hatte LuxenihuTR seine Hoheitsrechte in Zollsachen ge- 
wahrt und stand gleichberechtigt neben den iiht ii^en ZoUvereina- 
^taa<en. Dies vor allem in zwei wichtiucm Punkten: 

1. l)i( Zollverwaltun.sT im flroBherzoj^tum waj eine luxem- 
burLHi^ehe Verwaltung. Säml liehe iieamte, ob Iii- nticr Auslän- 
der, hnttf^n (!(*m {iiul,)lier/,r)(; diMi Treueid zu leisten. Die luxem- 
burgische liegieruuj; besetzte selbständig iiie.j(Mii.uen Reamten- 
-Stellen. mit denen im Jahre 1842 ein (iehalt von nicht mein als 
400 Taler verbunden war. sowie auf Voi-.schlag dei' Znlldii ektion 
die Stellen der SubalternJ)eaiiUen tlei Zolliüreklioa mit Aus- 
nahme iler Grenzaufseher und Amtsdiener. 

2. In finanzieller Hinsicht war Luxemburg völlig gleich- 
Joerechtigter Partizipient unter den V^ereinsstaaten. Es erhob 
selbständig durch seine Verwaltung die auf seinem Gebiet zu ent- 
richtenden Zollabgaben für gemeinsame Rechnung des Vereins 
und erhielt, wie die anderen Staaten, seinen Anteil an den ge- 
meinsamen Einkünften gemäß seiner Bevölkerungszahl zuge- 
wiesen. 

II. Das politische Schicksal Luxemburgs 
im XIX. Jahrhundert 

Zum \'erständnis der nachfolgenden Sehildei uug ist ein kur- 
:zer (Überblick über die bewegten politischen Schicksale Luxem- 
burgs seit der fraiisjösischeii Revolution nötig-), da mit dieser 

') Ki/srkeit, Das Staatsrecht des Großherzogt um?. LiixiMiiburg. 
■) Dir alteren Perio-den fifi luxemhurgisi'hen (Jcschichte. die hier ohne 
Belang sind, seien üur des Zusammeuhauges halber aufgezählt. 
Es sind dies: 

t Die Periode n(i3 — 1443, in welcher die Grafschaft Luxemburg, deren 
Grund Graf Siegfried 963 durch den Erwerb des Kastells Lucilinburhuc ge- 
legt hatte, dem Deutschen Reiche angehörte, und in welcher vier Mitglieder 
dieses Hauses die Kaiserwürde erlangten', unter diesen Karl IV., der die 
Grafschaft Luxemburg zum Herzogtum erhob (1354). 

2 Die burgundisrho Pnriode (1448— 150()), die durch die Erf^berung 
Luxemburgs durch den Herzog von Burgund, Philipp den Guten, eingeleitet 
-wird. 

.3. Die spanische Periode (1505 — 1714). die auf die Vereinigung Bur- 
,gunds, der Niedt-i lande und Luxemburgs mit Spanien unter der Herrschaft 
Karls IV. zuriickgeht. In diese Periode fallen: 

a) 'Der pyrenaische Friede (1659), der eine erste Teilung Luxemburgs 
herbeiführt durch Abtretung südlicher und westlicher Teile (Diedenhofen, 
Montmedy. Cariornan. Damvillers usw.) an Frankreich. 

b) Die vorübergehende Besetzung Luxemburgs durch Ludwig XIV. 
(1684), der es sehon 1697 im Frieden von Ryswick Spanien zurückgeben muß. 

4. Die österreichische Periode (1714 — 1795) nach dem Verzicht Spa- 
niens auf die Niederlande einschlieülieh Luxemburg? im Frieden von Utrecht 
(1713), welche Gebiete der Friede von Rastatt (1714) Kaiser Karl VI. zuteilt, 
%SlLrend dieser Zeit bildet das Herzogtum Luxemburg nebst der Grafschaft 
«bbiny eine der 10 Provinzen der österreichischen Niedertande. 
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Jene pulitischeii Evolutionen ihren Anfang nahmen, in deren 
Terlauf Luxemburj? ald selbständiger Staat entstand und seinen 
Anschluß an den deutschen Zollverein vollzog. 

Als die französische Revolution ausbrach, gehörte -das Her- 
zogtum Luxemburg den österreichischen Niederlanden, d. h.- einem 
Konglomerat von Gebieten an, von denen jedes, unter dem Namen 
einer Provinz, fast völlige politische und wirtschaftliche TJnab- 

hängigleeit mit eigener Oesetzgebung und eigenem Zollsystem 
i>esai3. i)i(> Zentralregierung in Brüssel war ein Schatten, die ans 
den Delegierten der Provinzen gebildeten Generalstaaten eine 

Versammlung, deren Beschlüsse nicht bindend waren, und an der 
Luxemburg das Hiu ht besaß, nur nach ngenem Ermessen teilzu- 
lU'lunen, die österreichische Hoheit wai- rein nominell. In 
diesem losen Voiband genoß Luxemburg, das, mir durch ein 
schwaches Band mit ilem Deutschen Reich verbunden, bis zur 
Er()l)urung durch Pliilipp den Guten (144;^) ein unabhängiger 
Staat gewesen \\<it , wieder seine Selbständigkeit in fast völliger 
Unabhängigkeit von den übrigen Provinzen der An^derlande an- 
der dem Szeptei" der Habsburger als Herzö^ii' von Luxemburg. 

lui Jahre 1795 war Luxembarg der französischen Republik 
.alte Departement des Korets einverleibt und diese Annexion von 
ifeterreich im Vertrag von Ciampo Formio uT97) anerkannt 
worden. Dieses Wälder-Departement umfaßte aber nur etwa 
des bisherigen Her74>gtums Luxemburg, da einige von dessen Ge- 
bietsteilen im Norden dem benachbarten Departement de TOurthe 
and im Nordwoeten dem Departement de Sambre et Meuse einver- 
leibt worden waren. Das Wälderdepartement war in vier Bezirke, 
Neufchätean« Luxemburg, Diekirch und Bitburg, eingeteilt, mit 
zusammen 240 000 Einwohnern, also einer geringeren Bevöl- 
kerung als die des heuti<?en bedeiitend kleineren Großherzogtums. 
Denr im Vergleich zum Wälderdepartement besteht das heutiire 
-O^'oßherzogtum nur noch aus dem um die 1889 an Belgien 
geknninienen Kantone Merzig" (Messancy) und Ai-el (Arlon) ver- 
jninderten Bezirk Lii.xemliiir^, aus dem Bezirk Diekirch und einem 
iferingen Teil lies Bezirl\s Bitl)ur<j:. während der größtt» Teil des 
Bezirks Bitburg 1815 preußisch und der Bezirk Neufchäteau 1839 
l)elgisch wurde. 

Der WieiUM- Kongreß erhob 181 n ilas frühere Heizogluru 
•zum Großherzoglum Luxemburg und steckte dessen Grenzen so ab, 
daß aus dem früheren Wälderdepartement, aus einem Teil des 
Herzogtums Bouillon und unbedeutenden Teilen der Prt;vinzen 
Lüttich und Namur bestand, während es im Osten alle seine 
jenseits der Mosel gelegenen Gebiete und vor allem den jenseits 
der Sauer und der Our gelegenen Bezirk Bitburg mit 50 000 Ein- 
-vt'ohnern zu Gunsten Preußens verlor. Dieses Großherzogtum be- 
istand mit oinem Worte aus dem heutigen Großherzogtum mit- 

') Vgl KyiirheH, Das Staatsrecht dos Gioßh^rzogtumti Luxemburg, S. 3. 
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Äaml der luMitigen belRischea Provinz Luxemburg und zählto 1815^ 
ca. 220 000 Einwohner auf ein^m Territorium von 7000 qkm. 

Seine völkerrechtliche Stellung war nicht einfach. Einerseits- 
war Luxemburg als Bundesstaat dem Deutschen Bunde ange- 
glietlt rt — und infolge dieser Eigenschaft erhielt die 1815 zur 
Bundesfestung erklärte Hauptstadt eine preußische Besatzung 

mit einem preußischen Festungsgouverneur — und anderseits 
wurde das Großherzo^^tum dem Prinzen von Oranien-Nassau, 
dem (tamaligen Könij: der Niederlande Wilhelm I. als Entschä- 
digung für die Al)tretung seiner nassauischen Erblande (Dillen- 
burg, Dietz, Hadamar, Siegen und Fulda) an Preußen unter dem 
besoiuleron Titel eines Großlieizogs vf»n .Luxetnburg /ii.aeleilt. 
Diese iiii-rkwürdige völkerrechtliche Stellung hatte zunächst den 
Zweck, die dynastisciien Anspi iiche' der Oranier zu befriedigen, 
die, wenn auch an einer anderen Stelle, ilue Erblande wieder- 
fanden — an einer Stelle nämlich, die nicht ohne Absicht auf der 
Karte Europas so ausgewählt worden war, daß das neue Erbland 
ein mit den Niederlanden vorteilhaft zusammenhängendes Terri- 
torium bildete. Denn nicht minder wichtig als der dynastische 
Gesichtspunkt waren die politischen Motive, denen diese Kombi- 
nation entsprungen war. 

Nach dem politischen System Europas, das der Wiener 
Kongreß errichtet hatte, sollten die Niederlande eine Barriere 
gegen eine etwaige Expansiq^ Frankreichs nach Norden hia 
bilden, und um diesen Damm fester zu gestalten, wurde Belgien, 

als Ersatz für die von England behaltenen ehemaligen nieder- 
landischen Kolon ion (Südafrika, Ceylon usw.) Holland zuge- 
schlagen. Die Vereinigung Luxemburgs mit Holland, wenn auch 

nur durch die Person des gemeinsamen Herrschejs, war einet 
weilere Verstärkung dieser Barriere. Sie bedeutet aber noch viel 
mehr. Denn dieses Köni^rreich dpf \'oretinigten Niederlande, das 
als Bollw(M-k Europas MC^en Fraiikreicli aufgerichtet war. blieb 
iui Ernstfall ^ej^^enüber der französischen Großmacht UiX^h viel 
zu schwach. Daher stand hinter ihm der Bund der vier Mächte, 
Preußen, Österreich. Rußland und England, der durch Ueld und 
durch die j?eheimen Aachener Militärprotokolle von 1818 für den 
Bau untl die KrieRsbesetzung der niederländischen Festun^jen 
an der französischen Grenze sorgte. Wenn nun l'rankreich in 
einen Konflikt mit dem- König der Niederlande geriet, so war 
ein Zusammenstoß mit dem Großherzog von Luxemburg nicht zu 
vermeiden. Letzterer aber konnte, seihst für den Fall, daß sich 
die Viormächtekoalition als zu schwerfällig erwies, geradezu 
automatisch imd unverzüglich den Deutschen Bund, dem Luxem- 
burg angehörte, und damit Österreich mit seinem ungarischen- 
und den italienischen Anhängseln 0. vor allem aber Preußen, da* 

') L)i<' LoiiihHidei und Vencziori standen tinter Osterreich, Toskana, Ifo- 
dena und Parma unter hahsburgischeu Fürsten. 
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die Buiide^festung in Händen hatte, gegen Frankreich auf die 
Beine bringen. In dieser politischen Konstruktion des Wiener 
Kongresses war Luxemburg die nicht unwichtige Holle einer 
Kls^ocuner zwischen den Niederlanden und dem Deutschen Bunde 
bescnieden. 

Im Widerspruch mit den Wiener ^k^schlüs«eIl. die Luxem- 
hurK als einen selbständigen Staat konstituiert hatten, d^i- 
ledi.ulic'h durch Personalunion mit den Niederlanden verbunden 
sein sollte, wurde das Grüßherzü^tum 1815 vom König-(ii()li 
hai'/A)^ in HezuR auf legislative V'ertretung und Institutionen als 
integrierender Bestandteil der Niederlande erklärt und denn 
auch tatsächlicli als 18. niederländische Provinz mit der faden- 
scheinigen Begründung verwaltet, daß «da dasselbe unter der- 
.selben Herrschaft stehe« so auch nach demselben Grundgesetze 
regiert werden solle, vorbehaltlich' seiner Beziehungen zum 
Deutschen Bünde.» So entstand 1815 ein aus Holland, Belgien und 
Xuxemburg zusammengesetztes Königreich der Vereinigten 
Niederlande, dem allerdings eine nur fünfzehnjährige Bauer be- 
.schieden sein sollte. 

•Nach Ansbruch der belgischen Revolution besetzte Belgien 
1830 das bisherige niederländische Großherzogtum Luxemburg 
mit Ausnabme der von preußischen Truppen bewachten Haupt- 
.stadt. so daß neun Jahre lanjr das Großherzocftum als belgische 
Pru\ inz verwaltet wurde bis auf die Stadt Luxemburg?, die, einer 
belagerten Festung gleich, unter der Autorität des Königs-Groß- 
heizngs verblieb. 

Die Lösnng dieser unhalthaicii Lage ertoifite 183!) auf der 
Lomliuier Konferenz flureh eine Teilung des bisherigsten Groß- 
hei zouhiui.s. Der WriUoniscbe Westen mit Einschluß des deutsch- 
spraclilichen Gebietes von Arlon im Umfang von 4418 qkm mit 
1(55 OOU Einwohnern fiel an Belgien bezw. durfte vt)n diesem als 
belgische Provinz Luxemburg behalten werden. Der deutsch- 
sprechende Osten; das heutige Großherzogtum^ mit 2580 gkm und 
152 (KK) Einwohnern wurde deni EÖnig-Großherzog, bezw. dem 
Hause Oranien-Nassäu zurückgegeben, und auch nur dieser Teil 
verblieb beim Deutschen Bunde. So verlor das Großherzogtum 
seines Gebietes und die Hälfte seiner Einwohner. 

Mit diesem Zeitpunkt, also mit dem Jahre 1339 setzt dieses 
Buch ein. Zum Abschluß dieser historischen Ubersicht sei über 
die weiteren Schicksale des Großherzogtums noch hinzugefügt, 

daß iiiich der Auflösung des Deutschen Bundes durch den Lon- 
doner Vertrag von 18(>7 die iXeutralisierung des Großherzogtums 
unter der Kollektiv-Garantie der Vertragsmächte und die Zurück- 
ziehung der preußischen Garnison aus Luxemburg stipuliert 
wurde. VAi] weiterer Schritt auf dem Wege zur Solhständigkeit 
des; flioßheiv-oKtnins war die Lösung der Personalunion mit Hol-^ 
land nach detn Tode Iv^Hii^ W iilielms HL der Niederlande Oj^OO), 
hei welchem Anlaß die bisher in Holland itnd in Luxemburg 
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glL'ichzt'itig herr.scheiule Ottoiiischc Linif ile,«- Haukes Xassau in 
Luxeiuburg durch die Wahaiiiische Linie in der Person des Her- 
zog« Adolf von Nassau abgelöst wurde. 

Aus dieser historischen Übersicht geht hervui, daß als cIäs- 
Geburtsdatum des modernen Großherzogtulms Luxemburg ur- 
kundlich der 9. Juni 1815> das Datum des Wiener Vertrages^ 
zu gelten hat, dessen Artikel 67 und 85 das frühere Herzogtum. 
Lu>[emburg als selbständigen Staat wieder aufleben lieflen. Tat- 
sächlich aber wurde Luxemburg nicht als mn solcher Staat kon- 
stituiert, sondern von 181.'^ bis zur belgischen Revolution von 
1830 als eine Provinz des Königreichs der Niederlande und nachr 
der belgischen Revolution bis 1839 mit Ausnahme der Haupt- 
stallt als belgiscbe Provinz verwaltet. Erst durch den Londoner 
Vertrajj: vom 19. April J839 wurde an? dorn Großherzogtum ein 
besonilci (M Siaat. dessen Geschicke von denen Hollands und Bel- 
giens losgflost waren. 

Drei grundlegende Urkunden finden wir au der Wiege diases- 
neuen Staates: 

1. Den Loiidoiier \ erfrag von 1839, der da^ iTioBherzogtun] 
von Belgien al)gi'en/.le und im übrigen seine iStelluag ujitej- den 
europäiscben Staaten als Mitglietl des deutschen Bundes und in 
Personalunion mit Holland gemäß dem Wiener Vertrag be-- 
«tätigte. 

2. Die dem Lande von seinem Souverän Wilhelm II. am 12. 
' Oktober 1841 oktroyierte landständische Verfassung, die dessen 

staatsrechtlichen Bau festlegte. 

3. Den am 8. Februar 1842 vereinbarten Anschluß Luxem-> 

burgs an den damals noch jungen deutschen Zollverein, durch 
den ilie bandelspoiitischen V erhältnisse. allerdings zunächst bloß' 
auf die kurze Bauer von 4 Jahren geregelt wurden. 

Von diesen drei Urkunden waren unzweifelhaft in den 
Augen der Zeitgenossen die beiden ersten die wichtigsten, denen, 
wenn au eh keine ewige, so doch voraussichtlich eine recht lange, 
jedenfalls im voraus nicht beschränkte Geltungsdauer beschieden 
sein sollte. Wcährnnd dio dritte rrkimd«'. die sich auf einen n*ach 
fast dreijähia.ucn N'erhandliiii.üen mit ilei- ui-ößten Mühe und unter 
dem \\'i(l('r>^]^r'!rh »ler Mehi'lieit der Bevölkerung zu stände ge- 
kommenen kui'/tri<tigeFi Vertrag bezog, von M)rnlierein als eine- 
Errungenschaft piekärer Natur angesehen wiMilen durfte. 

All diese Erwartungen und Prognus^n bat da*^ Schicksal zu 
Schanden werden lassen. Schon nach 7 Jahren war die Ver- 
fassung von 1841 ein Fetzen Papier. Mit dem Zusammenbruch 
des Deutschen Bundes löste sich 1866 Luxemburg politisch von 
Deutschland und endlich wurde 1890 das letzte Band mit Hol- 
land, die Personalunion zerschnitten. In diesem Zeitpunkt war 
von den ursprünglichen Grundlagen des luxemburgischen Staaten- 
alles in der Versenkung verschwunden — bis auf eines: den: 
immer wieder erneu etten Zollanschluß an den Zollverein bezw \ 



Digitized by Google 



I 



— 31 — 



an th(s Deutsche Reich. I'nd als auch dieser Anschluß nach dem; 
Ende des Weltkrieges zum 1. Januar 1919 ^elÖF^t wurde, dahatte- 
eine Zolin ninn nach 77jähriger Dauer ihr Ei] de err^^cht. 

Der ( Jesehi( hte dieser Verbindung sind die nachfoigendea 
Blätter gewidmet. 

III. Die wirtschaftliche Lage des Großherzogtum«. 
Luxemburg um das Jahr 1840« 

Das iu (jeuiüßheit der Bestiuiüiuiigen des Lomloner \'ertrags- 
vom U). April 1689 naeh dem AbzuK der belgischen Behörden und 
dei' Wiederinbesitznahüie durch den König Cii-oljherzog Wil- 
helm 1. aiii 11. Juni 1839 wieder entstandene (irijßherzugtuni 
Luxemburg befand sich in einem politisch wie wirtschaftlich 
gleich unerfreulichen Zustand. 

Die vorhandene pülitische Orgaiiisatiun des Staates war eine- 
mehr als rudimentäre. Denn die alte Provinzialverfassung aus 
der Zeit der österreichischen Niederlande, die m^r der Verfas- 
sung eines autonomen in einen Staatenbund einbezogenen Staatea^ 
geähnelt hatte, war mit der Einverleibung in Frankreich verloren, 
gegangen. Dann war Luxemburg, als sich die politischen Zu- 
stände in £uropa stabilisiert hatten, seit 1815, wenn auch nicht 
von rechts wegen, so doch tatsächlich als holländische und von 
18H() bis 1839 als beigische i*rovinz verwaltet worden. Nun sollte- 
ein Staat aus diesem durch die Amputation von Zweidrittel seines • 
an sich schon r c( lit kleinen Territoriums und der Hälfte seiner 
Einwohner veistuinmelten Landes werden, das eigentlich nur 
noch Koiniiiiinalverwaltungen besaß, da die frühere iioiländische 
' Provinzialvet waltinig vom Sturme des Jahres ls:i() beseitigt und 
die Verwahung iles Großherzogtums in den folgenden 9 dahren, 
während denen dem König-Großheizog nur noch die Stadt Lu- 
xendjuig \ eiblieb, auf einen enibryonnaen Zustand zurück-- 
gebracht wurden war. 

Dabei niulite die Organ i^aliun des Staates rasch geschaffen 
werden, denn sie war die V oraussetzung für die dringliche Ord- 
nung der wenig erquicklichen wirtschaftlichen Verhältnisse. Im- 
merhin jnußten zwei Jahre vergehen, bis der neue staatliche Bau 
in seinen notdürftigsten Grundlagen soweit gediehen war, daß an 
die Lösung der wirtschaftlichen Frage gedacht werden konnte. 
Während dieser kurzen Zeit entstanden in rascher Folge die pro- 
visorische Landesregierung von 1840 und die landständische- 
Verfassung von 1841, die Direktion der Staatskasse, die Rech- 
nungskamnier, die Grenzregulierung zwischen Luxemburg und 
Belgien, die Organisation des luxemburgischen Bundeskon- 
tingents, der Gerichte, des Medizinalw^esens, der Forstverwaltung, 
die Ordnung der kirchlichen X'erhältnisso durch Trennung vom. 
Bistum Naniur und Ki richtung einets ai>ostolischeii \'ikariats U"=w. 

Der wirtschaftliche Zustand des Großherzogtums in dem;; 
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. Au^jcnhlick seiner Entstehung (1839) läßt sich mit w'vnig; Worten 
aiLsd rücken; LaAemburg war im (Janzen ein annea Land, das 

• ^eiue yerinye Bevölkemny nur miihmm und kärglich zu erftühren 
vermochte. lÄe Volkszählung, die 1840 auf dein Gebiete des heu- 
tigen Großherzogtums stattfand, hatte 175 000 Einwohner auf 
'einer Fläche von 2586 qkm, d. Ii. die geringe BevÖlkerungsdich- 
tigkeif von kaum 61 Einwohnern auf den Quadratkilometer 
'ergeben. 

Wie war das gekommen, da doch einesteils Luxemburg in 
früheren Jahrhunderten Tage hoher wirtschaftlicher Blüte ge- 
kannt hatte, dieses Elend somit nicht ohne weiteres damit erklärt 
worden konnte, daß das Land seine Bevölkerung übpi haupt nicht 
zu (TTuihren vermochte? Ziidoni war gerade der an Belgien ab- 
getretene Teil des ehemaligen Groliiierzo^tunis dei' minder bevöl- 
kerte nnd wirtvsrhaftlich minder (»ntwickolte Teil, das reduzierte 
<jroßhofzogtnm somit noch iiiuiuM d;i8 wertvollste Gebiet. Das 
Verhälliiis l)eider Teile zu einamier war iui Augenblicke der Treu- 
ininu' fol.eendes: 





Bevölkerung 


Grösse 
in qkm 


Einwohner 
auf 1 qkm 




167 885 


4 418 


38 


<iroßherzogtum Luxemburg . . 


175 


2Ü86 


61 


Ehemaliges Großh. Luxemburg 


343 108 


7 004 


49 



Luxemburg war von jeher ein Agrarland gewesen, dessen, 
Hauiptreichtum Ackerbau und Viehzucht bildeten. Im Vergleich 
dazu spielte die Industrie nur eine geringe Rolle, und auch der 
Handel war unbedeutend, der Kapitalreichtum infolgedessen 
mehr als jnäßig zu bezeichnen. Keine große Verkehrsader war 
iiufzu weisen, in deren Spuren sich blühende Niederlassungen 
hätten etitwiekoln können. Das Mosehifer kannte nur Dörfer, und 
der liaiiptstadt hatte nuj- die verhällnisniäßig bedeutende (jarni- 
snn t'i hühle w irlsehaftlieiie Bedeutung verliehen. Von (h'n wirt- 
.sehafllich hoch entwickelten, kapital-, ^'•ewerbe-. handels- und 
verkehrsreichen (k^filden Belgiens, Hullands uud des Nieder- 
riieins war Luxemburg durch den damals unwegsamen und 
durch keine moderne Verkehrsstraße überwundenen Wall der 
Ardennen und der Eifel getrennt. Einen ähnlichen, aber künst- 
lichen Wall hatte im Süden nach dem reichen Lothringen zu der 
französische Protektionismus errichtet. 

Die letzte wirtschaftliche Blüteperiode Luxemburgs fiel in 
die Zeit der österreichischen Niederlande. Besonders Maria The- 
resia hatte sich um die Hebung des .Wohlstandes mit Erfolg be- 
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müht. Ilano kam die französische Bevolütion. Terror und Kriegs- 
not hatten den Wohlstand vernichtet, allerdings neben den 
Trümmern die Wohltaten einer einheitlichen Gesetzgebung, Ver- 
waltung und Rechtsprechung, sowie der politischen and der Ge- 
weri>efreih<eit hinterlassen. Die wirtschaftlichen Bestrebungen der 
napoleonischen Präfekten waren löblich gewesen, gelangten aber 
bei den uniinterhrochenen Kriegf^n uiul der Kürze deß Regimes 
jiiciil /Air Auswirkung. An Kriegs.stnKM ii hatte es nicht gefehlt. 
Zu guter Letzt kam noch 1814 die hna.Mon <ler verhiindetuu Ar- 
meen — in ihrem Verbamle die riKssisehen Hürden — . und 
schlieiilich wurde das ausgesogene Großherzogtum zum Konig- 
reich der Vereinigten Niederlande geschlagen, einem Staate, der 
vom ersten Tage an mit einer riesigen Kriegsseluild dotiert war. 

. Mit den Kriegs- und Kevoiutionsjahren waren die Ungiucks- 
üseiten noch nicht zu Ende, denn es folgten bald die Hungerjalire 
1817 — 1820, in Aenm ilie wirtschaiftliche Krisis ihren Höhepunkt 
erreichte. Ein schauriges Bild jener Zeiten entwirft der im Jahre 
1811 geborene spatere luxemburgische Staatsminister Emmanuel 
Bervais in seiner Selbstbiographie: ^) 

«Je me rappeile fort bien la triste Situation dans laquelle 
notre pays s'est trouve. Depuis sa Separation de la France, 11 etait 
j»an$ commerce et saus Industrie; ses produits trouvaient difficile- ' 
' ment des debouches, soit dans les pays voisins oü des droits eleves, 
sinon ^prohibitifs les grevaient, ^oit dans les autres parties du 
royaume dont il etait s^pare par Ae grandes distances, et avec 
lesquelles il n't'tait relie que par des voies de communicatibn en 
mauvais etat. Les impöts etaient en outre onereux,* eu egard aux 
ressources des contribuables, et ils etaient .pergus avec une 
rigneur qui les aggravait. La fraude etait devenue le nuHier le 
plus luei'atif et ptait organisee dans tontes les eonnnnnes. La si- 
tnation la ptipulation etait affligeante. Les liabitants de vil- 
lagcs cnticrs ötaienl i'ednits ä la mendieite: des bandcs de mise- 
ral)le.s en liaillons et pieds-nus pai'couraient incessatnnient tontes 
les parties du territoire, demandant Tauinone il'iin niorccau de 
pain. Des huttes ä moitie ruinees servaient frequennnent d'habi- 
• tation. 11 faut dire cependant que ce n e.sl pas la reunion aux 
Pays-Bas qui seule a produit le mal. Je me rappelle parfaitement 
gue la mtuation des <H)ntrdes voisines de TÄUemagne etait peut- 
»etre plus triste que oelle du Grahd-Duche. L'agriculture notam- 
ment y souffrait plus que chez nous; ses produits faisaient con- 
«urrence aux nötres sur nos marches, malgre les droits de dou- 
ane qulls avaient a supporter.» 

Im Ganzen gelangte das Königreich der Vereinigten Nieder- 
lande nach den ersten Jahren der Überwindimg der Kriegs- 
jschäden und der gegenseitigen Assimilisation beider Teile des 
'Zwillingsstaates zwar bald zu hoher wirtschaftlicher Blüte, und 



*) Ltixembarg 1898, Seite 4. 
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dies nicht zuletzt dank der Fürsorge und der iioi sön liehen Initia- 
tive des geschäftstüchtigen und um das wirtschaftliche Wohl 
seiner Staaten eifrig besorgten Königs Wilhehn T., eines Herr- 
schers, der nicht ausschließlich nach seinen autokratischen Allü- 
ren zu beurtoilon ist. — aber es darf nicht ii hei schen werden, daß 
dieser Segen sich in keiner Weise gleichmäßig über alle Pro- 
vinzen, sondern vor allem auf die Sitze des Handels und der In- 
dustrie er.u(iß. Das weit entternte Luxiaiiburi! blieb da.s Aschen- 
brödel unter den Provinzen des Reiches, wie aus folgenden Zali- 
len erhellt. ^) 

iJiest» Znhlen reden fiiic deutliche Spiache. Sie lassen T.u- 
xemburir :mi ii dci' sIcimm-! icl^^n T.cistiiTVJ^fähi'jkpil die Mr?i'ste 
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Provinz erscheinen, die juit einem Steueierti v on i,r)l> liuiden 
weit unter dem Gesamtdurchschnitt von iOßS Gulden .steht. Aach 
der Bevölkerungsdichte ist Luxemburg nach Dreathe die am we- 
nigsten bevölkerte Provinz. Zugleich erscheint sie mit 3,6Va 
städtischer und 96,4% ländlicher Bevölkerung aJs das reinste 
Agrarland, denn die nächstsiehenden Provinzen ländlichen Cha- 
rakters, Nord-Brabant, Hennegau und Namur, weisen immerhin 
schon lOVs bis 12^/o städtische Bevölkerung auf, 

Aus der Wirtschaftspolitik des Königreichs der Niederlande 
in den Jahren 1815 bis 1830 gewinnt man den Eindruck, als wäre 

diese vor allem auf die Förderung des holländischen ÜberseehanT- 
dels und der belgischen Industriezentren in Gent, Brügge, Tour- 
nai, Charieroi, Lüttich, Verviers usw . bedacht gewesen. An die 
abgelegene Provinz Luxemburg mit ihren infolue ihrer geogra- 
phischen Lage anders gearteten landwirtschaftlichen und indus- 
triollen Interesst^i scheint man erst gegen Ende diese!- Periode 
gedacht zu haben, wofür das giolie. iKu h zu erwähnende Kaiial- 
projekt spricht, in der Zwischenzeit hatte die uiederländLsehe Re- 
gier uiig die Stagnation des Wirtschaftslebens in Luxemburg teils 
nicht wirlisatn bekäinplt, teils durch verkehrte Maßregeln noch 
verschärft iiiul /<war auf den drei Gebieten der Verkehrsmittel, 
der Zölle und der Steuern. 

Die Niederlande waren aiit ihren handelsluchligen nörd- 
lichen lind den gewerijcreichcn südlichen Provinzen im GanzPTi 
ein reichi'^ und liarnioüi.seh konstruiertes Wirtschal'lsgebilde, und 
da wäre es für Luxemburg von besonderem Werte gewesen, über 
gute Verkehrsmittel zu verfügen, um seine landvirirtschaftUchen 
und seine besonderen industriellen Erzeugnisse nach den kauf- 
kräftigen übrigen Teilen des Königreichs zu bringen, von denen 
es durch den unfruchtbaren, dünn bevölkerten, wenig gangbaren 
Streifen der Ardennen, der sich wie eine isolierende Scheidewand 
zwischen der Maas und dem Großherzogtum erhob, geographisch 
abgeschlossen war. vSolche Vorkehrsmittel waren aber als Wasser- 
wege ubt. haupt nicht und als Straben weder in genügendem 
Maße noch in brauchbarem Zustande vorhanden, so daß die vom 
Königreich abgelegenen und von d</n angrenzenden Sfa ifon 
Preußen und Frankreich durch Zolhnauern gelrennte Provinz 
wie ein allseitig- isoliertes Wirtschattsgebiet da stand. 

Tm Großherzogt nm selbst spotteten die Verkehrswege quan- 
titativ und qualitativ aller Beschreibung. 1839 besaß es bloß 
40 Meilen Strcißen, so da(.i in den folgenden 8 Jahren dieses 
Straßennetz trotz der bitteren finanziellen Not. in der der junge 
Staat >;i( b befand, gleich verdoppelt werden mußte. 

Immerhin hatte das iioUändisclie Regime zuletzt einen ernsten 
Anlauf zur Hebung des Verkehrs in Luxemburg genommen. In 
den Jahren 1817 bis 1827 war mit einem Aufwand von 600 000 
Gulden die große Straße von Arlon nach Marche als Hauptver- 
hindung mit der Maas und ebenso eine Straße nach Aachen 
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gebaut worden. Ein kioLUm- KaiiHl von der Maa» zur Mosel über 
das kixeinhurjjisclie Gobiel unter BiMuU/Ajnji; des Laufes der 
0;:r(he und eler Sauer wurde be.schlossen. Die preußische 
Re^ierun;; iuiite ihrerseits die Zustimmung zur - Ränalisierung 
der Sauer auf der luxemburgisch-preußischen Strecke erteilt, 
und die Bauarbeiten zur Verwinklichung des großen Planes 
hatten schon begonnen — da brach die belgische Revolution aus, 
und von diesem Augeublicke war an die Vollend unji^ des Baues 
nicht inchi' zu denken. 

Die Wirtschaftspolitik des Ver. Königreichs der Niederlande 
wurde in erster Linie von den Interessen der nördlichen Pro- 
vinzen bestimmt. Um dem Kolonialwarenexport, auf dem die 
Blüte des holländischen Hamids beruhte, die Tore des Auslandes 
offen zu lassen, wurde eine Fmhandelspolitik betrieben, die die 
aufkeimende Industrie der südlichen Provinzen d(M- übermäch- 
tigen englischen Konkurrenz auslieferte. ImsI 1822 wnrde der 
belgischoii Industrie ein niäßipfor Schutz bewilligt. Während so 
die inländische Industrie vom nationalen Markt teilweise 
depossediert wurde, blieb ihr ziiuIimlIi der Export nach dem 
Auslande vei'scblo.ssen und zwar nach 1^'rankreioh W(^u:eM dessen 
hoben Schulzzülien und nach Preußen ans einem ähnlichen 
Grunde, i'reußen hatte nämlich 1819 einen Zolllüfit aufgestellt, 
der sich im Vergleich mit dem gerade/u prohibitiven franzö- 
sischen Zolltarif in mäßigen Sätzen von in der Regel lOVo des 
Wertes bewegte. In Wirklichkeit befolgte Preußen den Grundsats 
der Wert-Verzollung nicht, wie er in England und Frankreich 
durchgeführt worden war, sondern erhob praktisch die Zölle in 
der Regel vom Gewicht, ausnahmswei-se auch nach dem Maße und 
der Stückzahl. Dieses System bot den technischen Vorteil einer 
Erleichterung der Abwicklung der Verzollung, da diese auch von 
minder kenntnisreichen Zollbeamten durchgeführt wei'den konnte, 
hatte aber den großen Nachteil, daß der Zoll, trotzdem der 
Gewichts-, bezw. Maß- und Stückzoll im Prinzip vom Wertzoll 
abgeleitet wai-. dem Wert der zollpflichtigen Waren nicht ent- 
spiach. da derselbe flewichtszofl. der bei einer «geringwertigen 
Ware vielleicht prohibitiv wirkte, keinen merklifheii Einfluß auf 
eine Ware dei-selben All aber vf)n besserei- Qualität und flaher 
höherem Wert ausüble. Die preußischen Zölle, obwohl im Prin- 
zip mäßig, wirkten daher gegenüber Waren \oii geringer 
Qualilät unter Umsländeu |H()hibili\ . und nun bestand un- 
glücklicherweise der Iu\( iiibu 1 ;.ii>ehe industrielle Export gerade 
aus geringwerligen Massenurlikeln von großem Gewicht: Eisen, 
Steingutwaren. Leder. Papier und billigen Wollwaren. 

Aus der K tieL-^szeit hatte dtts Königreich der Niederlande 
eine gewaltige Sclu.lil iilji-rntimmen, die der Frieden zu verzinsen 
und zu tilgen hatte. In dem diesen Verhältni.s.sen entsprungenen 
niederländischen Steuersystem standen für Luxemburg drei 
indirekte Steuern im Vordergrimd des Interesses: 
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1. Die von der landwirUcbafllieheii Bevölkerung über alle 
Maßen iJfehassto \fahl- und SchJachtsteuer. 

2. Die Wfiiistevier, die so unzvveekmäljiu i'ilujbeii wurde, dal3 
der '/AI eilt riciH(4ule 8teuerbetra«r in Luxonibii ig /.eilweiJig den 
Wert dei lernte überstieg, so dali die Weinbauern, um den Steueia 
zu entMt'iHMi, in den Jahren 1821) und 1830 lieber auf die Wein- 
lese verzichteten. 

8. Auch die Art der Erhebung der BraniUweinsteuer Jiatte 
zur Folge, daß die der Landwirtschaft als Nebenbetrieb ange- 
gliederten kleinen Brennereien, die die Steuer nicht tiageri 
konnten, in steigender Zahl eingingen. Denn diese Steuer war 
für gewerbliche Brennereien mit fortlaufendem Betrieb gedacht, 
während die luxemburgischen Brennereien, die zwecks Verwer- 
tung des Obstes und der Weint rester nur zeitweilig in Betrieb 
waren, von den Steuern erdrückt wurden. 

Einen weiteren Kiagepunkt gegen die nieüerländiscbe Re- 
giorun«. dei- auch wirtschaftlich bedeutsam war» bildete die Tat- 
sache, daß den Luxemburgern in Luxemburg die öffentlichen 
Ämter teilweise versclUossen blieben. In der höheren luxem- 
burgischen \'ei w altutiü gab es üJ3erhaiipt keine Luxemburger, 
sellrst (Iii' erste Kaiiinici' der (leneralstaaten zählte zeitweise kein 
eiii/iges luxemburgisches Mitglied. Nach Lu.\enil)nrg wurden 
na( h Möglichkeif liolläudische Beamten in der bewuüten Absicht 
errKiunt. iUmu Lande allniählieh einen holläiulischen Charakter 
zü geben, und ilaß im Verfolg dieser Tendenz es an Bemühungen 
nicht fehlte, durch die höheren Schulen und die Beamtenschaft 
die in Luxemburg gänzlich unbekannte holländische Sprache ein- 
zuführen» versteht sich von selbst. In den letzten Jahren vor der 
Revolution war das Holländische sogar in da« Lehrprogramm 
der beiden oberen Klassen der Volksschule aufgenommen worden. 

An der Revolution v(m J830 beteiligte sich Luxemburg im 
Unterschied von den belgischen Piovinzen nicht aus poh'tischen, 
sondern hauptsächlich aus (iiiinden der wirtschaftlichen Ver- 
zweiflung» weshalb auch alle Gewalttätigkeiten, die aus diesem 
Anlaß in Lux(>mburg vorkamen, ausscliließlich gegen die hollän- 
dischen Steuer- uml Zollbeamten veiiibt wurcien. 

Nun Inste in Luxeiid)ii i-g, ausgenoiniiieii in dei- Hauptstadt, 
die belgische die holländische Verwallung ab. Ihre Wirkungs- 
zeit von 1830 bis IH89 war zu kurz, um gr'öReic wii'tschaftliche 
Kefoiineu ilurchfiihren zu können, abgesehen davon, daß die 
wälirend dieser Zeit unsichere politische Zugehörigkeit des Groß- 
herzogtunis alle Absichten und Pläne lainiu^n mußte. Die bel- 
gische Verwaltung beschränkte sich im wesentlichen auf die Be- 
seitigung bezw. Ermäßigung «der unzweckmäßigen holländischen 
Steuern bösen Angedenkens und entsprach damit den dringend- 
sten Forderungen der Bevölkerung, tat aber nichts, um durch 
positive Maßnahmen, etwa durch Straßenbau, die wirtschaftliche 
Lage zu bessern. In dieser traurigen wirtschaftlichen Verfassung 
trat der luxemburgische Staat 1839 ins Leben. 
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Der aligemeiaen Wiiisc"hatlslai,'L' euUpracli der uichia we- 
niger als glänzende Stand der StaaUfinanz^. Während einer- 
seits von einer stärkeren steuerlichen Heranziehung der Bevölke- 
rung nach den geschilderten wirtschaftlichen Verhältnissen keine 
Rede sein konnte« vielmehr Steuererleichterungen dringend gefor- 
dert wurden, verlangte plötzlich die Einrichtung des neuen Staa^- 
tes gewaltige ordent]i( lu- und außerordentliche Mittel. Die Staats- 
verwaltung war in allen Zweigen teiLs zu i torgani.sieren, teils 
neu zu schaffen. Schon die 13( rt itstelluiig der Baulichkeiten für 
Zentralämter, die es bisher in Luxemburg nicht gegeben hatte, 
verursachte hohe Ausgaben. Dazu kam noch, daß das Staats- 
rechnungswcson im Hückstande wa]-. und iiifolgedassen manche 
Aiisgai)t'n. l)Lsonders lr*ensionen der früheren Kegieruüg noch zu 
begleichen waren. 

I^nd doch ist diks linanzicile l*i()l)lom unter dem deprimie- 
renden Druck der täglichen Soi.i4t>n geliist wtjrden. Die Lösung 
dieser Aufgabe, Linnalunen uml Ausgaben zu bilanzieren, die 
hauptsächlich in die Jahre 1839 bis 1848 fällt, hat J. Ulveliug in 
seinem Becueil möthodigue kurz geschildert. £r unterstreicht 
darin, daß in dieser Zeit 8 bis 9 Millionen Franken außergewöhn- 
licher Ausgaben für öffentliche Bauten stattfanden, und gleich- 
zeitig die Steuern nicht erhöhl, sondern jährlich um fast eine 
halbe Million ermäßigt wurden. Dieses günstige Besultat wurde 
durch Ersparnisse. besDndci.s in den militärischen Ausgaben für 
das luxemburgische Bundeskontingent erzielt. 

Der ungünstigen materiellen i^age des firobherzogtums um 
das Jahr entspiach dei- niedrige knltnrello Stand, fnr den 

in einem Lande von KIpinhaiieiii und Kleinbürgern der Stand 
der Volksbildung den Mabstab al)gibt. 

Wählend des Afittelaltei's und nnch zu Beginn dei- Neuzeit 
hei isciite in Luxemburg bei der großen iMas.se der ländlichen 
Bevölkerung krasse I ' n wi.ssenheil. Zui- österreichischen Zeit 
hatte Maria Theresia 1774 eine Schulordnung erlassen, die, auf 
modernen Prinzipien aufgebaut, den Grundsatz der Schulpflicht 
aufstellte^ jeder Pfarrei die Errichtung einer Volksschule auf- 
erlegte und die Schaffung von Mädchen-, Normal- und Muster- 
schulen vorsah. 

Die französische Revolution inachte tabula rasa. Die Schulen 
wurden wieder dem Gutdünken der Gemeinden ausgeliefert, und 
im übrigen waren <iie harten Kriegszeiten füi- die Pflege von 
Kunst und Wissenschaft wenig geeignet. Die Schulverhältnisse 
in Luxemburg am Ende des fj-anzösischen Kaiserreichs spotteten 
jeder Beschreibung. Vagabunden, arbeitslose Maurer, Weber und 
Schu.ster wurden Schulmeister. Rntscheidond füi* die Anstellung 
waj- nicht das Wi.s.sen. sondern die geringen pekuniären An- 
sprüche der Bewerber. Diese waren samt und sonders Deklas- 
sierte und Hungerleider. Viele Gemeinden hatten überhaupt 
keinen Schullehrer. 
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Nach d<?r Vereinigung mit Holland, das dank seines guten 
'Vülksbilduii^{.s\veseiis fast gar iseine Analphabeten aufwies, setzte 
.die Reform in Luxemburg ein. Aber deren Früchte reiften lang- 
sam. Von 52 320 schulpflichtigen Kindern erhielten 1819 13 7(50 
gar keinen linterricht nod Vio der anderen besuchten nur die 
'drei- bis viorinouatliche Winterschale. 

nezeichiu'iid für das Bildunj^.sniveau des luxemburgischen 
Volkes war sein V erhalten in der Revolution von 1880. ne5?sen 
. sonderbare \'oi-.steJlungen id)er den Sinn dieser revolutionären 
Erhebung «beweisen Vorfalle wie in Küntzig. wo die Bewohner 
glaubten, der beste Anl;iim der Revolution sei wohl, die Häuser 
des Pfarrers, des Bürgermeisters und der wohlhabeiislen Bauern 
zu überfallen und auszuplündern. Von Arlon kam eigens ein 
Abgesandter des Gouv^nenrs herüber, um den Küntzigern Sinn 
und Zweck der Erhebung zu erklären; aber sie begriffen so 
schlecht daß sie zwei Stunden nach Seinem Abgang doch mit der 
Plünderung anfingen. £ine ähnliche Ge^hichte trug sich in 
Ebnen zu. Da hatte der Einnehmer der Gemeinde Ganach 1800 
Oulden in seiner Kasse, die für den Bau einer neuen Schule 
'hstimmt waren. Das wußten die Belgisch-desinnten und sie ver- 
langten vom Bürgermeister, das Geld müsse ihnen ausgehändigt 
werden; sie wollten Revolution damit machen. Vnd als der Bür- 
^rorineister nicht hören wollte, zogen sie nach Ebnen, um das Geld 
.mit Gewalt wegzunehmen. Nun .stielten sie hier leider' auf bewaff- 
nete Macht und muhten mit Verlust von Gefangenen ahziehen, 
^ Sie erkläi ten aber, sie wollten wiederkommen und Ebnen in 
Brand stecken, verzichteten jedoch auf diesen Plan, aJs die Ehne- 
ner zu Gegenmalin ahmen sich riisteten. ^) 

Die geringen Ergebnisse des löblichen Eifers der hollän- 
dischen Behörden verschuldete der passive Widerstand, dei' böse 
Wille und die geistige Indolenz, dandien aber auch die Armut 
der Landbevölkerung, die weder die Schullasten aufbringen, noch 
auf die Kinderarbeit verzichten wollte. «Habitants du Grand* 
Ducbe de Luxembourg — rief das 1817 geschaffene «Jury tempo- 
faire pour l'instruction moyenne et primaire», dessenYorsitzender 
der Gouverneur der Provinz Luxemburg war, mit dei' geschwol- 
lenen Rhetorik der damaligen Zeit in einem Rundachreiben vom 
Jahre 1819 aus — proprietaires et manufacturiers, cultivateurs 
et artisans, jusques a quand reslerez-vous insensibles a tant de 
maux qu'i vous tourmentent, justfuf^s ä quand meconnaitrez-vous 
assez vos interefs i)oui' iie pas les affirnier paj- le moyen que la 
raison et Fexperience vous offrent: rinstruction du peuple!» ^) 

In dem letztere ReF'ieht vom April 1830 \i])er den Slland des 
Volksbildungswi .^eiis iiu Großherzogtum unter der niederlän- 
dischen Herr.scliaft wurden die in der Vermehrung der Zahl der 
Schulen uud in der besseren Ausbildung der Lehrer erzielten 

') A'. Marync. Luxemburg und die Revolution von 1880. Luxemburg, 
1916. Seite 13. 

*) Th. Witrjf. La Situation de l'enseignement primaire dan lo G.-D. de 
Luxembaarj; p&üdaat la periode de 1815 ä 1900. Luxembourg 1900. Fage 12. 
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Fortschnitr hcivuigehobon gi'Keiüibor den Ih'uninnjge» aus der 
fiiirui/.iL'lk'ü Not mancher (jlemeinde'n, die weder dds Schiillokal 
noch die uotigen Schulcinrichtuugen zu stellen veiiiiuchten, und 
gei;enüber der Glekhgiiltigkeit der Eltern, die, selbst ohne Unter- 
richt aufgewachsen« vielfach die Notwendigkeit der Schulbildung 
für ihre Kinder nicht einsahen. Zu diesem Zeitpunkt zählte daa 
gesamte Großherzogtum 662 Volksschulen und zwar 301 im wal- 
lonischen und 361 im deutschen Gebiet. Das Bildungsziel dieser 
Schulen, von denen viele nur Winterschulen waren, war aber 
noch Hehr bescheiden. Das ergibt sich aus ihrer offiziellen Gliede- 
rung in 4 Gruppen: 

1 . Schulen, wo man bloß lesen und etwas schreiben und rech- 
nen lernt. 

'2. Schulen, die ;iul3ej dein tioeli die Sat/.^liedcrun^ hdiren. 

8. Schulen, die auch die Anfangsgründe der Grammatik leh- 
ren und das Rechnen weiter tieibeu. 

4. Schulen, in denen dazu nuch die Kenntnis der Maße und 
""Gewichte, der üeußraphie und der Geschichte vermittelt wird.*) 

Als die ersten Früclite der Beuiüliuiigen der holländischen 
Verwaltung sichtbar wurden, w^arf die belgische Kevolution 1830 
wieder alles über den Hauf^. Jetzt wurde die Musterschule in 
LuxemburpT geschlossen und die Schulinspektoren wieder abge- 
schafft, die Schulen abermals ohne Kontrolle den Gemeinden und 
von diesen unqualifizierten Lehrern ausgeliefert, während die im 
Amte gewesenen, gut vorg^ildeten Lehrkräfte entlassen wurden. 
Von 1830 bis 1839 wurde alles vernichtet, was von 1815 bis 1830 
für die VolkshilduuR mühsam gewonnen worden war, und so 
stand 1839 die V^olksbildunj^ wieder auf dem beschämenden Stand 
von 18J5. Ein Dorfschulmeister, der zwar die Multiplikation 
beherrschte, dem die Division daj^egen Zeit sein(>>; Lebens ein Ge- 
heininis l)Iiel), war b^nde der vierziger Jahre in Luxemburg noch 
möglich, und dtMi ^ab es sicher in mehr als dem eiiuii Vertreter, 
von dem ich Kunde ei-hielt. Das AnalpiiabetentTim hliditel Hesser 
als diircdi Worte imi.^e durch eine Zahl das Bild beleuc-htt'l wer- 
den; Im luxemburgi.schon Etat von 184() erschien der i)ffentliche 
Unterricht mit 20 (XH) Fr. dotiert, während die Militarausgaben 
800 (K)0 Fr. und die für öffentliche Bauten 500 000 Fr. betrugen. 
Aber schon acht Jahre später waren die 20 000 Fr. von 1840 auf 
das Sechsfache gestiegen. 

Dio gebildeten Zeitgenossen wußten, wie die Dinge standen. 
Als der König-Großherzog Wilhelm II. nach seini»m Regierungs- 
antritt L\ixemburg im Juni 1841 besuchte, um sich über die Ver- 
hältnisse, besonders über den zweckmäßigsten Zollanschluß zu 
informieren, wurde ihm die Sadilaj^e offen geschildert: ^Sire, 
l'instrmdion puhliriue. en sonffrance depuis 10 ans. reclame Tor- 
ganisation iprelle avait avant 1830, sagte N. Metz im Namen des 
Kantons Luxemburg; eile a bosoin aussi de Votre concours gene- 
reux |)our les cf)mmunes sans lessoui'ces.* 

VfM waltung.S'Meninrial des (irotth. Lütz(>mburK. Jahrg. 1880. 1. Jahres« 
hnUlv. S. 344. 
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In einem Kundschreiben des Kegieningskollegiiims vom 
4. März 1842 an die Genieindeverwaltuni^en des Grolüierzogtums 
wurde diesen die Fürsorge für den öffentlichen Unterricht mit 
bewegten Worten dringend ans Herz gelegt und Zwangsmaß- 
nahmen angetli'oht, falls die besteheiuien liegleiiiente über das 
Vülkssdiulwesen weiter mißachtet w^iirden. Denn die Regierung 
und die Stände hätten ihre Schuldigkeit getan und sicli beiuuhl, 
<cden so tief gesunkenen Volksunterricht wieder auf die hohe Stufe 
von 1830 zu bringen». ' Die Menge der Trümmer und die Sorg- 
losigkeit der Bevölkerung aber hätten ihre Bestrebungen gelähmt 
Dann wurden die Bürgermeister und Schöffen apostrophiert: . 

«Habt Ihr, Orts vorstände, auch Eure Pflicht erfüllt? Höret 
die Stimmen, welche sich gegen die Sorglosigkeit oder den bösen 
Willen erheben, die fortwährend in d&i meisten Eurer Gemeinden 
herrschen. Die einen suchten tausend Hindernisse gegen die 
Wiederherstelhing der (in Betreff der Un terhringu|ig, der Ent- 
schädigungen und (Jehälter der Schullehrer sowie der Unterhal- 
tung der Schulen) vorgesrhriehenen Verfahrungsart; die andern 
widersetzten sich durcii eine passive Resistenz, die nur durch die 
Entsendung von Spezialkoniniissaren zu bezwingen war, die auf 
deren Kosten die Arbeit maehlen, die ihnen selbst oblag; andere 
endlich begnügten sich damit, die gefortlerte Organisation ledig- 
lich aufs Papier zu bringen; ohne Rücksicht auf den erhaltenen 
förndichen Befehl, ileren Vollzieh iiii^ /ai sichern, weichen sie 
diesen aus, entweder dadurch, tlali sie entgegengesetzte Gebräuche 
dulden« oder daß sie die Lehrer zu einer Ubereinkunft zwingen, 
die diese von den Vorteilen, die ihnen zukommen sollten, beraubt 

Was entsteht nun aus dieser gesetzwidrigen und unbedachten 
Verfahr uhgsweise? Was anders, als daß viele Lehrer nicht die 
Hälfte der Emolumente beziehen, die ihnen die Beratungen der 
Behörden zugewiesen haben; daß diese so nützlichen Männer den 
Mut verlieren und sich nur mit Verdruß den mühseligen Arbei- 
ten ihres Berufs unterziehen; daß der jährliche Unterricht zu 
spät anfängt und zu früh aufhört; daß ilieser Unterricht unregel- • 
niäfM.L;'. kraftlos und fast nichtig ist; daß die J.ehrstnnden in Zim- 
mern gehallcii wetnlcn. wo gleichzeitig Arbeitsleute odet' andere 
Hausdiener arbeiten; daß da. wo für den Unterricht gewidmete^ 
Säle vorhanden sind, es an Mobilien und an hinlänglichen Hei- 
zungsmitteln gehiiclit. So geschieht es liann auch, daß die Kin- 
der fast ebenso unwissend die Schule vorlassen als sie in dieselbe 
getreten sind; daß ihre moralische und religiöse h^rzieliunu \er- 
fehlt ist, und daß diejenigen, welche nach höherem Unterricht 
trachten, von diesem ausgeschlossen bleiben müssen, wegen 
Mangel an hinreichenden Kenntnissen. Sah man nicht am ver- 
flossenen Herbst, daß Proitymna&ien junge Leute, die bereits 14 
bis 15 Jahre alt waren, zurückweisen mußten > 

t^ber die wirtsctuifthche Lage Luxembui-gs und seiner ein- 
zelnen Gewerbe in dei Neuzeit besitzen wii' zwei llauptquellcn. 
Die erste verdanken wir einer Verordnung des französischen 
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.Minisk'['> füf (i(nvi'il)o und Haiidui, in der ei im Mai l>>H-2. kurz 
vor Beginn des russischen Keldzu^^es auf (iehtMÜ iXapoleoiis den 
Präfekt(Mi mit einer ausfüluliciien AiiweisuuM befahl, für jedes 
I )i'|)aifüüieiit. eine Übersicht der Lage der industriellen Gewerbe 
ailjiihrlich aulzustellen. Dieser Aufgabe uuUm-zo^- sich der Prä- 
fekt de> W'ülder-Departeiiieius Juurdan luil Fleiß iiiitl (jesidiiek 
und sicherte somit der Nachwell eine wertvolle Statistik der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse Luxembur^^s im Jahre 1812, die sich 
allerdings bloß auf das Handwerk and die Industrie, nicht auch 
au! Landwirtschaft, Handel und Verkehr erstreckt 

Eine ergänzende Fundgrube gleicher Art geht auf einen Vor- 
gänger Jourdans. den Fräfekten Lacoste zurück. Vor Beginn der 
Kontinentalsperre hatte Napoleon mehrfach eine Art Parade der 
Industrie seines Reiches in Gestalt von industriellen Ausstellun- 
gen in Paris veranstaltet. An der vierten Ausstellung von 1806 
nahm auch das Wälderdepartement teil, und den Bericht über 
diese Beteili.s^un.u- verfaßte Larrjste. 

Beiden Berichten Jourriaiis und Lacostes hat .\. Funck eine 
interessante Studie*) gewidmet, die ein anschauliches Bild von 
dem luxemburgischen Gewerbefleiü in den Jahren und 1812 

gibt, und der ich im folgenden manche Einzelheit entnehmen 
konnte. 

Die zweite IntornialiiHisquelle bezieht sich auf die Jahre 
1839 und folgende. Es handelt sicJi um Schriften, die in Luxem- 
burg 1889 und in den folgenden Jahren anläßlich des fünfzig- 
jährigen Jubiläums der Errichtung des Großherzogtums unter 
dem Sammelnamen «Statistique historique du 6.-D. de Luxcti- 
bourg» von der luxemburgischen Regierung herausgegeben wur- 
den. Von dieser Sammlung kommen zwei Schriften hier in 
Betracht : 

1. £d. Metz und (^h. Gemen, La Situation de J'industrie et du 

coinnierce de 1839 ä 1889. 

2. Eug. Fischer und J. P. Koltz, Rapport general sur l'etat 

del'agriculture dans le G.-U. de 1889 ä 1889. 

In der ersteren. von dem Präsidenten und dem vSekretäf der 
Handelskafumer in Luxend)nr,ir verfaßten Schrift, die keine syste- 
■mMtisehe l)arstellun^^ stmdern eher eine Art Chronik ist. ent- 
stantien aus dei KouipilatidU (>ffizieller Akten und Berichte der 
Interevssenten bei gelegentlichen I nif ragen, sind die Begebenheiten 
der Jahre 1889 bis J842 eingehend berücksichtigt. Ich habe ihr 
die wesentlichen Daten über die Lage der industriellen Gewerbe 
um tlas Jahr 1889. doch nicht kritiklos, enluümmen. 

Die umfangreiche zweite Schi ifl. deren erster Hauptteil aus 
der Feder des Präsidenten und des Sekretärs der Ackerbau-Kom- 
mission stammt, enthält noch als zweiten Teil eine Geschichte 
der Ackerbau Verwaltung seit ihrer Gründung im Jahre 1883 bis 
.1893 von dem Leiter dieser Verwaltung, J. Enzweiler, Auch aus 

*) A. Funck, Lindustrie au Departement des Forets, Diekirch i913. 
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dem ei stori Teil dieses Buches k'oimte ich Material über die La^e 
des Ai kerbaues, der Tiprzucht und des WfMnhauGs in Luxemburg 
um das Jahr 1889 t'iuiu'luiieii. Leider sind manche Tal)elien die- 
ses Ruches niofit mit der nötigeu Sorgfalt aufgestellt worden und 
deshalb unbrauchbar. 

1. Die Landwirtschaft 

l>ei' Agrarstaat Luxemburg eini;ingelte bei seiner Ent- 
stehung der Kenntnis der geologischen Beschaffenheit seines Ter- 
ritoriums. Erst 1856 begann die Herstellung einer geologischen 
Karte des Großherzogtums, die 1874 beendigt wurde. 

Geologisch, klimatoiogisch und bis zu einem gewissen Grad 
.auch ethnologisch zerfiel das Großherzogtum in zwei Teile: den 
wenig bevölkerten, zum Ardennengebiet gehörigen Norden, in 
Luxemburg r Mundart "Ösling» genannt, und den dichter bevöl- 
kerten Süden, das «Gutland*. 

In die Ardennen fiel fast die ganze beigische Provinz Lu- 
xemburg und das nördliche Drittel des jetzigen Großherzogtums *) • 
riii( S.')'» qkiii. In einem rauhf'n Klima wechselten dort Berge, 
Wälder, kahle liöhen. an den Rangen wenig fruchtbares Acker- 
land und in den Tälern schniale Viehweiden mit einander ab. 
Weizen und Koggen gaben nur geringe Erträge, am besten ge- 
diehen Hafer und Kar löffeln, die denn auch die Grundlage der 
Kiücthrunii der Bevölkerung bildeten. Auf dem felsigen Unter- 
grund bedeckte sich eine dünne Ackerkrume, nachdem der 
Schnee monatelang auf ihr gelegen hatte, mit Gras, Ginster und 
Heidekraut. Alle 12 bis 15 Jahre wurde das Land ausgerodet, 
indem die Rasenflächen zerschnitten, in der Sonne getrocknet 
und verbrannt wurden. Biese Düngung durch die Asche brachte 
•einige Ernten hervor, worauf das Land wieder mehrere Jahre 
sich selbst überlassen wurde. 

Den Kail ptert rag brachte dem Ardennerbauer die Viehzucht: 
Pferde, Schafe, Kind-er und Schweine. 

Tn der Waldkultur herrschte der Eichenschälwald (Loh- 
hecken), de? den Gerbstoff für die in diesem Gebiet ansässige 
Lederindustrie lieferte. 

Das Gutland war der Ansläufer der lothrinRischen Hoch- 
ebene. Auf welli ntörnii^^en Hügeln wechselten Wälder und 
fruchtbares Ackerland ab. An den Hängen des Moseltales auf 
einer Strecke von ö() km zwischen Schengen und Wasserbillig 
sowie an der unteren Sauer vor den Toren des Öslings wuchs die 
Weinrebe. Den Haupt^rtrag lieferte im Gutland der Weizen und 
die Mästung des aus den Ardennen bezogenen Magerviebes. 

Von diesem werden zmn Ösliug gerechuet: Die Kantone Clerf. Wiliz, 
Redinsren 7Aim Tf>il (nämlich die Gemeinden Verl. Rondorf. Arsdorf. Wahl, 
Ell, Foischette und Grosbous) und ein Teil des Kantons Diekirch (nämlich die 
Gemeinden Vianden, Fuhren, Walsdorf, Bastendorf nnd Ettelbrück). 



Digitized by Google 



— 44 — 

Über den Viehbestand gibt folgende Tabelle Auskunft (nach 
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Fischer und Koliz, Seite 228). Aus diesen Zahlen erhellt die 
größere Bedeutung, welche, um das Jahr 1840 im Vergleich mit 
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der neuesten Zeit, die Pferde- und die Schafzucht und die ge- 
ringere Bedeutung, die zu jener Zeit der Rinder- und der 
Schweinezucht in T.uxemburg zukaui. In der Schafzuclit war 
die Woilgewinnung die Neben-, das Fleisch die Hauptsache. 
Große Schafherden zogen im r)s]i?vy umher, wo sich infolge des 
dort herrschenden Dreifeldersysteins (im ersten Jahr Weizen 
oder l^oggen, im zweiten Kartoffeln. Gerste oder Hafer und im 
dritten Brache) ausgedehnte Brachfelder nebst den damals noch 
großen unkultivierten Heiden befanden. 

Folgende Tabelle (a. a. 0. S. 70) gibt die Art der Boden- 
nutzung nach den Angaben des Kadasters an. 
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Auffallend ijst in dieser Statistik der Bodennutzung der 
breite Kähmen, den die Waldisultur einnahm und der in der 

französischen Zeit Luxemburg den Namen Wälderdepartement 

eingebracht hatte. Die Wälder und Lohhecken, die noch 1830 
nicht weniger als 101 327 ha (a. a. 0. Seite 146) umfaßten, be- 
deckten 1845 immerhin noch 79 657 ha, d. h. die Wälder mach- 
ten rund ein Drittel des {ganzen Territoriums des (iroßherzogtums 
aus, und zwar waren es im Gutlgmd meist Buchen- und Eichen- 
wälder, im Ösling Lohhecken. 

Die Bedeutung der Waldkultur zur damaligen 2^it beruhte 

0 Diese Tabellen stimmen bei Fischer unrl Koltz nicht. .A.uch geben 
diesp Autoren keinen Aufschluß über die Unterschiede in der Gesamtfläche 
des seit 1889 unverändert gebliebenen Terriioriums des Großherzogtums. 
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nicht bloß auf der Vei \\ eiuLimy des Holzes als Bau- und als 
Feuerungsmaterial in den iiau.slialtiuigen, «ond^Mn auch auf. 
seiner ausgiebigen Nutzung als indu^lrielien BrennÄLuff, beson- 
ders als Holzkohle für die Eisenhütten. Die nächst erreichbare 
Steinkohle des Saargebieles konnte wegen des teuren iiaiibyortiJ 
in Luxemburg weder in die Haushaltungtii noch lu die Werk- 
stätten eindringen. 

Die Betriebsweise der Landwirtachaft war noch aelir primi- 
tiv. Künstlicher Dünger war unbekannt. AU erster wurde 1852. 
der peruanische Guano eingeführt, dem 1864 das Knochenmiehl 
folgte. 

Die Fürsorge des Staates für die Landwirtschaft erschöpfte- 
sich in der Sorge für AgrarzöUe. Erst 1843 wurde zur plan- 
mäßigen Förderung der Landwirtschaft eine staatliche Ackerbau- 
küinniission eingesetzt. Bezeichnend ist, daß im Staatsetat für 
liS4;j - die Etats von 1839 bis 1842 sind nicht veröffentlicht 
worden — die Landwirtschaft ledij^iich mit 3145 Er. dotiert er- 
schien. Im Jahre beliefen sich die staatlichen Kredite zu 
Gunsten der Landwu tsduift auf oöü 2UÜ Er.*) 

Von einem landwirtschaftlichen linterricht war Anno 1639 
noch keint' Hede. Erst 1850 wurde i'hi Kredit von ÜUÜ Er. zum 
8tudium dieser Erage bewilligt, wuicuif 7 Jahre später in Ech- 
ternach die erste Ackerbauschule eröffnet wurde, die aber 1868- 
einging. Später ist 1883 in Ettelhrück eine neue Ackerhauschule 
gegründet worden. 

Wie heute herrschte der häueriiche Kleinhesitz vor. Der 
Großgrundbesitz des Adels und der Kirche war in der franzö- 
sischen Revolution untergegangen, und die bedeutenden staat- 
lichen Domänen unter der hoUänili^rhen Herrschaft verkauft 
worden. .Mit der Abschaffung des Erstgeburtsrechtes durch da&- 
französische Zivilgesetzbuch war die Parzellierung des Bodena 
immer w^eiter fortgeschritten, am meisten in den weinbautrei- 
bendeii Mo.solkantonon, wo sie einen den Fortschritt der Land- 
wii'tschatt gt't'alirdenden Grad ci ri'K'hl lialk'. So gab es 18Ö5 auf 
einem TeiTilurium von 2586 qkni in Lu xfiuhui g ()7S :207 Par- 
zellen"), d. h. 262 Parzellen auf den Quadratkilometer. In dem- 
selben Zeitpunkt wurden (w 639 Grundbesitzer gezählt, von denen 
jeder also über einen durchschnittlichen (irLUidbesitz von 3,7o ha. 
verfug le. 

Von den landwirtschaftlichen Erzeugnissen des Großherzog- 
tums kamen das Vieh, das Getreide, die Eichenlohe und das Holz., 
hauptsächlich in Betracht. 

Das Vieh war der wichtigste landwirtschaftliche Export- 
artikel, dem an Bedeutung auch kein industrielles Erzeugnis, 
gleichstand. Das Hauptabsatz geh iel für tlas hixemburgische Vieh, 
war Frankreich, dessen hohe Einfuhrzölle durch den wohl orga- 

') A. a. 0. Seite 11. " ■ 

*) Flacher und KoUz, a. a. 0. S. 76. 
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nisiertcn 8(*hiiHi>»i4t!l die nöti^io Kof r«»kliir erfuhren. Auch mit 
Belgisch-Liixenibur^ bestanden Br/ichiiniien im Viehiiandel in 
der Weise, daß das Ma^ervioh ih r belgischen Ardennen zur 
Mästun«,^ nach dt in ( iiolilip^i /onUim gebracht und von diesem als- 
F^ttvieh uu'der cxixnlii'it wiirHe. 

Jenseits der Maas bliilile aui 1 im lilij.i i m J.amlstrichen die 
hoch entwickehe belgische Landwirtschaft, deren übermächtige 
Konkurrenz aber für da^ä Großherzoglum, ia selbst nicht für Bei- 
gisch-jjuxemburg, dank der angesichts der damaligea Verkehrs- 
mittel unübersteigbaren Sehranke der Ardennmi, die dazwischen 
lag, fühlbar wurde. Die Verhaltnisse lagen so, daß Belgisch-Lu- 
xemburg &(>inen bedeutenden (jetreidebedarf nicht einmal in den 
Weizen im Überfluß erzeugenden ))elgischen Provinzen, sondern 
im (jr()I.)lu"r/.(*:-;1iim deckte, so daß letzteres seinen Getreideiibor- 
schuß, d. h. ungefähr Vs seiner ( ietreideproduktion an Belgisch* 
Luxemburg gleichsam im Austausch gegen Magei vieh abtrat. 

Vlolz und Holzkohlen . wurden aus Luxemburg in großen; 
Meng(Mi nach den dicht an iler hixemburgischcn Südgronze gele- 
goiK Ji französischen Kisenwei'ken ausgeführt, wählend die 
luxf tnbnruischc Hichenlohrinde in den preußischen Gerbereien 
willige Ahncliincr fand. 

Vom Weinbau lebten in Luxemburg ca. ITdOi) Mensclien, die- 
auf 34 Ortscbafte?^ verleih waren. Ihre wirtschaftlichen Verhält- 
nisse waren. iinnscliK. ilii"e Verschuldung enurnj. Die «erhoffte 
gute Weinernte war der Zufallstreffer im Glücksspiel. Die luxem- 
burgischen Weine wurden im Inland verbraucht, und nur 
geringe Mengen fanden einen Absatz in Belgien. 

2. Die Industrie. 

a) Die Eisenindmtrie. 

Die Eisenindustrie nimmt in der luxemburgischen Volks- 
wirtschaft einen hervorragenden Platz ein. nicht bloß weil sie in 
der Gegenwart bei weitem die bedeutendste Industrie des Landes 
darstellt, sondern weil sie auch zeitlich das erste Gewerbe war, 
das sich in Luxemburg auf der doppelten natürlichen Grundlage- 
der Erzlager und der großen Waldmmon, die die Holzkohle als 
Bronnmaterial lieferten, zum großindustriellen (Jewerbe entfaltete. 

Zur Zeit der Österreich ix hon Niederlande stand das luxem- 
burgische Kisengewerbe ifi hoher Blüte. Die Eisenwerke der be- 
rühmten Abtei Orval in F^clijisch-Lnxemburg galten als Mnstei- 
betriebc, .\arh dor fia n/osischcn f^evrdiitinn. die manchen Hcti iob 
vei*ni('ht('t hatte, nahm die iuxcinhui uischc Kiscnindustrio unter 
dem Kaisi'rreich. das ihi* d(ni Markt eines moben Reiches, dessen 
Heerwesen gewaltige Eisen nKnitren verbrauchte, eröfffnet hatte, 
einen neuen glänzenden Aufsi hu iing. 

Die lu.\end)ujgische Eisenindustrie uinfaüte die Vjsenerz- 
gewinnung. die Roheiseiuuzeugung und die erste Bearbeitung 
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dieses Roheisens in bclimiede werken, alöo die Piüdukiiun von 
Halbfabrikaten. Abgesehen von der handwerksmäßigen Herstel- 
lung von Nägeln gab es in Luxemburg keine Unternebiiiungen, 
die kansumfähigü Eisen wai'en herstellen konnten, keine Draät- 
und Walzwerke. Das luxemburgische Roheisen wanderte in Ge* 
stalt von Barren in die benachbarten Departements der Mosel, 
der Ardennen« von Sambre-et-Meuse (heutige Provinz Namur) 
und der Ourthe (jetzt Provinz Lüttich), wo es zu Nägeln, Werk- 
zeugen, Ofen, Kesseln und Waffen verarbeitet wurde. 

Wie die damaligen Grewerbe überhaupt, so war auch die . 
Eisenindustrie eng mit der i>andwirtschaft verbunden. Abge- 
jsehen von einer verhältnismäßig geringen Anzahl von gelernt«! 
Arbeitern bestand die Mehrzahl ihrer Arbeiterschaft aus Gelegen- 
heitsarbeitern, die ihre Kraft und ihre Zeil teils dem Bergbau, 
teils der Landwirtschaft, teils als Kohlenbrenner und Holzfäller 
der Hol/.k()lih'nge\vinniinK und teils als J?^uhrieute dem Transport 
von Eisonerzi'i! imd Kuhlen witlnicton. 

Nach Fuiick (beite 3^5) beschättigte die Eisenindustrie des 
Wälder-Departements mit den erwähnten Nebengewerben 1811 
8000 bis 10 000 stämliyre und Gelegenheitsarbeiter. Vergieichs- 
halber sei erwähnt, dali 1918 in dem bedeutend kleineren Groß- 
herzogtum unter Ausscheidung aller Nebengewerbe 5807 Arbei- 
ter in den Erzgruben und 12 179 in den Hochöfen, Gießereien und 
.Stahlwerken tätig waren. 

Es betrug die Erzförderung: 

des Wälder-Departements 1811 .28000 t 

des Großherzogtums Luxemburg 1913 . . . 7 333372 t 
nachdem letztere 1907 mit 7V2 Millionen Tonnen ihren bisherigen 



Xulminaiionspunkt erreicht hatte. 

Die Zahl der Hochöfen betrug: 

1811 im, Wälder-Departement 39 

^darunter in Betriel) 30 

von denen sich auf dem Territorium des heutigen Groli- 

herzogtums insgesamt befanden ........ 13 

unter denen in Betrieb waren 8 

1911 waren e? . . . - ... 45 

die all(> in Betrieb wait'n. 

Die Kolleisenproduktion betrug: 

1811 im Wälderdepartement 13 OUO bis 14 000 t 

1911 im (ii olihei /otrtum ' . . . , 2 547 861 t 



Technisch war die luxomhu i v:i'^elie Kisenindustrio im Betrieb 
ihres Bergbaues, ihrer Hochöfen und Schmiedewerken rück- 
ständig. 

Der Eisenerzbergbau beschränkte sich auf .die Gewinnung 
der Alluvialerze und war in dieser Form eigentlich eine Neben- 
heschäftigung der ländlichen Bevölkerung in der Zeit, in der die 
landwirtschaftlichen Arbeite ruhen mußten. Daß unter diesen 
Umständen Raubbau getrieben wurde, ist klar. Erst 1840 begann 
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die Ausbeute der Oolytherze, d. h. der sog. Minette, auf der die 
heutige luxemburgische Eisenindustrie aufgebaut ist. 

. Für die Industrie in Belgien und Luxemburg war die napo- 
leonische Zeit ein goldener Tag gewesen, denn die kaiserliche 
Regierung tat in ihrem Kampf gegen England alles, um die 
Leistungsfähigkeit der Industrie auf die höchste Stufe zu bringen. 
Von der englischen Konkurrenz befreit, fand das luxemburgische 
Eisen in großen Teilen Europas einen Markt von unbegrenzter 
Aufnahmefähigkeit. ' ' ' 

Die Loslösung LvixeinbuiKS von Frankreich war 1815 ein 
Wcndopunkt. Die hixeinbui'gische Eisenindustrie verlor das 
aiisj4t'(lehnte Al)satzgebiet dei- ersten Mililarniacht und tauschte - 
dafür die Zugehörigkeit zu einem niederländischen Königreich 
mit ungünstigen handelspolitischen Verhältnissen für die Indu- 
strie ''in. In wonigen Jahren hatte die englische Eisenindustrie 
den Kouütient erobert und besonders im Königreich dei Nieder- 
lande, das seiner Eisenindustrie keinen ScliutzzoU gewährte, jede 
Konkurienz ans dem Felde geschlagen. Mit diesem X'erlust des 
iruieien Marktes ging d(n' Verlust des so wiciitigen französischen 
Alarktes infolge dei- hohen franz( isischen Zölle einher. 

Nach wenigen Jahren stand die luxemburgische Eisenindu- 
strie vor dem Zusanunenbruch. 

In einem Bericht übei- die Lage der Eisenindustrie in Luxem- 
burg vom 11. Juü 1820 hieß es: 

«La forgerie. (iiii sous le Gouvernement francais etait en etat 
de prosperite. est aujourd'hiii dans la Position la plus de!)lorable: . 
eile n'est plus meme ce qu elle, etait souä le Gouvernement au- 
4richien. 

Des ouvriers nombreux sont mis hors d'activite et livres a la 
jmisere. L'influence de cette decadence se fait sentir dans toutes 
lee classes de la societe. 

L*extraction des mines qui se trouvaient dans le pays occu- 
paient beaucoup de personnes. Les cultivateurs mettaient a profit 
leiirs iournees desoeuvrees pour se livrer ä ces travaux et au 
Transport du minerai. Iis ne »perdirent aucun instant; il ne restait 
aücim vide pendant les jours ouvriers. Les proprietaires des forets 
Tendaient a un haut prix la production de cette propriete inte- 
ressante; l'exploitation des coupes, le transport des charbons, en- 
' suite des fers fabriques, mettaient toute une contree en action; lea 
iisines trouvaient toutes les matidres premi^res dans le pays et 
aucun denier n'en sortait. 

Les maitres de forges ne pouvaient assez fabriquer. Les 
sommes considerables qu'ils recevaient m ^hange de leurs mar- 
^handises se repandaient dans lee communes avoisinantes et T 
^amenaient l'aisance de la prosperite. 4 
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Ge tablöau riaiU, ces sceiios (Factivite se sont evanouis. A 
rentour des usiiuvs. ou fovirniillaieiit autrefois de nombreux tra- 
vailleiirs, no regrnpnt que la stupeur pt la morne inortie. 

PpTidant la ppriode de la reunion du Grand-Diiche avec la 
France, las fers ftMidus se vendaieiit sur les usines 9.69. 9.92, 
10.10 et 10.87 tlorins les 50 livres des Pays-Bas (100 livres an- 
ciennes); ä Tepoque de la bataille de lieipzijr, le ])rix etait des- 
cendu a 8.98 — 9.21 florins et aujourd hui il ivest plus que de 
6.57— (i.Hl floiiiLs*.') 

Die heljri.sche VVfwaMiinK. die 1880 die holläiuii.sche in Lu- 
xeDiburg ablöste, brachte der Kiseairidu.stiie keine Besserung" 
ihrer Lage: ein Betrieb F>aoh dorn anderen stlilüli seine Pforten. 
Seit 183H war über die lielMi'St'be Eisenindustrie eine schwere 
Krisis hereinupbrochon. die durch die Überproduktion und die^ 
Konkurrenz des fin^efülirtcn ;i usländiscben Kisens \ei-iirsacht 
war. Die Preise sanken um :2;i bis 30Vo und ein Drittel der Unter- 
nehuiunKen stellte den Betrieb ein, so (hil.) ilie Produktion des- 
Jahres 183U niii- noch di(» Hälfte derjeniKen von 188() betrug. Tn 
dieser Vei tassnn^ richteten sich die Blicke der belgischen Eisen- 
industriellen nach den> Zollverein, dessen Eisenindustrie den 
eigenen Markt nicht zu befriedigen vermochte, wohin die bel- 
gischen Eisenwaren d(»r Zollsili ranken wegen jedoch nicht ge- 
langen konnten, und es entstand in diesem Kreise eine starke' 
Strömung für den Anschluß Belgiens an Holland oder noch besser 
an den Zollverein, dem die Handelskammer in Lüttich 1839 in 
einer Denkschrift, in der sie die Eorderung eines solchen Zoll- 
Anschlusses begründete. Ausdruck vei lieh 

In dieser Lage schied die lu.xemburgische Eisenindustrie aus^ 
dem belgischen Wirtschaftsverband aus, und da dieses Aussehei- 
den die Folge hatte, daß das Großherzogtum auch noch von Bel- 
gien durch Zollschranken getrennt wurde, konnte sich die luxem- 
burgische Eisenindustrie als .Exportindustrie mit der Feststel- 
lung trösten, daß eine weitere Verschlechterung ihrer handels- 
politischen Lage nunmehr gänzlich ausgeschlossen sei, und daß? 
Jeder Zollanschluß an irgend einen Nachbarn, .selbst eine Zoll- 
union mit Belgien, die, wie eine neunjährige Erfahrung gezeigt 
hatte, die Auslieferung der luxemburgischen Eisenindustrie an 
die technisch überlegene belgische Konkurrenz bedeutete, die- 
selbst über den eigenen Bedarf produzierte, als eine Erleichternng- 
ihrer Lage zu begrüßen wäre. Einem Anschluß Luxemburgs an 
den deutschen Zollverein war die luxemburgische Eisen industrier 
ebenso wie die belgische daher wohl geneigt. 

») Funck, a. a. 0. Seile 220. 

") Waentig, a. a. 0. Seite 664. ... 
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1841/1842 gab es in Luxemburg 11 Hochöfen, alle mit Holz- 

kohlenfeueriing, und zwar: 

1 in nciluii u mit einer Jahresproduktion von 700 t 



2 in Rdllinnon 

2 in Bissen » 

1 in (^oliii^ü-lk'i'g » 

2 in Fischhacli » 
1 in (Hiindhof » 
1 in Anseiiibn r.u' » 
I in Doinmoldiiigen 



» 



» 900 t 

• » 1400 t 

> » TOM t 

» » 1500 t 

» » ■ 7fK) i 

» » . im L 

» * 700 t 



mit eiiii^r Gesamtproduktion von 7800 t 

Roheisen oder 5000 t bearbeitetem Eisen in Barren, wovon nur 
150 t Roheisen und 300 t bearbeitetes Eisen im Inland verbraucht 
wurden. Der Rest mußte ausgeführt werden, besonders nach 
Preußen, das das luxemburgische Roheisen zollfrei zuließ. 

b) Dte Gerbereien. 

liit' (leiijereiindustrie war in Luxemburg von jeher im Au- 
schlui.^ an die ausgedehnte Viehzucht und an die Kultur der 
Eichen Waldungen, die den Gerbstoff lieferten, ein blühendes Ge- 
werbe gewesen. 

Nach Funck gab es 1811 im jetzigen Gebiet des Großherzüg- 
tums 66 Gerbereien, von denen eine größere Anzahl während der 
französischen Herrschaft errichtet worden waren, während ein- 
zelne auf den Anfang des 16. Jahrhunderts zurückgingen. Viele 
waren handwerksmäßige Zwergbetri^e mit einem Meister und 
einem einzigen Gehilfen. Ihren Standort hatten die Gerbereien 
in der Nähe der Produktionsstätten der Eichenlohe, d. h. im 
Osling, vor allem in^ den -beiden nördlichsten Kantonen Clerf und 
Wütz. 

Die luxemburgischen Gerber beschränkten sich um das Jahr 
1811 nicht auf die Bearbeitung: der einheimischen Hiiute, sondern 
sie kauften auch amerikanische auf den Märkten von Antwerpen, 
Rouen, Metz, Paris, Amsterdam, Maastricht. Lüttich und Sltave- 
lot. Ihre Erzeu<inis.se brachton sie nach l^r-knen, Ost-FiankreicK. 
und nach Deutschland, vor allem auf die \fessen von Frankfurt, 
Cassel und Leipzig. Ihr damaliger Jahresumsatz betrug 2 bis 3 
Millionen Fiancs. 

Die Trennung Luxemburgs von Frankreich hatte dieser In- 
dustrie ein wichtiges Absatzgebiet entzogen, für das die Nieder- 
lande keinen vollen Ersatz bieten konnten, da deren Lederpro- 
duktion den heimischen Bedarf reichlich deckte. In Stavelot, 
Lüttich, Namur und Dinant also ohne Berticksichtigiing der flä^ 
mischen Gerbereien, wurden jährlich mindestens 250000 Häute 
d. h. ein Vielfaches des belgischen Konsums verarbeitet. Doch 
waren die luxemburgischen Gerber den belgischen durch die Güte 
und die Billigkeit ihres Gerbstoffes gewadisen. 
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Die Trennung Luxemburgs von Belgien war 1839 ein arger 
Stoß für diese Industrie, deren Produkte Belgien nunmehr mit 
einem hohen Einfuhrzoll belegte. Von diesem Augenblicke an 
mußten die luxemburgischen Gerbereien ihren Absatz nach' 
Deutschland, d. h. nach (ienjcnigon deutschen Staaten, die keine 
oder nur geringe Loderzölle erlioboiu zu heben .suchen. Mit der 
wachsenden Ausdehnung des deutschen Zollvereins aber, der 
einen hohen Lederzoll erhob, war k'ider auch dieser E.xport 
immer .scliwieriger geworden. Doch war die Lage der Luxem- 
burger (ierber im Ganzen nicht sclilcclit. Sic waicii in dem 
Luxombiirg der Mitte des 19. Jahrhunderts die Vertreter des 
industriellen Heichtuiuö, wir würden liijute sagen des industriel- 
len GroBkapitals. 

Vor 1880 ^^ab es in dem (iioÜherzogtum Luxemburg 17 
größere (Jerbereien. von dünen in t'ulge dei Teilung des üioÜhor- 
zogtums zwei an Belgien fielen. Die übrigen hatten ihren Stand- 
ort in Wiltz, Schimpach, Glerf, Feulen, Enscheringen, Wilwer- 
viriltz und Grevenmacher. Um das Jahr 1840 beschäftigte die 
Oerberei-Industrie ungefähr 6(K) Familien. 1839 gab es in Lu- 
xemburg nach einer ^^rechnung des preußischen Finanzministe- 
riums 1()6 Gerbereien mit rund 10(K) Gruben. 

c) Die HaiuUchuliindusirie, 

• > 

Dil' Handschulündustrie war zu Beginn des 19. Jahr- 
hunderts in Luxemburg als Hausindustrie eingeführt worden. 

Solange Luxemburg mit den Niederlanden bezw. mit Bel- 
gien vereinigt gewesen war. war Belgien das Hauptabsatzgebiet 
die.=;er Exportindiistrie goweson. \)mn Belgien, das bis 1835 
keine Hajulsrliuhc erzeugte, bezog diese Ware aus Frankreich 
und aus Luxemburg. 

Der Bohstoffbezug dir ( r Industrie an Ziegen- und Lamm- 
fellen aus Italien. Deutsciiiand und der Schweiz bezifferte sich 
jährlich auf 2ÜÜ01K) Gulden. Das Inland lieferte nur 10 000 bis 
12 000 Felle 4m Werte von 5000 bis 7000 Gulden. 

In dieser Industrie waren in 3 Betrieben ca. 1800 Arbei- 
terinnen und 250 Arbeiter beschäftigt. Die drei Handschuh- 
iabriken hatten eine Gesamt Jahresproduktion von 850 000 Gulden 
(1 niederl. fl — 2.12 Fr.).») 

d) Die Papierindustrie, 

Die Papierindustrie wurde im 18. Jahrhundert iii Luxem- 
burg eingeführt und zwar soll die erste Pajpicrfabrik nach Funck 
1711 in Mühlenbach-Eich in der Nähe der Hauptstadt durch das 
Jesuitenkollegium in Luxemburg errichtet worden sein. Im Jahre » 
1811 war die Zahl der Betriebe auf dem Gebiete des heutigen 
Großherzogtums auf 11 gestiegen, 1842 waren es a1)er nur noch 5 . 
kleine Tinternehmungen mit Handbetrieb in Manternach, Fisch- 

Exposd de la Situation du Grand-Buche de Ltixembouri;... 1842. S. 97. 
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bach, WiJtz, Senningen und Echternach, die Schreib-, Pack- 
papier und Papj)e erzeugten und 2(H) Arbeiter beschäftigten. 
Außerdem betitcuid noch eine Tapetenfaijiik mit ()0 Arbeitern. 

I)i\* PapieiiiidiLslrie war ciussgespruciientirmaßen eine Ex- 
portindustrie, die 'Vio ihrer Pi'oduktion im Werte von oÖUOÜO 
Fr. uacii dem Aushind. vor allem tiaih Üeutsfhland bi aclite, wäh- 
rend der Ab.satz nacli HeJgien durch den Wertzoll von 17'/-i"/o 
verhindert wurde, obgleich in Belgien die luxemburgLSchen Pa- 
piere wegen ihres schneeweiUen Aussehens, das auf die Reinheit 
de^ Wassers, das zur Herstellung benutzt wurde, zurückgeführt 
wurde, von den Druckereien sehr begehrt wurden. 

Dagegen betrug der belgische Einfuhrzoll für Pappe nur 
3,48*^/0 des Wertes. Erschwert wurde aber deren Export dufch die 
hohen Frachten, die diese Ware im geringen Wert von 20 Fr. die 
50 kg. nicht leicht zu tragen vermochte. Immerhin war dieser 
Export nicht unl)(Hleiitend. 

Die inländische Erzeugung an dem damaligen Rohstoff der 
Papierfabrikation, den Lumpen, genügte kaum, um die Hälfte 
des Bedarfes zu befriedigen. Aus Belgien und Frankreich durften 
Lumpen niehf ausgeführt werden. Die Derkunj erfolgte daher 
aus den Landein des Zollvereins, die auf diesem Rohstoff einen 
Ausfuhrzoll erhoben. 

Außerdem bestand im Gi uliherzogtum noch eine Tapeten- 
fabrik mit Ai'bcitern. deren Erzeugnisse nach Deutsebland, 
Hollaiul und Belgien au-si^i führt wurden, obgleich in diesen beiden 
letzteren Ländern ein Eirifuhrzoll von 10% des Wertes erhoben 
wurde.*) 

v) Die Te.i'tilfuduHfrff. 

Die einzige Baumwollspinnerei des Großherzogtums arbeitete 
in Pulvermühl bei Luxemburg mit 1100 Spindeln, war aber bis 
auf iOOO Spindf»In erweiterungsfähig, woniil sie auch nur- die 
Hälfte des inländischen Konsums hätte l)etriedigen können. Der 
Wert ihrer Jahresproduktion i^neiehle 80 000 Fr. 

Um da!^ Jahi' 1840 betrug ilie Einfuhr an Baiiinwollgarn 
nach Luxejnbing 550 000 Fr. Sie erfolgte teils aus Frankreich, 
wo die Fahl ) kau (eil Ausfuhrprämien genossen, teils aus England 
durch deutsche Vermittler. 

■ 

Die Baumwollweberei hatte sich unter dem Zollsohutz seit 
der Trennung von Belgien bedeutend entwickelt und beschäftigte 
300 Familien.' Ihr Hau<ptabsatzgebiet war das Inland. Ein Viertel 
der Produlction. wurde' nach Deutschland exportiert. Der Export 
nach Belgien war gering. 

Die Tuchindustrie war in Luxemburg durch einen Erlaß 
Maria Theresias von 1749 mächtig gefördert worden« wonach die 

*) Expose de la Situation du Grand-Diiche de Luxembourg.... 1842, S. 96. 
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IruppenausrüstiinK unter ausdrücklicheni Ausschiuli rtusiäu- 
tüscher Erzeugnisse niöglicfast aus dem Bereich ihrer Standorte 
bezogen werden sollte.^ Auf diese Weise fanden ca. 70 Tuch- 
weber in Wiltz, Esch an der Sauer und Fels hauptsächlich beim 
Militärfiskus jährlich Absatz für 70 000 m Tuch. Mit der fran- 
zösischen Besetzung ging den Tuchwebern dieser Hauptkunde 
verloren. 

Aijilier diesen T u c Ii w ehern, die meist nur einen Webstuhl 
bell it'hen, gab es IHM in der Stadt Luxemburg noch einen Tuch- 
fabrikanten mit 3 Webstühlen und ca. 26 Arbeitern. Die Lage 
war nicht glänzend. 

l'm das Jahr ISU) wai- die La.ue der 'ruchinclnstrie folgende: 

f\sch a. d. iSauer hatte sich aut die II erste) hing von Wnll- 
duciven und weichem Klanell ^Molton) spezialisiiert 100 Arbeiter 
verarbeiteten dort jälii Jich 2") ()()() kg gewaschene \Vüile. 

Tn Wiltz. wo di(' l'abrikiilion. die triihei- mehrere Hundert 
Arbeiter beschäftigt halte, bedeuteml zurückgegangen war, wur- 
den 40 000 kg gewaschene Wolle im Jahr verarbeitet. 

In Fels Rab es etwa 100 Arbeiter. Bis 1839 wurde dort Mili- 
tärtuch für die holländische Regierung im Jahreswert von 
180 000 Fr. produziert. Seitdem war die Industrie mit Erfolg auf 
die Herstellung von Flanell umgestellt worden. 

Neuerdings war auch 1828 ein kleiner Betrieb mit anfäng- 
lich bloß 2 Webstühlen in Pfaffen thal bei Luxemburg errichtet 
worden, dci is:?5 nach Schleifmühi verlegt wurde, wo er später 
eine groi^ Ausdehnung gewann. 

Ein Hauptabsatzgebiet der luxemburgischen Wolhvaren war 
Belgisch-Luxemburg, und an der Erhaltung, dieses Marktes war 
diese Industrie lebhaft intere-ssierl. 

Die Strumpf- ufuI Wii-kwariMiinduslric die nst 1^40 einge- 
führt wurde, befand sicli im erslc-n vSiadium ih'i Ijit wicklung. 

'Aus Anlaß des noch zu erwähnenden belgischen Zollver- 
günstignngsgesptzes zu riuii^len hixend)u igischer nach 

Belgien ausgefühiiei Kizeugnisse. woliei e,s sich darum handelte, 
das belgischerseits zugelassene Einfuhrkuntingent unter die 
luxemburgisclien Fabrikanten zu verteilen, wurde die Jahrespro- 
duktion von 46 luxemburgischen Wollwaren-Fabrikanten auf 
737 000 Fr. geschätzt. 

In dieser Summe figurierte an erster Stelle die Firma 
Guetschlique & Gbdschaux in Schleifmühle mit 525 000 Fr. Der . 
Rest entfiel auf 

17 Fabrikanten in Fels, 
19 » Esch a. d. Sauer, 

9 » » Wiltz, 



zusammen ir> Fabrikanten,- deren Jahresproduktion von i5QQ 
bis I n 000 Fr, betrug. 

Tunek, a. a. 0. 87. 
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Die luxenihurffische Tudiiiroduktion, au der 
14 Fabrikanten in Fols, 
3 » >^ Echternach. 

19 » > Esch a. d. Sauer, 

53 » > Wiltz, 



zusammen 89 Fabrikanten beteiligt waren» warde auf 372 000 
Fr. jährlich geschätzt. Der größte Produzent erreichte eine Jah- 
resproduktion von 10000 Fr. 

f) Die SteinguHndustrie. 

Die erste Fayencerie war 1755 durch die aus Lothringen 
eingewanderten Gebrüder Boch iii Siebenbronnen bei Luxem- 
burg errichtet worden und hatte von Maria Theresia den CShar 
rakter einer Kaiserl. und königl. Manufaktur erhalten. 1811 . 

beschäftigte sie ir)0 Arbeiter. 

Als Luxemburj; 1889 von Belgien getrennt wurde, stand die 
Steingut- Industrie, die, abgesehen von zerstreut^iii Töpferwerk- 
stätten. 4 Fabriken (je eine in Siobcnbrunnen und in Eich und 
zwei in Echternach) umfaßte, in voller Blüte. Das investierte 
Kapital wurde auf (300 000 Gulden geschätzt Beschäftigt wur- 
den 350 Facharbeiter und 170 Hilfsarbeiter und Fuhrknecbte. 
Die luxemburgische Steingut-Industrie exportierte große Mengen 
nach Belgien und hatte ihre Fabrikation auf diesen Fxport einge- 
stellt. Trotz der hohen Frachten, die die luxemburgischen Waren, 
die nach Belgien verkauft wurden, zu tragen hatten, und die bis 
Id^/o des Verkaufspreises ausmachten, konnten sie den englisdien 
Wettbewerb ertragen. Durch die Trennung von Belgien war diese 
Industrie somit empfindlich getroffen worden. 

Kohlen, Blei und Topfererde (terre de pipe) bezog diese In- 
dustrie aus Deutschland.*) 

g) Die BrauntiveiubrenuereL 

Während der französischen Herrschaft war blo0 der aus 
mehligen Substanzen gewonnene Branntwein steuerpflichtig ge- 
wesen. Die Niederland« dagegen besteuerten jede Art der Brannt- 
weingewinnung, insbesondere auch aus Obai und Trestern, so 
hoch und unzweckmäßig, daß viele Brennereien in Luxemburg . 
eingingen. Durch Verordnungen und Gesetze von 1881. und 
1837 hatte die belgische Verwaltun<i Erleichterung geschaffen, 
insbevSondere das Brennen des Obstes gänzlich von der Steuer be- 
freit Dieser Zustand wurde 1839 im (iroßberzogtum zunächst 
beibehalten. 

Die luxeMil)urgischen Brennereien waren technisch rück- 
ständig. Wie sie zur holländischen Zeit der hoilaiulisehen Kon- 
kurrenz nicht gewachsen gewesen waren, so mußten sie auch 

0 £xpos6 de la Situation du G.-D. de Luxeixibourf.... 1842, S. 99. 
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später nach (ioiii An.st'hluli an den ZoJlvereiii unter ilein deutsciieii 
Wettbewerb leiden. An einen Expoi t war gar nicht zu denken. 
Die Branntweinbrenner, die alle J.andwirte waren, die die Bren- 
nerei nur als Nebenerwerbe betiii'hen, nrnduzierten bloli für den 
lokalen Absatz, und um diesen erliaitcn zu küiinen, vej-lan^twi sie 
einen Zollschutz sowohl nach der belgischen, als auch nach der 
preußischen Seite zu. ' - 

Im erslen Halbjahr 1841 waren in Lnxemburg 226 Bren- 
nereien für Branntwein aus mehligen Substanzen und 59 Bren- 
nereien für Branntwein aus Obst in Betrieb. Im zweiten Halb- 
jahr waren as 171 der ersteren und 1649 der letzteren Art.*) 

h) Die Tahuküidiistrie. 

1839 gab es in der Stadt Luxemburg 9 Tabakfabrikanten^ 
. von denen der bedeutendste 25 bis 30 Arbeiter beschäftigte, da- 

nebcMi kleifie. kaum nennen.sw(»rte Beti-ielK^ iri Oickirch, Ettel- 
brück lind Honiit-h. Ihre Gesamtproduktion an liauch-. Kau- und 
Schniipitabak hetj u*;- 10 (KK^ Zentner. , Seit 1832 hatte auch die- 
Zigarrenherstelliinft" heKniinen. 

Den Hohsfotf b('/,()<i dii'se Industrie hauptsäciüich aus der. 
Pfalz, an zweiter Stelle aus Holland. 

Das wichtigste Absatzgebiet war das Inland, daneben Bel- 
gisch-Luxiiuburg. Außerdem kam ein lebhafter Schmuggel an 
Kautabak nach Frankreich zu in Betracht. 

Durch die Abtrennung von Belgisch-Luxemburg hatte die 
Tabakindustrie einen schweren Ausfall erlitten. Außerdem hatte- 
sie im Falle eines Anschlusses an den deutschen Zollverein alle» 
von der deutschen Konkurrenz zu fürchten. 

i) Die Hram reiimimtrie. 

1840 war das ßraugew^erbe in Luxemburg noch sehr unbe- 
deutend. In 24 Kleinbetrieben wurc'le ausschließlich für den In- 

- landskonsum an die 16 (HX) hi. Bier produziert. 

k) THe Sehieferindnstrie. 

I IM das Jaiir 1839 befand sich diese Industrie noch im 
embryonalen Zustand. Sie war bloß in Marte]inji:en durch einen 
Kleinbetrieb mit 10 Arbeitern und einer .Jahresproduktion von 
300 000 Dachschiefern repräsentiert. Diese geringe i^roduktion 
entsprach dem geringen Bedarf einer Zeit, in der die iiandwirte 
ihre Gebaulichkeiten noch mit Stroh bedeckten, und eine Schiefer- 
bedachung als Luxus angesehen wurde. ' 

1) Die ÜUtidustrie. 

Von () Ölmühlen besaß eine in Neumühlen hydraulische^ 
Pressen. Verai beitet wurden hauptsächlich importierte Ölfrüchte* 
etwa 1000 bis 1500 hl Jährlich. 

*) Expose (te la siturtOon du G.-D. de Luxembourg... 1842, S. 102. 
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3. Der Handel. 



Einen bedeutenderen Handelsplatz besaß I.uxeuiburg ebenso- 
wenig wie Verkehrswege von intornatioiuilLr Bedeutung. Die^ 
"Märkte und die Messe in Luxemburg iialten nur für das Inland 
Interesse. 

Für die £iii- wie für die Ausfahr war der luxemburgische^ 
Handel von. den Großhändlern in den Nachbar platzen Metz und 
Trier, weiter Lüttich und Antwerpen abhängig. 

Auf der Grundlage der geschilderten landwirtschaftlichen 
und' industriellen Produktion war Luxemburg, solange eS sein 
bish(M i«iPs Wirtschaftssystem boibeliielt, auf den Export von Ge- 
treide, Vieh, Holz, Wein, Lohrinde, Eisen, Eisenerze, Leder, Por- 
zellan und Papier angewiesen. Demgemäß brachte der luxembur- 
gische Handel im wesentlichen (letreide, Wein, Eisen und Eisen- 
erze, Pt)rzellan und Papier nach Bol<iion. Holz und Vieh nach 
Frankreich, Lohrinde und Leder nach Preußen. 

Der geringen Entwicklung von Kandel uiul Gewerbe, dem 
Mangel an Kapital und ticr mit den gerin,L]:st(Mi Kreditansprüch^n 
auskoinnieiulen klein Ix't lieblichen Arbeitsweise in Handel und 
Industrie — die Kreditansprüche der Landwirte befriedigten die 
Notare^ — cntspiach der Stanil des Bankwesens in Luxemburg: 
im Jahre LS8Ü gab ( s ein einziges Bankhaus tBanque J. P. Pes- 
catore, seit 1844 unter der Firma Banque Guillaume Pescatore- 
und Co. und endlich seit 1856 Bank Krewinckel und Co.). Erst 
1843 kam als zweite Bank die Firma Wagner und Schcemann 
dazu, die heute noch unter dem Namen Werling, Lambert und 
Go. besteht. Die Gründung einer größeren Aktienbank, der Tnter- 
nationalen Bank in Luxemburg, fällt in das Jahr 1856. 

IV. Die vorläufige Ordnung der Zoliverhältnisse 

(1839-1841). 

Mit dem Abzug der belgisciien Belmrden war das Großher- 
zogtum 1839 ein autonomes Zollgebiet geworden. Es richtete 
demnach eine eigene Zollverwaltung nach dem früheren hollän- 
dischen Muster ein und behielt in Erwartung einer baldigen 
grundsatzlichen Ordnung seiner Handolsverhältnisse den bis- 
herigen belgischen Zolltarif vorläufig bei. 

An der Spitze der Zollverwaltung stand ein Oberinspektor, 
dem die Grerizkontrolleure, die Oberaufseher (commis^hefs) und 
die Aufscher (commis) unterstellt waren. 

Zur Erhebung der Gefälle gab es an der belgischen *) und 
französischen Grenze 10 und an der preußischen 7 Zollämter- 
erster und zweiter Klasse. Ein Hauptzollamt bestand nicht. 

Durch Verordnung vom IL Juli 1839 wurden an der Grenze nach 
Belgien zu zunächst 6 ZoUamter, in Petiffgen, Steinfort, Oberpallen, Perl,, 
üonkols und Trotten eingerichtet, zu denen durch Verordnung vom 16. M£ri' 
1840 nach ein siebentes in Säul (Kreuzerbuch) kam. 
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Die (iioMze gej<en Frankreich betrug 7 Meilen ( 1 MeiJe — 
l/i'l km.) in ziemlich ebener Landschatt, die gc^^eii Belgien 13 
J^eilen, die zur Hälfte aus Waldstrecken bestand, und die gegen 
Preußen 18 Meilen, die fast ausschließlich auf Flußstrecken 
(Mosel, Sauer und Our) entfielen. 

Die 20 Meilen gegen Frankreich und Belgien wurden von 295 
Aufsehern, 8 Oberaufsehern und 2 Kontrolleuren, die 18 Meilen 
gegen Preußen bloß durch 94 Aufseher, 5 Oberaufiseher und 1 
Kontrolleur überwacht. Demnach entfielen an der preußischen 
^Jrenze 8 Mann, an der !)olgisch-franzö.sischen Grenze dagegen 
IT) Mann auf die Meile. Diese stärkere Bewachung war durch 
die Beschaffenheit des Geländes und durch den lebhaften Schmug- 
gel gebfiten, der nach B(^l{rien zu nicht zuletzt dadurch verur- 
sacht wurdt . daf.^ durch die in London beschlossene TeiluiiK des 
■OrotiherznKluni.s eine weder auf historischer Grundlage beruhende, 
iiuch dei Sprachgrenze zwi>chen dem wallonischen und ilem 
deutschen Teil des (iroßherzuglinns entsprecheude politische 
Grenze gezogen worden war. die \nn der Bevölkei ung zu beiden 
Seilen der neuen Linie als eine willkürliche Störung alter Sitten 
und Beziehungen empfunden wurde, die keinen anderen Zweck 
halle, als eine politische Trennung zu erzwingen, der sich die 
Bevölkerung hüben wie drüben widersetzte. 

Die Selbständlginachung de.s Großherzogtums durch die 
Trennung von Belgien, über deren politische Zweckmäßigkeit die 
Ansichten in Luxemburg geteilt waren, bewirkte jedenfalls eine 
'Verhängnisvolle wirtschaftliche Isolierung, über die ein Zeit- 
genosse uns folgendes berichtet: 

«La prise de possession du G.-l). par le Öouverain des Pays- 
Bas se fit trancfuillement; les autorites beiges se retirerent et les 
autorites grand-ducales les remplacerent de la maniere doiit un 
,fonctionnaire d un memc Etat succede a iin autre. et untre Sepa- 
ration d un pays auquel nous avions el(> K'unis pendant cjuatre 
siecles. fut consommee. Le changetnenl le plus frappant (jui se 
rattacha (Fahord au nouvel ordie de choses. ce fut l'etablisseruent 
imniediat d'uiie ligue de duuane sur le lerritoire beige; noti-e iso- 
lement devint ainsi complet. Notre Industrie qui, depuis plu- 
sieurs annees. avait pris de certains devoloppeinenls, fut surtout 
atteinte; eile perdit ses principaux debouches qn'elle avait en 
Belgique; eile put seulement continuer a y introduire une cer- 
taine cruantite de ses produits, francs de tout droit, en vertu de 
la loi dite d« faveur, qui fut votee par les chambres beiges 
comm« un temoignage de condoleance envers le G.-D.> 0 

Der plötzliche Verlust des belgischen Marktes, mit dem das 
Kjroßh^rzogtum seit der französischen Revolution wirtschaftlich' 
verwach.«*en gewesen war. hätte in Luxemburg zweifellos eine 
Katastrophe herbeigeführt, hätte nicht Belgien bei dieser Tren- 
*nung durch die Gewährung einer Vorzugsbehandlung einen Teil 

0 Emmanuel Servais. Autobiogiaphie, Seite 11. 
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jdes iuxt'iiiburj^ischen laiuUvi itschattlidien und iiHlustricll»»!! Ex- 
portes nach wie voJ- teils zuUtiei. teils mit i)edeutendeii Zoll- 
«rmäßigun[;en zu sicli hereingelassen. Dies geschah durch ein 
belgisches ZollResete vom 6. Jani 1839, das, in der Geschichte 
unter dem Namen «loi de faveur» bekannt, noch lange Zelt in den 
Zollverhältnissen Luxemburgs, auch nach dessen Anschluß an 
den Zollverein, eine bedeutende Rolle spielen sollte.*) 

•) Loi porlanl üe> mociifical iuris au tarif des douanes sur les frontiere« 
du Luxembourg et du Liinbourg. 

Art. 1er. — A datpr de rexecutton des dauses territoriales des traitös 

a intprvpTiir fritrc los Puissancos röiinios cn conferencp ä Londro8, la Hol- 
lande et la Beigiqiie, le larif de« douanes ponr les objel? ci-apre.s df^signes, 
provenaiit des parties ä teder du LuxembiMirg et du Limhourg, .-iora modifie 
aitisi qu il est dit aux ardcles suivants. 

Art. 2. — fontes el fers travailles au bois et au niarteau, provo- 

nant des etablisseinents existant A ro jnnr dans la partie delachee ilii t.u- 
Aerabourg, seroul admis eu Belgique par ie hurcau d'Arlou, moyenuant un 
simple droit de balance de 29 cenl. par 100 kg^ mais seulemeht jusqu'ä cton^ 
currence de 3000000 de küog. de fera forgds, suppoaes representer 4000000 
■de fontes. 

Le beuefice cessera dans le cas oü la äurtie de:^ niiues el miuerais de 
ier de la partie allemande par la froniiere beige, viendrait 4 £tre prohiliie 

Ou assujettie a un droit de douane. 

Art. S. — Le« faieiircs prttvpnau! des etabliösetiicnts existant aussi ä cc 
juur daus la «leme partie du Luxembourg seront admises a 1 importatiou par 
le meme bnreau, moyennant un droit de 4% a la valeur jusqu'ä conciirrence, 
par aunee. d une valeur effeetive de 400 000 francs seulement. 

Art. 4. Los etnffos de laine designees au tarif sous la denomination 
de <;ualiug, eaimouks, aiipagas, duffets, frines, ca^ätariueö, aerges, dometa, 
"bai^ molletons, kerseys, couvertures en laine et autres tissus de ' l'esptee, 
provenant des etablissements eu activite a ce jour dans la meme partie du 
Luxernbfiur? <pff>nt loeiiMS h Tentree pHc 1^ nienie hiireau au droit de 4% k 
la vaieur. uiaiiä .seulenieut jusqu ä euneurreuee d'une valeur, par aonee, de 
400000 franos.' 

Dans cette somme les draps (oinmuns du Luxendtourg du prix de 5 

fraius le tnctro an i-his pnurroDt etre contpris pour une valeur qui ne 
pourra exceder 50 Oüü francs. 

Art. 5.' — Le gouv«rnenient prendra toutes les mesures propres ä as- 
surer a chacun des Etablissements existant ä ce jour, Timportation des pro- 
(hiits repris aux trfiis articles fpti prör«''d('nt. eu ayant nj^ard, pour ehacun 
d'eux, ä leurs situatinns loeaies et a leur etat actuei de productiou par aunee; 
res objets devrout, dans tous le« cas, porter la marc[iie des fabriques d*oü ils 
proviennent, et dtre accompagnös d'un certificat dorigine delivre dans la 
torme ;\ doterminer par le gouvernement 

Art. 6. — Des fruits verts et secs de toute espece, ä i'exceptiou de ceux 
<iui sDut specialetnent tarifes, de meme que les cÜarbons de bois, la chaux 
et le pl&tre, Importes de la partie allemande dans la partie wallonne du Lu- 
xenibmn?. ^oiont admis par tou.«? Ics hnreaux que le Gouvernement deaiirnera 
ä cet effel, au droit d'un demi pour cent ä la valeur. 

Art. 7. — Le fromeut, Torge et le meteil ainsi que leurs farineux qui 
«ont importes, par le bnreau d'Arlon, de la partie detachöe d»4 Luxembourg, 
dans la partie qui rt stera belfff. sorout admis ä Tentroe au quart des droits 
MbUs par les lois en vigueur. mais seulement jusquVi concurrtnce d'une 
quantite anuuelle de 3 000 000 de kilog. 

j^rL 8. — Les grains de toute espece qui serorA imporl js de- la partie 
detachee du Limbourg dans le distiicf de Vervier.^. par le bureau qui sera 
indique ä eette fin par !e gnnvorncment. ä proximite du raarche d'Aubel, 
.seront admis ä Tentree moyennant la reduction etablie par l'article preoedent, 
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Die Motive, denen dieses Gesetz iu Belgien entsprang, waren ^ 
politischer und wirtschaftlicher Natur. 

In politischer Hinsicht hatt<e Belgien, das ja das ganze 
Großherzogtum luit Ausnahme der Hauptstadt seit 1830 tatsäch- 
lich in Besitz gehabt hatte, gegen den Londoner Vertrag, der die 
Teilung des ehemaligen Großherzugtums in einen hinfort bel- 
gisrhon iiiut einen groüherzoglichon Tei! v<?rfügte, den äufiersten 
Willerstand Mcleistet. Als e.s sich schlieI31ich. um seiner eigenen 
Existenz willen, der Entscheidung der Mächte tilgen mußte, wollte 
CS tiurch dieses am (>. .hini 1839. d. h. 5 Tage vor der Al^tretung 
des dem Konij;-(!ioljiuM/A)g verbliebenen Teiles des Gioßherzog- 
tums, erlassenen Uesetzes der Bev()lki»rung, die es aufgeben mußte, 
eiiu'n letzten Beweis der Anhänglichkeit geben, «(/est une loi de 
Sympathie» hatte der Abgeordnete Coghen erklärt, als der Gesetz- 
entwurf am 21. März 1839 in der belgischen Kammer zur Ver- 
handlung kam, zwei Tage* nach jener dramatisch bewegten 
Sitzung, in der die Abstimmung stattfand, die den Verzicht Bel- 
giens auf Luxemburg besiegelte. «G'etait une loi de condoleance» 
schreibt seinerseits nicht ohne Bitterkeit später der Luxemburger 
Enunanuel Servals, der ein Hauptgegner der Restauration des 
Königs-(jroßberzogs in Luxemburg gewesen war. 

Dieses hochpolitische Gesetz hatte aher eine zu große wirt- 
schaftliche Tragweite, um nicht auch in Belgien Gegner auf den 
F^Ian zu rufen. Der Abgeordnete DdIcz warnte die Kammei- vor 
yineni entrainement * und beantragte, unter Hinu ois auf die 
Hückwirkuu^en eiiuT solcbcn Hevorzui^uug Luxemburgs auf .die 
haTHlelspolitischen HezieluniKeii RelRieiis zu Frankreich und zu 
linlbuui und angesichts dei' Gefahr, dal] unter dem Schulz dieses 
Gesetzes Ei v.eu.un isse des Zollvereins als luxemburgische Erzeug- 
nisse in Belgien eingefühlt würden, \'erlagung der Debatte bis 
nach der Begutachtung des. Gesetzes durch die Handelskammern. 

Schließlich wurde das Gesetz von 51 Abgeordneten einstim- 
mig angenommen. 3 hatten sich der Stimme enthalten. 0 

Dio wirtschaftHchen Motive des Gesetzes lagen in der engen 
Verflechtung der belgischen Provinz Luxemburg und des Groß- 
herzogtums, die zusammen seit Jahrhunderten, als Provinz mit 
weitgehender Selbstverwaltung, eine politische und wirtschaft- 
liche Einheit gebildet hatten. Die beiden Teile ergänzten einander 
und konnten nicht ohne Schaden sowohl für den belgischen, wie 



inais si iiloment jiisqu'ä concurrenc« d'une quantite annuelle de 6000000 
de kilog. ' . 

Art, 9. — "Le gouverDement prendrii toutes les mesures propres ä 6viter 
(ont abiis de.< avantapcs accordes par hs arficles precedcnts, et ä as^urex les 
approvi.>?ionrK'nr( iiN des mardies d'Arlon el d'Aubel d'une maniere autu^i ti- 
gnliore que pos.-^ible. 

Art 10. — Le gouvernement pourra, pour les provenances du Iiuxem- 
bourg, designer im autre burean d'entr^e en outre de celui d'Arlon. 

Donn6 k Brnxelles» le 6 juln 19919, 

0 Mouiicur belgcy 22 inars 18^^9. 
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auch für don Ki"'-^Jieizngiiche?i Teil durch ZnÜHchrankon plötzlich 
ausoiriMrulei ^^eiissen werden. Insofern war das V ergünstiguii^s- 
^X('s(.'l/. keine ('inseitige wirtschaftJiche Verf^ünstigung dos Groli- 
hiM'zo.utums. sondern eine Maßnahme, die dei- beiderseitigen Kör- 
derung oder, genauer gesagt, der bei der.sei tilgen Schonung der 
Landwirtschaft, der Industrie und des Handels dienen süllt(\ 

Die Zollvergün.stigungen, die Belgien dem Großherzogtum 
Luxemburg durch da.s Gesetz vom (i Juni 1S89 im einzelneu ein- 
• räumte, waren folgende. 

# . . 

I: Landwirtschaftliche Erzeugnisse. 

1. Getreide und Mehl, die aus Luxemburg nach Belgien ex- 
portiert wurden, sollteu nur V4 des Zolles nach dem allgemeinen 
belgischen Zolltarif entrichten, jedoch nur bis zu einem Quantum 
von insgesamt 30()() Tonnen jährlich. Eine ähnliche Vergüns- 
tigung wurde dem an ilulland zurückgegebenen Teil Limburgs 
eingeräumt, bezog sich aber nur auf das Getreide, das aus 
Holländisch-Limburg nach Belgien über Verviers gebracht wurde, 

* nicht auch auf die im folgenden noch erwähnten weiteren land- 
wirtschaftlichen und gewerblichen Erzeugnisse. 

Die Zoll Vergünstigung für das luxemburgische Getreide 
erlangte besonderen Wert, als Weizen und Mengkorn (meteil), 
die bisher zollfi-ei. in Belgien eingeführt werden durften, vom l. 
Dezember 1840 an mit einem Eingangszoll* von Fr. 37,50 für 

. KHK) kg und ItiVo Zusatz/ol! belastet wurden, von welchen Ab- 
SBheu das luxemburgische Getreide somit nur den vierten Teil zu 
entrichten hatte. 

2. Frische und tic^troeknete Kriichte durften in unbe- 
schiänkten Mengen gegen einen Wertzoll von V2V0, statt 17V« in 
Ueigien eingeführt werden. 

11. ludH.strielle EKzenqnisse. 

Die zu den ermäßigten Zollsätzen des Vergünstigungsgesetzes 
zur Einfuhr nach Belgien gebrachten luxemburgischen Fabrikate 
mit Ausnahme von Holzkohlen, Kalk und Gips mußten die Fabrik- 
marke des Erzeugers aufweisen. Die belgische Regierung hatte ge- 
nau (las dem einzelnen luxemburgischen FabrikantiMi zustechende 
Ausfuhrkontingent bestimmt. Die Kontingente waien unüber- 
tragbar. Ging eine Fabrik ein. so verüel deren Quote, indem sie 
vom Gesamtbetrag abgezogen wurde. Auf diese Weise sollte im 
Laute der Zeit die Vergünstigung allmählich eingeschränkt 
werden. 

1. WoU waren. 

a) Die gewöhnlichen Tuche im Werte von höchstens 5 Fr. 
den Meter sollten bis zu einem Gesamteinfuhrwerte von 50 000 
Pr. jährlich bei ihrer Einfuhr in Belgien nur mit einem Zoll von 
4% des Wertes, statt iW/« belegt werden. 
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b) IHv übrigen Wollwareu sollten ebenfalls nur mit -iVt^ 
statt 45" " ihres Wertes, jedoch nur bis zum Gesamteinftihrwert 
von 850 UÜÜ Fr. jährlicli verzollt win den. * 

'2. SteiriMulwaren aus dem (iroßlii rzo^tiiui wurden bis zum 
(Jesaiiit w(n-t von 400 000 Fr. jährlich mit einem Wertzoll von 4"/o 
belegt, wählend die Sätze des allgemeinen belgischen Tarifs je 
nach der Qualität 92. 90, 60 und 54% des Wertes betrugen, und 
zwar dergeslalt, ilaß gerade die aus Luxemburg importierten 
groben und uiigeschmückten Steiugutwaren sonst zu den beiden 
höchsten prohibitiv wirkenden Sätzen von 92 und 90Vo ihres 
Wertes zu verzollen sfewesen wären. 

3. Guß- und Schmiedeeisen sollte bis zur Jahresgesamfmenge^ 
von 4000 Tonnen zollfrei gegen Entrichtung einer WägegebiUir 
von 2.50 Fr. für die Tonne, statt eines Zolles von 20 Fr. für Guß- 
und 120 Fr. für Schmiedeeisen, eingeführt werden. Diese Ver- 
günstigung war jedoch an die zollfreie Ausfuhr der luxembur- 
gischen Eisenerze nach Belgien geknüpft. Durch diese Klausel 
sicherte Belgien seinen Hüttenwerken die unentbehrlichen Erze- 
und zwar ohne besondere Opfer, ila der Export hixemburgischen 
Eisens nach Belgien infolge der Hückständigkeit der luxembur- 
gischen Hütten nicht erheblich weit war. 

Der gestellton Bedingung entspraeh Luxembuig dutch eine 
Verfügung der Hegierungskommis.sarien vom 7. August 1839, die- 
die Ausfuhr des Eisenerzes nach Belgien gegen einen Ausfuhr- 
zoll \ 2^ des Wei tes gestattete, und du ich eine ^veile^e Ver- 
fügung vom 'M. März 1840, die diese Ausfuhr solange zollfrei 
zuließ, als Belgien den zollfreien Eingang des bearbeiteten und 
gegossenen l.i.sens aus dem Großherzogtum erlaubte. 

4. Minder bedeutsam war die Ermäßigung des Zolles auf 
VsVo des Wertes für Holzkohlen, Kalk und Gips, da deren Aus- 
fuhr aus i.uxemburg nach Belgien gering war. 

Das belgische Vergünstigungsgesetz war zweifellos im Augen- 
blick seines Erlasses überwiegend der Ausdruck einer politischen 
Stimmung — der Entrüstung über die erzwungene Rückgabe^ 
eines Landesteiles, dess^ Bevölkerung mit der Zugehörigkeit zu 
Belgien neun Jahre lang einverstanden gewesen war. Durch die- 
ohne Kompensation^forderung, abgesehen von der Bedingung* 
der zollfreien Ausfuhr luxemburgischer Eisenerze, bewilligten 
bedeutenden Zollermäßigungen zu Gunsten der luxemburgischen 
Landwirtschaft und Industrie, wollte Belgien vor der ganzen 
Welt bekunden, daß es nach wie vor gesonnen sei, nach Maßgabe 
seiner Kräfte das Großherzogtum zu fördern und ihm gerade in 
dem augenblicklichen kritischen Übergangsstadium tatkräftige- 
Hilfe zu leisten. 

Allein tlie volle Anerkennung dieser Luxemburg von Belgien 
beknmieten f i'eundlichen Gesinnung darf bei der Beurteilung- 
des belgisthen Vergünstigungsgesetzes nicht übersehen lassen, 
daß dieses Gesetz schon bei seiner Entstehung nicht ganz frei von 
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eigennützigen Motiven gewesen war. Denn erstens sicherte Bel- 
gien auf diese Weise seiner notleidenden Eisenindustrie die unent- 
behrlichen und billigen Eisenerze, ebciuso Helgisch-Luxemburg 
die nötige (Julreideoinfuhi- uud den lukrativen \'iehexpurt. Zwei- 
tens aber kam die Vorzugsbebandlung luxemburgischer i abri- 
kate im Export nach Belgien nicht zuletzt dem in diesen luxem- 
burgischen Fabriken investierten belgischen Kapital zu gute. So 
' gehörte der belgische Minister des Innern, Nothomb, zu den 
Hauptkapitalisten der luxemburgischen Fayence^Industrie, und 
gerade diese Industrie war von Belgien besonders bevorzugt 
worden. «On ne doit pas perdre de \ ue d'ailleurs, sagte der bel- 
gische Finanzminister 1844 iu der Kammer, que des interetS' 
beiges sunt engages dans la (luestion (du maintien de la loi de- 
faveur). on ce sens que les etablissements du Grand-Duche qui 
Profiten! los concossions de la loi du ö juin sont en partie- 
, la propriete d'industriols beiges. » 

Mit der Zeit ahe?* vei-flnjr die unlitische Stiininiing. an deren 
Stelle die nüchterne w ii tsehaftliche Würdigung h at. und es stellte- 
sich sehr hald das Begehren Hcl^iens ein. füi* die Luxemburg 
freiwillig ( iugeiäumto Vnrzugsbv'handlung . nachträglich ent- 
sprechendo (}egenleistuii;.;('n /ai erlafi.m'u. 

Solche liosln'l)iin.!4eii machten sich schon 1841 geltend, ais' 
Belgien den Veisurli imti inahm. für den Fall des Beitritts Lu- 
•jcenil)urg6 zum Zollverein von dem letzteren als Kompensation 
für die Beil>eha]tung des Vergünstigungsgesetzes im belgisch- 
luxembi^igischen Verkehr Zugeständnisse zu erlangen, deren 
Bedeutung über den belgisch-luxemburgischen Verkehr weit 
hinausgingen. Ich komme später darauf zurück. 

Erwähnt sei noch, daß in einem Schreiben an den luxem- 
burgischen Chef des Zivildienstes vom 5. März 1841 der belgische 
Gouverneur der Provinz Luxemburg im Hinblick 'auf d^ bevor- 
stehenden Anschluß Luxemburgs an den Zollverein mit der Auf- 
hebung des Vorgünstigungsgesilzes drohte, falls nicht l)( i diesem 
Anschluß besonsoro Vereinbarungen zu Gunsten des belgischen 
Handels geti-offen würden, wobei Belgien vor allem Wert darauf 
legte, tias Groliherzogtum mit Salz beliefern zu können. Unter 
Hinwois auf Verhandlungen, die die belgische Regierung dieser- 
ball) mit T.uxembnro: einzuleiten beabsichtige, bat der- Oouver- 
neui uni Aiffsclihiß üIxm* die bestehenden Verträge der luxem— 
burgisrheii Sal/ieuic mit den fi-anzösischen J^aliiion. 

In Lu xciiibu ru bestand nämbeb auf (irund eines König].- 
GiolUi. Hescldusses vom 9. August 1830 das staatUclie Salzmono- 
pol. r)(M' Staat hatte das Monopol dei' Salzeinfuhr und zu diesem 
Zweck Liefeiungsverträge mit den französischen Salinen in 
Dieuze (Lolhiingen) abgeschlossen, dii' bis Ende Oktober 1843 
liefen. Jede Salzeinfuhr für Privatrechnung war verboten. 
Hauptsalzniederlagen, bei denen die Abgabe zu einem staatlicb 
festgesetzten Preis an die Händler stattfand, wurden in Luxem- 
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bürg, Hemicli und Wiltz, später auch in Ettelbrück und Echtw- 
nach (1842) errichtet. Sowohl für den Salz verkauf d«r Groasiaten 
an die Detaillisten als auch für den Verkauf an das Publikum 

waren Höchstpreise vorgeschrieben. 

Dem belgischen Gouverneur wurde auf seine Anfrage das 
Gestehen der Lieferungsverträge mit den französischen Salinen 
mit dem Bemerken mitgeteilt, daii nach Ablauf dieser Verträge 
die belgischen Salinen zur Salzbelieferun^ herangezogen werden 
Jtönnten. Hierauf fru^ der beUiscIie Gouverneur im Juli 1841 
nochmals in Luxemburg an, ob in dem Vertrag mit den franzö- 
sischen Salinen eine Klausel enthalten sei. dali dieser im Falle 
eines Zollanschlusses LuxemhiirjTs als aufgelöst zu betrachten sei. 
Diese Frage wurde verneint, worauf die Angelegeaheit bis auf 
weiteres ruhte. Ein zweiter Vorstoß Belgiens zu Gunsten seiner 
Salinen erfolgte 1843 nach dem Anschluß an den Zollverein, über 
den noch zu berichten sein wird. 

Auch der König von Holland und QroOherzog von Luxem- 
burg, Wilhelm 1., war angesichts der wirtschaftlichen Notlage« in 
die das Großherzogtum durch die Absperrung von Belgien gera- 
ten war, nicht untätig geblieben. Durch eine Verordnung vom- 
.23, Sept. 1839 hatte er für die Zeit bis I jidedes laufenden Jahres 
für alle luxem burger landwirtschaftlichen und Industrieerzoug- 
nisse'den freien Eingang nach Holland und umgekehrt für die 
Erzeugnisse des holländischen Gowerbefleißes denselben freien^ 
Eingang in das Groiiherzogtum Luxemburg, ausgenommen für 
Gegenstände, die akzisenpf lichtig waren, sowie für Getreide und 
Mehl verfügt. Durch eine weitere Verordnung vom 18. I^ebruar 
1840 wurde dieser zollfreie luxemburgisch-holländische Veikeiir 
«in ICrwartung der definitiven über das ZoUweseu zu treffenden 
Bestiiniiui Ilgen» bis auf weiteres verlängert. 

Durch einten Notenwechsel zwischen der luxembiir^usüheii 
und der holländisciien Regierung kam am 31. Dezember 1840 ein 
Vertrag zu stände, wonach Holland bis zum 1. Januar 1842 die 
zollfreie Einfuhr aus Luxemburg zu Land und zu Wasser für 
folgende Gegenstande zuließ: Leder, Tuch und andere Wollen- 
stoffe, Fayence, Tapeten- und anderes Papier, Handschuhe und 
Möbel. Dagegen sollte Luxemburg folgende holländische Erzeug- 
nisse zollfrei hereinhissen: Butter, Käse, getrocknete und geräu- 
cherte Fische. Durch einen weiteren Notenwechsel vom 25, Ja- 
nuar 1841 wurde das Abkommen ausgedehnt auf luxembur- 
gischen Gips und holländische gesalzene Fische. Heringe und 
Cichorien. Diese i^ber(^inkunff sollte in dem Augenblick auf- 
Mren, wo etwa das Groiilierzogturn in den deutschen Zollverein 
vor dem I. .lanuar 1<S42 treten würde. 

Dieses Abkommen wurde iiaeh seinem Ablauf am 1. Januar 
1842 nicht mehr erneuert fVgl. darüber Kapitel XTI). Fünf 
AVochen später trat Luxenihurg dem deutschen Zollverein }>ei. 

Mit den genannten V'erorilnungen und Abkojumen war auch 
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holläudischeiaeits der gute Wille bekundet worden, Luxemburg 
in seiner Notlage bis zur definitiven Regelung der handelspoli- 
tiscben Verhältnisse beizuspringen — die Jcurzf ristige Dauer die- 
ser Verordnungen und Abkommen ließ sie deutlich als Proviso- 
rien erscheinen. Auch war bei den geringen Handelsbeziehungen 
zwischen Luxemburg und HoJUand, die außerdem durch bel- 
gisches bezw. preußisches Gebiet von einander getrennt waren, der 
praktisciie Werl dieser Abmachungen nicht hoch anzuschlagen. 

Weder die beigischen Vergünstigungen noch da*s hollän- 
dische Abkommen Iconnte Luxemburg aus der wirtschaftlichen 
Isolierung herausbringen, in die es durch die Beschlüsse der 
Londoner Konferenz geraten war. Die Bevölkerung befand sich 
in einer unhaltbaren Lage, und so griff sie in ihrer Not zur 
Selbsthilfe. Es entstand ein Schmuggel, von dem wir uns heute 
kaum eine Vorstellung machen können. Voi allem im Westen, 
wo die großen W^älder an der belgischen Grenze ilm be^iinstijj^ten 
und woher auch die hilligen Kolonialwaren zu beziehen waren, 
an die der Konsum gewöhnt war. Aus Belgien wurde haupt- 
fiächlich Kaffee und Tabak, aus Frankreich Wein und Brannt- 
wein nach dem Großherzogtum eingeschmuggelt. Der Schmuggel 
.wurde zum Grewerbe, das von organisierten Banden betrfeben 
wurde. Für einzelne Dörfer und Dorfteile war das Schmuggler- 
handwerk neben der Landwirtschaft die Hauptbeschäftigung der 
Einwohnerschaft geworden, ein Zustand, dessen entsetzliche Wir- 
kungen auf Gesittung und Kultur nicht besonders betont zu wer- 
den brauchen. 

V. Der ZollanschluB Luxemburgs 
als wirtschaftliches und politisches Problem. 

Das grundsätzliche wirtschaftliche ProMem, vor das Luxem- 
burg im Jahre 1839 gestellt und das in kürzester Frist zu losen 
war, da die geschilderten Zustände, je länger sie dauerten, desto 
unhaltbarer wurden, lautete: Sollte das Großherzogtum ein eige- 
nes Zollgebiet bilden oder sich zollpolitisch einem Naciibarstaat 
anschließen und. im letzteren Fall, welchem der drei Nachharen? 

Um e^nen Kleinstaat wie Luxemburg wirtschaftspoiitisch von 
seiner Umgebung zu emanzipieren und zu einem aiitntioinen 
Zollgebiet zu srostalten, gehörte der Wille zum unbedingten Frei- 
handel und damit der Verzicht auf die Zölle als pine Hauptquelle 
der Staatsoinnahmen. Denn an eifi Srlintzzollsystciü, das die 
eingeführton Rohstoffe und Konsumartikel stark belastet hätte, 
war \\\ diesoüi Falle im Interesse der eigenen Wirt^ichaft nieiit zu 
deiikfMi ganz abgesehen von den bestimmt zu erwartenden Re- 
torsionszöllen und Transiterschwerungen seitens der drei Nach- 
har.staaten, die Luxemburg hermetisch von der übrigen Welt ab- 
schlössen und ihm den wirtschaftlichen Erstickungstod bereiten 
.konnten. - 
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Nun war aber der Freihandel bei einem so kleinen Land, da^ 
bezüglich der wichtissten Lebensbedürfnisse auf den Bezug voa 
Rohstoffen und Waren aus dem Ausland angewiesen war, und 
dem nur die Wahl des Lieferanten unter der beschiänkten Zahl - 
seiner Nachbarn zustand, latsächlidi undurchführbar, denn es^ 
hätte diese letzteren niclit zwin^'on können, ihm zuliebe auf ihre- 
Ausfuhrzölle und Ausfuhrverbote auf Rohstoffe zu verzichten», 
und sie ebensowenig veranlassen können, ihre Einfuhrzölle zu 
ß;uii^ten des luxeniburjj:ischeu Exportes aufzuheben. Außerdem, 
befaiui sieh der ]uxc'inl)iiij4isehe Staat ifi sfj iiiililiclieii Finanz- 
verhältnisscn, daM er, weit dMvon (Mitfri nt. aut die Zolleinnahmen, 
veiziehten /u k(")nnen, ini (iegenteil daiaul iU'daclit zu nehmen 
hatte, diese so (UMit^big wie möj^lieh zu i^estalteu. Wenn er daher 
auf Schutzzölle verzichtete, und sein Z<jll.sy>lt in. uni seine KaSvSen 
zu füllen, ledi^lirli auf Finan/./.tillen in \ *ii;iiuiunK mit inlän- 
dischen Verbrauchsabgaben aufbaute, so muliteu diese, um ihren 
Zweck zu erfüllen, sehr hoch augesetzt werden. In demselben. 
Maß aber, wie der Steuer- und Zolldruck und damit der Anreiz, 
zum Schmuggel wuchs, mußte die Grenzbewachung verstärkt 
werden, was den Mehrertrag jener höheren Zolleinnahme wieder 
verschlang. Es war überhaupt fraglich, ob die Zollgefälle die« 
Kosten der Zollverwaltung decken würden, angesichts der un- 
günstigen Form des gioBherzoglichen Territoriums, das bei einer- 
Fläche von 2r)8() (ikm nicht weniger als km Landgrenze auf- 
wies, was ein Verhältnis der Bodenfläche zur Grenze von 7 ; 1 
bedeutete, während dasselbe Verhältnis boim Deutschen Reiche- 
trotz seinei' durchaus ungünstigen, weil ebenfalls langgezogenen 
Ostgrenzen bei einer Fläche von .III (K)() qkm und einer Grenz- 
linie von 77(H) km immerhin noch 70 : 1 betrug. 

fn «'inern Projnemoiia, das die luxemburgische iHegierung" 
im Novc'inber 1889 in Herlin durch ihren Btn-olhnächtigton über- 
reichen licli. wurden di(» Kosten der luxemburgischen Zollver- 
waltung angegeben wie tnlüt: 

Für die U renzbewach uug gegen Preußen . . . . fl. 55 259' 
» » » » Frankreich . , , fl. 49 081 

. » Belgien fl. 99 820 



zusammen . . fl. 204 160 
oder . . Taler 115 835 
— ein gewaltiger Betrag für eine Bevölkerung von 175 000 Seelen!* 

Es herrschte daher allgemein die Überzeugung, daß Luxem- 
burg handelspolitisch nicht selbständig bleiben könne, in seinem: 
eigenen Interesse vielmehr, so rasch wie möglich, einen Zoll« 
anschluß erlangen müsse. Drei Wege standen hierzu zur Ver- 
fügung: der Zollanschluß an Belgien, an Prankreich oder an den 
1833 unter preußischer Führung errichteten Zollverein. 

Von diesen Ii i T.ösungen schied der Zollanschluß an Frank- 
reich von vornherein aus. Bei der damaligen, aus den Tagen.' 
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des Wiener Kongresses liurrühreiiileii pulilibchtn Kuiisleiiation 
Euiupas, in welcher Frankreich auf der einen, umi nebst Eng- 
land die KuntinenlaJniäclile der heiligen Allianz, zu denen auch 
die beiden Großmächte des Deutschen Bundes, Öslerreicli und 
Preußen, gehörten, auf der anderen Seite standen, war ein 
irgendwie gearteter Anschluß Luxemburgs an Frankreich, selbst 
mit der Zustimmung der Bevölkerung ganz undenkbar. Die Ge- 
schütze der Bundesfestung Luxemburg waren gegen Frankreich 
gerichtet, und es wäre unmöglich gewesen, deren preußische Be- 
satzung inmitten eines wirtschaftlich Frankreich angeschlossenen 
Landes zu belassen. 

In politiseher Hinsicht war noch zu berücksichtigen, daß 
Frankreich Belgien zur Revolution angestiftet und bei diesem 
Anlaß mit bewaffnetei* Macht dazu bcij^etra^^en hatte, das König- 
reich der Vereinigten Niederlande in drei Iii uehstücke zu zer- 
legen, von denen Wilhelm 1. nur die zwei kleineren, dazu noch 
räumlich von einander getrennten Teile verblieben waren. Für 
diesen Herrscher .stand deshalb ein Zülianschluß Luxemburgs an 
Frankreich gänzlich außerhalb jeglicher Diskussion, da ein sol- 
cher nur als eine Ausdehnung der helgischen Kevohition und als 
der erste Schritt zur Annexion Luxemburgs dufch das franzö- 
sische Königreich aufzufassen war. 

Bedeutsam, aber nicht so ausschlaggebend wie die politischen 
Erwägungen, waren endlich die wirtschaftlichen Gründe, die 
gegeo diesen Anschluß sprachen. Ihm stand nämlich die pro- 
tektionistische Handelspolitik Frankreichs im Wege, die der Auf- 
nahme eines industriell nicht unbedeutenden Gebietes in den fran- 
zösischen Zoll verband nicht günstig war — dieselbe kurzsichtige 
Wirtschaftspolitik, die ungefähr um dieselbe Zeit Frankreich den 
Zollanschluß Belgiens verpassen ließ. 

Sf>mit reduzierte sich das Problem auf die kurze Frage: An- 
schluß an Belgien odei- an Preußen? Auch hier war eine poli- 
tische und eine wirtschaftliche Seite zu bei ücksiehtigen. 

Was die erstere betrifft, so j?ab es für diejenige Stelle, bei der, 
da Luxemburg ein monarchischer Staat war, die Entscheidung 
lag. beim König-Großherzog, nur eine möglirhe Antwort auf diese 
Frage: Anschluß an Preußen, d. h. an den deutschen Zollverein. 
Denn nur ein sukduM hig sowohl in der Hichtung der dynastischen 
Politik der Oranier, die, auf ihren Charakter als deutsche Bun- 
desfürsten Wert legend, weit davon entfernt waren, Luxemburg 
irgendwie dem Deutschen Bunde entfremden zu wollen, wie auch 
in der Richtung der Politik d«s niederländischen Staates als des 
Besitzers der Bheinmündungen, der allen Anlaß hatte, im Inter- 
esse seines Handelsverkehrs sich die Gunst des deutschen Hinter- 
landes nicht zu verscherzen. 

Eine wirtschaftliche Annäherung des Groflherzogtums an den 
Staat eines Usurpators, der seine Krone aus den Händen der 
Revolution empfangen hatte, — als den der König der Belgier 
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von Wilhelm I. und von den meisten europäischen Souveränen 
aiigoäelien wurde — , eine solclie Annähoi iniK- «lus der nur zu 
leicht, hoi der sowieso gegeheiicn HinnciLMnig der i^uxeinbiUL^ er 
zu Bolgien. eine erneute politisch»' \ ci brudorung hätte entstehen 
können, ja hätte unfehlhar ciitstchrii müssen, das war dem grol- 
lenden Oranit'j- *mii inicji lä^lichci- (Iciliinke, 

Zur Abwehr solch politisclier Tendenzen und zur tatkräftigen 
ijekäni|.)tiing dei' Hinncigunfi der Luxemburger zu Belgien hatte 
sich Ivöni^ Wilhelm sclion nach Aiisbi-uch der belgischen Revolu- 
tion, die ihm von ganz Luxemburg vurläuiig mir die Hauptstadt, 
und dies auch nur dank ihrem Charakter als Bundesfestung, be- 
lassen hatte, vorgenommen, das deutsch sprechende Luxemburger 
Laad zu germanisieren. Zur Verwirklichung dieses Planes ge- 
hörte, neben der Berufung von Deutschen ,an die Spitze der 
■Landesregierung, in erster Linie der Beitritt Luxemburgs zum 
Zollverein. Solche Absichten widersprachen den Wünschen der 
Bevölkerung. Wäre der ZoUanschluß bloß eine politische Frage 
gewesen, um! hätten die Luxemburger diese zu entsxjheiden ge- 
habt, so hätten sie sich im Gegensatz zum Herrscher mit geringen 
Ausnahmen für den Anschluli an Belgien ausgesprochen, einmal 
weil dadurch wenigstens die wirtschaftliche Wiedervereinigung 
beider TeiU» l.uxemhurgs, die seit Ja hih linderten eine politische 
und wirtschaftliche Einheit jrcbildci halten, cr/iclt wurde, und 
zweitens, weil der freiheitliche (icist der' bclgischcji Institutionen 
ihnen sympatliischer erschien als die in den deutschen Staaten 
blühende Reaktion. 

Wpun also die Betjaclituii^ der politischen Seite der An- 
schlußfra^t' auf (iiund dei' gegebenen Machtfakloren iler inneren 
und dej- Außenpolitik die Entscheidung nicht zweifelhaft erschei- 
nen ließ, so führte die Untersuchung der zu erwartenden wirt- 
schaftlichen Folgeii eines Anschlusses nicht zu einer unbestritte- 
nen Lösung der Frage. Hier kam es erstens auf die wirtschaft- 
liche Lage an, in der sich die beiden eventuellen Partner, Belgien 
und der Zollverein, befanden, und zweitens, wie sich die einzel- 
nen Zweige des luxemburgischen Wirtschaftslebens zu den beiden 
Eventualitäten des Anschlusses stellten. 

Welches war der wirtschaftliche Zustand Belgiens um das 
Jahr 1840? 

Zur Zeit der österreichischen Niederlande wies die wirt- 
schaftliche Lage Belgiens starke Licht- und Schattenseiten auf. 
Die Eifersucht der Nachbarn, besonders Hollands, hatte die einst 
so blühende belgische Industrie, Belgiens Handel und Schiffahrt 
durch politische und wirtschaftliche Beschränkungen (Sperrung 
der Scheide u. dgl. m.) zur Verkümmerung gebracht, während 
die Landwirtschaft und die landwirtschanlichen Gewerbe weiter 
florierten. Die französische Eroberung befreite Belgiens Handel 
und Industrie von dieser systematischen Erdrosselung, und die 
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KontinGntalsperie, die die englischen Waren fern hielt, verlieh 
der tüchtigen beigischen Industrie einen niärhligen Aufsclnvung. 

Mit dem Freihandel, den da^i Königitich der Veruinigton 
Niederlande 1815 inaiij^urierte, waren die güldenen Tage der i)el- 
gischen Industrie zunächst zu Knde. Den Ausgleich der wider- 
strebenden Interes;.srn der ihres Handels wegen dem 1^'reihandel 
ergetHHien holländisehen Pruvinzijn und der für ihre Industrie 
Schutzzoll« begelirenden belgischen Provinzen brachte der Zoll- 
tarif von 1822, der sich . in den Bahnen eines mäßigen Schutz- 
zolles bewegte. 

Als die Trennung von Holland 1830 erfolgte, lag der Grund 
dafür auf politischem Gebiet; wirtschaftlich hatten die Belgier 
keine Veranlassung, sich von Holland loszulösen, im Gegenteil, 
die wirtschaftlichen Interessen hätten ihnen geboten, das wohn- 
liche gemeinsame Haus nicht zu verla^ssen. Somit mußte Belgien 
für seine politische Uaabhangigkeit einen Preis eilegen, der in 
den folgenden Jahren schw-er auf dem Handel und der Industrie 
lastete, während die Landwirtschaft durch die Trennung von 
Holland nicht in MitkMdenschaft gezogen wurde. 

Hoh4ien bofand sich 1880 im (Irunde genonnnen in derselben 
La^^e wio Lnx(Mnhuj-;i im Jahre 1839, nur daß die Lage des kleinen 
GroBherzogtums uatuigemäli noch viel unhaltbarer \v;ir als die- 
jenige Belgiens, das iiniui'iliin damals v\n Wirtschaitsgehipt von 
4 Millionen Einwohnern repräsentierte. Es vei tü^le wolil über 
eine leistungsfähige Industrie, aber diese entbehrte der Al)satz- 
märkte für ihre Erz(nignisse: der AttßeNhandel war das Sorqen- 
kiiid der belgischen Volksnirfschaft. Abhilfe konnte nur die 
Orientierung der Industrie und des Handels nach bestimmten 
Märkten bringen. Aber nach welchen? 

Mehr als ein Jahrzehnt lang wurde nach der Lösung dieses 
Problems gesucht. Während der Zeit blieb das holländische Zoll- 
system von 1822, nur durch einige dringende Korrekturen von 
1831 und 1834 modifiziert, in Belgien in Kraft. 

Die unbefriedigende, zeitweise krisenhafte wirtschaftliche 
Lage Belgiens brachte den Gedanken eines Zollanschlusses in die 
Diskussion. Da die Brücke nncli Holland, dem gegeniibei sich 
Belgion bis J839 im Zustand des Waffenstillstandes befand, abge- 
brochen w;n\ blieben nur zwei Möglichkeiten offen: A?ischliiß m 
Frankrei( Ii odc r an Preußen. Mit beiden Sfa ^eu knüpfte Bel- 
^ gien seit ]H'SH Verhandlungen an, selbst unentschlossen, ob es im 
Inleresse sein(M' Industrie sich Frankreich nähei*n oder im In- 
teresse des Handols und der Schiffahrt sich mit Deutsrhlaud als 
Hinterland verbinden sollte. Als die luxctnbn i lkt Zolin iischluß- 
frage 1839 aufgeworfen wurde, tobte in Belgien der unentschie- 
dene Kampf zwisrhfui Freihandel und Schntzzoll. zwischen dem 
Anschluß an Frankreich und an den doutsclicu Zollv<»rein. Die 
bisherige wirtschaftliche Gesetzgebung Belgiens war Stückwert 
geblieben, das Wirtschaftssystem war noch zu finden. 
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Iii dieser Lage trat Luxeuibuig 1841 au Belgien mit dem 
Augebut eines Zülldiiscliiu.6äes heran. Da Beigieu sich selbst über 
üüiae llaudelspulitÜL nicht klar war, und sowulil mit PreuÜen wie 
mit Fi-ankreich in Verhandlungen stehend, gar nicht daran 
dachte, Luxemburgs wegen, ms Gründen, die später dargelegt 
werden sollen, in einen Konflikt mit Preußen und dem Zollverein 
getrieben zu werden, winkte es Luxemburg ab. 

Die Verhandlungen Belgiens mit Frankreich führten, als der 
Gedanke einer Zuilunion fallen gelassen wurde, zum Handels- 
vertrag von 181Ö. diejenigen mit Preußen' hatten ebenfalls keinen 
Zollanschluß, sondern i8Vi einen Handels- und Schiffahrtsvertrag 
mit dem Zollverein zum Ergebnis. 

Aus y\v]\ 323 selbständigen Territorien, aus denen das heilige 
römische Heich bei seinem Untergänge I>estaJiden hatte, waren 
bei (i(M- (Ji üiiiln?i<T Deutschen Bundes A2 Bundesstaaten ge- 
wordeiiV). unter denen alle Ciiußou von Österreich und Preußen 
mit je II MilÜotieti woluiern bis zu Liechtenstein mit deren 
(KKKI vertreten uarcii. \ iele dieser Staaten setzten sich aus losen 
Brurhstiicken zusaininen. vor allem Preußen mit seinen beiden 
grolicji Hälften, die von Hannover, Brauuikihweig und Kurbe^isen 
von einander ^?etrennt wareu. Den Gipfel erreichte die territo- 
riale Zerstückelung in 8aciisen, wo beispielsweise das Herzogtum 
Sachsen-Coburg-Gotha aus U) getrennten Teilen bestand. So gab 
es in Deutsehland eine Menge Enklaven, die zu ZoUvereinbarun^ 
gen nötigten. 

Außerdem war die Zollorganisation in den einzelnen Staaten 
durchaus nicht einheitlich, in Preußen gab es sechzig verschie- 
dene Zollsysteme und die entsprechende Anzahl Zollgrenzen. Jede 
Stadt war durch Akzisen vom Lande getrennt. Was in der einen 
Provinz eingeführt werden durfte, war in der anderen verboten 
oder erschwert. Stoff und Anlaß zu Heformen war also genügend 
vorhanden. 

Zwar sollte nach Alf. 19 dvv Deutschen f^undesakte wo^en 
dos Handels und \'{nkehrs zwischen den Dundesstaaten ver- 
handelt uf'iden. und es wurde auch 1817 darüber verhandelt, 
aber die .Vkti(ui vtMÜef ohne Ki-K^^hnis, l'ieußen brachte durch 
sein Zoll- und 8tcuei M("^etz von lcSl8 den Stein ins Rollen. Ziel 
und Ertjebnis war: .Schal tiinjr eines einheitlichen Zollgebietes auf 
der (innulla^ie des Ki'eihandels, somit Aufhebung der Zollsou- 
veränität iler Provinzen und Verlegung aller Zwischenzollinien 
an die Außengrenzen der Monarchie. 

Durch diese Schaffung eines großen einheitlichen Zollge- 
bietes in Verbindung mit hohen Transitzöllen kamen sowohl die- 
jenigen Staaten, die in Preußen Enklaven besaßen, als auch die, 
die einen lebhaften Transithandel über preußisches Gebiet pfleg-* 

') Ihre Zahl vermiuderte sich allmählich auf 37. Das Oeulsehe Heich 
begann 1871 mit einem Bestand von 25 Staaten. 
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^eii. ui Bediun^Jij^, Das i^iigel)ius wareii ZoUansi-hiüsse von zwei 
^verschiedenen Typen. 

Die ersten ZollanschliUse betrafen in Preußen euklavierte 
fremde Landesteile, zuerst von Schwarzburg-Sondershausen 
(1819), dann von Schwarzburg-Rudolstadt (1822), Sachsen-Wei- 
mar und Anhalt-Bernburg (1823) usw. Diese Anschlüsse erfolg- 
ten in der Re^el in der Weise, daß der angeschlossene Staat nach 
Maßgabe der Btnülkn uno: piiipii Anteil an dcii gemeinsamen Zoll- 
revenuen erhielt, jedoch auf jeden Einfinü auf die ZoiUesetz- 
grliifii'j \*'rzichtete und die Leitung der Zollverwaltung in den 
betrefienden Landesteilen an Preußen übertrug. 

Kin Novinii hildefp der Anschlul.» tle.'S aid^orhalb des prcu- 
Jjischen fjchicfo gelegenen (ii-oBliei/ogtiims H(\ss('ri '\A. Kcbriiar 
1828). d(M- untci Wahrung der Sell)ständigkeit Hessens erfolgte, 
indem Hipsts dii« l ^itung seiner nach den preußischen Grund- 
sälzt>n uinoi^anisici it'ii Zolh ervvaltVHig behielt und sich ebenso 
sein MiLbuhtininiungsrecht in de»* Zollgesetzgebung und in den 
Handelsverträgen mit dem Zollausland wahrte. 

Ungefähr um dieselbe Zeit kaui auch ein süddeutscher Zoll- 
verein zwischen Bayern und Württemberg zustande (18. Januar 
1828), dem bald die hohenzollernschen Fürstentümer beitraten. 
Beide Zollvereine, der norddeutsche und der süddeutsche, waren 
in ihrem Aufbau verschieden. Während der norddeutsche Zoll- 
verein im Grunde nur eine vergrößerte preußi-sche Zollverwal- 
tung darstellte, in der Preußen lafsächlich uneingeschränkt 
herrschte, war der süddeutsche auf der unbedingten Wahrung 
der Einzelrechte und der vollkommenen (Gleichberechtigung seiner 
Teilnehmer aufgebaut. 

Die angesichts dieser Entwicklung um ihr Schicksal besorg- 
ten initteldoütsehen Kleinstaaten, Hannover. Oldenburg. Rraun- 
schweig, Ivurliessen, Nassau. Sachsen, die sächsischen Ueizog- 
tümer, die schwarzburgischen und die reußi.schen Fürsten- 
tümer. Frankfurt und Bremen, schlössen sich ihrerseits 1828 zum 
Mitteldeutschen Hamlclsverein zusammen, dessen Hauptzweck 
war, die weitere Ausdehnung des preußischen Zollgebietes und 
die Verciniguag des noi ddeuLschen mit dem süddeutschen Zoll- 
verband zu verhindern, weshalb sich diese Staaten verpflichteten, 
sechs Jahre lang keinem anderen Zollverband beizutreten. Den- 
aoch kam schon 1829 zwischen dem nord- und dem süddeutschen 
Verband dn Handelsvertrag zustande, der auch die Verpflichtung 
enthielt, die beiderseitigen Zollsysteme immer mehr in Überein- 
stimmung zu bringen. Mit diesem Abkommen war das Schicksal 
des Mitteldeutschen Handelsveroins besiegelt, der 1831 durch den 
Beitritt S^achsen- Weimars und Kurhessens zum preußisch-hes- 
sischen Zoll verband gesprengt wurde. 

Die Verhandlungen zwischen dem nord- und dem süd- 
deutschen Verband führten, nachdem Preußen seinen freihänd- 
. lerischen Zolltarif den süddeutschen Schutzzöllen augepaßt hatte. 
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zu e'uwr Vrroiiiigun^ beider Verbände in einem Veitrag vom 22, 
März iN.i.i. und als Sachsen durch Vertrag vom 30. März, Kur- 
hessen 1111(1 die thüringischen Staaten, die einen besonderen 
Verein bildeten, am 11. Mai sich der Vereinigung anschlössen, 
war der deutsche Zollverein errichtet, der in der Nacht vom 31. 
Dezember 1833 zum 1. Januar 1884 ins Leben trat als ein ein- 
heitliches Zollgebiet, das den größten Teil Deutschlands mit 
23 478 120 Einwohnern umfaßte. Am 1. Januar 1836 traten noch 
Baden und Nassau, am 1. Februar desselben Jahres Frank- 
furt a. M.. am 1. Januar 1842 Braunschweig und Lippe bei, 
denen ein Monat später Luxemburg folgen sollte. 

Die Zusammensetzung des Zollvereins, in dem Augenblick 
des Beitritts Luxemburgs war folgende* 





In den Zollverein 
einbegriffen 


Im 


ganzen 




Meilen 


Einwohner 


Quadrat- 
Meilen 


Einwohner 


1. rreuDen, mu AusbcniuD von 

Neuchatel 

Vom Zoll ausgeschlossen: 
die Garnisonen von iLuxem- 
burg und Mainz 7226 Einw. 
Zum thüring- 
ischen Zollve- 
rein gehörige 
Gebiete . . . 92797 > 
In den hanno- 


5073,82 


13983070 


5073,82 


14098125 


ver-oldenburg- 
brauns('h\veij:i- 
schen Verrin 










aut<;enomniene 
Orte .... 11035 > 
Sonsli^reisolierl 
belegene Lan- 
desteile . . . 3997 . 










11.^055 » 

Hierzu Länder, deren Einwoli- 
nerzahl bei der Verteilung 
der Voreinseinkünfle Preußen, 
welches dafür feste Anteile 
gewährt, zugerechnet wird: 

a) Schwarzburg-Sonderhausen . 

bj » Rudolstadt . . 

c) Sachsen-Weimar-Eisenach . 


16 


31179 
13974 
8427 
4Ö933 


16 


46983; 
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e) Lippe-DelmoUl 

f) Mecklenburg-Schwerin . . . 

gj Anhalt-Dessau 

hj Anhalt^öthen ...... 

i) Sacbsen-Goburg-Golha . . . 

Hessen-Homburg 

l) Holstein-Oldenburg .... 

m) Waldeck 

n) Hannover 

o) Braunschweig ...... 

2. Bayern 

Hierzu : 

a) von Sachsen-Weimar-Ei- 

senach ... 

b) von Sachsen Cuburg-Gotha 

3. Sachsen 

4. Würllernberg 

Dazu : 

a) Hohenzollern-Sigina ringen 

b) » Hechingen . 

5. Baden 

Hierzu Teile von Hohenzol- 

lern-Sigmaringen .... 

6. Kurhessen 

7. Großherzogluin Hessen. . . 

Dazu von Hessen-Homburg 

8. Die zum Thüringer Zollverein 

gphörigen Gebiete 

aj von Preußen 

Ii) » Bayern 

cj » Kurhessen 

dj » Sachsen- Weimar- Ei- 
senach 

e) Sachsen-Meinigen-Hild- 

burghausen . . . 

f) * Ältenburg . . . 
gJ » Coburg-Gotha . . 
hJ Schwarzburg-Sondershau- 

sen . • . > 
ij > Rudolstadt . 

k) Heuss 

9. Nassau 

10. Frankfurt 



In den Zollverein 
einbegriffen 



Quadrat- 
Meilen 



Einwohner 



Im ganzen 



l 

1 
17 
15 

5,59 
8,80 
19 



1477,2(5 



272,()() 
359 

18,25 
6,50 
272 



194,19 
177 



5,46 

66,82 

41,72 
23,41 
37,06 

16,09 
19,1 
27,94 
82,7 

8260,52 



973 
917 
60945 
39914 
2686 
' 13880 
27651 
50165 
13126 
2687 1 
4313862 



3717 

2308 
16r)21 14 
1611317 

37066 
19518 
1260771 

3843 
652761 
78367 1 

9065 



92580 

m 

25768 

* 

232034 

148078 
121266 
132695 

24029 
516KK 
103023 
383730 
63936 



26048970 



Quadrat- 1 
Meilen ' 


Einwohner 


20,6 i 
228 ! 
17 i 
15 ' 


76730 
482652 
60945 
39914 


7,84 
116 1 
21.7 
695,27 
70,97i 
1477,26! 

1 


23600 

260761 
56000 
1688305 

251000 
431Ö469 


1 

272,66 
359,2 


1652114 
1612073 


18,25 
6,50 
272 


37066^ 
19518 
1260771 


— 
2uo,9 
177 


783671 


41,72 
23,41 
37,6 


148078 
121266 
137689 


16,9 
19,1 
27,94 
S2,7 
4,3 


' 55208 
65()62 
103023 
383730 
63936' 
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T)<M" ZollvcriMii halle sicli in (Ismi ('?>ston Jalireii .seiiios Be- 
.sluliuii.N Mul üiitvvickolt. Kr sti'lllc ein kraflvoilos Wii-tsdiafts- 
. gebiet dar, das MaiidelÄ»- ufuI Sciüffahrtsverträge mit Holland 
(1837 und lis;>ij). mit Kiigland (Ksll), (iriechoniand flsav)) und 
der Türkei (1840) abgesclilnsseu hatte, und. mit Ausnahme von 
•Österreich. Hannover. Braun.schweig. Oldenburg, i\k'cklenbiirg 
und den Hansastädten, im wesentlichen alle deutschen Buudes- 
.staaten umfaßte. Die Dauer des Vereins war zunächst bis zum 1. 
Januar 1842 festgesetzt worden mit zulässiger Kündigung zwei 
Jahre vor diesem Termin, also bis Ende 18B9. . Bis zu diesem 
Zeitpunl^t war von iseiner Seite vom Kündigungsrecht Gebrauch 
gemacht worden, so daß das Fortbestehen des Vereins ge- 
sichert war. 

In den wenigen Jahren seines Bestehens hatte der Zollverein 
den Beweis seiner Lebensfähigkeit erbracht, er hatte sich zu einer 
Institution entwickelt, die den Huiid(\stag in den Schatten zu 
^teilen di-ohte. Der V(»rkehr hatte (Mihmi ungealinten Aufschwung 
^^i'iK^nimen, dei- demoralisierende Schmuggel war mit den 'abge- 
schafften inneren Zollgrenzen \ erschwunden. Mii tler Schaffung 
eines ausreichenden inneren Marktes lebte die Industrie auf. Der 
Wohlstand war gestiegen, die früheren unerträgüchen Verkehrs- 
zustände nur noch eine böse ii^rinnerung. 

Nicht zuletzt durften die einzelstaatlichen Finansaiiuister mit 
den Ergebnissen des Zollvereins zufrieden sein, imd gerade dieses 
iührte im Laufe der Jahre noch manch neuen Anschluß herbei. 
Die meisten Kleinstaaten hatten bisher die Zölle nur als Ein- 
nahmequelle betrachtet und sich um ihre wirtschaftlichen Wir- 
]cungen nicht gekümmert. Jetzt merkten sie die Woliltaten einer 
.geordneten Zollpolitik, sowohl am steigenden Wohlstand, wie 
auch besonders an den unerwartet ergiebigen Zolleinnahmen, die 
in die Staatskassen flössen, während vor der Gründung des Zoll- 
yerei?is die kleineren Staaten teils gar keine, teils nur geringe 
Überschüsse aus den Zöllen gehabt hatten. 

Kurz, der Zollverein durfte 1840 als eine in der öffentlichen 
.Meinung dauernd verankeite Institution angesehen werden. 

("her die >'rage des zweckmäßigsten Zollanschlusses bestand 
in Luxemburg keine einhellige Meinung, weil hier das Urteil 
4urch die divergiei enden Interessen der einzelnen wirtschaft- 
lichen Gruppen bestiniint wuide. 

Der Landwirtschaft erschien ein Ansehlufi an Belgien vor- 
teilhaft, denn sie fand für ihicn (ietreideüberschuß in Belgisch- 
Luxemburg ein ihr wohlbekanntes und gegen die Konkurrenz der 
unter günstigeren Eknlingungen auf fruchtbarerem Boden pro- 
duzierenden belgischen Landwirtschaft jenseits der Maas durch 
die den Verkehr unterbindenden Ardennen geschütztes Gebiet, 
:aus dem im Umtausch das benötigte Mager vieh bezogen werden 
konnte. Auch für die gemästeten Tiere bot Belgien einen guten 
.Absatz. 
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AulIi tui den luxciüburj^ischen Wem w.ii Belgien ein vor- 
ieiiiiafler KäulVr, wogoj^i'ii bei oincjn iViischiulj aa Preußen der 
Weinbau eine «ewalti^^e Erschütterutig erleideu würde, da die 
Weinpreiäe bei besserer Qualität in Preußen nur die Hälfte der 
.luxemburgischen Preise erreichten. Ferner liätte dieser Anschluß 
die Wiedereinführung der Weinsteuer, wie sie in Preußen be- 
■Stand, in Luxemburg bezw. die Erhebung einer Ausgleichssteuer 
Auf den II u h Preußen eingeführtiMi luxemburgischen Wein be- 
■deutet. Kurz, die luxeiiihu rgi-r Weinbauern meinten, daß es 
ihnen bei einem Anschluß an Pr-eußeii K<^nau so schlecht ergehen 
Avürde wie seinerzeit den pri'ußisclien Weinbauern an der Mosel, 
-tils der Anschluß Nassaus und der Pfalz an den Zollverein diesen 
die gefährliche Konkurrenz ;iuf den Hals hiachto. 

AVäiirend also die Landuirtscliafl sicii (h uilich liir Belgien 
ausspiach. waren in der Industrie die Ansichten über den zweck- 
nuiüii^sten Zollansehluß geteilt. Pür den Anschluß an den Zoll- 
verein traten mit KnUchiedenheit die Leder-, die l^apier- und die 
jKisenindustrie ein. 

Die iMseniitdustrie. deien iiiililiche LaKe icli schon geschil- 
fert habe, erhoffte von dieseni Anschiulj eine entscheidende Ver- 
besserung ihrer Lage. Denn, obgleich zu jener Zeit das auslän- 
dische Roheisen, also auch das luxemburgische, zollfrei nach den 
.Staaten des Zollvereins ausgeführt werden durfte, so drohte doch 
die Gefahr« daß die ständigen Gesuche der Eisenhütten im Zoll« 
Terein um Zollschutz einmal Gehör finden würden, in welchem 
Falle die luxemburgischen. £isenindustrielien diese Cxportmög- 
.lichkeit verlören. 

Die Gerberei-Industrie war für einen Zollanschluß an Frank- 
reich oder an Preußen, aber nicht an Belgien. Den Konkurrenz- 
kampf der luxemburgischen mit den deut:^ilien Gerbern hatten 
xlie letzteren zu fürchten. Daher auch der lebhafte Widerstand 
der preußischen Ledei fahrikanten in Malniedy um! St. V'ith 
.gej^en der! Zollansehluß Luxemburgs, der uns noch zu beschäf- 
rtigen liabua wird. 

Die Hamlsehuh-Industrie war ebenfalls für einen Anseiiluß 
den Zollverein, von diMii sie. aulJ+M- eiiier (iewiiiiuing des auf- 
nahmefähigen deutschen iMaiktes, noch die Abscliaffung des bis- 
her geltenden WtMkzpIles von llVo bei dei- Ausfuhr nach dem 
Zollverein erwartete. 

Die Erzeugnisse der luxemburgischen Papierfabriken waren 
besserer Qualität und auch billiger als die deutschen* Fabrikate. 
Aus einem Anschluß an den Zollverein erwartete diese Industrie 
außerdem bÜligero Deckung ihres Bedarfes an Lumpen, da in 
diesem Fall der deutsche Ausfuhrzoll wegfiel. 

Die Wollwarenfabrikanten, die an ihrem Absatz nach Bel- 
gien festhielten, und die Baum Wollwebereien, die den Verlust des 
bisl^erigen Zollschutzes bedauerten und vor allein die deut.sche 
Konkurrenz fürchteten, waren gegen den Anschluß an den Zoll- 
verein. 
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HaupU t'i ttM'hhM lies Aii.sclilusst's an IJoIji^icn war die liixein- 
bui Misclu' S(eiui4iit-i'itii»"'ti*it*. Sie klärte, ohne ein^n KÜiistiKen 
Handolsvcrlras mit ßel^iun nicht weiter bestehen zu kuniien und 
in einem Anschluß aii den Zollverein ihr Todesurteil erblicken zu 
müssen. Denn während die preußische Konkurrenz am Rhein 
die £rde an Ort und Stelle fände und diejenige an der Saar die 
Kohlen vor der Tür besäße, müsse der luxemburgische Fabrikant 
beides mit hohen Kosten vom Rhein und von der Saar beziehen» 
um! hol dieser Gelegenheit noch den luxemburgischen Einfuhrzoll 
auf Kohlo entrichten, während Preußen seinen Fayencerien sogar 
20 bis Jö'Vo der Kohleukosten zurück vergüte. Endlich stünde den 
Fahi'ikanten am Rhein und an der Saar der billige und sichere 
Wa.sserweg füj- Absatz zur N'ej'füerung. 

Auch die luxemburgische Tabakimlustrip. tler vor der Pfäl- 
/.rr Konkurrenz l)angte, war für einen Anschluß an den Zoll- 
verein nicht zu haben. 

Wie stand nun aber der Znllv(M-ein. insbesondere sein füh- 
rciulcs Mitghed, zugleich der einzige Nachbar eines anzuschlies- 
siMuk'n (Iroßherzogtunis, Preußen, zu der Frage eines Zoll- 
anschlusses Luxemburgs? Auch Preußen erblickte in dem Bei- 
tritt Luxemburgs Vor- und Nachteile. 

Vorteile erhoffte Preußen: 

1. Für die rheinische Viehzucht, die schon ungeachtet der 
luxemburgischen- Eingangszölle Rindvieh und Schweine in gros- 
sen Mengen nach Luxemburg ausführte und beim Wegfall des 

Zolles diese Ausfuhi* steigern konnte. 

2. Für die rheinische Landwirtschaft, die ebenfalls Getreide 
nach Luxemburg ausführte und eine Steigerung dieses Exporten 
erwartete. 

8. Für ilen Weinbau, tiei- v'inon I)(nl('uloii{i('n Absatz nach 
Luxeinburu erhoffte, da dort nui' l)illi,u('r Landwein eizeugt wurde. 

i. Für tiie Indnslrie hinsichtlieli de.s gesteigerten Absatzes in 
Fisen-. (Ilas-, Töpfen-, Kurz-, Ranniwoll-, Wollen- und Seiden- 
waren, fernei' in Saarkoiilen. Außinciem würden die preußischen 
Eisenwerke in der Ncähe Luxemburgs Holz, Holzkohlen. H^isenerz 
lind Roheisen ohne die lielastung durch die bislierigen hixem- 
burgischen Ausgangszölle beziehen können. 

Nachteilig beeinflußt würden dagegen die Papier- und die 
Gerberei-Industrie. 

Die rheinische Papierindustrie stand technisch nicht auf 
derselben Hohe wie die luxemburgische« weshalb schon bisher 
trotz der Zollschranken luxemburgische Papiere und Tapeten 
Eingang im Rheinland gefunden hatten. Die pj-eußischen Papier- 
fahrikanten fürchteten daher einen Zollanschluß Luxemburgs 
ebenso sehr wie die luxemburgischen ihn wünschten. Die Haupt- 
gegner eines solchen Anschlusses aber waren auf preußischer 
Seite die rheinischen Oerbereipn. 

Fn (nneni Borirhf des Finanzmin ishn's und des Ministers der 
auswärtigen Angelegenheiten über die Frage des Anschlüsse» 
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Luxemburgs an den König von Preußen vom 16. Juni 1S40 wurde 
besonders die Verschiebung, die dieser Anschluß zum Nachteil 
der rheinischen Lederfabrikauten bringen würde, betont. Wegen 

des Reichtums Luxemburgs an Gerbstoff seien diese der luxem- 
burgischen Konkurrenz, trotz der bevStehenden Einfuhr- und 
Transitzölle, sciion bisher auf den Märicten des Zollvereins, wie 
auf (Icnyii (jus Auslandes tiicbl ,4<e\v;)r'hsen gewesen. Ein Zoll- 
ai!<rlikil] iiiiisfte daher schliiunie Wirkungen haben, wenngleich 
dieser tiurch den Wegfall des bisherigen luxemburgischen Aus- 
fu In /olles auf Gerbstoff von 6"/o des Wei tes einen schätzejisvver- 
ten \ ürloil bringe. Von der Pruvinzialsteuerbeliörde in Köln sei 
zwar für den Fall des Anschlusses eine Übergangsabgabe auf 
luxemburgisches Leder und Papier angeregt worden, eine solche 
Maßnahme sei aber bedenklich, weil mit dem Grundgedanken des 
Zollvereins unvereinbar. 

Doch könne der Anschluß Luxemburgs den rheinischen 
Ledei- und Papierfabrikanten zu Liebe nicht abgelehnt werden. 
Denn die Frage sei auch eine politische, und der Beitritt Luxem- 
burgs zum Zollverein erscheine als das geeignetste Mittel, «da- 
selbst deutsche Gesinnung nn^hr und mehr zu begründen und 
dureil eine genügende Befriedigung materieller Interessen in der 
Richtung nach Deutschland allen nach Frankreich oder Belgien 
strebenden Tendenzen entgegen zu wirken». 

( berscluiuen wir nunmehr die politische und die wirtschaft- 
liche Seite dieser koniplizierten Frage, so können wir wohl das 
Geständnis als zuti-effend bezeichnen, das der zu den Zoll- 
ansrhhiliverhandlungen mit Freulien delektierte luxemburgische 
Koiuniissar. Lefifaticüscat von Scherfi, in einem Brief vom 20. Juli 
184(1 an den preuiirsciien Kommissar und Direktor' im preus- 
Äise'lien Mini-slerium des Au.swärtigeu, den Geheimen Legationsrat 
,Eiclnn;.nn. mit den Worten aussprach: «Die luxemburgische Re- 
giej unii habe den Anschluß Luxemburgs, dessen bloß materielle 
Interessen eine andere Richtung gefordert hätten, an den deut- 
schen Zollverein aus keinem anderen Grund in Antrag gebracht, 
' als um dasselbe politisch immer mehr mit dem Deutschen Bund 
2U vereinigen.» 

Nur in einem Punkte ist dieser Ausspruch zu berichtigen 
bezw. zu erläutern: Nicht die «luxemburgische Regierung» im 
Sinne einer verantwortlichen, konstitutionellen Regierung hat den 
Anschluß an den Zollverein betrieben — denn eine solche gab es 
bis Ende 1841, d, h. bis kurz vor dem Beitritt zum Zollverein in 
Luxemburg nicht — . sondern diejenigen, die neben dem König- 
Großherzog Wilhelm I. ohne Rücksicht auf die Wünsche des 
Landes und meist gegen den Willen der Bevölkerung die Geschäfte 
des Großherzoijfnins führten, nämlich landesfremde und landes- 
unkundii^^e oberste Beamte unter Mitwirkung der holländischen 
Minister. 



Digitized by Google 



— 16 ^ 

VI. Die Verhandlungen mit PreuBeu unter dem 

König-Großherzo^ Wilhelm U Qm\ 1839 Oktober 1840). 

Die belgische Revolution iiatte schon X8SÜ für Luxemhurg, das 
bisher in ebenso widerrechtlicher wie unpolitischer Weise als hol- 
ländische Provinz verwaltet worden war« zur Folge gehabt, daß- 
es numnehr und zwar notgedrungen wegen der räumlichen 
Trennung von Holland von seinem Herrscher eine eigene, 
wenigstens im Prinzip von Holland unabhängige Regierung er-- 
hielt. Diese grundsätzliche Entscheidung brachte ein koniglich- 
großherzoglicher Beschluß vom 31. Dezember 1830, durch den ein 
dem König-(iroßherzog zur Seite stehender und demnach im Haag 
r(»siflierend{'r {Jeheimreferendar — auf diesen Posten wurde der 
Berg\verksins|>ektor R. Stifft. ein Nassauer, berufen — mit der 
Bearhcit iinii- -ilh^r ln\rni))iii\L:is('hen Anii'elegenheiteii beauftragt 
wurde, die einer kouiglicJj-^iuUlierzuglichen Entseheuiunju- be- 
durften. iJoch sollten inilitiirisclie und auswärtige An<ielegen- 
heiten wegen de?- Beziehungen Luxcnnburgs zum Deutsclien Hunde^ 
und wegen der Ueineinschatl mit Uolländiscli-JJmburg der 
früheren Staatsverwaltung im Haag, also von der niederlän- 
dischen Regierung unter Heranziehung des Geheimreferendars 
nach wie vor bearbeitet werden. 

Die dem Königreich der Vereinigten Niederlande seit 1815^ 
gehörende, auf beide Maasufer sich erstreckende Provinz Limburg 
hatte sich mit Ausnahme der Festung Maastricht 1830 ebenfalls, 
der belgischen Revolution angeschlossen und blieb mit Belgien 
vereinigt, bis 1839 pinc Teilung ähnlich derjenigen Luxemburgs, 
zwischen Holland und Belgien in der Weise erfolgte, daß im 
wesentlichen das f.and rechts von der Maas nebst Maastricht 
Holland, das -Land links der Maas Belgien zufiel. 

Nun war aber die TeilunLi des ehemaligen Großherzogtums^ 
Luxemburg in eine helgische Provinz Luxemburg und in ein ver- 
mindertes (iroßherzogtum (dne Angelegenheit, die nicht bloß' 
Belgien und Holland anging, sondern infolge des N'assauischen 
Erbveitrags auch di(^ .Agnaten des Hauses \itssau und wegen der 
Zugehr)! igkeit Luxemburgs zum Heutschen Bunde auch diesen 
berührte. 

Während die Agnat(»n de.-? Hau.ses Nassau gegen eine Ab- 
fituhiiiii.N^ummo auf ihre Ansprüelie auf Belgisch-Luxemburg 
vei zichteten. mußte lier Deutsche Bund für die Gebietsvermin- 
derung durch die Teilung Luxemburgs territorial entschädigt 
werden. Dies geschah, indem der Holland verbliebene Teil 
Limburgs als Herzogtum Limburg mit Ausnahme der holländisch 
gebliebenen Festungen Maastricht und Venlo zum deutschen 
Bundesland gemacht wurde, wobei Luxemburg und Limburg zu- 
sammen einen Bundesstaat bilden und demgemäß in der Frank- 
furter Bundesversammlung gemeinsam eine Stimme besitzen 
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sollten. Diese Gemeinächail dauerte bin ^ur Auiloüuii^ de^ Bundes^ 
im Jahre l.S(>(>. 

TjoI/aIimh nun l.ux(>!nl)u rji4 und Limburg vom StaJidpunkt 
des Biindf's cmc l'^iiilieil biJtli'f(»n, hatten sie doch unter einander 
keine uninittclhaien Beziehungen, da sie geographisch von ein- 
Auder getrennt und iiueh von versciiiedenen Regierungen verwal- 
tet wurden. Während nämlich Luxemhuig reehtlich und seit Ende 
1841 allmählich auch faktisch die Stellung eines unabhängigen, 
mit Holland bloß durch die Person des Herrschers verbundenea 
Staates erlangte, blieb das Herzogtum Limburg; politisch und 
wirtschaftlich in jeder BoziehunK eine holländische Provinz. 

Die vom König-Großherzog angeordnete weitere Behandlung 
der luxemburgischen auswärtigen Angelegenheiten durch die- 
niederländische Regierung, die zwar nur als provisorischer Not- 
behelf gedacht war, bedeutete zunächst, daß das Prinzip einer von 
Holland unabhängigen, besonderen luxemburgischen Regierung 
in der Hauptsache praktisch in das Gegenteil umgekehrt wurde. 
Sie bedeutete ferner, daß in grundlegenden Fragen, wie in der 
Zollansrhluf.Urage, die Entscheidung zwar formell durch den voil 
dem ( ltdu'ini-Roferendar für die In xenÜDurgischen Angelegen- 
heiten urili'i stülzfen König-Groliherzog, in Wirkliciikeit ;?her von 

n i( (it'rlaiHlisehen Ministei n getroffen wurde. 80 kam es. 
daß allueniein (»ine volle Identität der niedeiländischen und der 
luxeniburgistlien liegiening angenommen wurde. Bezeichnend 
ist. daß der Gotha isciu» Hotkalender für das Jahr 1840 ein (jiüß- 
herzogtum Luxtinburg noch nicht kennt, wohl aber unter den 
zwölf niederländischen Provinzen als elfte eine Provinz Luxem- 
burg erwähnt. Nicht mit Unrecht wurden die wegen des Zoll- 
anschlusses Luxemburgs mit Preußen gepflogenen Verhandlun- 
gen allgemein als «niederländische» Verhandlungen bezeichnet 
und die in dieser Sache tätigen Unterhändler als «niederlän- 
dischie» Bevollmächtigte angesprochen, verhandelte doch auch das 
preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten in die- 
ser Sache zwai- formell mit dem luxemburgischen Geheiin-Refe- 
rendar, in Wirklichkeit aber mit dem niederländischen Minister 
des Auswärtigen. 

Die^^o \'erquickung luxemburgischer und niederländischer 
Angelegenheiten hatte in den Zollan.schlußverhandhingen für 
Luxemburg sehr gioße Nachteile, auf die noch des Näheren ein- 
zugehen sein-wird! Rrwälmt scm*, daß hcispiclswt'iso die Zoll- 
vereinsstaaten in dieser Vcrfiuickung und damit in dem FJnflnß 
der nicMlcrländiscdrn Hegierung in Lux('ml)urg einen erwünsch- 
ten Vorwand fanden, um Luxemburg die Stellung eines eben- 
bürtigen Vi'ri'insmitgliedes vorzuenthalten. 

Erst dfr in» ![( i hst 1H41 infolge der Nichtratifikali(jn des 
Zoilanschlußvcil i-aues mit Preußen durch den Kcinig-Großherzog" 
Wilhcljn TT. ausgibrochene Konflikt zwischen diesem und seinen 
niederländischen Ministem, die Luxemburgs wegen nicht in einen» 
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Zusammenstoß mit PreuBea gezogen werden wollten, hatte zur 
Folge, daß vom 13. September 1841 ab die auswärtigen Ange- 
legenheiten des Großherzogtums dem im selben Jahre geschaffe- 
nen Staatskanzler für die luxemburgischen Angelegenheiten im 
Haag übertrafen wurden. Damit war die letzte Möglichkeit einer 
Ingerenz holländischer Behörden in luxemburgischen Angelegen- 
heiten beseitigt. 

Sodann batte der König-Großherzog am 19. Februar 1831 in 
der Person des Herzogs von Sachsen-Weimar einen in Luxem- 
burg residiorondeii Generalgouverneur ernannt, dessen Gouverne- 
ment alierdifiRs vorläufig auf die Hauptstadl beschränkt blieb. 
Dieser löste die aus der niederländischen Zeil erhalten wblieliene 
Provin/.ialverwaltung auf und eisct/.te sie dui t h eine aciitküptige 
Provisorische (ii oiiJiejzoKÜche Regier ungskommissioü, deren 
Prä&iilent von ihm ernannt wurde. 0 

Entsprechend den bereits erwähnten, feststehenden poli- 
tischen Intentionen des Königs-Groülierzogs wurde von dieser Re- 
gierung, vor allem von dem Geheimreferendar Stifft, der Zoll- 
anschluß an Preußen unverzüglich in die Wege geleitet und zwar 
lediglich auf Grund eines für diesen Anschluß günstigen Gut- 
achtens des luxemburgischen Kontrolleurs des Rechnungswesens, 
der direkten Steuern und der Zölle Wahlen vom 20. Dezember 
1832. Eine Befragung dei Bevölkerung sowie der Vertreter der 
wirtschaftlichen Berufe fand nicht statt. 

Als der Zeitpunkt der endgültigen Verständigung mit Belgien 
herannahte, und noch bevor der Londoner Vertrag ratifiziert 
war. wurde, in der Absicht schon vor der WiedorbesitzerRreifimg 
des Landes die i3<'vülküiunK voi- eine vollzogene Tatsache zu 
«teilen, an die \'er\virklicbung- des Planes herangetreten, die aber 
an den unet warleten Schwierigkeiten, die Preußen dem König- 
Groüheizng in der Anschiulifrage machte, vorläufig scheiterte. 

Schun zu Beginn des Jahres 1839 — die Wiederinbesitz- 
Jiahme des fii oßherzogtums durch Wilhelm 1. erfolgte erst am 
Jl. Juni 18311 — war die erste, nicht offizielle Fühlungnahme 
des Königs-Großherzogs in der Anschlußfrage mit Berlin in der 
Öffentlichkeit bekannt geworden, was sofort alle Gegner des An- 
schlusses auf den Plan rief. Bas waren vor allem die rührigen 
preußischen Lederfabrikanten von Malmedy und Umgebung. In 
einer Eingabe der Handelekammer Malmedy vom 29. April 183d 
wurde von der preußischen Regierung nichts weniger als die 
bündige Erkläruiiü \ei langt, ein Anschluß Luxemburgs an 
Preußen werde nie erfolgen. 

Diesem Ansinnen gegenüber vertrat die preußische Re- 
gierung den Standpunkt, «daß es Ranz unum^ränglich sein wird, 
dem Großherzoiitnm T>nxeml)ur<? als einem deutschen Rundes- 
gebiet in Rücksicht auf dessen jetziu^e Lage Erleichterun^ien des 
Verkehrs mit dem angrenzenden Vereinsgebiet zu gewähren, ohne 

0 Enschen, Das Staatsrecht des GroBberzogtnms Luxemburg, S. 113. 
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welche jenes Laad gar nicht würde bestehen können», und daO 
das . Interesse der Gerber von Malmedy in dieser wichtigen 
ITrage nicht der entscheidende Gesichtspunkt sein könnet. 

Die Lederfabrikanteu gaben aber ihre Bemühungen nicht auf 
iLud richteten am 1. Juni 1839 eine Vorstellung an König Frie- 
drich Wilhelm III. Sie beschworen ihn, Luxemburg nicht ohne 
heschränkende Hestiinniungeii in den Zollverein aufzunehmen 
und forderten die Aulhebung oder mindestens die Ermäßigung 
des luxemburgischen Aus^angszolles auf den Gerbstoff. Der 
Kojiig wies den Finauzmi nister von Aivensleben am 25. Juni 
1839 an, «;die Bittsteller beruhigend zu bescheiden, ohne jedoch 
Zusicherungen irgend einer Art zu erteilen, die in der Folge lästig 
werden könnten.;» 

Die offiziellen Veriiaadluiigen über den Zollanschiuli Lu.veüi- 
burgs urüfluete eine Note dos nioderiändischen Gesandten in Ber- 
lin, Grafen von Peirnoncher, am 19. Juni 1839, d. h. acht Tage 
nachdem Wilhelm i. wieder Besitz vom GroBherzogtum ergriffen 
hatte. In dieser Note wurde der Eintritt Luxemburgs in den 
Zollverein begehrt und diesbeKÜgUche kommissarisciie Verhand- 
lungen aus Anlaß der im Juli 1839 in Berlin abzuhaltenden drit- 
ten Generalkonferenz des Zollvereins vorgeschlagen. 

Auf diese Eröffnung antwortet der preuBische Minister des 
Auswärtigen Fi-eiherr von Werther am 26. Juni, daß die An- 
nahme der niederländischen Regierung, die Beschlußfassung über 
«inen etwaigen Zollanschluß Luxemburgs gehöre zu den Kompe- 
tenzen der Generalkonferenz, eine irrtümliche sei. Vielmehr be- 
stimme Art. 38 des Zollvercinsvertrags vom 22. März 1833; «Für 
den Pall. daB andere deutsche Staaten den Wunsch zu erkennen 

;gebeii solhcn. in d^en Zollveroin aiif'^enommon zu werden, 

erklären sicli? die hohen Kor^tiahcnltMi beroit, (.iioseni Wunsch, 
«oweit OS unter RohöriKer lierücksichtigunK (i^i besonderen Inter- 
essen der Verein.smitplieder möglich er.scheint, durch desfalls ab- 
zuschließende VertrÜRe Folge zu goben.» Demgemäß könnten 
Verhandlungen über die Aufnahme eines deutschen Bundesstaa- 
tes in den Zollverein von denjenigen Vereinsregierungen geführt 
'werden, deren Gebiet an das betreffende Land angrenze, das die 
Aufnahme begehre. In diesem Falle seien also die Verhandlung 
•gen von Preußen im Namen der Vereinsstaaten und vorbehaltlich 
ihrer einstimmigen Zustimmung zu etwaigen preußisch-luxem-- 
burgischen Abmachungen zu . führen. Die Zollvereinsstaaten 
seien von der niederländischen Note in Kenntnis gesetzt und der 
preußische Finanzminister beauftragt worden, unverzüglich das 
nötige Material für die Verhandlungen zu sammeln, um die Be- 
din^nnRon zu bestimmen, unter denen der Zollverein, dem An- 
schluß Luxeml>u res zustimmen könne («pourra douner les mains 
ii raccession proietee»). 

Uta Finansministerium und das Himsteriuin der ausw. Angel, an 
den preuBischen Gesandten im Haag, Grafen von Lottum am 9. Juni 1839. 

6 
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Der preußische Minister des Auswärtigen Freiherr von Wer- 
ther hatte den preußischen Finanzminister Grafen von Alvens- 
l^n* unter Hinweis auf die unerträgliche wirtsdiafUiche Lage- 
Luxemburgs ersucht, die Erhebungen zu beschleunigen, und so 
konnte er schon am 30. September 1839 dem niederländischen. 
Gesandten mitteilen, di<e Unterhandlungen «betreffend die Han* 
dels Verhältnisse zwischen lAixeniburg und den Zollvereinsstaaten»' 
könnten beginnen. Aus den Vorarbeiten des Finanzministerium» 
ginge aber schon Jetzt hervor, daß die Regelung dieser Verhält- 
nisse nicht in derseiben Weise geschehen könne wie die Regelung 
der Zollvf'ihältnisse untor den Zollvereinsstaaten. Proußen zweifle« 
jedoch nicht, daß es f^olingen werde, «sich über die Mittel zu ver- 
ständigen, um Lnxenibiir^j; in anderer Form tlie Erleichterungen 
zu vei-schaffen. die .seine geographische Lage und seine Stellung, 
zu Deutschland ihm wünschenswert erscheinen ließen.» 

Wenn dfr König-CJroßherzog und seine Ratgeber gehofft hat- 
ten, mit dem so sclmeil vorgebrachten Antrag auf Zollanschluß 
Luxemburgs in Berlin mit offenen Armen empfangen zu werden, 
iso war diese Note geeignet, ihnen über - die Bedingungen, unter 
denen ein ZoilanschluB zu erreichen war, und sogar darüber, ob* 
dieser überhaupt zu erlanfl^n sei, einige Besorgnisse einzuflößen.. 
Denn wenn der König-GroBherzog in seiner Anfrage ausdrück- 
Uch einen Zollimschluß bogehrt hatte, so war in der preußischen; 
Note lediglich von einem unbestimmten «arrangement concornant 
3es relations commerciales» die Rede, der Zollanschluß überhaupt 
nicht erwähnt und du ich den Hinweis auf die Vereinsstaaten^ 
sogar indirekt abgelehnt. 

Diese Stellungnahme Preußens war auf die sehier endlose 
Zahl von Bedenken und Befürchtungen zurückzuführen, die da» 
preuBi^rhe Finanzministerium gegen den Zollanschluß Luxem- 
burg.^ voi gehlacht hatte*). Die hauptsächlichen finanziellen Be- 
denken waren f(tl gende: 

1. Die gegenwärtige preußische (irenze gegen Luxemburg, 
die auch die des Zollvereins sei. betrage 14 Meilen, während nach 
einem Anschluß die neue Grenze des Zollvereins gegen Belgien* 
und Frankreich zu 18 Heilen betrüge, was eine Vermehrung der 
Grenzüberwachungskosten für den Verein bedeute, 

2. Die Mangelhaftigkeit der holländischen Grenzüherwachung' 
auf der preußisch-holländischen Strecke lasse erwarten, daß van 
Falle des Anschlusses die luxemburgische Grenzüberwachung' 
gegenüber dem Vereinsausland nicht besser sein würde, woraus: 
eine Schädigung der Vereinsintereesen zu befürchten sei. 

3. Durch den Anschluß werde preußisches Personal ah der 
luxemburgisch-preußischen Grenze überflüssig, die Preußen zur 
Last fallenden Gehälter müßten aber weiter bezahlt werden. 

Da.s Votum des Finanzministers lautete auf Ablehnung des? 
Zollanschlusses, zumal der Art. 38 keine Verpflichtung auf Auf— 

*) Ahrensleben an Wertber am 5. September t839. 
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nähme eines deutschen Staates in deh Zollverein statuiere. Als 
Ersatz schlug er vor, Luxemburg Erleichterungen des Handels- 
Verkehrs mit Preußen einzuräumen durch Gewährung des 
ganz zollfreien, teils durch Zollermäßigungen begünstigten Im-- 
Ports der rohen Erzeugnisse der luxemburgischen Landwirtschaft 
und Viehzucht und durch Transitbegünstigungen für den Verkehr 
zwischen Luxemburg und Holland. 

Außer diesen spezifisch preußischen finanziellen Gründen 
bestanden auch hei den Vereinsstaaten erhebliche und im ganzen 
nicht unbegründete Bedenken gegen die Aufnahme Luxemburgs 
in den Verein. 

1. Die ^^eiinge Kaufkraft der luxemburgischei) Bevölkerung, 
die bei der im Zollverein üblichen Verteilung der Zollerträgnisse 
im Verhältnis zur Bevölkerung eine Begünstigung Luxemburgs 
zum Nachteil der übrigen Mitglieder bewirken würde. Das 
preuüihcbe l iiiauzuiinisterium war sogai der Ansicht, daß eine 
Beteiligung Luxemburgs an den gemeinsamen Einkünften nach* 
der ILop£z€Üil der Bevölkerung, also eine prinzipielle finanzielle 
Gleichstellung mit den anderen Vereinsmitgliedern auszuschlies- 
aen aei 

2. Die großen Schwierigkeiten einer wirksamen Oberwachnng 
der luxemburgisch-belgischen und luxemburgisch-franzosiaciien 
Grenze 

a) wegen der Beschaffenheit dieser unübersichtlichen Lan- 
desgrenze, besonders im Vergleich mit der bisherigen preußisch- 

luxemburtrisehen Fluflgrenze: 

b) wegen des in Luxemburg eingerissenen Schmuggeis; 

c) wegen des Widerstandes der Bevölkerung und der luxem- 
burgischen Behörden gegen einen imerwüns»3iiten Zollanschluß, 
dessen erste Wirkung wahrscheinlich die volle Unterhindung 
des wichtigen, bisher zollfreien Verkehrs mit Belgien sein würde; 

dj wegen der weitgehenden Verflechtung der persönlichen 
Beziehungen in einem kleinen Lände, die es den Beamten 
außerordentlich erschwere, ihre Integrit&t und Unabhängigkeit 
zu wahren; 

e) wegen der Sdiwierigkeit der Beamtenverseizungen im In- 
teresse des Dioistes bei der geringen Beamtenzahl. 

Eine befriedigende Grenzüberwachung sei praktisch nur in 
größeren Staaten durchführbar, und der Verein, dessen Grenzen 
bisher von Preußen, Sachsen, Bayern und Württemberg bewadit 
würden, könne diesen bewährten Grundsatz zu Gunsten Luxem- 
burgs und erst recht nicht an einer so stark exponierten Gr^ze 
wie die luxemburgische aufgeben 

3. Die politischen Schwierigkeiten, die sich ergeben würden 
a) aus der Aufnahme eines fremden Staatsoberhaupts in den 

Zollverein, woraus möglicherweise eine Geltendmachung hollän- 
discher Interessen oder ziinnndest eine unerwünschte Informa- 
tion der holländischen Regierung in Vereinsangelegenheiten, be- 
sonders in Tarif fragen hervorgehen konnte; 
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bj auö der delikaten 8leilunjj einer votii Zollverein notwen- 
digerweise stark kontrollierten höheren Zolh erw aitiuiij in Lu- 
xenibiii M ^'-ü den luxeiubuj *;ibchen Landesbehiirdea. 

In den Augen, des preußisclien Ministers des Auswärtigen 
war der^ politische £inwatid siib äa der wichtigdte, zugleicJi aber 
ein Bedenken solch besonderer Art, daß man ihn, wie der Mi- 
nister saf^te, den Niederlanden nicht unbeanstandet schriftlich 
aussprechen konnte 0. 

Unterdessen hatte Wilhelm 1. nadi der Wiederinl)esttznahiae 
des Großherzogtuins dessen Regierung und zwar in der bereits 
«ingeschlagenen Richtung einer German isierungspolitik weiter 
ausgebaut. Zu diesen Maßnahmen gehörte vor allem die am 
23. Juni 1839 erfolgte Ernennung Hassenpfl ugs eines Hessen, 
zum Geheimrat und Chef des Zivildienstes in Luxemburg. Bei 
der definitiven funsotzung der iiehörden am A. März 1840 blieb 
Hassen pflüg an der Spitze dv< neu gebildeten Uegienuigskolle- 
giums t regence du pays). aber sehon wenige Monate später nahm 
Hassen pflüg belastet mit dem Haß der ßevölkeruug seine Eut- 
Jassung. 

Hassenptluii in Luxemburg und Stifft im Haag, der am 2S. 
August 18Hy zum Geheim rat ernannt worden war, waren die 
beiden Männer, die aus pulilisehen Motiven den Anschluß Luxejn- 
Jjurgs an den Zollverein mit Hochdruck betriel>en. Ihnen gesellte 
^ch der Bundestaggesandte Luxemburgs in Frankfurt, Lega- 
tionsrat Friedr. Heinr. Wilh. von Scherff, ebenfalls ein Deutscher. 

An den kommissarischen Verhandlungen im Oktober 1839 
in Berlin nahmen luxemburgischerseits der Legationsrat von 
iScherft dem der Obersteuerinspektor Wahlen zur Seite stand, 
und preußischerseits der Geheime Oberfinanzrat Pochhammer, 
der Geheime lU gierungsrat Westphal und der Wirkliche Geheime . 
Legationsrat Eichhorn teil. * 

Die luxemburgisciien Bevollmächtigten waren angewiesen, 
folgende Forderungen zu stellen: 

1 Aufnahme Luxemburgs als vollberechtigtes Mitglied in 
•den Zülhci-oin. 

2. Eriichtung eines Hauptzollamtes in Luxemburg. 

8. Beteiligung Luxemburgs an den Zolleinkünften im Ver- • 
häitnis zu seiner Bevölkerung. 

4. Einschränkung des Zollgrenzbezirkes unter Hinweis auf 
die geringe Tiefe des Großherzogtums in westöstlicher Richtung. 

Dagegen wai- Luxemburg bereit, alle bestehenden Zoll- 
vereinsbestimmungen und Verfügungen anzuneluneii, auch sein 

Worthor an Alvrnsleben am 30. Sept. 1830 
*) Geboren 1794 zu Hanau, wurde 1832 kurhessischer Minister und 
kämpfte als solcher für den Absolutismus gegen die Landstände. 1837 mußte 
er das Land ▼erlassen und fand znnächst in Hoheneollem-Sifmaringeii, dann 

1839 in Luxemburg oinp npuc Slclluntr. Seine Rückki-hr in die kurhessische 
Begierung im Jah^e 18.^0 führte zur Flnrlit des Kurfürsten und .seinCvS Minia- 
lers und zum Einrücken österreichischer und bayrischer Truppen. . • 
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Geldsystem dvm der Zollvei eiubstaateu aiizupas^seii, doch 
wünschte es, das metrische Mali- und Uewichtssystem möglichst 
l}6i2ai)eh«üten. 

Der luxemburgische Bevollmächtigte wurde in Berlin mit 
der Erklärung empfangen, daß sowohl in Preußen wie auch heim 
Verein große Bedenken gegen einen ZoUanechluß Luxemburgs 
bestünden« und daß es daher ratsam sei, diesen Gedanken aufzu- 
geben und statt dessen über einen Handelsvertrag zu verhandeln, 
der den Verkehr hüben und drüben möglichst erleichtern würde, 
die Zollgrenze aber bestehen ließe, ähnlich demjenigen Handels- 
vertrag, der 1829 zwischen Preußen und dem Großherzogtum 
Hessoti einerseits, Bayern und Württemberg anderseits geschlos- 
sen wurde. 

Hierauf erklärten die J.Tixembiirger, da Luxeniburs: bisher 
I Handelsl)PziebuiiMen fast aihsschließlir)! mit l^el^ien und Frank- 
reicli und kaiiui mit dein ZulJvei ein uiitci h;ilteii hal>e, sei der vor- 
geschlagene llamlelsverfrag praktisch wei l los. Komme der aiiy:e- 
strebte ZollaiKst hluß nicht zu .stände, so bliebe Luxemburg aiclits 
übi iu, als seine Zollverwaltung, die es auf dem Fuße einer all- 
seüj^^en Absperrung seiner Grenzen auf die Dauer nicht beibe- 
halten könne, autzulüsen, wodurch das Land sich zum kSammel- 
punkt des Schmuggeis an der Zollvereinsgi enze entwickeln würde. 

Da der preußische Vorschlag eines Handelsvertrags wahr- 
scheinlich ebensowenig ernst gemeint war wie die luxemburgische 
Drohung des Überganges zum integralen Freihanilel, so kehrten 
die Unterhändler zum Anschlußplan zurück, und die preußische 
Regierung ließ durch ihre Bevollmächtigten einen Zollanscbluß- 
vertrag auf folgenden Grundlagen ausarbeiten. 

L Luxemburg sollte kein selbständiges Vereinsmitglied, son-. 
dern im Verein durch Preußen vertreten werden. 

2. Das luxemburgische Zollwesen sollte der Steuerdirektion 
in Köln unterstellt werden und ein größerer Teil der luxembur- 
gischen Zollbeamten aus preußischen Sfaatsangebörigen bestehen. 

3. Luxemburg sollte die preußi%<K^hen Verbrauchsabgaben bei 
sich einführen. 

Den Eindruck, den dieser preußisclie Vertragsentwurf auf, 
. den König-Gioßherzog und seine Ratgeber machte, die bis dahin 
R^ hnffi hatten, i!en Anschfu(3 Luxemburgs ;in den Zollveioin bis 
zum I. .hiiiiMi' vollziehen zu können, erfahren wir aus 

einein liericlil do |)i'eußisehen (Jesamlten im Haag, des Kammer- 
horrn und Majoi (iiafeii Hermiiiui Krieilrich von Wylich und 
Lottum, an seine Regierung Nom 18. Januar 1840. Luttum 
schreihr. Htifft habe ihm |i, i einem Be.<m }i erklärt, wenn der 
preuBiscIm ImiIwuiI nicht wesenliiehe Modifikationen erfahre, 
sei dvM An.ihiul.» Lu.xembmgs ausgeschlossen. In diesem l^alle 
würde der König-Uroßherzog, dem der Anschluß dringend am 
Herzen läge, durch eine unumwundene Veröffentlichung der Ver- 
handlungen Deutschland zeigen, daß es nicht seine Schuld sei. 
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wenn ein deutsches Bundesland sich wirtschaftlich dem deut^ 
sehen Interesse nicht so anschließen könne, wie es in seiner Ab- 
sicht gelegen habe. 

in einer Note, die am 3. Februar 184() in Berlin überreicht 
wurde, nahm der Kömg-Großherzog offiziell Stellung zu dem 
preußischen Vertragsentwurf: Der Vorschlag, Luxemburg das 
Stimmrecht in den Zoll Vereinsberatungen vorzuenthalten, sei zur 
Not annehmbar, falls f.iixomburg im übrigen als iMitglied des 
Vereins aufgenommen und angesehen werde. Unannehmbar sei 
dagegen der weitere Gedanke, das Grußheizo^tinn in Zollsachen 
der preußischen Steiierdii ektion in Köln zu untei äteiii n. Das 
Großherzogtuni sei vielmehr, um eiiu' selbständige Zolldirektion 
zu erhalten, zu folgenden Konzessionen bereit: 

1. Der orsteriiannte Zolldirektor in Luxemburg sollte auf den 
Vorschlag l'reußens vom König-üroßherzug ernaimt werden. 

2. Ebenso sollte in jeder Zollbrigade bei der ersten Ernen- 
nung je ein Mann von der preußischen Regierung präsentiert 
werden. 

Fünf Hauptpunkte waren es, um die sich die wetterea 
preußisch-luxemburgischen Zollanschluß Verhandlungen drehten: 

1, Die Stellung Luxemburgs als Zollvereinsmitglied und ins- 
besondere dessen Teilnahme an den General-Konferenzen des 

Zollvereins. 

2. Die Organisation der Zollverwaltung in Luxemburg. 

Die Einführung der preußischen Verbrauchsabgaben in 

Luxemburg. 

4. Dip Regelung de^s luxemburgischen Geldsystems in über- 
einstiiiinmn^ uiil dem iler Vereinstaaten . 

5 Besondere handeis- und verkehrspolitische Abmachungen - 
für einzelne Waren. 

r. Die SteUung Ltixemburgs ah ZoUverrnnsntiigU^d. 

Die grundsätzliche Furage, über die in den Veriumdlungen 
zuerst Klarheit geschaffen werden mußte, war. ob l.nxembui'g 
dem Zoll\ereiii als ein gleichberechtigtes, selb.stäruiiges oder als 
ein un.selbständiges Mitglied beitreten sollte, d. h. was die prak- 
tische Seite dieser Angelegenheit betrifft, ob Luxemburg zu den 
periodischen Generalkonferenzen das Zollvereine als stiniiul>erech- 
tigtes Mitglied zugezogen werden sollte, oder nicht. 

Die Generalkonferenz, die das oberste Organ des ZoUvermns 
bildete, war die Vereinigung der Bevollmächtigten aller als 
selbständige Mitglieder in den Verein aufgenommenen Staaten. 
Die Bevollmächtigten waren an die Instruktionen ihrer Regie- 
rungen gebunden, die Generalkonferenz daher eine politische Kör- 
perschaft, eine Art Bundesrat der dem Verein angeschlossenen 
Bundesstaaten in Zollangelegenheiten. Die Generalkonferenz 
sollte jährlich im Juni zusammentreten unter Verlegung des 



Digitized by Google 



— 87 ~ 

iSitzes dei Tagung dvi Keihe nach in die Hauptstädte der Ver- 
«insstaateu. In Wirklichkeit fanden die Generalkonferenzen etwa 
^le zwei Jahre statt. 

Die allgemeine Aufgabe der Generalkonferenzen war die wei- 
tere Entwiddung des Zollvereins. Zu ihren Befugnissen gehörte 
im einzelnen: 

1. Feststellung des Zolltarifs, der Zollverfügungen und An- 
ordnungen, 

'2. Kontrolle der Organe der Zollverwaltung. 

3. Abrechnung über die V^ereinseinnahmen. 

Für die allgemeinen Zollverwaltungsangelegenheiten bestand 
in Berlin ein ständiges Zentraibureau, wohin jeder Staat einen 
Vertretet entsandte und das mit den einzelnen Zolldirektionen in 
Verbindung stand. Jedes Vierteljahr sandten die Verein s.«? traten 
dem Zentralbuieau ihre Abrechnungen übe?- die Zolleinnahmen, 
und auf Grund dieser Abrechnungen besorgte das Zeutralhureau 
üie Gesamtjahresabrechnung der Verein.sstaaten unter einander. 

Gemäß dem obersten Grundsatz dtjb Zullvereins der völligen 
Gleichberechtigung seiner Mitglieder mußte die Generalkonferenz 
Ihre Beschlüsse au^tahmsios nicht durch Stimmenmehrheit, son- 
dern durch Einstimmigkeit fassen. Das war eine weitgehende 
Konzession an die Kleinstaaten/ da die Stimme eines einzigen 
Mitgliedes der Konferenz genügte, um einen Antrag zu Fall zu 
bringen, eine Konzession, die aher nötig gewesen war, um die von 
Mißtrauen gegen Versuche politischer Vergewaltigung durch 
Preußen erfüllten Kleinstaaten für den Zollverein zu gewinnen. 
Über die Wirkungen dieses Einstimmigkeitsprinzips, das darauf 
hinaus lief, auch dem kleinsten stimmberechtigten Mitglied ein 
unbedingtes Vetorecht oinzucäumen, urteilt \\^phpr: M 

«Diese Einrichtung hat in der Folge zu sehr bedenklichen 
Differenzen und Mißstäiiden geführt und deshalb auch in spä- 
teren Jahren fast allgemeinen Tadel gefunden. Sie hat in Zeiten 
großer industi-ielku- Autn'gung und im lebliaften Kampfe ent- 
gegenstehender Systeme jeden formellen BeM;hluß verhindert und 
mitunter einzelnen Vereinsmitgliedern von untergeordneter kom- 
merzieller Bedeutung die Möglichkeit geboten, der besseren Ein- 
sicht der größeren Vereinsstaaten erfolgreich zu widerstreben und 
hartnäckig an vermeintlichen Sonderinteres^n und Ansichten 
zum offenbaren Nachteile des Ganzen festzuhalten. 

Gleichwohl wäre es unrecht, um deswillen die im Jahre 1833 
getroffene. Einrichtung an und für sich zu verdammen. Sie war 
unter den gegebenen Umständen die einzige mögliche. Keine der 
damaligen Vereinsregierungen, die kleinen so wenig wie die grö- 
ßeren, würde — wie der Verlauf der Darmstadter Verhandlungen 
vom Jahre 1820 bis 1823 zur Genüge gezeigt hatte — sich zu Ma- 
joritätsbeschlüssen verstanden oder denselben ohne das lebhafteste 
Widerstreben gefügt haben. 

*) Der deutsehe Zollverein, Leipzig 1871, Seite 
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Allerdings wüideii vielleicht in dea ersteu Jahruii ile^ Be- 
fitatulc';^ dos Zollvereins bei ülinführuüg von Maxoritätsbeschlüssea 

•einige Verwaltiingsfragen von untergeordneter Bedeutung rascher ' 

geordnet worden sein, als es in der Wirklichkeit der Fall war; 
allein bei der damals noch unentwickelten Natur des Vereins, hei 
den in allen Verem.sstaaten vurherischeiulen ü l>ertriebenen Au- 
sichten von Partikular-Souveränität und dem liartnäckigen Fest- 
halten an Sonderinteressen würde sicberlich bei der ersten l'^rage 
von W ichtigkeit, in welcher sich diese Ansichten odei Interssen 
scIiKilf gegenüber standen, ein Kampf entbrannt >ein. der nicht 
nur diese Institution, sondern auch den ganzen Verein in Frage 
gestellt hätte. 

Aut der anderen Seite hat gerade die Selhständigkeit und die 
GHchberechtiguug, die durch das augeuommene System voU^ 
ständig gewahrt erschien, nicht bloß manche Vorurteile gegen den 
Verein beseitigt, sondern auch das Interesse der einzelnen Regie- 
rungen an demselben wach erhalten and dieselben zur größtea> 
möglichen Tätigkeit, zur Entwicklung ihrer Industrie und der 
eigefien Geltung angespornt, ein Wettkampf, der schließlich zaxa 
allgi meinen Besten ausgefallen ist und dem Zollverein die unge- 
teilte lebendige Zustimmung und Anerkennung der Bevölke-' 
rangen wie der Regierungen erworben hat, die ihm fast allein 
unter allen deutschen Schöpfungen aus der Bundestagsperiode za 
Teil gewurden ist.» 

Aus dieser Konstruktion des obersten Organs des Vereins 
ergab sich das Bestreben aller Mitgliedstaaten,, vor allem natürlich 
der größeren, die Zahl der Teilnehmer an den GreneraJkonferenzen. 
nicht anwachsen zu lassen, jedenfalls nicht jedem dem Verein 
, neu beitretenden Mitglied ohne vveitere-s Sitz und Stimme einzu- 
räumen, da je griißei- die Zahl der Stimmen, desto schwieriger die 
Erzielung der bei jeilem Beschluß notwendigen Einstimmigkeit 
wurde. 

Es wurde daher bei allen Kleinstaaten, die erst nach der 
Bildung des Zollvereins im Jahre 1883 diesem beitraten, der Ver- 
such gemacht, ihnen das Stimmrecht in den Generalkonferenzea 
vorzuenthalten. 

So beim Anschluß der freien Stadt Frankfurt a. M., der* 
Preußen 1835 in dem Entwurf des Zollanschlußvertrages vor- 
schlug, keinen eigenen Bevollmächtigten zu den Generalkonfe- 
renzen zu entsenden, sondern einen der übrigen Bevollmächtigten 
nach freier Wahl mit der Vertretung ihrer Interessen zu beauf- 
tragen. Frankfurt hat sich aber schließlich doch das Recht der 
Teilnahme an der Generalkonferenz und überhaupt alle Hechte 
eines selbständigen Vereinsmitgliedes gesichert, jedoch so, daß es-' 
verpflichtet war, in gewöhnlichen Fällen dem nassauischen Be- 
voll Tuächtigten seine Vertretung in der Generalkonferenz zu über- 
tragen. 

Auch dem 183ö beigetretenen Herzogtum Nassau gegenüber 
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wurde, wenn auch ohne Erfolg, versucht, ihm im Hinblick aut 
seine geringe Bevölkerung die selbständige Stimme in den üene- 
raikunferenzen zu verweigern. 

1839 gab es im Zollverein 9 Stimmen: Preußen, Bayern» 
Sachsen, AVürtteuiberg, Baden, Kurhes^en, Großherzogtum Hes- 
sen, Thürinj?ischer Verein und Nassau, dem Franklurt in Tarif- 
sacheii aU beratende Stimme beigefügt war. 

Auch Luxemburg stellte selbstverständlich den Antrag auf 
Sitz und Stimme in der Generalkonferenz mit der Begründung, 
daß wenn der freien Stadt Frankfurt mit bloß t)4.0ü0 Einwohnern 
eine Stimme prinzipiell zugestanden worden sei, sie wohl dem 
GroOherzDgtum mit 160.000 Einwohnern nicht verweigert werden, 
könne. Diesem Ansprach wurde preußischerselts mit dem Ein- 



Holland und durch die Abhängigkeit seiner Regierung von der 
holländischen — was bei den damals noch unentwickelten staat- 
lichen Einrichtungen Luxemburgs nicht völlig bestritten werden. 

konnte — in Wirklichkeit kein selbständiger Staat, sondern ein 
Anhängsel der Niederlande sei, und daß es deshalb bei der Gegen- 
sätzlichkeit mancher Zollvereins- und holländischer Interessen 
nicht angängig sei, den Niederlanden durch eine luxemburgische* 
8f inline l-^iuhlick in die Interna und Einfluß auf die Entschei- 
dungen des ZolIvfTeins zu geben, einen Einfluß, der um so mehr 
ins Gewicht falle, als ja die Einstimmigkeit der Bescliliisse im 
Zollverein ei-fordei t sei. Dieser gegebene politische Zustand, wo- 
nach Lux('nd)ui'g als ein Teil der Bositzungcn des Königs von Hol- 
land erscheint«, müsse daher zu einer ähnlichen Lösung führen, 
wie sie bezüglich derjenigen Staaten, die Exklaven in Staaten be- 
saßen, die dem Verein beigetreten waren, getroffen worden sei. 
Diese Staaten seien mit diesem exklavierten Teil ihres Gebietes 
dem Zollverein mittelbar in d^ Weise beigetreten, daß sie sich 
dem Zollsystem' eines der unmittelbaren Vereinsglieder an- 
schlössen. 

In einer solchen Lage befanden sieh beim Anschluß Luxem- 
burgs an den Zollverein Teile von Lippe, Mecklenburg, Hessen- 
Homburg, Hannover, Braunschweig und Oldenburg, die an Preu- 
ßen angeschlossen, ferner das Fürstentum -WaJdeck und die drei 
an haitischen Herzogtümer, die sich mit ihrem ganzen Gebiete dem 
Zollsystem Preußens angeschlossen hatten; sodann die beiden. 
Hohenzollernschen Fürstentümer, die sich Württendjerg, und ein 
Teil von Hessen-Homburg, das sich dem Großherzogtum Heessen 
angeschlossen hatte. Ähnlich sollte auch [..uxemburg dem Zoll- 
verein mittelbar durch Znl]anschluf5 an Preußen beitreten, und 
diesem .seinem einzigen deutschen ^Nachbarn, dessen Rheinpro- • 
vinz ohnehin ähnlicln» wirtschaftliche Verhältnisse aufwies, wie 
sie im (Jroßherzogtum bestanden* seine Vertretung im Zollverein 
ülx^r tragen. 

Abweichend jedoch von der finanziellen Abiindung der eben 
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•erwähnten Maaten und Staatontpile. deren Einwohnerzahl bei 
(1er Vorteiliinp der Einkünfte des Zollvereins Preußen zugere<.'h- 
iit't wurde, wulches dafür diesen Staaten besonders vereinbarte 
Anteile gewährte, sollte Luxemburg, wie die anderen Vereins- 
staaten. unmittelbar im den Zolhevenuen teilnehmen. • 

Gegen diese Argumente wai* wenig einzuwenden, und Luxem 
hurg mußte die Forderung auf Aufnahme als selbständiges Ver- 
»einsmitglied mit dem Recht der Teilnahme an den Generalkonfe- 
.renzen fallen las5^n. 

iL iiie Organisation der Zollverwaltung in Luxemburg. 

Die z weitwich tigste Frage war die Organisation der Zollver* 
waitung in Luxemburg: Sollte das Großherzogtum wie jedes 
.selbständige Vereinsmitgiied seine eigene Zollverwaltung nach den 
.allgemeinen Grundsätzen des Vereins einrichten dürfen, oder aoU- 
ten ihm darin Einschränkungen in Gestalt einer besonderen Kon- 
trolle und Mitwirkung, sei es durch Organe des Vereins, sei es 
durch die preußische Zollverwaltung auferlegt werden? 

Nach den Zolivereinsverträgen stand die Organisation und 
^die Ernennung der Zollbehörden jedem Staat für sein Gebiet zu. 
Die Kosten dafür hatte jeder Staat zu trafen. Nur solche Kosten, 
welche denjenigen Vereinsstaaten, die Gronzen gegen das Zoll- 
ausland 7AI bewachen halten, an diesen Grenzen und in dem dazu 
gehörigen (Jienzbozirk für die Zollerhebung, Zollkontrolle und 
'Greiizwiiehe entstHndeii. wurden ihnen in vereinbarten Pauschal- 
siiiiiinen in der Weise vergütet, daß die betreitenden Staaten diese 
Kosten an den von ihnen für gemeinsame Rechnung vereinnahm- 
'ten Zöllen vorweg abziehen durften. 

im Interesse einer gegenseitigen Kontrolle der Zoliverwal- 
Hiung hatte jeder Vereinsstaat da« Recht, an die Hauptzollämter der 
übrigen Staaten Stationskontrolteure und an deren ZoUdirek- 
iionen sog. VereinsbevoUmachtigte zu entsenden, um Einblick in 
den Geschäftsgang dieser Ämter zu nehmen. So bestellte Bayern 
"mnen Vereinsbevollmächtigten bei der preußischen Zolldirektion 
in Köln, der als solcher später auch bei der Zolldirektion in Lu^ 
xemburg zu fungieren hatte. 

Diese allgemeinen Grundsätze des Vereins wurden aber, ähn^ 
4ich wie das Prinzip der Gleichberechtigung aller Vereinsstaaten, 
zu imgunsten der Kleinstaaten zuweilen durchbrochen, indem 
darauf hingewiesen wurde, daß diese kleinen Staaten, teils wegen 
ihrer geringen Revölkeiiing keine vollständig ausgebaute Zoll- 
■verwaltun^j: einrichten konnten, teils in der Znsammensetzung 
ihrer Beamtenschaft keine (Jewähr für eine zuverlässige Zollver- 
waltung boten, was an dem gerade in diesen kleinen Staaten ein- 
gerissenen Schmuggel augenscheinlich sei. 

So hatte schon Frankfurt beim Anschluß an den Zollverein 
sich solche KiiiKüffe in seine Zollverwaltung gefallen lassen müs- 
sen. Die Frankfurter Zolidirektion bastand aus einem Direktor 
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und zwei Mitgliederu. Der Direktor uud eiiies der Mitglieder soll- 
ten voa den angrenzenden VereinsstaAten, Kurhessea und Groß^ 
. iierzogtum Hessen, präsentiert und vom Senat der Stadt Frank- 
furt ernannt werden, während die Ernennung des dritten Direk- 
üonsmitgliedes dem Senat -freigestellt war. Preußen stellte den 
Vereinsbevolimächtigten bei der Frankfurter Zolidirektipn und - 
Saciisen den Meßinspektor, der zugleich Vorstand des UauptzoU* 
amtes war. Nach ähnlichen Prinzipien wurde auch das Unterper- 
sonal ernannt, das teils aus Frankfurtern und teils aus Heesen 
Jiestehen sollte. 

In den Erörterungen über die Organisation der Zollverwal- 
tung in Iwuxcinlxirg wurden drei Fragen aufgoworfen: 

1. J^oüto Luxemburg überhaupt eine Zolldirektion erhalten 

oder der Kolupr Zolldii-ektion unterstellt werden? 

'2. Gt'set/t dtM t'r.ste Kail, sollte diese luxfiiiburgische Zoii- 
diieküou aus luxemburgischen Beamten bestehen, sollte insbe- 
sondere der (^hef ein Luxemburger sein? 

3. Sollte das ünterpersonal aus ' laixeinburgern rekrutiert 
werden? 

Von dem Leitgedanken ausgehend, daß die Zollverwaltung 
in Luxemburg volle Gewähr für die genaue Ausführung der Zoll- 
reglemente bieten müsse, i^achte Preußen den Vorschlag, die gc~ 
Minten Zollbehörden in Luxemburg der Provinzialsteuerverwal- 
tung in Köln anzugliedern. Auf dieser Grundlage stand der. von 
den preußischen Kommissarien ausgearbeitete Entwurf des Zoll« 
Anschlußvertrages, wobei Luxemburg zur Wahrung seiner Inter- 
essen die Berechtigung erhalten sollte, einen Kommissar und 
-einen Zollrat an die Kölner Direktion abzuordnen. 

i^etztere Konzession fand lebhaften Widerspruch beim Ge- 
neral-Steuerdirektor in Berlin, tia ein solcher luxemburgischer 
Rat Diener des Königs der Niederlande bleibe, und selbst bei 
grölitei' Vorsicht nicht zu vermeiden sei. daß er mehr erführe, als 
dem preuliischen Interesse zuträglich sei. 

Die von den jjreuliischen Koinuiissarien ausgearbeiteten 
Grundzüge zu den Verabredungen wegen Abordnung eines 
luxemburgischen Koninüssars zu der Kölner 8teuerdirekti(m 
lauteten : 

1. Gredachter K(>u\niissarius ist bestiinnil. von den (Jeschäften 
"bei der Provinzial-SteuerdirekUun in Köhl, soweit dieselben die 
Zollverwaltung an Großh. Luxemburg speziell betreffen, Kenntnis 
:zu nehmen. 

2. Zu dem Knde werden demsell)en alle Verfügungen, welche 
4er Provinzial-Steuer-Direktor an das Hauptzollamt in Luxem- 
burg oder den ObwrzoUinspektor daselbst erläßt, im Konzept zur 
Einsicht mitgeteilt werden. Auf Verfügungen, welche als Zirku- 
lar an sämtlich« Hauptämter des Verwaltungbezirkes , einschließ- 
lich des Hauptzollamtes in Luxemburg, erlassen werden, erstreckt 
jsich diese Mitteilung nicht. Die ihm mitgeteilten Konzepte hat der 
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KommiÄjfiiariiij» ohne alle \'eiz()g»Miin^ zurückzugeben, nachdem 
solche von ihm mit ihm Vermerk der gescheheaea Kenntnis- 
Dahme versehen worden. 

3. Findet der Kommissanus dem IniidU dei ihm mitgeteil- 
ten Konzepte etwas zu erinnern uder zu bemerken, so ist er be- 
fugt, seine lilrinnerungen oder Bemerk ungen dem Provinziaj- 
öteuer-Direktor inündlicli oder schriftlich vorzutragen. Dies muß 
jedoch ohne den mindesten Aufenthalt geschehen, und es bleibt 
sodann der £rwägunR und Beurteilung des Provinzial-Steuer- 
Direktors vorbehalten, ob und wiefern die ihm vorgetragenen Be- 
merkungen zur Berücksichtigung geeignet sind. 

4. Den Sessionen der Provinzial-Steuer-Direktion wird der 
Konunissarius in der Hegel nicht, sondern nur dann beiwohnen, 
wenn er dazu von dem Direktor besonders eingeladen wird. 

ö. Insofern der Pro vinzial-äteuer- Direktor sich veranlaßt 
findet, die Prüfung eines oder des anderen der, von der Groß- 
herzogl. oberston Verwaltungsbehörde zur Anstellung in der Zoll- 
verwaltung des Großherzogtums bezeichneten Individuen bei der 
Povinzial-iSt(»iier-Direktion selbst vornehmen zu lassen, ist der 
Komniissarius bereehtiiit. (»iner solchen Prüfung beizuwohnen, 
ohne jedoch an (h'rselben teilzunehnieii. 

(), Der Kommissarius ist vej f)flichtet. sich auf Requisition 
des Provinzial-vSteuer-pireklors mit den betreffenden großherzog- 
lichen Behörden zum Vollzuge derjenigen Maßregeln in Korres- 
pondenz zu setzen, welche der gedachte Direktor im Interesse 
der gejneinschaftlichen Zollverwaltung, in Ajitrag zu bringen, für 
nötig findet. ^ 

7. Zu den Befugnissen des Komniissarius gehört auch die an 
Ort und Stelle vorzunehmende Prüfung des Grenz- und Aufsidits- 
dienstes auf der ZoUinie und der Geschäftsführung bei den ZoU- 
erhebungs- und Kontrollbehörden im Großh. Luxemburg. Er ist 
jedoch nicht berechtigt, bei solchen Bereisungen den Zollbeamten 
Anweisungen zu erteilen oder Änderungen in der Verwaltan|g zu 
treffen, vielmehr kann er nur seine Bemerkungen über die etwa 
von ihm wahrgenommenen Dienstmängel dem Provinzial-vSteuer- 
Direktor mitteilen und hei demselben die Abstellung der letzteren 
in Antrag bringen. 

8. Aus den auf die Zollverwal timg im (iroiiherzogtum Luxem- 
burg sich beziehenden Spezialaklen wird bei der Pinvinzial- 
Steuer-Direktion in Köhl eine besondere Kegistraturabteiiung ge- 
bildet werden. Dem Kommi^ssarius steht die Einsicht dieser 
Akten, sowie der Registratui", Bücher und Hwhnungen der Zoll- 
erhebiing.sstellen im Großherzogtum Luxemburg, .soweit solche bei 
der Provinzial-Steuer-Direktion vorhanden sind. zu. Auf andere 
Akten, Register, Bücher, Rechnungen und sonstige schriftliche 
Verhandlungen erstreckt sich die Befugnie des Kommissarius, 
von deren Inhalt Kenntnis zu nehmen, nicht. 

9. Die Kosten der Abordnung des gedachten Kommissarius 
trägt die Niederländische Regierung. 
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Die Grufidzüge zu den \ erabreduugen wegen Afistellung einw 
Grüßherzogl.-luxemburgischen BeaiiiU'n als Kat bei der Provim- 
zial-Steuer-Direktion in Köln halU»n folgende Fassung: 

1. Die Großh.-luxeinb. Regierung ernennt eintMi Heaniten, 
welcher als Rat bei der Proviuzial-Steuer-Direktiou in Köia 
fungiert. 

2. Dieser Beamte ist hauptsächltch dazu l)estimmt, die bei 
der Provinzial-Steuer-Direktion vcjrküüiiiiendeii, die Zollverw^al- 
tung im Großh. Luxemburg sppzirll betreffenden Sachen zu bear- 
beiten; es bleibt jedoch dem Proviiizial-Steuer-Direktf)r unbenom- 
men, die Bearbeitung solcher Sachen nach seinem Ermessen ent- 
weder selbst zu übernehmen oder einem der anderen Räte zu 
übertragen, welchenfalls dem Großh.-luxembui'gischen Kat die 
Konzepte der erlassenen Verfügungen zur Kenntnisnahme uiid 
Mitzeichnung vorgelegt werden. Die Zurückgabe solcher Kon- 
zepte von selten des gedachten Beamten muß ohne alle Verzöge- 
rung geschehen. 

3. Ob dem (iroßh. -luxemburgischen Rat die Bearbeitung auch 
anderer, als der das (iroßh. Luxemburg betreffenden Zollsachen 
zu/.uteiien sei. bleibt der Bestimmung des Provinzial-Steuer- 
Birektors überlassen. * 

4. — (). wie beim großh. -luxendDurgischen Kommissar. 

7. Der großh.-luxembiii Risclio Hai wird, gleich den übrigen 
Räten der Provinzial-Stcuer-Dircktion. dazu verwendet werden, 
von Zeit zu Zeit in einzelnen Teilen des Diri'klionsbeziiks an Ort 
und Stelle von dem Zustande des Dien.ste.s und der ( ieseiiäftsfüh- 
rung der Zoll- und Steuerbehörden Kenntnis zu nehmen. Er ist 
jedoch nicht beii'chtigt. bei solch<'n Bereisungen den Zollbeamten 
Anweisungen zu erteilen oder Anordnungen ifi der VerwaÜiing 
zu treffen, vielmehr kann er nur tlie etwa von ihm wahrgenom- - 
menen Dienstuiängel in dem an den Provinzial-Steuer-Direktor zu 
«erstattenden Reisebericht zur Sprache bringen. 

Die nähere Bestimmung wann, wohin und auf wie lange der- 
lirleichen Geschäftsreisen vorzunehmen, bleibt lediglich dem Pro- 
vinzial-Steuer-Direktor anheimgestellt. 

8. wie beim großh.-luxemburgischen Kommissar. 

9. Die durch die Anstellung des gedachten Rates entstehenden 
Kosten werden von dem Gesamtverein bestritten und ans der Pro- 
vinz! al-Steuerkasse in Köln vorschußweise gezahlt. 

Im Widerspruch zu den preußischen Vorschlägen verlangte 
Luxemburg die Organisation einer eigenen Zollverwaltung nach 
den Grundsätzen des Vereins, sowie die Errichtung einer Zoll- 
direktion und eines Hauptzollamts in Luxemburg und hielt im 
Laufe der Verhandlungen an dieser Forderung, die ihm zur 
Wahrung seiner Selbständigkeit wesentlich erschien, fest. Die 
luxemburgische' Regierung wies be.sonders darauf hin, daß durch 
eine solche Unternrdnnnp' unter die Köhier Direktron ihr An- 
tsehen in dem kaum wieder erlangten i^nde empfindlich ge- 
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schwächt würde. «Das Gewicht die^eü Einwandes konnlo dies- 
seits umso weniger verkannt werden, hieß in einem Ministe- 
rialbericht an den König vun FrciilJen vom JH. Jnni 1840, als 
sich um das Ansehen einer /ahu Deutschen Uunde gehörenden 
Regierung handeJt, an deren Erhaltung auch die ubiigen Staa- 
ten des Zollvereins besonderen Anteil nehmen.» Und so gewährte 
Preußen schließlich Luxemburg di« gewünachte Zolldirektion, 
deren Tätigkeit aber dadurch wirksam kontrolliert werden sollte» 
daß die Leitung einem Preaßen anvertraut werden mußte, und 
daß in wichtigen Entscheidungen unter, äußerlicher Wahrung der 
Selbständigkeit der luxemburgischen Regierung in der Sache das 
preußische Finanzministerium den Ausschlag geben sollte. 

Hinsichtlich der übrigen Zollbeamten beanspruchte Preußen 
zuerst, (laß ilie Hälfte davon aus Preußen bestehe, um auf diese 
Weise die hixemburgische Zollverwaltung tatsächlich in Händen 
zu iiaben, ohne jedoch den Luxemburgern d&k Eintritt und den 
Aufstieg in der Zollverwaltung ganz zu versperren, was sowohl 
für die Stellung der Bevölkerung zu den Zollbehörden als auch 
für den Diensteifer der luxemburgischen Zollbeamten von Vor- 
teil sei. 

(Jegen diesen Anspruch hob Luxemburg hervor: 

1. Die Schwierigkeiten im täglichen Verkehr der fremden 
Zollbeamten mit einer Bevölkerung, die dem Anschluß an den 

Zollverein nicht wohlgesinnt sei. 

2. Die Unvereinbarkeit einer solchen Ordnung mit der Stel- 
lung Luxemburgs als selbständiger Staat. 

3. Die Notwendigkeit, 200 luxemburgiflcbe Zollbeamten zu 
gunsten preußischer Beamten zu entlassen, deren Wiederanstel- 
lung in dem kleinen Lande ein Ding der Unmöglichkeit sei. Die 
Verhältnisse seien hierin in Luxemburg ganz andere als in Preus- 
sen, de]n es mit seiner Bevölkerung von 14 Millionen und dem 
entspreclienden Beamtenheer nicht schwer sein könne, die bisher 
längs der lux cn liturgischen Clrenze tätig gewevsenen Zollbe.imteii. 
anderswo unterzubringen. In diesem Punkte könne Luxemburg 
nicht nacligeben. Vor die Alternative gestellt, diese überflüssig 
gewordenen preußischen ZoHbeamten in seine eigene Zollverwal- 
tung zu übernehmen oder Preußen für diesen finanziellen Scha- 
den zu entschädigen, würde es das letztere wählen. «Geldopfer 
können zugestanden werden, aber nichts was dem Könige die - 
Gemüter seiner Untertanen für immer abwendig maxshen 
würde». *) 

Vor diesem unbeugsamen Widerstand ließ Preußen seinen 
Anspruch zum größten Teil fallen und ermäßigte ihn auf di& 
Forderung der erstmaligen Besetzung sämtlicher Obergrenzkon - 
trolleurstellen mit preußischen Beamten, deren Zahl bei Xnube- 
Setzungen allmählich eo vermindert werden sollte, daß die Hälfte 

*) Luxemburgisches Promemoria vom 1. Mai 1840. 
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der gonaiuiten Stellen Luxemburgern anvortrant würden, sofprn 
sich nach dem Urteil des Zolldirektors befähigte luxemburgiscbe- 
Anwärter meldeten. 

Der preußische Entwurf enthielt noch weitere Kinzelbe- 
.stirnrnunjjen, die dem preußischen Finan/jninistpnum erheblichen 
liiinfluß auf die luxemburgische Zollverwaltung ->i( hern .sollten. 
Unter anderem wurde verlangt, daß von preußivSihen, in Luxem- 
burg angestellten Zollbeamten begangene gemeine Verbrechen 
und solche Vergehen, die eine gerichtliche Untersuchung und Be- 
strafung nach &kh zogen, den preußischen Gerichten überwiesen 
werden sollten. Diese Klausel lehnte Luxemburg mit der Be- 
gründung ab, daß sie eine Verletzung der Würde des Landes-* 
herrn, in dessen Namen Recht gesprochen werde, und der Rechte- 
seiner Untertanen bedeuten würde. 

III. Die Einführung der preußischen Verbrmcheabgaiben 

in Luxemburg. 

Seit 1819 hatte Preußen sein früheres kompliziertes System* 
von inneren Konsum^^teuern vereinfacht und auf vier Artikel be- 
schränkt; Wein, Branntwein, Bier und Tabak. 

Diese Steuern wurden im Tnlando beim Erzeuger erhoben 
und zwar die Branntweinsteuer nach dorn Maischraum, die Bier- 
fiteuer nach dem Malzqurintum, die Weinslouer nach dem Most- 
quaritum und die Tabaksteuer nach dem bebauten Areal. Zur 
Ei'^^än/.ung dieser Steuern wurden die genannten Artikel mit ent- 
sprechenden Zöllen belastet, wenn sie aus dem Ausland einge- 
führt wurden. Kamen sie aus einem Vereinsland, wo sie gar nicht 
oder niedriger als in Preußen besteuert waren, so wurde eine* 
Ausgleichsabgabe erhohen. 

Diesem preußischen System der Verbrauchsabgaben schlos- 
Ben siÄ im Laufe der Zeit Sachsen, Thüringen, Kurhessen unä 
samtliche norddeutschen Staaten an, so daß 1833 hei der Grün- 
dung des Zollvereins nur noch Bayern, das Großherzogtum Hes- 
sen und Württemberg eine Sonderstellung einnahmen. Diese in- 
nerhalb des Zollvereins bestehenden Unterschiede in -den Steuer- 
systemen und Steuersätzen hatten die Beibehaltung von Aus- 
gleichsabgaben für den Verketir mit steuerpflichtigen Verbrauchs- 
gegenständen nötig gemacht. Solche wurden gemäß dem Zoll- 
vereinsvertrag von 1833 erhoben: 

1. In Preußen und in den Anschlußstaaten der Steuerge- 
meinschaft vom Bier, Wein, Branntwein und Tabak. 

2. In Bayern und Württemberg vom Bier, Mahc uncF 
Branntwein. 

3. Im Großherzogtum Hessen vom Bier. 

Die Höhe der Ausgleichsahgaben sollte im Prinzip dem Ab- 
stand der Steuer im Bestilftiihungdland von dersellien Steuer iia 
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Prüll uktioiisland ent^sp rechen. Da nuii diese Abgaben sowohl voa 
Staat zu iStaat ') als auch in ein und demselben Stadl variierten 
Je nach dem Staat, , aus dem der abgabepflichtige Gegenstand 
stammte, so ergab sich im Innern des Zollvereins Bita. ebenso kom- 
pliziertes wie lästiges System von Abgaben. 

Bei der eisten Erneuerung 'des Zollvereins im Jahre 1841 
wurde vereinbart, daß die Ausgleichungsabgaben den Charakter 
von Übergangsabgaben bekommen sollten, indem, statt der bi^ 
.herigen Erhebung einer AusijangsabKabe durch den ProduküonSr 
.Staat, eine Eingangsabgabe durch den Staat erhoben würde, 
wohin die Ware ausgeführt wurde, wobei dem Produktiousstaat 
irei gestellt blieb, die Verbrauchsabgabe von der ausgeführten 
Ware zu erheben oder nicht. In den (M)organgsabgaben sollte 
auch d(»r (Grundsatz der gloichniäßigen Bohandhing gowahrt wer- 
den, indem fla« Produkt eines andern Vcreinsstaates nicht höher 
beisteuert werden durfte als das iiihüi (tische Erzpu^nis oder das- 
jenige eines dritten Vercin-st i i it > Bei demscllit^n Afihili w urde 
auch eine Genieinschaftliclikeii der Runkeirübenzuckersteuer 
unter den ZoUveroinsstaaten vereinbart. 

Für den Verkehr mit abgabepflichtigen Verhi auchs-Gegen- 
ständen innerhalb des Zollvereins wurden lolKi'inie Grundsätze 
aufgstellt: . . 

1. Von den innerhalb des Vermns erzeugten Gegenstäiiden, 
welche nur durch einen Vereinsstaat transitieren, um entweder 
In einen anderen Vereinsstaat oder nach dem Ausland geführt, zu 
werden, dürfen innere Steuern weder für Rechnung des Staats, 
noch für Rechnung von Kommunen oder Korporationen erhoben 
werden. (Die.se Bestimmung richtete sich auch gegen die stad- 
tischen Okt roiabgaben, wie sie zu Luxerabnrß erhoben wurden). 

2. Vereinsstaaten, welche von einem inländischen Erzeugnis 
keine inneren Steuern f r fi «bi n. dürfen auch das gleiche Vereins-; 
ländische Erzeugnis nicbt besteuern. 

B. Diejonipen Staaten, in welchen innere Stenern von einem 
Konsumtionsfxe^enstand bei dem Kauf oder Verkauf oder bei der 
Verzehrung desselben erhoben werden, dürfen die Steuern von 

So gab es 1842 in dem Augenblick, als Luxemburg dem Zollvereia 

beitrat: 

a) bezüglich der Besteuerung dp;? Biors 7 vprschicdi^ne Stcuorn in Bay- 
ern (rechts des Rheines), in Württe.mberg, in Baden, in Kurhessen, ira üroßh. 
Hessen, in der freien Stadt Frankfurt und in der Biersteuergemeinschaft 
Preußen, Sachsen und Thüringen; 

b) bezüglicli der Besteuerung des Maises zwei verschiedene Steuern in 
Bayern und Württemberg: 

c) bezüglich der Besteuerung des Branntweins 4 verschiedene Steuera 
in Bayern (rechts des Rheines), in Württemberg, in Kurhessen und in den 
Staaten dor Stpuorgcnneinschaft Preußen, Sachsen nnd Thüringen 

Nur hinsichtlich der in Preußen, Sachsen, Thüringen und Kurhessen, 
beöteheu-den Besteuerung des Tabaks sowie deis Weines bestanden einheit- 
liobe Stenern. 

f^V?] Verordnungs- und Verwaltungsblatt des Großh. Luxemburg 1842, 

Seite 354). 
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den aus aadereu Vereinsstaatea herrührenden Erzeugnissen der 
nämlichen Gattung nur in gleicher Weise fordern; sie können da- 
gegen die Abgabe von den nach anderen Vereinsstaaten über- 
gehenden Gegenständen unerhoben oder ganz oder teilweise zu- 
rückgeben lassen. 

4. Diejenigen Staaten, welche innere Steuern auf die Her- 
voibringung oder Zubereitung eines Konsumtionsgegenstandes 
gelegt haben, können den gesetzlichen Betrag derselben bei der 
Einfuhr des Gegenstandes aus anderen Vereinsstaaten voll er- 
heben, und hei der Ausfuhr nach diesen Staaten teilweise oder 
bis zum vollen Betrag zurückerstatten lassen. 

Soweit zwischen mehreren zum Zolhtuein y,ehörigen Staa- 
ten ^'ine Vereinigung zu gleichen Steuereinrichtungen besieht, 
weruen diese Staaten in Ansehung der Befugnis, die betreffenden 
Steuern gleichmäßig auch von vereinsiändischen Erzeugnissen zu 
erheben, als ein Ganzes betrachtet. 

(). Die Erhebung der inneren Steuern von den damit betrof- 
fenen vereinsiändischen Uegenstäiideu soll in der Regel in dem 
Lund des Bestimmungsortes stattfinden, insofern solche nicht, 
nach besonderen Vereinbarungen, entweder durch gemeinschaft- 
liche Hebestellen an den Binnengrenzen, oder im Land der Ver- 
4sendung für Rechnung des abgabeberechtigten Staates erfolgt. 
Auch sollen die, zur Sicherung der Steuererhebung erfordere 
iichen Anordnungen, soweit sie die, bei der Versendung aus einem 
Vereinsstaat in den andern, einzuhaltenden Straßen und Kon- 
trollen betreffen, auf eine den Verkehr möglichst wenig beschrän- 
kende Weise und nur nach gegenseitiger Verabredung, auch, da- 
fern bei dem Transport ein dritter Vereinsstaat berührt wird, nur 
unter Zustimmung des letzteren getroffen werden. 

Preußen, Sachsen, Kurhessen und Thüringen hatten sich hin- 
sichtlich der Besteuerung dos Weines, Traubenmostes und Ta- 
haks, Preußen. Sachsen und Thüringen außerdem noch hin.siclif- 
Hch der Besteuerung des Branntweins und Bieres zu gleichen Ein- 
richtungen dergestalt vereinigt, daß zwischen l^reußen, Sachsen 
und ThüriivecFt in den inneren Steuei'ii ein völlig freiei' V'erkehr, 
zwischen denselben Staaten und Kurhessen ein solchei' freier Vei- 
3vehr nur mit Ausschluß des Branntweins und Bier^ .stattfand, von 
welch letzteren bei dem gegenseitigen Übergang einerseits von 
Preußen. Sachsen und Thüringen, anderseits von Kurlie.ssen 
Ubergangsabgaben erhoben wurden. Den übrigen W'reinvsstaalen 
gegenüber waren sonach hinsichtlich der Erhebung der Über- 
gangsabgaben von Wein, Traubenmost und Tabak, Preußen, 
^Sachsen, Kurhessen und Thüringen, hinsichtlich der tlbergangs- 
abgaben von Branntwein und Bier, Preußen, Sachsen und Thü- 
ringen als ein Ganzes zu betrachten. 

Dieses System von Übergangsabgaben war eine wunde Stelle 
im Aufbau des Zollvereins, die aber wegen des Festhaltens Freu- 
^ms an seinem System von Verbrauchsabgaben noch recht lange 

7 
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erhallen blieb. Das Ganze verschwand erst im Vorfolg des Han- 
delsvertrags Preußens mit Frankreich im Jahre 18(32, in dem die 
Aufhebung aller tJbergangsabgabe atipuliert war. 

Für den Anschluß Luxemburgs an den Zollverein kamen hin^ 
sichtlich der Frage der Verbrauchsabgaben zwei Lösungen in 
Betracht: 

1. Luxemburg behielt sein bisheriges Steuersystem unverän- 
dert bei, was die Erhaltung einer Binnenzollinie an der preu- 
ßisch-luxemburgischen Grenze bedeutete. 

2, Luxemburg schloß sich, ähnlich wie die norddeutschen 
Staaten, in steuerlicher llinsichl Preußen an. Unter Hinweis^ 
auf die LI n Zweckmäßigkeit einer Binnenzollinie für einige wenige 
Verbrauchsartikel sprach sicii Preußen für diese Lösung aus, for- 
derte also von Luxembuig die Rinfülirung der in Preußen be- 
stehenden Steuern auf Wein. Branntwein, Bier, Tabak und 
Rühenzucker. 

Zucker wurde in Luxendjurg nicht iiroduziert. Luxemburg 
erkläilo sich j^nmcUätzIiph bereit, dci- /wi;?chen den V'ereins- 
staak'ii bestehenden L'l)('i t'inkun fl in diT liesteueruiig des im Zoll- 
vereiiisKt'lnete aus Runkelriiben bereiteten Zuckeis beizutreten. 

Auch für den Fall, daß der geringfügige Tübaksbun in Lu- 
xciiiJjiug einen erheblichen Umfang erreichcm sollte — wobei als 
ein solcher die Bebauung einer Fläche von mehi <ils öü preiis- 
sischen Moriren bezeichnet war — . wai- J^uxenibuig bereit, die 
Besteuerung nacii den preuBisclien llrundsätzen einzuführen. 

Die Biersleuer bestand bereits in Luxemburg und zwar mit 
höheren Sätzen als in Preußen. Luxemburg konnte sich daher 
leicht zu der Verpflichtung entschließen, die bestehende Bier- 
steuer nicht unter den Betrag der in Preußen bestehenden Steuer 
herabzusetzen. 

Erhebliche Schwierigkeiten stellten sich dagegen der Über- 
naliTne der preußischen Steuern auf Wein und Branntwein in 
den Weg. 

In der Form einer Moststeuei- war unter dem holländischen 
Regime die Wehisteiier in Luxemburg derart unerschwingliclv 
gewesen, daß in einzelnen Jahren die Pr(t(hizenten kurzerhand, 
auf die Ernte verzichtet hatten. Dann hatte die belgische Ver- 
waltunp iu Luxemljiirg die \\'einsleiier .^an/ abgeschafft, zugieieb 
die Einfuhr ausländ iseher Weine mit liolien Zöllen bele.ul. sodaß 
den Produzenten der inländische Markt reserviert blieb. Die^ 
Folge wai. daß die Luxembui'.eer Mo.^elweine einen viel höheren 
Preisstaiul als die preußischen Mo.^el weine erreichten. 

Nun mußte die AuiJiebuiig der bisherigen luxemburgischen 
Weinzülle im Falle eines Anschlusses an den Zollverein schon 
gleich einen bedeutenden Preissturz der hixemburgischen Weine 
und damit eine entsprechende Entwertung der Weinberge zur 
Folge haben, die für manche Gemeinde, in der der Landhau aus- 
schließlich auf den Weinhau zugeschnitten war, geradezu einer 
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Katablruplie bedeulen würde. ?Schün diese erste Folge eines An- 
ächlusseö an den Zollverein war für die luxemburgischen Wein- 
bauern schlimm genug. Luxemburg erklärte ^sich daher außer- 
stande, diesen auch noch eine Steuer aufbürden zu können, we- 
nigstens nicht sofort, wohl aber wenn nach einigen Jahren die 
Weinpreise in Luxemburg und Preußen sich einigermaßen aus- 
geglichen hätten. Einen solchen Aufschub woHte Preußen aber 
nicht bewilligen, sondern verlangte die Einführung der Wein- 
steuer zugleich mit der Vollziehung des Zollanschlusses. Sollte 
aber Luxemburg sieh der |)j eußischen Weinsteuer nicht anschlies- 
sen, so sei preußischersei ts die Erhebung einer Ausgleichsabgabe 
von dem aus Luxemburg in Preußen eingeführten Wein nicht zu 
umgehen. Diese Erh(?bung würde eine Binnen/.oUinie schaffen, 
die inn erhältnismäüig hohe Kosten verursachen würde, ohiu> den 
Schnjiiggel bei der (Mi^en .\acld)arsfhaft tlor hi\c'iiii)urL;isL'hBn 
nnd preuljisclicn Prrxluktionsuebiele, d\v bloß du i ch den Lauf der 
Mosel von k'inaiidcr u'^et reimt seien, wirksam eiii/inlänimeiK 

Eine soiciie in-euliische Maßnahme wurde ahcr nur einem 
Teil der berech ti.i^teii Hosehwenleii der preußischen Weinbauern 
aus der ungleichen \\\ wiiie^teuerung in Preußen und in Lu.xem- 
burg abhelfen, denu sie hahen nach wie vur den xN achteil, daß 
der nach Luxendjurg ausgeführte preußische Wein durch eine 
Steuer verteuert sei, die der luxemburgische Konkurrent nicht 
zu tragen habe. Im übrigen könne die luxemburgische Regierung 
den Widerwillen der Bevölkerung gegen die Wiedereinführung 
der Weinsteuer leicht durch eine Ermäßigung der von den Wein- 
bauern zu entrichtenden Grundsteuer beseitigen. 

Schließlich hat sich dann Luxemburg mit der Einführung 
der preußischen Weinsteuer einverstanden erklärt. 

Die Brauntweinstetter war unter der holländischen Regie- 
rung für die luxemburgischen Brennereien« die keine Groß- 
betriebe mit-ständiger Produktion, sondern kleine intermittierend 
arbeitende landwirtschaftliche Nebenbet riebet waren, besonders 
drückend gewesen. Die belgische Verwaltung hatte auf Grund 
belgischer Gesetze von 1835 und 1837 die Steuer auf das Brannt- 
weinbrennen aus mehligen Substanzen, wie Getreide, Kartoffeln, 
aus denen in Luxemburg der meiste Branntwein hergestellt 
wurde, oihehlich hernbfre.'^ot/t und die Steuer auf das Br(^n7ien 
von nicht mehligen Substanzen, insbesondere von übst und Tres- 
tern ganz abgeschafft. Die vSteuer vom Kartoffel- und Getreide- 
P^jaiintweiii winde nach dem Inhalt der Gefäße und der Zahl der 
Arbeitslage berechnet, ivieine landwirtschaftliche Brennereien 
mit einem Kesselinhalt von weniger als 5 hl genossen eine Steuer- 
ermäßigung von M)"/o, wenn der Besitzer mindestens 4 Stück 
Hoi-nvii'h hielt. "v 

(Jegen die T^bernahriie der in Preußen bestehenden Brannt- 
wf^nstc uer bestanden in Luxemburg die größten Bedenken. Denn 
im Unterschied von den preußischen Verhältnissen gab es in 
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Luxemburg keine eiKt'Mtiiche UrauiiLvveiiiiiulii.strie, s(Hidei*n nur 
gelegentliches Braun tweiiibrennen im HinbUck auf die Gewin- 
nung von b^utter für die Tierzucht, und iiilol^edesseu gkib es auch 
in Luxeiiiburg keinen Branntweinexijort wie in Preußen. Vor 
allem machte Luxemburg Bedenken gellend m^'Möu die geforderte 
Abschaffung der Steuerfreiheit für die Herstellung des Bräunt- 
i^ein« aus Obst und Trestern. Mit den hohen preußischen Sätzen 
würde die Produktion dieser Branntweinart in Luxemburg wahr^ 
scheinlich aufhören. Deshalb bat Luxemburg um einen Aufschub 
von einigen Jahren für die Einführung der Besteuerung des 
Branntweins aus nichtmehligen Substanzen. 

Dieser Antrag wurde von Preußen abgelehnt, das sich darauf 
berief, daß seine Branntweinbrenner hinisichtlich des Brennens 
von Obst und Trestern nicht ungünstiger' gestellt wei-den dürften 
als die luxemburgischen Konkurrenten. W enn also Luxemburg 
diese Steuer nicht ein fü lue. so müsse eine ZolJinie für die Erhe- 
bung einer Ausgleichsabgal)o von jedem aus Luxemburg nach 
Preußen gebrachten Branntwein errichtet werden, da sich die 
Art dei- Herstellinis' des Branntweins nicht feststollen lasse. Eine 
solche Zollinie widersfjrecho aber dem (ledanken des Zollanschlus- 
ses und sei auch aus finanziellen Giünd(Mi unangängig. 

Der preußischen Fcnilerung auf unbedingte Einführung der 
Branntweinsteuer nach den preiil^^i sehen Sätzen gegenüber er- 
klärte Luxemburg in einem Pronienioria seines Bevollmächtigten 
von Schertf vom 1. Mai 1840 lieber zu den Küsten der von Preus- 
sen im l^tlle der Ablehnung als unvermeidlich betrachteten Bin- 
'nenzollinic beitragen zu wollcu. als die Steuei- auf Wein und 
Branntwein einführen zu uiüssen. Im übrigen sei eine Bewachung 
dieser Zollinie gar nicht nötig, denn Preußen erhebe solche Aus- 
gleichungsabgabea an allen Grenzen des Rheinlandes gegen 
Bayern, Nassau, das GroDherzogtum und Kurfürstentum Hessen 
ohne eine Gr«nzbewaahung eingeführt zu haben, wie es denn 
überhaupt nirgends im Zollverein Bewachungen zur Sicherung 
von Ausgleichsabgaben gebe. 

Da Preußen jedoch von seiner Forderung nicht abging, 
mußte Luxemburg die aus der holländischen Zeit in schlechter 
Erinnerung stehende Steuer auf Branntwein aus Obst und Tres- 
tern wieder einführen. Da ferner die luxemburgische Steuer 
auf Branntwein aus mehligen Substanzen umgekehrt in Luxem- 
burg höher war als in Preußen, und Luxemburg zur Entlastung 
seiner Brennereien von der Möglichkeit Gebrauch machen wollte, 
diese letztere Steuer zu i'rmäßigen. so mulUe es 5^ich, ähnlich wie 
bei der Biersteuer verpflichten, die Steuer auf Branntwein ans 
mehligen Substanzen nicht unter die Satze der preußischen Steuer 
herabzusetzen. 

Aiogesehen von diesen Veieinbarungen über die damals in 
Preußen und den ihm angeschlossenen Staaten l)ei'eits bestehen- 
den Verbrauchsahgaben auf Wein, Branntwein, Bier und Tabak 
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mnI3(o sich J^uxoriibiii u iinch im voraus verpflichtpii. fiii- dcü Fall, 
dali Pixuilien Vorbraiicli^übunbcii auf wcilri'o Waren einführen 
sollte. aiK'h diese üben iFistirnnieiid mit Pieufioii zu besteuern, 
allerdiuMs uiit deoi eiiisi in änkeriden Zusatz «insoweit die Inter- 
essen der eiu-enen Unlertaiien ilieses irgend ^iestalteii wiM'dcn». 

Diese Klausel bezog sirli auf die damals schon jyepiante, aber 
er.st später eingeführte Steuer auf RunkelriibenziM ker. 

IV. Die Ordnung des luxemburgischen Geldwesens^) 

in Übereinstimvmnu mit dem Geldsystem der Vereinsstaaten. 

Den Ausgangspunkt tur die wechsehide Gestaltung des 
luxembui fischen GeUluesens im Laufe des 19. Jahrhunderts bil- 
det das grundlegende französische Münzgesetz vom 28. M.ärz 1803 
(7. germinal an Xi), welciies sich auf den Boden des reijien liime- 
taJiismuö stellte. Die Einheit war der Franken, eine Silbermünze 
im Gewicht von 5 g und mit einem Feingehalt von *'***^/iüüü; daa 
Wertverhältnis zwischen Gold und Silbei lietriig 1 : es be- 

stand freie Prägung und unbeschränkte gesetzliche Zaliiungs- 
kraft beider Kdehnetalle. 

• J)ieses Münzrecht galt selbstverständlich auch im Wälder- 
departeinent, und der dadurch geschaffene münzpolitische Zu- 
stand blieb solange unverändert, als Luxemburg das politische 
Schicksal Frankreichs teilte, d. h. bis zu den ersten Tagen des 
Jahres 1814. Es braucht kaum erwähnt zu werden, daß sich diese 
bequeme, einfache, nach dem Dezimalsystem eingerichtete IFran- 
kenwähning auch über die Grenzen Frankreichs hinaus leicht 
Eingang verschaffte. 

Mit der Einführung der neuen Frankeiiwährung nuiliten die 
bis ilahin in Luxemburg kursiereiuien Münzen nach der neuen 
Geldeinheit tarifiert werden: dies geschah in den französischen 
Münzfarifen vom 18. August 1810 und 80. November 1811, welche 
den Kurs festsetzten, zu welchem die sonstigen umlaufenden 
Münzso! ton von den Staatskassen angenommen und ausgegeben 
werden duiften. 

In den ersten Tagen des Jahres besetzen die Veihrni- 

deten das Wäide^rdeparlenient. Als (hncn \'ertr('ter in Taixt iu- 
burg fungierte T^reußen. welches tias ihemali^c W'älderdeparle- 
ment dem Mittelrheinisehen Gouvernement administrativ zuteilte. 
Schon Miii l"el)t uai iSI1 erließ diese V'ei waltungsbehörde einen 
neueo Münztarif, nach dem die im Gouverni-ment des Mittel- 
rheins kursierenden Münzen vom 1. März 1814 an bei den öffent- - 
liehen Kassen angenommen werden sollen» *), der die hervor- 
ragende Stellung (1er Frankenw^ähning als der gesetzlichen Wäh- 
rung Luxemburgs jedoch In keiner Weise berührte, was schon 
daraus hervorgeht, daß die Tarifsätze in Franken lauteten. 

Sioho mv'mv ausführliche Schrift: Das Upldj4y.«<teni de.-« Großheizoginms 
Liixpmbiirg, Leipzig 1907. 

*) Journal off kiel -du Departement de» Formte, Nr. 2 vom 25. Mai 1814. 
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Nach der Kiriqhtuiig de^ Königsreichs der Vereiiiigteu Nie- 
d«nlMii(l(' büfaHto sich die neue Hegieruiig .schon am 11. Mai 1815 
mit lief Kcgi'lim.u- dos MünzweseiiÄ durch den Krlaß eines neuen 
Munzlants der mit einer Ergänzung vom 4. Septenibei 1815 
die französischen Munztarife vom 18. August 1810 und 30. No- 
vember 18J 1 wieder in Kraft setzte. Diese mnien Tarife waren nur 
iui^ofern bemerktnswert, als ihre Sätze innner noch in Franken 
lauteten, da die 181)8 in I.uxmni)urg eingeführte Frankenwährung 
immer Jiucii zu Recht l)estand, Dioser Zustand sollte aber nicht 
mehr lange dauern. 

Das neue Königreich der Niederlande war aus zwei Gebieten, 
UoUaiid und den ehemaUgen österreichischen Ni€iderlan>deu, zu- 
sammengesetzt worden, die einander nicht nur in kultureller und 
in religiöser« sondern auch in wirtschaftlicher, ganz b^onders 
aber in wahrungispolitischer Hinsicht, ganz fremd waren — im 
Norden galt die Guldenwährung, im Süden das französische Geld. 
Letzteres zugunsten des Gulden zu verdrängen und dem Reiche 
eine einheitlielie Goldverfassung zu geben, i,''alt nun als das vor- 
nehmste Ziel der Währungspolitilc der niederiändiechen Re- 
gierung. 

Her Feldzug, den die niederländische Regierung nunmehr 
gegen die Fiankenwährunjr inszenierte, begann mit dem nieder- 
ländischen Münzgesetz vom 2S. Septeniher 181(). dem wichtigsten 
niedei ländischen Münzgesetz der Neuzeit. I)ei- Zweck dieses Ge- 
set/<'^ war in den Motiven zum Rntwurf folKtMitleiinaßeii um- 
sctn iei)en : j <t|)ie Finführuiiu einer einiieitliclien und einfachen 
Wähnnig für das ganze ivonigreicli. so dal.^ nur eine einzige Geld-' 
art in allen Provinzen umläuft, wird die liandeksbezieliungen be- 
deutend erleichtern und die ßamie der l'nion in)mer engei schlie- 
ßen.» Das gesteckte Ziel sollte nuji damit erreicht werden, daiJ 
der Silbergul'den. der seit einem Jahrhundert als Landesmünze in 
den nördlichen Provinzen, d. h. in Holland zirkulierte, nunmehr 
allen Teilen der Monarchie aufoktroyiert und zur Grundlage der 
neuen Münzverfa-ssung gemacht wurde. 

So entstand das niederländische Münzgesetz vom 28. Sep- 
tember 1816, welches die Doppelwährung mit dem Wertverhältnis 
zwischen Gold und Silber von 1 : 15,873 einführte. Beide Metalle 
hatten unbeschränkte Zahhingskraft, die Silberprägung war frei» 
die Goldprägung aber, in der Absicht, nur eine beschränkte Menge 
von Goldnrünzen zu prägen, um eine Verdrän^ning des Silber- 
geldes, welches die Grundlage der Währung bildete, durch das 
Gold zu verhüten, der Regierung vorbehalten. 

W'eungleich es zweifellos in dvr Absicht der niederländischen 
Politik lag, den Gulden zum alleinigen uesetzlichen Zahlungsmittel 
de?' Monarehiv zu erheben, so konnte dieses Ziel doch nur nach 
einer i'beigangji per lüde erreicht werden. Der Gesetzgeber durfte 

*) .fniirnHl officiel du B^iJarteinent des Forets, Nr 39 vom 25. Mai 1815. 
*) Pa.Miiomip beljire. 1832, 2* serie, Tome 3, p. 422. 
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sich dei' Erkenntnis nicht vorsch ließen, daß der Gulden nur in 
Holland bekannt war. während der Süden, d. h. Belgien nnd 
Luxemburg, andre Zahluniisniittel l)esnß. hiesc Tatsache iiiuI5- 
ton die Motive des Entwurfs ;iuch liminiwiiudon anerkennen: 
französische Münze, Frauken .uenannl. iial in den südlichen 
Provinzen deren ursprüngliche Münzen allueniein ersetzt und 
läuft dort seit einigen Jahren als Landesniünze um» ^j. J)ie neue 
Münzveriassung mußte liahei versuchen, die beiden widerstre- 
benden Gesiclitspunkle, nämlich den pulilischen, der für die 
Stärkung und die Ausbreitung der holländischen Guldenwährung 
-eintrat, und den wirtschaftlichen Gesichtspunkt, der durch das 
Organ der Interessenten die Erhaltung; der Franken Währung in 
4en südlichen Provinzen einstimmig forderle, mit einander zu 
vereinigen. Es galt, die richtig Basis zu finden für einen Kom- 
promiß, indem sowohl dem Gulden als auch dem Franken, we- 
nigstens für die daran interessierten Teile der Monarchie, die 
Eigenschaft eines gesetzlichen Zahlungsmitt?els verliehen, resp. 
«rhalten, und die gesetzliche Münzparität zwischen Gulden und 
Pranken zweckmäßig bestimmt wurdt». 

Das Münzgesetz erkannte denn auch außer dem Gulden auch 
den Franken als gesetzliches Zahlungsjnittel. aber nur in den 
südlichen Piininz-en an. Die gesetzliche VVertrelation zwischen 
Oulden und Franken betrug 1 Fr. = ü/fTV^ fl. 

Das grundlegende niederländische Miinzgesetz von 1816 
hatte die Gulden und die Franken im Geidverkehr der südlichen 
Provinzen einander gleichgestellt. Diese Gleichberechtigung des 
Franken sollte aber nicht lange aufrecht erhalten bleiben. Die 
politische Tendenz dei niederländischen Regierung, die Institu- 
tionen der nördlichen Provinzen im ganzen Königreich zu ver- 
breiten, konnte ein so wirksames Werkzeug des wirtschaftlichen 
und des politischen Einflusses wie das Geld nicht außer Acht 
lassen. So begann seit 1816 zur Verdrängung der Frankenwäh- • 
rung eine mit allen Mitteln der Gesetzgebung und der Verwal- 
tung unterstützte Akklimatisation des Guldens in Belgien und in 
Luxemburg. 

Die erste Maßnahme in dieser Richtung war ein Regierungs- 
beschiuß vom 19. November 181(), welcher den öffentlichen Be- 
hörden den ausschließlichen Gebrauch des Guldens als Rech- 
Tiungseinheit vorschrieb. Diese Vorschrift war ein schwerer Ein- 
griff in die Sitten dos Südens, das Aufdrängen einer Rechnungs- 
einheit, die den Behörden und dem Volke fremd war. 

Bald darauf erfolgte der entscheidende Scliritt. Ein (iesetz 
vom 2ö. Februar IHi^n entzog allen fianzösischen Münzen — 
sowohl denjenigen des ancii'U regime, als auch denjenigeu der 
Franken Währung — die gesetzliche Zahlungskratt, so daß vom 

') Die südlichen Provinzen WMit n l^clgien und Luxemburg, die nörd- 
lichen da.s hi'utitrc Königreich der Niederlande. 
-) Pasinomie beige, a. a. 0. S. 422. 
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Ii. Juni 1825 ab nur iiucü diu GuldeD und die noch umlaui'endeit 
alten Lau desin Unzen als gesetzliche Zaklungömiltel gelten bulUen. 

Damit war die seit 1816 erstrebte Einheit im MünzweBea des- 
Königreichs erzielt worden. Diese radikalen, die wirtschaftlichen 
Interessen der mit Frankreich in engen Handek- und Verkehrs- 
beziehungen stehende südlichen Provinzen schädigenden Maß- 
nahmen stießen aber auf einen energischen Widerstand bei allen 
Bevölkerungsklassen . 

Mit dem Ausbruch der belgischen Revolution (1830)- trennt 
sich die Münzpolitik Hollands von derjenigen Belgiens und 
Luxemburgs. 

Während der heidnischen Aera (1830 — 1839) war die Wäh- 
runirspolitik des neuen Königreichs Belgien auch diejenige Lu- 
xemburgs; denn es wurden wäluend dieser Zeit seitens der 
niederländischen Behörden, welche seit dem Ausbruch der Revo- 
lution nur noch die Hauptstadt verwalteten, sowie von den .im 
1. Januaj- 1831 eingesetzten stadtluxemburgischen Verwaltungs- 
behörden keine Verfügungen übei das Miinzwesen erlassen; viel- 
mehr galten mehr oder weniger auch in der Hauptstadt die 
bezüglichen belgischen \'erordnungen. 

Bereits am 5. J uni 1832 entstand das grundlegende belgische 
Münzgesetz, das eine Kopie des französischen Dekrets vom 7 ger- 
minal an XI war: es führte die französische Doppelwährung 
mit dem Wertveirhältnis 1 : 15,5 auch in Belgien ein. Außerdem 
enthielt dieses Gesetz noch Ühergangsbestimmungen, welche die 
bisherigen Zahlungsmittel, nämlich die holländischen Gulden, die 
alten Landesmünzen und die französischen Franken betrafen. 

1. Die holländischen Gulden. 

Die Silbermünzen der Guldenwährung von 1816 blieben 
gesetzliches Zahlungsmittel wie vorher; sie wurden gesetzlich mit 
47V4 Onts pro Franken tarifiert (Art. 19). 

Das gleiche galt für die Goldmünzen der Guldenwährung (10 
und 5 f Inldenstilcke), aber nur bis zum 31. Dezember 1832; tat- 
sächlich bewahrten die Gnldgulden ihre Kigenschaft als gesetz- 
liches Zahlungsmittel in Belgien bis zu dem Gesetz vom 19. Juni 
1850. welches sie aus dem Geld verkehr ausschloß. Diese Maß- 
nahme war infolge des (Übergangs Hollands von der Doppel- zur 
Silberwährung im Jahre ]8r)() notwendig gewoi-den. 

2, Die Münzen der französischen Frankenwährung, die einen 
bedeutenden Teil des Geldumlaufs in Belgien ausmachten, erhiel- 
ten die Eigenschaft eines gesetzlichen Zahlungsmittels in. dem- 
selben Umfange wie die belgischen Franken (Art. 28). 

Schließlich führte das belgische Münzgesetz den Franken an 
Stelle des Guldens als Rechnungseinheit ein (Art. 26) und hob 
damit den niederländischen Beschluß von 1824, der so viel böses 
Blut gemacht hatte, auf. Eine Übergangsbestimmung (Art. 25) 
verfügte, daß die in Gulden lautenden Obligationen in Zukunft 
zum Kui se von 47 V4 in Franken umzurechnen und entsprechend 
zu erfüllen seien. 
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Ais der König-Großlierzog 1839 die Zügel der Regierung in 
Luxemburg wieder ergriff, hatte er sich zunächst über die zu- 
künftige Geltung der von den belgischen ßehürden erla:ssenen 
Geseta^e und Verordnungen — darunter auch der belgischen 
Münzgesetze — , die bis dahin Im ganzen I^ande mit Ausnahme 
der Hauptstadt gegolten hatten, auszusprechen, mit andern 
Worten, zu entscheiden, ob die neue Regierung von dem 1839 
bestehenden staatsrechtlichen Zustand ausgehen, oder aber f>b sie 
auf den KechtszustancI vor dem Ausbruch dei Revolution Ufc>30) 
zurückgreifen sollte. Ein KÖnigJich-Großherzoglicher Reschluß 
vom 11. Juni 1839 versuchte diese KechlstiaKe mit der Bestim- 
mung zu lösen: Die Verwaltung hat vorläufig zu erfolgen «nach 
den zur Zeit der Besitznahme bestehenden Gesetzen und Veroitl- 
nungen, welche daher für die Behörden und Einwohner vorläufig 
verbindend bleiben, mit Ausnahme jedoch derjenigen gesetzlichen 
Bestimmungen, insofern deren bestehen, weiche dem Zustand 
von Feindseligkeiten zwischen den Niederlanden und Belgien . . . 
. . . ihren Ursprung verdanken» 0. 

Dieser Beschluß, der Klarheit schaffen sollte, erzeugte im 
Gegenteil eine gefährliche Unsicherheit in vielen Staats- und 
verwaltungsrechtlichen Fragen, aus welcher in der Folge zahl- 
reiche Kontroversen entstanden, da die «zur Zeit der Besitz- 
nahme bestehenden Gesetze und Verordnungen» auf dem von den 
belgischen Behörden von 1830 — 1889 verwalteten Lande andere 
waren, als in ilei ileni Herrscher treu gebliebenen Hauptstadt. 
Insbesondre erzeu^le liiesei' Beschluß eine Konfusion im Luxem- 
burger Münzreclit. Welches war nun das (irinuUesetz der Luxem- 
burger Münzverfassung? Das holländische Münzgesetz von 1816, 
welches in der Hauptüladt Luxemburg bis dahin stets ^iegolten 
halte, oder das belijisrhe Münzgesetz von 1882, welches das übrige 
Großherzogtum ani^enommen hatte, oder gar beidf»? 

Diese wichtigen Rechtsfragen sind nie in unzweideutiger 
Weise gelöst worden, und es hätte auch schwer gehalten, eine der 
beiden Auffassungen mit triftigen Argumenten zu verfechten. 
Die Gesetzgebung hat es in der Periode 'von 1839 — 1848, als eine^ 
Neuordnung der Luxemhurger Währung eintrat, mit Fleiß unter- 
lassen, sich zugunsten der Gulden oder der Franken auszu' 
sprechen; insbesondre blieb die Frage offen, ob auch die Franken 
noch gesetzlich Zahlungskraft besäßen oder nicht. 

Wir finden in der Zeit von 1839 — 1842 nur zwei das Geld- 
wesen betreffende Vorordnungen. 

1. f^in Beschluß von 1839 setzte den Wert des Franken für 
die Kinnahmen und die Ausgaben der öffentlichen Kassen auf 
47 (^ents holländischer Währung fest. Die Fassung dieses Be- 
schlusses^) war aber so undeutlich, daß man darüber streiten 

0 Memorial l^gislatif et administratif du 6.-D. de Luxbg., 1839, S. 35. 

*) Wortlaut: -Der Wert, zu welchem der Franken vom 1. Seipieonber d. J. 
ah rfti allen öffentlichen Kassen Unseres Großherzogtiims zu empfangen und' 
auszugeben ist, wird auf 47 Cents festgesetzt.» 
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.konnte, oh tM- als KiMunziniK fies nioderlänilisihcji Müiizgt'ötitzes 
von 181() in dem Sinne aufzufassen war, daß der Fjankon wieiler 
-einen Ka^akurs für die Staatskassen erhielt, oder aber, ob er 
-eine Korrektur der im belgischen Münzgesetz von 1832 enthalte- 
nen Tarif ierung des Guldens mit 47 V4 Gents pro Franken enthielt. 

2. Das gJei-che gilt von einem Beschluß vom 20. August 1841, 
welcher den obigen Kurs von 47 auf 47 V4 erhöhte *). 

Diese ßeschlüsse waren weit davon entfernt, Klarheit im 
Münzwesen zu schaffen, und so begegnen wir den seltsamsten 
Widersprüchen in den Äußerungen maßgebender Kreise jener 
Zeit über die Luxemburger Münzverfassung. So wurde 1848 in 
der Kammer der Abgeordneten in der Diskussion über den An- 
trag, den jährlichen Etat zukünftig in Franken, statt in hollän- 
dischen Gulden wie bishei-, aufzustellen von einem Abgeord- 
neten verlangt, es sollh' dem Franken der. Charakter eines gesetz- 
lichen Zahlungsmittels verliehen werden, während andre Abge- 
ordnete der Ansicht waren, der Franken besitze diese Eigenschaft 
noch von fiiiher her. 

Wie hatte nun der Verkeiir die süliwebende Rechtsfrage 
gelost? 

Zunächst war df^r (iulden seit 1839 wiederum als H^n lm uiig.s- 
-^inheit in allen öffentlichen VcMwaltungeii eingeführt worden; 
den niederläiutischeü Regieruugsl)esc hlüssen vou 18Ki und 1824 
geiuäii lauteten alle öffentlichen l rkumieii, Bekanntmachungen, 
M;irktl)erichte, der jährli-che Etat usw. wiederum in Gulden. Hin- 
gegen wuixlen alle Zahlungen im privaten Verkehr in Franken 
festgesetzt. Der Geldumlauf setzte sich sowohl aus Goldmünzen 
der Gulden Währung, als auch aus franzosischem und belgischem 
Silbergeld zusammen, und diese Münzarten wurden als gleich- 
l}er echtigte Zahlungsmittel angesehen; auch die in immer gros- 
serem Maße kursierenden deutschen Taleir genossen eine Art Tolo- 
ranzkursus. Diese Verkehrssitte führte in der Folge dazu, daß 
'die Auffassung, sowt)hl der (iulden, als auch der Franken seien 
gesetzliche Zahlungsmittel, und es gelte in Luxemburg nicht nur 
das niederländische Münzgesetz von 181(), sondern auch das 
belgische von 1832, immer mehr an Boden gewann, und vschließ- 
licli von dei- Regierung angeiuimmen wurde. Bei Gelegenheit 
eino!' ^nnßoTi nüinzpolitischen Debatte in der Kammer der Al^ge- 
üidiieteii ülx'i (l(/ri .Autrag eines Mitgliedes, die Talei* als gesetz- 
liches Zahlungsmittel anzuerkeuueu — ein Antrag, der verwor- 
fen wurde — , führte der Finanzdirektor Jiämlich folgendes ans:^) 

«Die Basis unsc^s gegenwärlig(»n Münzrechts ist das 1 nieder- 
ländische) (iesetz von 18l(i. weldu^ den Gulden aJs Münzeinheit 

*) 'Wortlaut: «Dor Wert, zu w^lohem nsvr ,^wird an! 47V4 Cents 

•fwtKtv-^elzl. - 

^) Cornptt'-iciHlii de.s s«'«an('os Ho la Ghaini>re dess Üeputes, 1848, S. 081 ff. 
IDiespr Aulrag wurde Hiigcnotumen. 

') r!r>mipte-ren<dti des seance? 4e la Cliambre de«« Deutes 1850, S. 996 ff. 
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annimiDt. Dieses Gesetz blieb in Luxemburg bis /Ann Jaliro 1832 
in Kraft, an welchem Zeitpunkt das belgische (iesetz hinzutrat, 
welches den Franken als Münzeinheit annahm. Letzteres Gesetz 
M'dli in tranz Luxemburg mit Ausnalime der Stadt Luxemburg, 
in welciier das (iesetz von ISili naih der 1889 eingetretenen 
Trennung (Luxemburgs von Belgien ) in Kraft verblieb. Das 
Großlierzcigtum Luxemburg besaß also eine ZwjUer^t>setzgebung 

(legislation hatarde) ein andres ( .Münz-)l^echt für die 

Landgemeiiitien als tui die Stadt Luxeinhur«^-. 1889 bestinunte 
der internationale i Londoner) \' ertrag, tlaß alle im Lande be- 
istehenden Gesetze bis auf weiters in Kraft bleiben würden. Beide 
(Münz-) Gesetze sind also im (GroOherzogfum) Luxemburg gel- 
tend geblieben.» 

Die von der luxemburgischen Regierung angestellten Erwä- 
gungen über den ZoUanschluß des Großherzogtums mußten auch 
die Frage einer Ordnung des Geldsystems berühren. Hassenpflug 
und Stifft hatten sich gegen einen Anschluß an die franzosische 
Md belgische Franken Währung ausgesprochen und die Zustim- 
mung dos Kön iu-CIioßherzogs erlanjrt. In Frage kam deshalb 
nur noch der Anschluß an die holländi.sche oder an die preus- 
sische Währung. Während aber die Übernahme des holländischen 
Geldsystems Luxemburg vvährungspolitisch von seinen Nachbarn 
ganz isoliert hätte, war. für den Fall, daß der erstrebte Anschluß 
an den Zollverein zustande kam. die t^bernahine der |)reuijischen 
Währung eine Selbstveiständliclikeil. und so war Luxemburg in 
den Aiis('hiußv('rhan(llun<^en ohne weiteres bereit, eine Umwand- 
lung seiner Geld Verhältnisse nacli dieser Hiebt ung hin zu konze- 
dieren. 

Wek'hes wai die Lage des deutsi'hen Geldwesens in dem 
Augenblick, als sich Luxembui g tlem tleiitschen Wi! tschaftsgobiet 
anschloß, und eine Annäherung Luxend}urgs an das deut.sche 
Münzwesen infolgedessen notwendig erschien und ihm zur Pflicht 
gemacht wurde? 

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts gelangte Deutschland 
durch Verkümmerung des Goldumlaufs zur reinen Silberwäh- 
rung'). Das Silber war im deutschen Münzwesen zu Anfang 
des 19. Jahrhunderts so maßgebend geworden, daß die nach zu 
erörternden Münzkonventionen von 1837 und 1838 die Gold- 
münzen überhaupt nicht erwähnten, obgleich solche geprägt wur- 
den und im Geldverkchr umliefen, wo sie allerdings mehr als 
Handelsmünzen aufgefaßt wurde?!. 

Ein andres charakteristisclies Merkmal des deutschen Geld- 
wesens um das Jahr 1880 war die große Miinzzersplitter ung, eine 
Folge der politischen Vietstaaterei. Doch hatte das preußische 
Münzsy.stem die Pührerrolle in Norddeutschland übernommen. 
Der 1750 in Preußen eingeführte friederizianische 14 Talerfuß 

') Nur Bremen UaUe Goldwährung. 
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liulto i>ich. aJlmählich auf .Nuid- und Alitteldeulsclilaud ausge-' 
dehnt und war der wichtigste deutsche Müuzfuß geworden. Di& 
vom Deutschen Bunde anerkannte Souveränität der einzekien 
deutschen Staaten und die damalige Auffassung des Münzregals 
als eines wesentlichen Souveränitatsrechts. erschwerten die all- 
gemein als notwendig anerkannte einheitliche Regelung des deut- 
schen Münzwesens in hohem Maße. Ein Zusammenwirken auf 
diosoin Gebiete erschien aber immer mehr als unahweishar. 1837 
schlössen sich die süddeutschen Staaten zusammen und nahmen 
in der Münchner Konvention den Guldenfuß an, 1838 einig- 
len sich alle Zollvereinsstaaten in der Dresdener Mürizkonvention 
ül)er die Einführung von 2 Münzfüßen, den 14 TalerfiiB im Nor- 
den und den 24 V2 Guldenfuü im Süden Eine neue Münze, 
der Veroinstalor. sollte den Zusammeniiang zwischen den beiden 
Prägun.ussvstemi'ii herstellen, indem diese Münze im Werte von 
2 Talern oder i^Va Gulden in allen Verein^stHalen übereinstim- 
mend j^eprägt und in allen gesetzliche Zahlungskraft besitzen 
sollte"-). Abgesehen von den VereinslaJern war keiner der kon- 
trahierenden Staaten verpflichtet, .selbst die nach demselben 
Münzfuß geprägten Münzen der übrigen Vereinsstaaten in seinem 
Geldverkehr zuzulassen; doch machte keiner von der ihm recht- 
lich zustehenden ^Befugnis, die Münzen der andern Vereinsstaaten 
auszuschliießen, Gehrauch. Das war der münzpolitische Zustand 
der Zollvereinsstaaten in dem Augenblick, als Luxemburg dem 

') Dresdner Miiiizkoiiveulion vom 30. Juli 1^88. 

All. l. *Als Grundlage des gesamten Müuzwoseus in den Landen der 
hohen kontrahierendeii Teile soll in allen Mänestälten einerlei Münzmark 

angewendet werden, deren Gewicht ... . auf 233,8.''^r) Gramm festgesetzt wird.» 

Art. 2. Nach dieser croTTieinsamen Grundlage soll fla- Münzwoson in 
den sämtlichen l-,anden der kontrahierenden Staaten geordne» werden und 
2war in der Art, daß, jenachdem darin die Taler- und Groschen- oder die 
Gulden- und Ereuzerrechniing hergebracht oder den Verhältnissen entspre- 
chend i.s(, 

entweder; der Vierzehntalerfuß, bei welchem die Mark feinen Silbers 
zu 14 Talern ausgebracht wird, mit dem Wertverhältnis des Talers an IV4 
Gulden, 

oder: der 24'/2 (iiildciifiilj, hv] welchem der Mark feinen Silbers 

24V2 Gulden geprägt werden, mit dem Wertverhältnis des Guldens zu V7 
Taler, als Landesmünzfuß gelten wird.» 

Art. 3 bestimmte genau, welche Staaten — Luxemburg f^te dabei — 
die Taler- und welche die Gnldenwahrnng beizubehalten resp. einzufähren 
halten. 

Art. 7, «Zur Vermiltlung und Erleichterung des gegenseitigen Ver- 
kehrs unter den kontrahierenden Staaten soll eine, den beiden im Art. 2 
gedachten Münzfüßen nnt.'^prochf nr?o j'^nieinschaftliche Hauptsilbermünze — 
Vereinsmünze — zu einem Siebeiiteik der Mark fein Silbers ausgeprägt wer- 
den, welche sonach den Wert von 2 Talern oder 3V2 Gulden erhalten wird 
und zu die.sem Werte im ganzen Umfange der kontrahierenden Staaten, bei 
allen öffentli h n Kassen, sowie im Frivatverkehr, . . . . unbeschränkte 
Gültigkeit ... haben soll.» 

Art. II. «Die Feststellung des Wertverhältnisses, nach welchem zum 
Behufe des Überganges zu dem neuen Landesmünzfuße (Art. 3) die Münzen 
des bisherigen Lande.'^münzfußes einjrclö>f. oder im ünilaiif gelassen werden 
sollen, bleibt jedoch einer jeden beteiligten Regierung vorbehalten.» 
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^Zollverein imd auch dein Miiiizvorein. d. Ii. der Dresdner Müiiz- 
Jkonventioru beilrat M: Deulschland hatte zwar einen Miinzverein, 
der sich mit dem Zollverein deckte, aber keine Münzeinheit; zu- 
dem vvai- die Verein sniünze unhandlich, sie gelangte daher nie 
zu großer Bedeutunj;. 

Das Rcsullat der Verhandln n.LiVJi \vai-. dali Luxejnburg sich 
bereit eikhu i, sicii einem der beiden deutschen Geldsysteme au- 
zuschlieüen. 

V. Hesondere handels- und verkehrspolHisehe Abmachungen. 

AuBer den ej waimleü grundsätzlichen Anüchlulifragen gab 
.tv- iiuch .solche, die sich aus den speziellen Bedürfnissen und Be- 
iurcütungen Luxeinbur^i,s und l^reuÜens hinsichtlich des Schutzes 
ihrer durch die Bciseitigun^^ l)estehender Zullmauern infolge des 
Anschlusse.s und in Luxendiuig durch die Übernahme des ZoU- 
vereinstarifs gefährdeten Erwerbszweige ergaben. Die besonde- 
ren luxemburgischen Wünsche , betrafen das Roheisen, das 
Eisenerz und die Lohrinde, die preußischen das Leder. 

Im Zollverein bestanden Ausfuhrzölle auf die Rohstoffe, die 
•einen Druck in der Richtung der grewinnbringenden Weiterbe* 
«rbeitung dieser Stoffe im Zollinland ausüben sollte. Nun er- 
zeugte Luxemburg drei Rohstoffe, die für seinen Export von 
größter Wichtigkeit waren: Eisenerz, Roheisen und Lohrinde. 
Für diese wollte Luxenüjuig in Abweichung vom Vereinstarif * die 
zolliK ie Ausfuhr bewilligt bekommen. 

Der Eisenerzexport Luxemburgs an die nahe seiner Grenze 
gelegenen belgischen Hüttenwerke war bedeutend. Mehr noch: die 
zollfreie Ausfuhr dieser Erze nach Belgien wHf die ausdrückliche 
Bedin^run«? «gewesen, unter der Belgien IvUxend)urg im Zollver- 
günstigungsgco^olz die eilcicliterle Einfuhr I u x('nd)U)-gischen GuJj- 
und Schmipdecisens bewilligt hatte. Luxemburg hatte also ein 
hervorragendes Interesse an der Beibehaltung der zollfreien Erz- 
ausiulu, denn, wenn dii» Ausfuhr luxemburgischen Eisens nach 
Belgien auch uneiliehlich wai-, so slanti doch fest, ilali die Erhe- 
bung eines Zolles von den ausgeführten luxemburgischen Eisen- 
erzen die sofortige Aufhebung des ganzen belgischen Vergün- 
stig ungsgesetzes zur Folge haben würde. 

Für die freie Ausfuhr des Roheisens sprach der Umstand, 
daß Luxemburg sein Roheisen hauptsächlich nach Belgien expor- 
tierte — der Export nach Preußen war gering — , und dieser 
freie Export somit auch nach dem Anischluß an den Zollverein 
«ine Lebensfrage für seine Eisenindustrie blieb.* 

Es gelang Luxemburg, in den Verhandlungen seine Wünsche 
durchzusetzen: «Zur Erleichterung des Grenzverkehrs» wurde 

*) Die durch die Dresdener Konveritinn vun 1838 geschaffene Münz- 
T&rfassung der Zollvereinsstaaten blieb bis zum Wiener Vertrag von 1857 nn- 
veränd'Tt. Das Münzkartell vom 21. Oktober 1845 befaßte sich lediglich mit 
der Falschmünzerei u. dgl. Münzverbrechen. 
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ihm die freie Ausfuhr des EiBensleiiies und des Roheisens «aus- 
nahmsweise» zugebillisrt. 

Viel schwieriger wurde die £inigung der einander schroff 
gegenüber stellenden luxemburgischen und preußischen Inter- 
essen in Bezug auf die beiden zusammenhängenden Ärtikal: Gerb- 
stoff und Leder. 

i.uxoniburg war auf Gi uiul seiner ausgedehnten Eichen- 
schälwäldor (Lohhockfu) ein Haupt Produzent der Lohrinde unÄ 
befürchtete für licn Kai! dos Zollauscb hisse« von dem im Zoll- 
verein beistehenden Aiisluhfzoll auf diesen (jerbstoff t^ine Schmäh 
leruii}; st'iiK's beib'ntt iiden Exportes in Lobrinde nach Belgien. 
Dem Hciicbr Luxi iiihiii-i^s naeb unvejänderter fieier Ausfuhr der 
Lolu iiide im Kalif ciiio Anschlusses slaiul das Intoi'esse des Zoll- 
vereins ati ilrM- \'criiui(iuii^ jcglichef Ausnahnicvergüjisti.uuiigen 
an den «Mii/i'lih u Vtwuinsstaat. vor alicin alxT der lebhafte Wider- 
stand Pi ( iiljcii^ im Weufe. da die l^)tt^laller der freien Ausfuhr 
der luxeinlin f.L!is( li{'ii Lohrmde natli Jicigien geeignet war, durch 
Steigerung dt i Xaclit>a,m' den l^reis eines (jeilistolfes zu er- 
höben, auf den die rbeinisehen Gerbereien angewiesen waren. 
Denn die LederindustrieJlen in Malmedy und St. Vitb bezogen 
von jeher die Lohrinde ausschließlich aas Luxemburg, und wäh- 
rend die luxemburgischen Gerher diesen Stoff vor der Tür fan- 
den, mußten die preußischen Gerber Transportkosten bezahlen» 
die für die damals zur Gerbung einer Haut nötigen 4 bis 5 Bür- 
den 25 Silbergroschen betrugen. 

Solange nun Luxemburg und Preußen nicht im Zollanschluß 
standen, fiel dieser Preisunterschied im Gerbstoff iiicbt so sehr 
ins Gewicht und war auch auf keine Weise zu i^eseitigen. Die 
Sachlage änderte sieb aber, falls Luxemburg sieb dem Zollverein 
anscbloß, denn dann fielen die Lederzülle weg. die bisber dem 
lu xend jurgischeii Leder den Eingang nach Preulien erschwert 
hatten. 

Die rbeinisciien Lederial)iilvanlen waien rülni;^. sie «fingen 
scharf ins ZfMi'j; unrl hatten das Ohr des Königs von Preußen. 
Die Wirk 11 im ihres Feldzuges bekam Luxemburg sehr bald in 
den Verbaiiilhinifen zu fühlen. 

Weit davon ent feint, die begehrte freie Ausiulu der luxem- 
burgischen Lob rinde nacli Belgien bewilligen zu wtjllen, ver- 
langte Preußen vielmehr von Luxemhurg (besondere Opfer zu 
Gunsten der rheinischen Grerbereien. Um diesen den Bezug des^ 
Gerbstoffes zu verbilligen, stellte Preußen die Forderung» Lu- 
xemburg sollte .auf eigene Kosten eine Kunststraße von EtteU 
brück durch das ganze «die Lohrinlde prokluzierende Gebiet bis 
zur preußischen Grenze bei WeisWampach bauen, — eine For- 
derung, die nichts anderes bedeutete als die Förderung der 
preußischen (Jerber und die Schädigung der luxemburgischen auf 
Kosten des luxemburgischen Staates. Die Verlängerung dieser 
Straße von der luxemburgischen Grenze bis Malmedy stellte 
Preußen in Aussicht. 
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Im weitf'ion Verlauf der V'erhandiungen ging i^ieiiüen iiocb 
einen Schritt weiter und stdltc im Oktober 1840, als sich die Ver- 
handlunj4fn mühsam dem AbscMuß näherten, plötzlicli den An- 
sprudi aul Erhel)nng einer Ausgleieliuiig\sabffa'be auf das in 
Prenßen eingef uiu le luxemburgiscbe J.eder, also trotz des Zoli- 
anscliluüses di^^ Erriclitung eines Schulz/^oUes zu Gunsten seiner 
Gerbereien. 

Gegen diesen Anspruch machte LuxeuihurK ueltend: 

1. Daß nachdem l'reulieii Luxemburg zum \ frzicbt auf die 
Ausg^leichungsabgaben, die Luxemburg in Preußen eingeführt 
wissen wollte, um die preußischen Wein> u. Branntweinsteuern,^, 
die den luxeni!burgl«chen Weinbau unid die Brennereien empfind- 
lich schädigten, nicht einführen zu müssen, mit der Begründung 
bewogen habe, daß solche Abgaben 'dem freien Verkeihr und so*- 
mit dem Geiste des Zollvereins widersprächen — da'sselibe Preu- 
ßen jetzt zu Gunsten seiner Lederfabrikunten den gegenteiligen 
Standpunkt einnehme. Die von Preußen geplante Aus^^'leichungs- 
abgabe auf luxemburgisches Leder stelle somit die Einführung" 
der preußischen Wein- und Branntweinsteuer in Luxemburg,, 
über die eine Einigung bereits ejzie'lt sei, wiefder in Frage. 

2. XcR'h den Grundsätzen des Zollvereins hätten die Aus- 
gleich imgsab^aben' le(1ifj:1irh den Zwf^ck, Unterschiede in Her Be- 
sten e in it.u' auszugleielieii. nieht aber als Schutzzoll zu dienen. Die 
Erhebung eines Sclmtz/nnes al)er. als den die preuOisehe Au.*<- 
.i^leichungsab.uabe auf I u xembinuiscbes ix^dc)'. das weih'i- in Lu- 
xenibuig noch m l^cuüen steuerpflichtig, anzusprechen .^ei, sei 
innerhalb des Zollvereins unfUMikbar. 

3. Wenn die luxemburgischen Gerber den Vorte il des billigen 
Gerbstoffbezuges besäßen, so sei dies ein natürlicher Vorteil, dem 
der natürliche Vorteil, den die rheinischen Gerbe]- in dem Besitz 
der günstigen Absatzwege besäßen, gegenüberstünde. 

4. Wenn der ZollanscMuß Luxemburgs an Preußen den. 
luxemburgisch-en Gerbern "den Vorteil der Beseitigung des bis- 
herigen Lederzölles bei der Au-sfuhr nacli dem Zollverein bringe., 
so würden zugleicfh die preußischen Gerber den luxemburgischen 
Gerbstoff ohne die bisherige Entrichtung des luxemburgischen^ 
Ausfuhrzolles bezieben können. 

Das En'dergebnis der Verhandlungen wai-, daß sowohl Lu- 
xein'jiii g aut seinen An.spruch auf freie .Ausfuhi- des Gerbstoffes 
nach Belgien als auch Preußen auf die Erhebung einer Abgabe' 
auf das importierte luxemburgische Leder verzichtete, Luxem- 
burg al)er die Verpflichtung des Baues eiiu'r Chaussee von Kttel- 
brück nach Weiswampach übernahm, die Preußen sich seiner- 
seits verpflichtete, bis nach M'almedy zu verlängern. 

Bei der gioßen Tiat^woite der berühi ten Probleme kamen die- 
VerhüiuUungen zw i>chen Pi eußen und Luxemburg über den Zoll- 
anschluß nur langsam voran. 
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Während LuxeuibiUK zieiiilicli la^cli deu Anspruch auf daij 
Stimmrecht in den Generaikonferenzeu des Zollvereins fallen ge- 
lassen hatte, kämpfte es um so hartnäckiger gegen die Einfüh- 
runi; der pieußisdieii Wein- und Branntweinsteuer und gegen 
das von Preußen geforderte dauernde Recht der Präsentation des 
2olldirektors in Luxemburg, indem es zuerst einen preußischen 
^SoIIidiriektor nur für die zwei ersten auf äen AnschfluJB folgenden 
Jahre, d. h. bis zur Ausbildung eines luxemburgischen Anwär- 
ters, un:d dann später nur den nach dem AnscMuß ernannten 
ersten preußischen Zolldirektor, solange dieser im Amte sein 
würde, annehmen wollte. 

Im Jn'ii 1840 war mau .«yoweit, daß Luxemhurg in den drei 
Hauptpunkten — Vertretung Luxemburgs im Zdlverein durch 
Preußen, Kont rolle der luxfimburgischon Zoll vorwaltung durch 
Preußen, i n sbeisondere dufch Annahiue pi-eu Irischer Beamten, 
und Eintüiirung d-er in Prcnißen bostrlicii'don \ ('i l)raucli8-il)gahen 
— (Ion preußischen Forderungen eiits|)i'()chen lifittt\ uml ihm 
aiuiei seit-s die freie Ausfuhr von KiseniTz und iioiiciscn zug(»- 
standen worden war. Schwebend ^\a^ea noch vejhältiiisiiiäßig 
unbedoutonde Fragen, wie die Abgabenfreiheit der ])n;uüischen 
Garnison in Luxemburg und die MDselsehilfahrtsahgaben. 

Bei diesem Stand der Dingt' b<il Liixeiid)uiu nuniiiclir um 
sclileunigen Abschluß der V'erhaudtlungen, da der zurzeit in Lu- 
xemburg geltende, aus der belgischen Zeit stammende und seit- 
dem provisorisch beibehaltene Zolltarif die Einfuhr unentbehr- 
iicher Fabrikate fast unmöglich mache, und die infolge dieses 
Mangels durch die Steigerung der Preise für die täglichen Ver- * 
brauchi^artikel eingetretene Not die Bevölkerung immer mehr 
dem Schleichhandel zuführe. Die preußischen Minister waren 
auch bereit abzuschließen, als im letzten Augenblick der König 
Friedrich Wilhelm IV. wenige Tage nach seiner Thronbesteigung, 
am 21, Juli 1840, unerwartet die Minister anwies, einen Kom- 
missar nach Malmedy und St. Vith zu entsenden, um die Be- 
schwerden der Gerber über den bevorstehenden Zollanschluß Lu- 
xemburgs zu untorsuchen, und. falls diese berechtigt soion. durch 
die Stipulation einer Ausgleich nnus abgäbe auf das luxembur- 
gische Leder oder, falls dies nic lu /u reichen sei, durch Gewäh- 
rung steuerlicher Erleichterungen an die Gerbereien Abhilfe zu 
schaffen. 

Diese Instruktionen bedeuleten t'iiien Rückschritt in den 
Verhandlungen, zum mindesten eine V'erzögerung des j)pvor- 
stehenden Zollanschlusses. Inzwischen drängte al>er die luxem- 
burgische Rpgiernng fortwährend auf .Vl}schluß des Vertrags, 
woran die in Luxemburg einsetzende Agitation gegen den An- 
schluß an den Zollverein und für den Anschluß an Belgien nicht 
fremd war. Die luxemburgische Regierung hatte ursprünglich ge- 
hofft, den Anschluß an den Zollverein zum 1. Januar 1840 voll- 
ziehen zu können und deshalb den den Verhältnissen des Groß* 
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herzogt ums gar nicht eiitepreoheiideji belgischen ZoHtarif zu- 
nächst beibehalten. Ais sie nun im Juni 1840 glaubte annehmea 
zu können, der Anschluß an den Zollverein zei zumindest zum 
1. Januar 1841 gesichert, führte sie zur £iieichterang des Über- 
^angps imd auch, um vor dorn Anschluß eine Lage zu schaffen, 
die ihr jiestatten würtlc beim Zollverein die Bitte auszusprechen, 
von einer Nachbestiuicrung der im Zeitpunkt devS Ansrhhisses in 
Luxemburt^ vorhandenen, nach dem Vereinstarif zollpllichtigen 
Waren abzusehen, einen neuen Zolltarif ein. Da der luxembur- 
gischen Regierung der Wi'der.sland nicht unbekannt war, den der 
Gedanke des Anschlusses Luxemburgs; an den Zollverein, teils aus 
politischen, teils aus wirtschaftlichen (li ünden bei der Bevöl- 
kerung fand, war sie mit Recht bemülit, diesen Widerstand nicht 
noch zu stärken durch die Einleitung des Zollanschlusses mit 
einer Nachverzdllung, die, wie die Geschichte des Anschlusses 
anderer Bundesstaaten schon gezeigt hatte, leicht zu Inquisi^ 
torischen und vexätorischen Maßnahmen führen konnte, die die 
dem Anschluß schon 'an sich nicht geneigte Bevölkerung noch 
mehr dagegen aufbringen würden. 

Diesem Zweck sollte vor allem der durdi Kgl.-Großh. Be- 
schluß vom 20. Juli 1840 0 eingeführte neue luxemburgische 
Zolltarif dienen, d«r mit den Worten begann: «In Erwägung, 
daß die Vorarbeiten zur Einführung eines den dermal igen Ver- 
hältnissen Unseres Großherzogtinns angemessenen Zollsystems 
noch nicht zu dem gewünschten Ziele geführt haben» daü es 
jedoch notwendig erscheint, schon jetzt Maßregeln zu nehmen, 
wodurch die mannigfaltigen Schwierigkeiten, welche der jetzt 
bestellende Zolltarif darbietet, so viel tunlich aus dem Wege 

geräumt werden Dureh diesen Beschluß wurde der geltende 

helgiselie Zolltarif abge.scliaift un-d ein neuer Tarif eingeführt, 
dci am 10. August 1840 in Kraft treten sollte. Diaser neue Tarif 
entsprach vollkommen dem geltenden Zollvereinstarif von 1889 
mil Ausnahme einiger Zollermäßigungen zur Erleiehiei uiig des - 
preußisch-Iuxend)ui gisehen Verkehrs, die aber nui- eingeräumt 
wurden, wenn der Nachweis erbiaeht war, daß die betreffenden 
Waren in einem Zollvereinsland erzeugt oder in dieses zollfrei 
eingeführt worden waren. Mit diesem neuen Zolltarif hatte sich 
Luxemburg vom Zollvereinsausland genau so abgesperrt, als 
wnn es bereits zuan Zollverein gehört hätte. 

Bei diesem Anlaß hatte die luxemburgisdiie Regierung in 
■dem Entwurf des Tarifs die auf Taler lautenden Zollsätze in 
Franken umgerechnet, worauf ihr der König-Großherzog am 21. 
Juli 1840 mitteilte, daß keine Veranlassung zu einer solchen Um- 
rechnung vorläge, da der Franken weUer der in Luxemburg gül- 
lige, noch ein im Zollverein zulässiger Geldfuß sei. Daraufhin er- 
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folgte (lie l'iiiiechnung der ZoUsäti&e des Vereinstarifs in hoUän- 
discliP (luldon. 

Mi\ difscni th ih n Zolltarif fand aber die luxemburgische He- 
gieriin;!: TiiiKond.s Anklang. 

Hdllanii. das im Jiii\i 1839 I^uxcnihmg die fmio lüiifuhr 
wiss(M- l^ihi ikHt«' l)(»williGft Hatto, zoc? diese \'t'i-,uniisi iuuni; mit dem 
Inkrnftl rt^cii des neuen Tai'ifs nni h>. A\\^ ISiO wieder zurück. 

üi'lgieii i)ese]i\\ cr'e sieli über die ihm ge.üenüber eiügctre- 
teiieii Zoilerhohuiigeii 'iimi drohte nul der Abschaffung de.s Ver- 
giinstigiingsgesetzes 

l'nd die jii.\eiid)ui'.Ln.selu'ii Kautleule, l'abiikanteii und 
Grundbesitzer iRbleteii am 8. August J840 eine 1 {ittsclirift an den. 
Künig-Urüßherzüg. in der sie^deri Heriseber um eine neue l.'nter- 
suchung der Frage baten, ob es nicht zweckiuäf3ig sei, Luxemburg 
wieder mit Belgien wirtschaftlich zu vereinigen, im Fall aber» 
daß Vlieses nicht zu erreichen sei, für den möglichst sofoi;tigen An- 
schluß ^n den Zollverein eintraten. Sollte endlich dieser letztere- 
Anschluß nicht sofort, sondern violleicht erst nach einigen Mona- 
ten vollzogen w erden können, dann sollte iler neue luxemburgische' 
Tarif unverzüglich dahin abgeändert werden, daß alle Waren,, 
die in Luxemburg nicht erzeugt wurden, zollfrei aus J^eutschiand 
'bezogen wenlen konnten. 

Dieser letztere Wunsch \\;ir im höchsten Maße berechtigt, 
denn es kann keinem Zweifel nnterli(!gen, daß der neue Tarif den 
luxemburgischen Interessen nicht (Mitsprach, daß er, wie der 
preußische Kommissar Kichboiii >ich ausdrückte, geiadezu ab- 
surd war. Denn er war eine Abschrift des gelteiul(»n Znllvereins- 
tarifs, der das für das große, mit Ausnahme weniger übersee- 
ischen t-'rodukte sich selbst versorgende, wirtschal Ilich .s<.'lbstän- 
dige Zollvei'CMnsgebiet richtige hantlelspoiitische Ziel verfolgte, die 
Ausfuhr der Rohstoffe durch Ausfuhrzölle oiul die Lintuhr der 
frenulen Fabrikate ilurch KinfuhiKÖlle zu verhindern. Die 
Übertragung der einem solchen Grundsatz dienenden Zölle äwt 
einen Staat von 160 000 Einwohnern, der nur weniges selbst er- 
zeugen konnte, die meisten Fabrikate aus dem Ausland beziehen 
and anderseits Rohstoffe exportieren mußte, weil er aus Mangel 
an anderen Waren, wie Kohlen, Chemikalien usw. nicht in der 
Lage war, sie im Inland weiter zu verarbeiten, schuf einen un- 
haltbaren Zustand. So wurde beispielsweise nach diesem Zoll- 
tarif die Hinfuhr der Kolile mit einem Zoll belegt, al« hätte Lu- 
xemburg nicht diese Kohlen bitter nötig gehabt, sondern wie- 
Preußen Kohlen-13ergwerke gegen die ausländische Konkurrenz; 
schützen müssen, und umgekehrt wurden die Holzkohlen, die Lu- 
xendnirg in eiiiem seinen Tierbtrf gewaltig {i!)errngenden Quan- 
tum produzierte und daher exportieren nuißfe. mit einem einfach 
wiiler-inu igen Ausfuhrzoll belastet. Weiter: Der fb'utschc» Zoll- 
veicin erzengte im Inland nicht genügend Eisen un I hatte des- 
halb die H«)heisenausfulu- durch einen Wertzoll von 10% er- 
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Schwert. Luxemburg hingegen produzierte jährlich TUOO t Roh- 
eisen oder Cd. 5000 t Eisen, wovon es im Inlande nidht einmal 

doli zehnten Teil zu verbrauchen im Stande war. Daher wurde — 
die Hüheisenau-sführ (»benfalls durch einen Wertzoll von 16"/« 
nach Kräften ers( hwert! Wenn nun aber infolge dieses Ausfuiir- 
zolles dds Uühejscji im Lande blieb, was sollte weitor damit ge- 
schehen'r* ()ffonb;i]' sollte es dort weiterverai-bi'itet werden, aber 
auch dann kam es schließlich ziii- Ausfuhr al.s Eisenfaijrikate. 
Auch dieser Fall war in diesem merkwürdigen Zolltarit vorge- 
sehen — dann galt nämlieii ein Ausfuhrzoll von 50Vo! 

Die (jlewerbetreil)enden waren nicht die einzigen Opfer dieser 
verfehlten 2k)lJ Politik. Die Konsumenten, d. h. die ganze Bevöl- 
kerung, erfuhr sehr bald an allen Gegenständen des täglichen Be- 
darfes, was es hieß, wenn einer so beschränkten eigenen In- 
dustrie die ausländischen Fabrikate durch hohe Eingangszölle 
verteuert wurden. Empfindlich wurde auch diia Verteuerung der 
bisher zu billigen Sätzen aus. Belgien bezogenen Kolonialwaren 
— hätten auch hier nicht die Wohltaten des Schleichhandels die 
Folgen des Unverstandes der Regierung gemildert. 

Die W^irkungen des neuen Zolltarifes blieben nicht aus. Als 
er fast ein dahr in Kraft gewesen war. schilderte im Juni 1841 
eine Eingabe dei* luxrrnbnri^isehpn Kaufleute und Fabrikanten 
an den Könij^-Groijher/ou Wilhelm 11.. der inzwischen auf den 
Thron gelangt wai-. bei >einem ersten Besuch in Luxemburg 
dessen Ergebnissti wie folgt: 

<(]e tarif a eprouvc iiiu' resistance inconiLs table, niais quo" 
nous deplorons, dans rexerciLe patent et manifeste de la fraude; 
cette preuve du Systeme vicieux que ce tarif consacre, n'est certes 
pas la moins digne ile consideration, puisque Tatteinte qui en re- 
sulte pour la morale publique ne peut manquer d'inspirer de 
tristes reflexions au gouvernement de Votre Majeste. Mais 11 en ' 
est d'autres qui r essorten t plus specialement de nos besoins eco- 
nomiques. En prenant la respectueuse liberte de les enumerer de 
nouveau sous les yeux de Votre Majeste, nous remplirons un 
devoir que la conservation de nos plus pr^cieux interets nous 
commande imperieusement. 

Les provenances de Tetranger les plus indispensables, Celles 
que les necessites les plus usuelles de la vie exigent ch&quejour, 
sont frappees de droits enormes. 

Les merrnries, les aninrailleries. Ins cotojinades et les mar- 
chandises manufaeturoes donl [);ivs etait ai)i)i'ovisionne lorsque 
le tarif fnt mis en vigueur <oiii lonsommeos depuis longtemps. 
Leiir rcniplacoment est snbortioniie a des conditions tellement 
genau tt\s i|ue tous. le riebe comnic le pauvre. en sentent le poids, 
et que Tacquisition de ces marchandises. an prix anquel Timpöt 
les eleve, devenant presqne inipossible, la violation de la loi de- 
vient uiie speculation commune. 

Les materiaux indispensables pour les metiers et pour les 
usines sont places sous la meme defaveur, et necessairement deux 
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couseMULMices s'eiKSuiveiit: la iabiicalioii doil s ai retei et, si eile 
üubil lesä hii|)üts du larif, lo prix de rcvieiit des iubricats h^s niet 
hor.s do la porlee des uoiisüiiiinateurs, et c'est retiaiii^ui ijui eu 
piuiitc au desospüir des iüdustriels laborieux et probes du pays 
meme.» 0 

Wenn aber Wilhelm 1. und seine Ratgeber gegiaid)t hatten, 
mit dem neuen Tarif Preußen und -ön&ai Zollverein einen Gefallen 
erweisen, so hatten sie sich {getauscht Der Tarif hatte nämlioh 
im Verkehr mit Preußen für mehrere Waren, unter anderen für 
£isen>, WolK Bauiiiwoli-, Glas-, Töpferwaren, GariL, öl und 
Seide« ohne Rücksicht auf die Herkunft ermäßigte Eingangazölle 
vorgesehen. Die Ful^e war, daß solche Waren nunmehr aus 
Frankreich und Belgien über Preußen, wo sie bloß einem Durch- 
^angszüll unterworfen wurden, zum ermäßigten Zoll nach Lu- 
xemburg zur Einfuhr gelan^tt•n. Die preußische Regierung? sah 
diese Ansammlung von Waren in Luxendjurg vor dem Zoll- 
anschiuß mit mißtrauischen Augen an in der Refürciiiiing, daß 
sicli ein grol^ei- Teil davon beim Anschluß an den Zollverein der 
^^achsU'Uer (MUzi(»heii vvür-dc. 

Der luxemburgische Zolltarif v(mi 20. Juli 1840 war ein Ka- 
biiii'Usiück einer volksli enulon und unwissenden Bureaukratie 
und einer Regierung, die kein anderes Ziel kannte, als dem Lande 
^egen seinen Willen einen Anschluß an den Zollverein aufzu- 
oktray leren und den zu erwartenden Protesten gegen diesen An- 
schluß durch die rasche Schaffung einer voilzogieinen Tatsache 
vorzubeugen. Der König und seine Batgeber glaubten mii der 
Einführung des Zollvereinstarifs den ersten unwiderruflichen 
Schritt zum Anschluß g^tan zu haben. Eine solche Maßnahme 
wäre allenfalls einige Tage und Wochen vor dem im übrigen 
unter den verhandelnden Regierungen bereits vereinbarten Da- 
•tum der Vollziehung des Anschlusses berechtigt gewcMaen, um der 
Ansammhing von zollpflichtigen Waren in Luxemburg vorzu- 
beugen, die unweigerlich einer streng durchgeführten i\achl)e- 
steuerung unterworfen worden wären, nicht aber zu einoni Zeit- 
punkt, wo das Ende der V erhandiungtjn noch nicht mit Bestimmt- 
heit vorausgoseh(Mi werden konnte. 

Die liliiii ührung des neuen Tarifs whi- aber mehr als eine 
Epi.sode, mehr als ein Irrtum. Ich glaube vielmehr, daß die in 
der Folge in Luxemburg bekundete lebhafte Antipathie gingen d(M» 
Beitritt zum Zollverein, soweit sie. nicht bloß auf i)olitisehen, son- 
dern auf wirtschaftlichen Oefürchlungeii beruiite, und die gerade 
seit dem Erlaß dieses neuen Zolltarifs in der Öffentlichkeit so sehr 
bemerkbar wurde, nicht zum geringen Teil auf diesen Mißgriff 
zurückzuführen ist/ Denn es war ja allgemein bekannt, daß der 
neue Zolltarif den Anschluß an den Zollverein vorbereiten soflte. 
Seine Wirkungen wurden deshalb von dem großen Publikum als 

0 J- Joris, Notice biographique sur GuiUaume II, Luxembuurg 1877, 
page 72. 
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einen Voigei>i:iiiiiafk (Iwspii cjiiijiuiKleii. was der Zollgnschluij in 
der Zukunft lu ifti^cn wuide. Hätten dei- König und seine beiden 
RatKebci" Hassen pflüg und Stifft den Luxemburgern den (ie- 
dankeii de^ Beilritts zum Zollverein verleiden wollen, sie bütten 
kein besseres Mittel finden können als diesen Zolltarif, dessen Ein- 
fübruiig übrigens nur dadurch niöglicli Rewurden war. weil die 
Luxemburger weder in ilner politischen Organisation noch in 
der Person d^^r maügebendeu Kaufleute, Fabrikanten und Land- 
wirte zu Hate gezogen, sondern mit Beflissenheit über die Pläne 
und die Verhandhingen der Regierung in Unwissenheit belassen 
wuilden. 

VII. Die Verhandlungen unter dem König-Groß- 

herzog Wilhelm II. bis zur Unterzeichnung 
des ersten Anschlufivertrages an den Zoll- 
verein vom 8. August 1841. 

Wenige Monate nach der Einführung des Zollvereinstarifs in 
Luxemburg dankte Wilhelm J. im Oktober 184() zu Gunsten 
seines Sohnes Wilhelm IL, des bisherigen Prinzen von Ora- 
nien, ab. 

Dickes Ereignis bedeutete einen Auf>rbub der i^reußisi-h- 
luxeud)urgivschen Zollan.schlußverliaDdlungen. ila der neue König- 
Großherzog, bevor er den Verhandlungen iliren Lauf ließ, ange- 
sichts der lebhaften Klagen der Luxemburger ühei den geplanten 
Eintritt, in den Zollverein, die AngeleKt ulieit eist prüfen wollte, 
um sich eine eigene Meinung zu bilden. Als er nun seinerseits 
sich bereit erklärte, die Verhandlungen zu beendigen, da wurde 
wieder im letzten Augenblick von Preußen; oder genauer gesagt 
vom König Friedrich Wilhelm IV. — Friedrich Wilhelm HI. war 
inzwisGihen am 7. Juni 1840 gestorben — der Schutz der preu- 
ßischen Gerber nochmals in die Debatte geworfen. 

Am 14. Oktober 1840 wies der König die beiden Minister der 
Finanzen und der auswärtigen Angelegenheiten an, zu «ver- 
suchen» eine mäßige Übergangsabgabt^ auf lu xeiubiirgisches Le- 
der, wenn auch nur als transitorische Maßnahme für einige Jahre 
in den Verhankllungen mit Luxemburg durchzusetzen, den Bau 
der Straße von Ettelbrück nach Weiswampach aber zur uner- 
läf31icben Bedingung für den Anschluß zu machr^n. Die beiden 
Ministei- wai'en von di^'-^^Mu Auftrag wenig erbaut, und sie Ijiuich- 
teten dem König ani lü. iJezember in vnisichtiueu Worten übei' 
den «lebhaften Eindruck», den die unerwartete l-'orderung auf 
die lu \eud)ui-gi.schen Konnnissare gemaeht hätte, weielie diese 
d«'un auch als unannehmbar bezeichnet hätten. Sie eni wickelten 
nochmals dem König eindringlich die (iiünde gegen eine solche 
Foi'dej-uhu und sagten rund hei-aus. dali sie sich ileni CJewicht der 
Argumente der Luxemburger nicht entziehen könnten. Sie baten 
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um Vollmacht den Vertrag auch ohne die Bewilligung der Über> 
gangsabgabe auf Loder abschließen zu dürfen, um so mehr als 
Luxemburg dio \' er pflichtung zum Bau der geforderten Straße 
angenommen hätte. 

Sialt die ^'olI^la(•ht zu erteilen, beauftragte der König den 
Minister des Auswärtigen am 31. Dezember 1840 vorerst noch im 
HaaK vorsichtig anzufragen, ob der ZoUanschluß Luxemburgs 
dort noch powiinseht werde. Die Veranlassung zu dieser Anfrage 
war einmal die mittlerweile in Luxemburg dem jungen König- 
Großherzo^ gegenüber imiiioi lauter gewordenen Stimmen gegen 
drii Anscivluü an den Zolhcrf^iii. dann aber auch die dein neuen 
nicdiM-Jändischen Ktini^^ zii^cscliriclKMic Absicht, sich den üelgiern 
zu iuih(M-n. auf Grund seiiuM' Popubirilät König Leopold aus dem 
Satt(>l zu hieben und die Wiedervereinigung Hollands mit Belgien 
zu (uzieh'u. in welchem Fal'le der Anschluß Luxemburgs an den 
Zoll\ ciciu iiiciit nur gegenstandslos gewf)rd(Mi wäre, sondern ge- 
radezu ein Hindernis für die Wiedererrichtung des Königreichs 
der Vereinigten Niederlande gebildet h<ätte. 

Auch die v(m W ilhelm 11. an seinen Iie\ oWmäehtigten in 
Berlin erteilte Anweisung, das Berliner Kabinett zu ersuciien, die 
Auswechselung der bereits unterzeichneten Postkon vention 
zwischen Preußen und Luxemburg etwas zu verschieben, ließ 
solche Absichten vermuten. Von Scherfif hatte nämlich seit 1839 
mit dem Preußisdien Generalpostamt w^en einer Postkonvention 
verhandelt, die die luxemburgische Postverwaltung der preus- 
sischen Regierung übertragen hätte. Auch diese Konvention war 
ein Bestandteil der Politik Wilhelms L gewesen, der ein günstiges 
Angebot Belgiens, die luxemburgischen Posten zu verwalten, ab- 
gelehnt hatte, da er sie nur einem deutschen Staat, d. h. Preußen 
anvertrauen wollte. 

Dann hatte Wilhelm 11. dem Geheimrat Stifft die Frage vor- 
gelegt, ob denn die Luxemburger über den betriebenen Zoll- 
anschluß gefragt worden «leieii. und auf dessen vorneinenden 
Be.schei'd (dne Kommission von H Lu \('nibur,üern. den Präsiden- 
ten der Ri'chnungslvannuer de Lafontaint\ K(><iio?"un,Lrsrat Baltia 
und Staatsanwalt Anton, mit dem Auftrag eiiigt'sefzt. nach pro- 
inkitlia l ischer Veinehmung von 48 Sachverständigen aus allen 
Ständen und Parteien ein (iulachten abzufassen. Das Ergebnis 
dieser ra.sch vorgcnommeiien Enquete lautete: Ein autonomes 
Zollsystem ist wegen der Kosten undurchführbar, und da vSchutz- 
zölle nicht zu entbehren sind, muß ein Zollanschluß gefunden 
werden. Nur der AufSchluß an den Zollverein ist praktisch mög- 
lich. Luxemburg muß aber verklangen, daß durch diesen Anschluß 
die Beibehaltung dos belgischen Vergünstigungsgesetzes von 1839 
nicht gefährdet wird. 

Dieses Gutachten legte der König einer Kommission von vier 
niederländischen Ministern vor, bestehend aus dem Minister des 
Auswärtigen Baron Verstolk van Soelen, dem Vizepräsidenten 
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dos Staatsrates Baron v. Doorn van VV'estcapelle, dem Kultus- 
minister van Zuyiün van Nyevelt und dem Fiuanzminister von 
Bochussen. Am :29. Januar 1841 erstatteten diese einen Bericiit, 
in dem sie sich einstimmig ebenfalls für den Beitritt Luxemburgs 
zum Zollverein aussprachen. 

^^un gab Wilhelm II. Anweisung, die Verhandlungen in 
Berlin wieder aufzunehmen. Zur selben Zeit beriehtete der preus- 
.8ische Gesandte im Haag Lottum am 3. Februar 1841 seiner Re- 
gierung, daß der König «bei der jüngsten Beurteilung der frag- 
iichen Angole^^enheit nnd der dieserhalb zu fassenden Entsohiies- 
jsung den Gesichtspunkt des näheren Anschlusses Luxeniburi^s an 
Deutschland mehr ins Auge gefaßt zu haben scheint, als es S. M. 
der König Wilhelm Friedrich getan und daß hierbei die von dem 
Herrn Geh. Rat Stifft ge^en den König ausiif^^prochenen Ausich- 
•ten gewiß nicht ohne Einfluß gewesen sein iliirtten.» 

I^ie Quelle dieser Information war Stifft. der es mit seinem 
Oiiarakter als Berater des König-Großher/o^^s für vereinbar hielt, 
den preußischen Gesandten auf das ii:enaue.ste über die hol'län- 
disch-luxembur£^ischen Ansicliten und Absichten. Beratun,^en, 
Entsciiließungen und Verhandlungen mit den fremden Gesandten, 
z. B. mit dem französischen zu informieren, und bei dieser Gele- 
genheit dem pretiBiechen Gesandten den niederländischen Finanz- 
minister von Bochussen als eine Persönlichkeit bezeichnete« die 
angeblich den ZoUangcMuB Luxemburgs nach außen zu fördern 
Erkläre« in Wirklichkeit aber ihn nach Kräften verihindere. Diese 
Mitteilung Stiffts^ die offenbar vor allem dem Zwecke diente, 
.seine eigenen Bemühungen um die Wahrung der preußisch- 
deutschen Interessen ins rechte Licht zu stellen, war wahrschein- 
lieh unwahr, da Bochussen zu der Kommission gehörte, die ein- 
stimmig den Beitritt Luxemburgs zum Zöllverein empfahl und 
derselbe später im letzten Augenblick und in kritischer Stunde, 
W'ic noch zu hei'iehten sein wird, entscheidend an dem Zujstande- 
kommen des Zollanschlußvertrap^es mitwirkte. Außerdem wurda 
in einer Instruktion W'oTthers an Lottum vom 2. Sept. 1841 neben 
-belierif. nach dessen oti ausgesprochener n)erzeiigving für das 
•Großherzogt um kein anderes Heil zu finden sei als in dem An- 
schhiß an den deutschen Zollverein», aucli der Finanzminister 
Bochussen als ein Freund derselben Idee bezeichnet, da er den 
Zollverein und dessen Verhältnisse zu den Nachbarländern genau 
kenne. 

Im März 1841 war von Scherff in Berlin im Besitz neuer 
Instruktionen und einer durch den Wechsel auf dem niederlän- 
dischen Thron benötigten neuen Vollmacht. Er erklärte der 
preußischen Regierung, Luxemburg sei bereit auf die freie Aus- 
fuhr der Lohrinde nach Belgien zu verzichten, auf keinen Fall 
aber zur Annalmi Ir^r Übergangsabgabe auf Leder im luxembur- 
gisch-preußischen Verkehr. Auch der Bau der schon längst 
nötigen Straße von Ettelbrück nach der Nordgrenze sei gesichert, 
doch lehne Luxemburg die vertragliche Verpflichtung zum Bau 
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binnen einer bestimmten Frist ab. Falls Preußen die Anschluß- 
Strecke in Angriff nehme, tsei Luxemburg zu einer besonderen 
AbmachuiiK, aber außerhalb i{es Zdlansclilußvertrages, bereit^ 
ebenso wio es auch gtjiieigt sei» bei der FühruiiK der Straße auf 
luxojnburgischem Gebiete die preußischen Wünsctie zu berück- 
sichtigen. 

Die Abiehiiuiig der Foj doruug der preußischen Gerber durcii 
Luxeiuhurg veraiilaßte Franli-ich Wilhelm IV., seinen beiden- 
Ministern ilurch Kabinettsurdre vom 21. April 181t den Befehl 
zu L'j'teilen. dio \'(»rh;uullu ii^en tiJ)zubrechen. Die ub dieser Wen- 
dung t-'i slaunteii Minister liieiten dem König vor 0, dies werde 
das t'röie Mal sein, tial.^ der von l/reiilien ges<;haffene ZoihereitL 
mit l^ücksichl auf ilie |)art ikulai-en Interessen eines Mitglied- 
staates, eben Proulk'ns, oinoni JJunde.sstaat den nachgesuchten 
lieitrilt verweigüru. Der Fall werde grußeo Aufsehen erregen und 
das Vertrauen der Regierungen und Völker in den Genieinsinii 
des Zollvereins bedenklich erschüttern. Sie betonten nochmals^ 
daß die Übergangsabgabe auf Leder Luxemburg gegenüber eine 
unbillige Forderung und eine Verletzung der Grundlagen des- 
Zollvereins- sei. Die Forderung sei auch gegen die Hegierimgen ' 
der Mitglieder des Zollvereines nicht zu rechtfertigen. Es sei nicht 
unbedenklich gewesen, den VereinsmitgUedern den die Ubergangs- 
abgabe auf luxemburgisches Leder enthaltenden Entwurf des^ 
Vertrags mit Luxemburg vorzulegen, in weit höherem Maße- 
aber sei es bedenklich, diesen Regierungen darzulegen, daß Preus- 
sen wegen der Vei-sagung dieses besonderen Zugeständnisses den 
Vej'trag. dessen Abschluß der ganze Zollvorein bcsiiinmt und mit 
Interesse erwarte, ai>lehnen wolle. Sie erinnerten den König an 
seine Kai)iüettsordre vom H. Oktober voi'igen Jahres, in der er 
bloß von einem «Versuch», die Übergangsabtxabc auf Leder duieh- 
zusetzen, gesprochen, dagegen den Bau der Straße? als Bedingung 
gestellt habe. Letzterer Forderung habe Luxemburg entsprochen. 

l'anllit'li inachte der Minister des Auswärligen den König 
noch aul die po^litischen Bedenken seiner Haltung aufmerksam. 
Der luxemburgische Souverän habe die größten Aiistrengungei^ 
gemacht, um den Anschluß zu erreichen, «trotzdem die materiel- 
len Interessen Luxemburgs vielleicht mehr für einen anderen 
Anschluß sprächen.» Auch habe er Preußen in der Zollverwal* 
tung große Konzessionen gemacht. Komme der Anschluß nicht 
zustande, so würden Belgien und Frankreich «ich freuen, Deutsch- 
land aber don Mißerfolg zu bedauern haben. 

Zu guter Letzt versuchten die Minister noch den König durch 
ein Argument ad hominem umzustimmen: Scheitere der Anschluß, 
so würden die rheinischen Gerber die ersten Leidtragenden sein, 
denn Ivuxendmrg würde nicht zögern, die Zurückwei5?ung seines 
Leders durch die Krschwernng oder gar durch das Verbot der 
Ausfuhr der Lobrinde nach Preußen zu beantworten. 

*) Bericht an den König vom 28. April 184L 
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Inzwischen hcUto sit-li in Dcnilscblaiul und im Auslaiul das- 
GtTÜcht v(Ml)iHM'tPt, VorhandlunKt'n seien abRel)rocheii. Der 
in wii'tschaitlicüen AnKelcKi^nheiltii nach Paris entsandte Zivil- 
gouveiueiii' von Liniburj»', der niederländische Ciehoimrat von 
üericke hatte aus deui Munde Königs Louis-Philippe die Mittei- 
lung erhalten, «es sei endlich Zeit, auch für Luxemburg an eine 
Handolsverbindunf? mit Frankreich zu denken, wie es in Holland 
der Fall ist.» Zugleich hieß es, die Heise des französischen 
Thronfolgers, des Herzogs von Orleans nach Metz und Straßburg 
sei so eingerichtet, daß er beim bevorstehenden Besuch des Königs, 
der Niederlande in Luxemburg mit diesem dort zusammen- 
komme V). Zur selben Zeit setzte der französische Gesandte im 
Haag, Graf ßois le (dornte, Sliftt die Vorteile auseinander, die sich 
aus einoi- Verbindung Luxemburgs mit Frankreich ergel)en wür- 
den, utnon dieser sich beeilte, dem |)reußisrhen (iesandten getreu- 
lich Kunde zu gehen. Auch eine ^ijäleie etwas naive Äußerung 
des belgischen (iesandten Prinzen vun (iliiniay an pfifft «qu'il ne 
saurait nier il etre aiiivi- ici pour embrouiller nn peu les affaires 
luxeinhoiirgeoises. hci iihtf^e Stifft dem preußischen Gesandten-). 

In Berlin, wo der Kiiiiig und seine Minister nicht einiu waren, 
stockten die V^ihandiungen. Die niederländische Hegicrung, die 
den Grund der Verzögerung nicht kannte, djängtc immer wieder 
auf den Abschhil3 des Vertrages, fand die V^erschleppung unbe- 
^leiflich und benachrichtigte schließlich das Berliner Kabinett 
offiziell am Jl. Juni 1841, daß, falls Jiicht die Gewähr gegeben 
werde, daß der Anschluß baldigst vollzogen werde, die luxem- 
burgische Regierung den zur Vorbereitung des Beitritts zum Zoll- 
verein im vorigen Jahr eingeführten Zolltarif vom 20. Juli 1840' 
außer Kraft setzen müsse, da Luxemburg mit diesjem nicht länger 
bestehen könne. Hierauf reagierte der preußische Finanzminifiter 
am 29. Juli 184J mit der Erklärung, daß, wenn Luxemburg den 
Vereinstarif aufgebe, im Falle des Anschlusses die Nachbesteue- 
rung nn])edingt gefordert würde. Als immer noch keine Bewe- 
gung in die Verhandlungen kam. erklärte von Scherff, daß. falls 
prenßischerseits binnen 8 Wochen keine definitive Antwort erteilt 
würde, die Verhandlungen als abgebrochen zu betrachten seien.^) 

Friedrich Wilhelm IV. hielt immer noch unentwegt an dem 
Zollschutz der rheinischen (ierher fest und wies am 7. Juli 1841 
den Finanzministcr an. weitere Gutachten über die Notwendigkeit 
lind die Modalitäten dieses Znllsehutzes von den Provinzialbehör- 
den einzuholen. Erst als diese eingelaufen waren, erklärte der 
König, nunmehr über die Art bei uhigt zu sein, in der den rhei- 
nisi-hen (ierbern aucli ohne (Jbergangsabgabe beim Anschluß 

*) Generalleutnant dii Moulin, Kommandant der Bundesfestung Luxem- 
burg am 20. Kai 1841 an don preuß. Minister der auswärtigen Angelegen- 
heiten Froihorrn von Werther. 

') Lottum an Werther am 12. September 1841. 

*) Verstolk an Scherff am 15. Juli 1841. 
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Luxemburgs geholfen werden könne, und befahl den Ministern 
• am 3. August 1841^ den Vertrag unter Verzicht auf die Über- 
gangsabgabe, aber Festhalt uug an der von Luxemburg bereits 

'konzedierten Straße, abzuschlieijcn. 

Für den Fall, daß der Anschluß Luxf>nibur^s bewerkstelligt 
werde, wies der König im Interesse der Gerber den Finanzmiui»- 
tei* an, ihm Vorschläge zu machen über eine den Gerbern von 
Maiinedv iiui einige J;ihre zu gewährende h'infuhrprämie auf die 
aus Luxemburg oin^oführte Lohrinde, fui iier den Bau der preus- 
sischeii Anschlußstrecke an die lAixemburger Ötial3e von i^ttel- 
brück bis Malniedy sowi(^ den Ausbau der Straße von Malmedy 
nach (Koblenz einzuleiten und eine neue JSlraße von Malmedy nach 
Lupen durch das Hohe Venn in Erwägung zu ziehen — alles 
Straßen, die dem Absatz der Gerber dienen sollten. Dann sollte 
ihm der Minister aucii über Mittel und Wege zur Pflege und 
Ausdehnung der Lohhecken in den preußischen Staats-- und Ge- 
meindewaldungen berichten und mit Belgien über die bequemere 
Einfuhr der Lohrinde aus Belgien verhandeln. 

Mittlerweile war eine neue Schwierigkeit in den luxembur- 
.gisch'preußischen Verhandlungen aufgetaucht. 

Seit 1834 verhandelte Beflgien mit Preußen bezw. dem Zoll- 
-verein üb&r einen Handelsvertrag. Die Verhandlungen kamen 
aber nicht reclit in Fluß aus mehreren Ursachen, zu denen auch 
das ungeklärte Verhältnis Belgiens zu Luxemburg gehörte. Als 
nun diese letztere Angelegenheit dureli die Teilung Luxemburgs 
■eHedigt war. legte Belgien im August 1839 Preußen einen Han- 
dels- und Sehiffahrtsvertrag vor. Im Laufe der Verhandlungen 
über diesen Entwurf machte nun Belgien im Mai 1841. also zu 
dem Zeitpunkt, als die Zellansehlußverhandlungen mit Lnxem- 
bur.u dureli das Verhalten Fried rieh Wilhelms TV. ins Stocken 
geraten wairii. der niederländiselien l^cgierung tlie Mitteilung, 
daß, wenn der Zolianschluß Luxemburgs an den Zollverein er- 
folge, es das Vergünstigungsgesetz von 1839 zurücknehmen würde, 
falls nicht: 

1. die Ausfuhr der luxemburgischen Eisenerze nach Belgien 
na( h wie vor freigegeben wei''de (diese Bedingung hatte Luxem- 
burg damals bei Preußen schon durchgesetzt); 

2. eine Verminderung des Eisenzolles auf Stangen und Band- 
eisen (fers fendus et en bandes) auf 5% des Wertes oder 2 Fr. 
für 100 kg erfolge; 

3. eine Verminderung des Eingangszolles für die aus Belgien 
nach den Vereinsländern ausgeführten Eisenwaren bewilligt 

-werde und 

4. die Aufhebung oder mindestens die ansehnliche Herab- 
setzung der Durch- und Ausfuhrzolle für die nach Belgien be- 
stimmte Wolle verfügt werde. 

Belgien, das von dem neuen luxemburgischen Zolltarif vom 
20. Juli 1840, der gegen Belgien die Zollvereinssätze, gegen 
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Preußen dagegen erüiüßiKtL' S<ltze eingefiilirl llalt(^ mit Hociil 
wenig erbaut war, suchte sich jotzf schadlos zu halten, indeui es 
im Falle des Beitritts Luxemhurgs zum Zollverein für die Er- 
haltuuß' seinei- ZullvergünstiAun^^eu an Luxt iiibui i^-. teils von 
diesem, teils vom gesamten Zollverein Vergünstigungen forderte, 
.für die es seinerseits bereit war, dem Zollverein gegenüber die 
JEingangszölle auf Wein und Seidenwaren zu ermäßigen. 

Diese f^oVderungen der belgischen Regierung gaben den 
Anlaß zu einem schweren politischen Konflikt, durch den die 
Präge des Anschlusses Luxemburgs an den Zollverein eine hohe 
politische Bedeutung erlangte, die die wirtschaftlichen Gesichts- 
punkte in den weiteren Verhandlungen völlig in den Hinter- 
jgrund drängte Bevor wir den Gang der preußisch-niederlän- 
disch-luxemburgischen Verhandlungen weiter verfolgen, ist es 
daher nötig, einige Monate iurückzu schauen, um die in Luxem- 
l)ur^ inzwischen eingetretenen politischen Änderungen zu über- 
i)licken. 

^lit der Abdankung König Wilhelms 1. war in Luxemburg 
. -ein Kniswoclisel oingelreten. 

Zu (Ion Luxemburgern war Wilhelm 1. wählend seiner 2(5- 
jährigen Regierung in kein näheres Verhältnis getreten. Für 
seine luxemhurgisclien rntertanen war er auch nach 183!> dei* 
König von Holland geblieben, den er von 1815 bis 1830 tatsäch- 
lich für sie gewesen war. Dies hatte seinen Grund in dei' gleich 
unrechtmäßigen wie unpolitischen IJehandlung Luxemburgs als 
niederländische Provinz von 1815 bis 1830 — eine Handlung, die 
Wilhelm 1. denn auch mit dem Verlust der größeren Hälfte des 
OroOherzogtums 1839 hatte büßen müssen. Denn hätte er das 
^roßberzogtum seinerzeit nicht gleich den belgischen Provinzen 
-verwalten- lassen, so hatte Luxemburg sich kaum der belgischen 
Revolution angeschlossen, und es wäre den wallonischen Luxem- 
iburgern kaum gelungen, den Mächten die Anerkennung ihrer 
Zugehörigkeit zu Belgien abzuringen. 

Als König von Holland hatten die Luxemburger Wilhelm 1. 
ferner verantwortlich gemacht für die vexatoriscluMi finanziel- 
len Maßnahmen der holländischen Behörden, für die Übergriffe 
ihrer Beamten, für die Veräußerung der ausgedehnten luxem- 
tDurgischen Staatswaldungen im Interesse der Tilgung (kn- nie<lei'- 
.iändi>chcn Staatsschuldon und für dip Versuche, eine Fremd- 
sprache, das Niederläiuiische, als Staatssprache in Luxemburg 
einzufühlen. Der innerpolitische Kursweclisel Wilhelms I., der 
seit 1880 sein l'rogrannn der Verbf)llän(lisieriing Luxembuig'^ 
zu (lunsien (miici- German isicrungspolitik aufgegeben und im Zu- 
samnionhang damit Luxemburgs Schicksal in die Hand zweier 
Ausländer, Hassenpflugs und Stiffts gelegt hatte, hatte ebenfalls 
.keinen Anklang in Luxemburg gefunden. 

Vom Schicksal gebeugt, legte Wilhelm I. am 7. Oktober 1840 
freiwillig die Krone in die Hand seines ältesten Sohnes Wilhelm, 
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nahm den Tilel eines Grafen vuii Nassau an und zog sich nach 
Berlin zurück, wo er am 12. J)ez('mber 1848 starb. 

Wilhelm II. war schon als Prinz von Oranien durch seinen 
spanischen Feldzu^ unter WellinKton, durch seine Teilnahme aa 
der Schlacht bei Waterloo, wo er das niederländische Heer befeh- 
ligte und wumlet wurde, durch seine Rolle während der bel- 
gischen Rl'\ olutiou, als ihm mit H(»cht odei- nm-echt die Absicht 
zugeschrieben wurde, »eine [jt-rstin liehe r^eliebtheit bei den Bel- 
giern ausziinutzuii, um die Hebt lh'ii dadurch zu legitiinieren, daß 
er sich ai.> Ivönig der Belgier an ihre Spitze stellte, und endlich 
duK 1j seinen Feldzu;; ^e;;cn da.s beigische Heer, das er in 
10 Tagen so entscheidend schlug, daß Belgien verloren war, wenn 
Frankreich ihm nicht beigesprungen wäre, — durch alles daö^ 
war er schon vor seiner Thronbesteigung eine europäische Be- 
rühmtheit geworden. Für die folgenden Ereignisse war ferner 
nicht ohne Bedeutung, daß er der Jugendfreund und als Sohn 
der Schwester Friedrich Wilhelms III. der leibliche Vetter des 
nur kurze Zeit vorher auf den preußischen Thron gelangten Kö- 
nigs Friedrich W'ilhelm IV. war. 

Wilhelms Ii. erste Tat war die Entlassung Hassenpflugs am 
26. Oktober J84(). Während dieser in i3eutschiand als der Mi- 
nister «von Haß lind Fluch» und als «Hessen-Fluch» berühmt 
wurde, verliehen die Luxemburger Weinhauern dem Weine des 
Jahres ISIO. einem abscbculicbcn, sauren Krätzer, wie er seit 
Menscbengedeiiken Jiicht bekannt geworden war, den Nanien 
Ha.ssen pflüg. 

Die zweite Tat war die oben (M wäbnto erstmalige Heran- 
ziehung von Luxembur.ut'ra /ur Außci iinu übtM* die Zweckmäßig- 
keit des Beitrittes ztun Zollverein im Dcziijnber 1840. Die da- 
durch gewonnenen Infoi inali(jni'ji ^-cniigten jedoch dem neuen 
Großlierzüg von Luxemburg noch nicht. Er beschloß, sich durch 
den Augenschein von den Verhältnissen in Luxemburg und nicht 
zuletzt von der Loyalität der Bevölkerung, die von Hassenpflug, 
um dessen Diktatur zu rechtfertigen, in den dunkelsten Farben 
geschildert worden war, zu überzeugen. Sein Aufenthalt in 
Luxemburg dauerte vom 20. bis 25. Juni 1841. 

In zahllosen Reden und Adressen aus den verschiedensten 
Ortschaften und von den verschiedensten Körperschaften wurde 
ihm auf dieser Reise der Dank ansgesjprochen für die Entlassung 
Hassenpflugs und ihm die politischen und wirtschaftlichen An- 
liegen der Luxemburger ans Herz gelegt. 

Tn politischer Hinsicht: 

1. Im laß einer Verfassung und Schaffung einer Landes- 
vertretung. 

2. Ausschließliche Berufung von Einheimischen zu den 
Staatsämit'f i> Tnsbpsondoro Entlassung: dos obersten luxembur- 
gischen ßL'amlcn des (ich. Rat Slifft. der kein V(»rständnis habe 
für die Bedürfnisse und die Sitten der Bevölkerung. 
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In wirt^c'hattlk'lier Hinsicht (Mithielten sich die meisten Ein- 
l^aben und Rpdon. so auch die» der- l^'alM ikantoii. Kaufleute und 
Grundbesitzer dii t^kter Fnnh'i un.uen. abgesehen von der Bitte, 
dem unhaltbaren handc'lspolitischt'n Prr»visoriuni ein Endo zu 
iiuichen und iiK^'ncI einen Zollansriiluli SL-hieuniRst zu vollziehen. 
Nur vereinzelt wurde der |)rüzi8e Wunsch ^eäu(3ert, dem Zoll- 
verein nicht beizutreten, da dieser Anschluß den Ruin des Lan- 
des bedeute Anzustreben sei in erster Linie ein Handelsver- 
trag mit Frankreich und, falls dies nicht möglich sei, mit Bel- 
gien wogegen eine Deputation der Eisen-, Gerberei-« Porzel- 
lan- und Papierindustriellen unter der Fülirung Pescatores in 
einer Denkschrift darle$rte, das Interesse des Landes erheische 
den Anschluß an den Zollverein. 

Die politischen Wirkungen dieser 1^'ühlungnahme blieben 
nicht aus. Am 8. August 1841 berief Wilhelm IJ. eine außer- 
ordentliche Kommission von luxemburgischen Xt »fabeln nach 
dem HaaR zur Beratung der Landesangelegenheiten, insbesondere 
einer Verfassung, im alleinigen Verkehr mit dem König-Grol3- 
herzon:. d. h. unter Ausschaltung Stiffts und der niederländischen 
Minister. 

Mitglieder dieser Ivumini.ssion waren: 

I. de Lafontaiiu'. l^räsident der iieelm iiugskaniniei-. 

'2. Willmar. Oeneralstaatsanwalt am Obergerieiitsiiof, ein 

»So im des ehemaligen luxendjurgischen Gouverneurs und Bruder 

des belgischen Gesandten in Berlin. 

3. Gelle. Mitglied des HegieVungsrates, der seit dem Kiiek- 
fritt Hassenpflugs interimistisch als Chef des Zivildienstes fun- 
gierte. 

4. Daniö, (irundbesilzer in Hemich. früherer Friedensrichter, 
der seiiu'rzeit als Mitglied der belgischen Kanuner für den Aus- 

" .schiuM der oraiiischen Dyna^stie vom belgischen Thron gestimmt 
hatte. 

T). d Urion, Bii!',uerineist(»r von Diekirch. 

fi Tlieodui Pescature. Kaufmann in Luxemburg. 

7. Witry, Bürgermeister von Echternach, der seinerzeit als 
Notar zu Echternach unter Wilhelm l. aus politischen Gründen 
aJigesetzt worden war. 

8. Baron von Blochausen aus Birtringen, Kammerherr des 
Oroßherzogs« der als der Urheber der Kommission und als der* 
Jen ige galt, der die Mitglieder vorgeschlagen hatte. 

9. Enunanuel Servais, Rechtsanwalt in Luxemburg, ein 
Hauptparteigänger der belgischen Revolution. 

Am 12. Oktober 1841 wurde die Verfassung auf Grund der 
Arbeiten der außerordentlichen Kommission veröffentlicht. 

') Rede des Büpgenneisters von Qreirenmacher. 

Adresse des Bürgermeisters von Diekirch Jurion im Namen der Ge- 
rn ein rieräte des Kantons Diekirch und Adresse von N. Mets im Namen dee 
Kuntonä Luxemburg. 
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Die Kuumii.ssiüü hatte auch Gelegenheit, sich iiiit der Zoll- 
anschlußfrage zu befassen, die eben eiue kritische Wendung: 
genommen hatte. Denn am ö. August war der Vertrag über den 
Anschluß Luxemburgs an den Zollverein von den luxembur- 
gischen und preußischen Bevollmächtigten in Berlin unterzeich- 
net worden und am 12. August hatte die Kommission ihre Ar- 
beiten im Haag aufgenoiuinon. 

Als die niedeiläiulische Kegieriing Kenntnis von den ohen 
erwähnten belgischen BediFigun^^cn tiif die Erhaltung des Ver^ 
günsti;inntrs",ir(>sntz(^s von 1839 erhielt, wies sie von Scherff an,, 
in Berlin auf die schweren Nachteile hinzuweisen, die Luxemburgs 
aus (loni Verlust der helgischpn Zollvergünstigungen erwachsen 
würilcii - in einem ProuH'jiioria vom 5. Juli 184-1 gab von 
8cli('i ff (1(11 Wert der ! ii xcniburuischen Ausfuhr nach. Belgien 
auf üi und des \ fi günsligungs^csclzcs auf fast 2 Millionen Fran- 
ken jährlich an — , doch sollte hierdurch kein Stillstand in den 
Verhandlungen eintreten, ilci' Abschluß viehnehr dem dringetideii * 
Bedürfnis Luxendjurg.s g(,'inäli nach Kräften beschleunigt werden. 
Gleichzeitig erklärte der niederländische Minister des Auswär- 
tig(m, Verstolk van Soelen, dem preußischen Gesandten am '2. Au- 
gust, daß die wichtige Frage der Beibehaltung des belgischen 
Vergünstiguugsgesetzes für Luxemburg «zwar keinen Einfluß» 
auf den Abschluß des Zollvertrags selbst üben könne, wohl aber 
zu berücksichtigen sein dürfte, bevor die Ratifikation dieser Kon- 
vention erfolge» und deutete alk i linus nur mit einem Wort die 
Möglichkeit der Verweigerung (Ter Hatifikation an 

Endlich erinnerte Verstolk van Soelen am 3. August Scherff 
an seine Instruktion vom lö. duli über (Um Abschluß oder Ab- 
hrncli der VcT-handlungen und fiif^te die Bemerkung hinzu, daß, 
falls eine unvorhergesehene Schwierigkeit dem Abschluß in den 
Weg trete, die irgtMul eine neue K()iTeST>nndenz ?nit dem llaager 
Kabinett voraussehen lasse, er Berlin /.u verlassen und sich auf 
seinen Posten beim Bundestag in Frankfurt zu begeben habe. 

Als tuni von Scherff am 1. August 1841 von den preußischen 
Kommis.sarieii die Erklanmg (erhielt, daß die belgischen Forde- 
rungen abgelehnt würden, glaubte er sich, auf. Grund der In- 
struktionen, die er bis dahin erhalten hatte ufid die ihn zumi 
sofortigen Abschluß verpflichteten, berechtigt, nunmehr den An- 
schluß vertrag zu vollziehen. Nachdem er mit den beiden preus- 
sischen Kommiissarien den Vertrag am 8. August 1841 vorbehalt- 
los unterzeichnet hatte, erhielt er von .seiner Regierung, die die 
Zurückziehung des belgischen Vt i uiinstiguugsgesetzes als Folge 
der ]n-eußischen Ablehnung der beigischen Forderungen befürch- 
tete, die Weisung. Preußen zu erklären, der Vertrag, der den 
Zollanschluß zum L Oktober 1841 vorsah, werde nicht ratifiziert 
«als bis dieser Gegenstand näher verhandelt worden sei.> Scherff 
halte nämlich, am 2, August den ablehnenden preußischen Be- 

*) Bericht des Gesandten Grafen Lotfnm vom 8. Angnst 1841. 
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scheid nach dem llaaj? mitgeteilt. Sein Brief kam am 7. doit 
an niul am selben '[\\^ ^^chirkte ihm Verstolk van Hoelen die eben, 
erwälinte KrkJcirung, die am 10., d. )i. zwei Ta^e aach der üuter- 
zeichnun^" des Vertrags, in Berlin eintraf. 

Den erhaltenen F^efehl führte von Sclierff in einem Pro- 
memoria an die preul3isclie Regierung vom 12. August 1841 au^,. 
worauf ilun die pjiniljisehen Kommissarien am lö. August ant- 
worteten, 5>ie seien überraisclU, daÜ ein so schwer zustande ge- 
kommener, bereits vollzogener Vertrag wieder in Frage gestellt 
und von einer schwierigen Verhandlung abhängig gemacht werde.. 
Sie suchten der niederländischen Regierung eine goldene Brücl^e- 
zu bauen durch den Hinweis, daB die jüngsten. Instruktionen an- 
den niederländisch-luxemburgischen Bevollmächtigten in Berlin 
zu einem Zeitpunkt gegeben worden seien, als die Unterzeich- 
nung des Vej trags im Haag noch nicht bekannt gewesen sein 
konnte. In der Sache selbst könne der Zollverein gerade jetzt 
Belgien keine Zugeständnisse machen, das die Vorschläge des 
Zollvereins für einen Schiffahrts- und Handelsvertrag abgelehnt 
habe und nun mit Frankreich über einen Handelsvertrag ver- 
handle. Pr(nißen wünsche Luxenü)urg die Beibehaltung der bel- 
gischen Zollvergünstigungen, könne aber für fleron Sicherung 
keine Opfer bringen. Die diesbezügliche luxemburgische l^'oi- 
derung sei iri letzter Stunde erhoben, niemals als unerläßliclie 
Bedingung für den Ab.schluß des Vertrages bezeichnet worden, 
und übrigens sei dejen Ablehnung durch Pi-eußen dem Herrn 
von Scherff bei der rnli^-zeielniuu;; des Verhd^s bekannt gewe- 
sen, limine Verweigerung der Ratifikation aus einem solchen, 
Grunde sei mit den freundschaftlichen Beziehungen Luxemburgs- 
'zu den Zollvereinsstaaten, besonders zu Preußen unvereinbar, 
und sie bedeute eine schwere Verletzung völkerrechtlicher Grund- 
sätze, ohne deren gewisse Beobachtung Verhandlungen und. 
Verträge unter Staaten nicht möglich seien. 

Im Besitze der Ablehnung der belgischen Forderungen durch 
Preußen versuchte nun die niederländisch-luxemburgische Re- 
gierung, Belgien zu einer Ermäßigung seiner FÄ-derungen zu 
bewegen und erreichte auch, daß Belgien sich bereit fand, andere^ 
Waren anzugeben, mit deren begünstigter Einfulir es sich be- 
friedigt cj-klären würde. Dieser neue belgische Vorschhig wurde- 
dann von Schorf in Berlin als Vorschlag Luxemburgs unterbrei- 
tet, aber von Preußen elu^nlalls abgelehnt. 

Damit war der St(df zu einem Streit um die Ratifikation des« 
Vertrags vom 8. August 1841 gegeben. 

VIII. Die Verweigerung der Ratifikation 
des Vertrages vom 8. August 184K 

Die tind rücke der Heise in Luxemburg hatten bei Wil- 
helm IJ. starke Zweifel aufkommen lassen, ob der Anschluß an; 
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den Zoll vt'rciii den liilcressi'n des Gr()(3h(»i'ZüKtums ziiträj^licli sei. 
£i bt'üutzle daher die Aiivve^enhuit der am 12. August im Haag - 
eingetroffenen luxemburgi^schen Kummission, um deren Ansicht 
über die Fr<ige za hören. 

Emmanuel Servais, der der Kounuissiun <tnKehörte, berichtet 
in seinen Memoiren, von den \) Mitgliedern der KommLssiuii seien 
I 4 Orangisten, d. h. Anhänger der Personalunion Luxemburgs 
f mit Holland, und 5 Anhänger der politischen Verbindung Lu- 
I xemburgs mit Belgien gewesen. Die 5 letzteren waren wohl, 
I a,ußer Servais selbst, Witry, der sich für einen Handelsvertrag 
Luxemburgs mit Frankreich erklärte, Jurion, Theodor Pefica- 
tore — der gegen den Anschluß an den Zollverein war, während 
die anderen Mitglieder dieser Familie, Jean, Anton, Franz, Josef 
und vor allem (iiiillauine Fescatore ^) für diesen Anschluü ein- 
traten, und P. E. IJams, der in einer im März 1841 erschienenen 
kleinen Schrift (Quelles sonl les relation« commerciales qui con- 
viennent au (i.-I). de Liixembourg? Arlon 1841) sich auf das 
ent.«ebied(»nsl(' gegen den Anschlulj an den Zollverein und für den 
Anschluß an H^lgien ausgesprochen halte. 8ein Urleil faßte er 
dahin zusaniiiKMi : 

«La reunioii du (ii and-Dnchc avec TAIlemagne, je la regarde 
'Comme une calainite püiii- nnjn pays. 

Cette reunion je la i cgarde comme le si^iial de !a ruine de 
notre agricuUnre; j'y vuis le lombeau de nus principales Indus- 
tries; j'ai la conviction intime quc rien ne viendra compenser des 
pertes aussi cruelles. 

La reunion avec TAUemagne, c'est la misere, c'est la demo- 
i-alisatidn du Grand-Duche.» 

Unter den Orangisten war Blochausen ein eifriger Gegner 
des Beitritts zum Zollverein, ohne dafür ein Anhänger des Zoll- 
anschlusses an Belgien odo an Frankrcicli zu sein. Seine Stel- 
lung war lediglich durch die politische Erwägung bestimmt, daß 
für die Zulassung Luxemburgs zum Zollverein Preußen in Lu- 
xemburg Kon^-oll rechte beanspruche, die mit der Selbständigkeit 
des Landes und der Würde des Groliherzogs als eines unabhän- 
gigen Herrsehers um <»feinbar seien. 

t^ber die Stell imuiiahnie der Kommission zu der Züli- 
anschlußfrage boriclitet Servais: 

«Ln des prenuers objets qui furent soumis aux deliheiatioiis 
de la Commission, ee fut la question de savoir s'il y avait lieu 
a ratifier le traite qui avait ete conclu au sujet de raecession du 
Grand-DuchiA ä Tlaiiun duuaiiiere allemande. Nous nous pro- 
nongämes contre cette ratification, conformement au sentiment 
presque unanime de nos concitoyens; ceux-ci pref4raient le re- 

^) Das Jounial de Lit.icmbnHrg halte am 22. und 25 .Sciiicnibpr mit S 
(Servais?) unterzeichnete Artikel gebracht, die die Nichtratifikation des Ver- 
trags Tom 8. Augu<t begrüßten. Eine Entgegnung Guillaume Pescatores auf 
dieae Artikel wurde von der Zonsur abgelehnt und daher als Fingschrift, in 
der der Verfasser für den Anschluß an den Zollverein eintrat, verbreitet. 
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tablissDUPiil des relations coiniueroiales lihres avec la Bcigiqno, 
qui leur avaient ete a\ aiitageuse.s, ä iine uiiion commorcialc avec 
l'AlIemagne, pays felativcineiit ]nni riche, ou i!s iie cruyaifMit pas 
trouver los df^boiiclii's faeil(\s moui Iciirs iJi'üduit.-i. Des consule- 
rations ijulitiquo dctci ininereiil aussi lo vole de quelqups-iiiii 
d'entie iious, et iiotaiuiiienl ceux de« membres oiaiigisteö dv ia 
commission.^ 

Am 2[. August 184J ers* illete die Komiuiöüiun einen lioricht 
an den König-Großherzog über die wirtschaftliche und die poli- 
tische Seite der Angelegenheit. 

lu wirtschaftlicher Hinsicht war die Kümiiiissioii, ciii Spie- 
gelbild der einander widerstrebenden Interessen der versctiiede- 
nen Erwerbszweige, zu keiner einhelligen Meinung gekommen. 
£n-t8prechend ihrer Zusammensetzung und im Einklaing mit der 
Mehrheit der Bevölkerung sprach die Mehrheit die Überzeugung 
B.U.S, daß die Ausführung des am 8. August in Berlin unterzeich- 
neten Zollansch kl 13 Vertrages die Lebensinteressen Luxemburgs 
verletze, daß der Vertrag die Landwirtschaft — die Haupt- 
erwerbsquelle der Bevölkerung — und mehrere Industrien 
.schwer schädige und den Untergang des Weiiibaups bedeute. 
Nur die völlige wirtschaftliche Abschlioßung vom Ausland könne 
für Luxemburg ein größeres Unglück sein als der Anschluß an 
den Zollverein. 

In der politischen Frage war dif» Koniniission eiiHM- Ansicht: 
DIp S^paratartikel, die den Kern des \ iM trages entliielten und 
y.uweiien die allgenieineji Be>iJiiini iinuen des offenen Vertrags 
• geradezu in das Gegenteil unikeliiten, bedeuteten eine unerträg- 
jiche Einschränkung dei- souveiänen Rechte de^ (iroßherzogs 
und den Untergang der l nahhän^iigkeil iles Lantles. 

Knlsclieidend abej- fiir die Mitglieder der Ivommission war 
jeiii im Gutachten nicht ausgespruchener Gedanke: die felsenfeste 
Hoffnung, daß Belgien das Großherzogtum auf keinen Fall im 
Stiche lassen würde und daß, nachdem Belgien schon 1839 dem 
Oroßherzogtum freiwiUig Zollvergünstigungen eingeräutnt hatte, 
es sich gewiß nicht weigern könnte, Luxemburg auf Antrag einen 
Zollanschluß unter annehmbareren Bedingungen zu gewähren 
^Is dies von selten Preußens geschehen war. «Nous pensions que 
ia Belgique nous ouvrirait fraternellenient ses frontieres». sagte 
^später das Konimissionsniitglied Jnrion in der luxemburgischen 
Kammersitzung vom 22. Dezembei 184V). Daß diese Hoffnung 
. ^iiie eitle war, sollte die Zukunft bald zei^^eTi 

Der Bericht der außerordentlichen Kommission bestärkte 
'Wilhelm 11. in seinem Entschluß, den Vertrag vom 8. August 
nicht zu ratifizieren. Er hielt sich nicht für verpflichtet, einen 
Vertrag zu ratifizieren, der seinen Untertanen schaden würde, 
wenn er aueli unglücklicherweise, erst kurz bevor der \ ertrag 
■von «meinem Hevollniächtigten in Berlin anp^onommen wurde, zur 
:*;pllen Erkenntnis des Schadens, den die Ausführung des Ver- 

9 



trags Luxemburg brüdilr. ud in;;! war. Er verkannte aber aucli: 
nicht, daü der GeKenkonlrahent einen gewissen Anspruch auf 
Katiiikation des unterzeichneten Wrfrages besaß und glaubte 
.dalici einen Auswi'g aus dieser schwierigen Lage zu tiiiden. wenn 
er an den ihm nahe ver\vnndt{»n Köni^i von Preuiieii die Frage* 
richte, ob sicli (!i(\ser \erii't/,l iiihlni würde, f.-ills der Köiii^-Ciroli- 
herzog. einei' m'l)i('kMischen Xotwcndigi^eit weichend, das wider- 
rufen würile. was in seinem Namen abgochlusseu worden war. 
üi'i diesi»m Sclii itt naluii \\ ilhelm IL nicht mit Unrecht an, dali 
auch Friedrich Wilhelm iV. zuguterletzt froh sein würde, den 
Vertrag im Interesse der rheinischen Gerber aufzuheben. 

Demgemäß schicivte Wilhelm IL am 2ü. August den General- 
major Nepveu nach PoUdarn mit einem Briet in dem er seinea 
Vetter bat, wegen des lebhaften Einspruches der Luxemburger 
von der Ratifikation des Vertrags vom 8. August entbunden zu 
werden. Als Lottum von diesem Brief durch Stifft erfuhr, beeilte- 
er sich, seinerseits dem König von Preußen das Festhalten an. 
der Forderung der Ratifikation dringend ans Herz zu legen. 

Ohne die Minister der auswäi*tigen Angelegenheiten und der 
Finanzen zu befragen, antwortete Friedrich Wilhelm seinem 
Vetter und Jugendfreund aui 28. August 1841. Die^ser Briefe 
der später eine besondere Bedeutung erlangen sollte, lautete: 

«(](M tes, mon eher et excellent (uiillaume, je ne me forma- 
liseiai |)as et ne Vous tirerai |)as la langue si Vous ne ratifiez 
pas le Iraite d'agglomeration du Luxembourg au Zollverein. Ce 
traite me pese quoique je Faye signe. Mahnedy, St-Vith, tous ces 
tanneurs d'ahord et heaucoup de monde jetto les haiifs cris sur 
les cf)ns('M|U('nces du trait«'». En un niot, püur iiouä autres, Votre* 
non-rectitica tion est connnode. 

Mais conunc XOlrc fidele ruiii et du ioiid (h' nui conviclion,. 
il faiif qiie je viiiis (li>c: luenez ^arde! !'on vous Ironipe. La pre- 
niiere cunimi.ssion \'ous a rapporte h' vcritable sentiinciit dir 
pays, QU pour le moins a compris les veritables interets du Lu- 
xembourg. La s<H()iid(' conuuission fj'en ai ete averti dopuis 
longtemps) a ete arraii;;ee (expres) de maiiiere a ce que le uiau- 
vais parti, le parti fran^ais. le parli beige, trouve son urgane. 
G est ce parti qui (soutenu par des gens a la Haye) a porte ua 
COUP terrible au Luxembourg en chassant Hassenpflug de son. 
poste, rhomme qui, suivant les ordres de votre pere, devait ger- 
maniser ce pays que la revohition avait degerinanise — et c'est 
Sans contredit la seule bonne chose qu'on puisse faire pour le* 
pays. Ce parti, pemez-ff hien, a detache le Luxembourg du roy- 
aufhe, Ta maintenu en rebellion pendant huit ans. — ynwVi 
Vous trahira a la preniiere occasion et tiame sans nul doute^ 
dans ec moment contre Vous! La composition de la deuxieme 
(pomraission est une de c(\s trame.s, crnyez-le-moi, eher (Juillaume. 
D'ailleurs la Saxe, le Wurtemberg etc. etc. etc. prouvent ce que- 
c'est que l'opinion publique en fait.de traites de commerce et de« 
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häute füiance. Avant la latificaiion un y jetait les hauts Otis sur 

cotte niosuro. Avijouririuii tont lo inonde s.ms execption dans 
cos pays iccoiinaif i\uv c'est knir .salut quc ce traite. que c'est la 
soLirco ile riniiiuMiso i^j-ospöiite lour ost Vfunp. Le parti dnnt 
je parlr vonl tfuil hoiiiu'iiu'ii l *je le sais) uiic ifunioii doiiauiere 
avec la Hcluique oii la Fraiuc. nii avoc Ic^ ,|(>ii.\ rovamnps. .If> 
sais bicii ipn» Vnus, cUvv (j\\\]].\(in\*\ vdus m- ctjniiiiolt j-tv. jainais 
ce t)ecUe fvreviissihle mncrs ia ( AiiilV'dtMiüioii uenaaniqui'; iiiai.s 
Ofi fora tont au inoiidc ponr- V'oiis inelli-f» dcdaiis. ppii A f)pii. |)ar 
(l(\s traitps de coiiiiiienr (jUt' Ton tachtia d claiKn de teiaps ea 
teiups et Vous smi'z dans ranti-^ierinanisiue saus que Vous vou» 
eil doutiez. Gar, ne Voii^^ troinpez pas, le Luxembourg dans le 
Status quo nieurt, doit necessaireinent inourir irinaction. 

In Sunuiia: La non-ratification nous sera fort agrieable et 
scra un malheu r pour le Luxembourg et une intarissable source 
de deboires pour Vous. 

Dieu Vous benisse, cherissime Guillaume. 
* Mettez-moi aux pieds d'Anna Regina et aimez toujour^s un 
pou votre plus fidele ami et cousin , Fritz.» 

Dem preußischen Gesandten im Haag aber wurde der Inhalt 
der Antwort des Königs durch Werther in einer Depesche vom 
2. September mit den Worten mitgefeilt: «In der Allerhöchsten 
Antwort wird darauf hingewiesen sein, daß Preußen in dem An- 
schluI3 des (iroßliorzogtums an den Zollverein für sich nicht 
finanzielle and kommerzielle Vorteile, sondern im Gegenteil be- 
sonders in Icfzferer Beziehung Xachteile gesehen, daß der An- 
echlnß alx'i' auf Wunsch und im Interesse der Großh. ReRiorung 
bewilllKt worrien "^n. um o\n donts-ches Land nicht von Deutsch- 
land noch mehr zu cntf icindcn und l'^iankreieh nt]ov Belgien zu- 
zuführt^n, daß dicjcn i'>:on. welche in S. M. den Kuuig der \ieder- 
Jande dringen, um ihn zw bewegen, den soeben auf seinen Befehl 
unterzeichneten \'eilrjig nicht zu ratifizieren. Freunde des Kö- 
nigs und des l^andes nicht sein könnten und sich dieses zur Zeit 
der Gefahr nur zu sehr bewahrheiten werde.» Sodann fügte der 
Minister hinzu, n>s sei einleuchtend, daß Preußen den König der 
Niederlande von der Ratifikation des Vertrags nicht entbinden 
könne, da Preußen nicht bloß in seinem Namen, sondern im 
Namen aller seiner Zoll verbündeten abgeschlossen hat.» Der 
König von Preußen habe den Vertrag am 27. August bereits 
Ratifiziert, allerdings unter der Voraussetzung, daß die Frage 
der Abgabenfreiheit der r)reußischen Garnison in Luxemburg 
noch vor der Auswechselung der Ratifikationen reguliert werde, 
wie dies im Schlußprotokoll bereits vereinbart und in der dem 
lu:;cemburgischen Kommissar bei der Unterzeichnung des Ver- 
trags überreichten Note näher hervorgehoben sei. 

Da der gan/>e Unterhalt der preußischen Garnison in Luxem- 
burg von Preußen bestritten wurde, verlangte diese?, daß die 
bisher steuerfreie Konsumtion der Garnison nicht zum Vorteil 
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Luxemburgs besteuert werde, d. h, daß alle aus dem Verbrauch 
dieser Truppen fließenden gemeiuschaflliclien Zolleiiinahmeu und 
Verbrauchsabgaben ihm zu gute kommen sollten. Es gelang aber 
nur wegen des Salzes oiiip \'eroinbciriiug zu treffen, wonach das 
Salz für die Garnison und ihw An^chori,u:en von Pieußen gelie- 
fert werden sollte. Auf eine \ e i dnlKirung bezüglich der anderen 
V'erbraiiohssleuern wollte Luxemburg nicht eingehen mit der Be- 
gründung, dies sei eine preußisch-luxemburgische Angelegen- 
heit, die nicht in den Zollanschlußvertrag gehöre, sondern zum 
(iegenstand eines besoiuieien V ertrages zu machen sei. immer- 
hin wurde ins Schlußprotokoli des Zollanschlußverlrages eine 
dem luxemburgischen Kommissar bei der Unterzeichnung über- 
gebene Note erwähnt, in wdcher «die bestimmte Erwartung .aus- 
gesprochen ist, die Angelegenheit werde noch in der Zeit bis zum 
Austausch der Ratifikationen zur Zufriedenheit Preußens regu- 
liert werden.» 

Die Mitteilung des preußischen Ministers der auswärtigen- 
Angelegen heilen an den preußischen Gesandten heim niederlän- 
dischen Hof vom 2. September über den Inhalt des- Antwort- 
schreibens Friedrich Wilhelms an Wilhelm II. war vor ihier 
Absendung dem König vorgelegt worden, der daraufhin Tliiele 
ausdrücklich beauftragte, WertluM mitzuteilen, er sei mit dem 
Inhalt der Depesche «völlig ein\ eistanden ? Diese Depesche 
war aber dem Wr)rtlaut wie dem Geißle nath t'twas ganz anderes 
als da*^. was l'rieilj ich Wilhelm am 2b. August geschrieben hatte, 
als (^1- si'iiiLiu \ eüei mitteilte, es freue ihn geradezu, den Vertrag 
nicht latifizieren zu müssen. Dieser ■ Widerspruch bleibt iiner- 
kUulieh. wenn man nicht annehmen will, daß Friedrich Wilhelm 
ohne jegliche Überlegung in aller Kile dem Freunde seine persön- 
liche Empfindung mitteilte, wobei ihm erst später die Tragweite 
der Ratifikatipnsverweigerung, in die er zuerst so freudig einge- 
willigt hatte, klar und er sich des Umstandes bewußt wurde, daß 
der fragliche Vertrag nicht bloß zwischen Luxemburg und Preus- 
sen, sondern auch mit den Zollvereinsstaaten geschlossen sei, 
denen gegenüber die Wahrung der Sünderin leressen der Gerber 
von Malmedy und Fmgebuug wohl nicht als eine genügende Be- 
gründung für den Verzicht auf die Ratifücation eines abgeschlos- 
senen Vertrages erscheinen würden. 

Was den Minister der auswärtigen Angelegenheiten, der die 
Depescln» abgefaßt hatte, selbst betiafft. so steht fest, daß ihm der 
Wortlaut fh^s fraglichen l^iaefes wfMh i hei seiner Abfassung noch 
auch spätcM luifgeteilt wurde. .So schriel) Werther noch am 29. 
Sopt. ISii. als de]- |)()litische Konflikt aus Anlaß der Nichtratifi- 
kation sciion den Höhepunkt erreicht hatte, in einem Bericht an 
den König, er. der Minister der auswärtigen Angelegen heilen, 
habe von dem Inhalt des königliehen Briefes an den König der 
Niederlande nur sehr unvollständig und allein nach der Erinne- 

*) Thiele an Werther'am 6. Sept. 184L 
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ruiig des Staatsmiui.slois von Tliieie, dem ij'riedrich Wilhelm den 
Brief uiiterhicitot hatte, Kennliüs. 

In iler iniiiislojii'llen Instruktion xom '2 September, die erst 
am 8. im liaa.u ciFilrai. war l.nllüm ierner angewiesen worden, 
die AnKüiegenheit mit den ein t'l iil3i'eiehstei\ niederländi>;ehen 
Staatsmännern zu besprechen, jedoch keine ofü/ielle Ii^rklärung 
abzuReben? da diese lüe pr cuBischerseils gehegte Hefiii'ehtung 
ütfiziejl hätte aus.s|)reehen müssen, dei* König-Gr(il3hei zor wolJe 
«sein gegebenes \\ Ort ni(;ht hallen inul niitiiiu einen wahrhatt 
beleidigenden Charakter lür dessen Person gehabt hätte» 
Lottum begnügte sich daher damit, die Ministerialdepesche vom 
2. Septeu^er, die die Ratifikation des Vertrages verlangte, dem 
niederländischen Minister des Auswärtigen Verstolk van Soelen 
vorzulesen, ohne sie aus den Uäuden zu geben, so daß sie dem 
König-G roßherzog nicht vorgelegt werden konnte. Auch eine 
zweite Berliner J)epesche, die i'l)ensü unbedingt die Hatifikatioii 
verlangte, wurde vom preußischen Gesandten im Haag ebenfalls 
nur vorgelesen. 

Hei diesem Verhalten des preußischen (iesandten hielt sich 
Wilhelm II. für ermächtii^t. keine liürksicht auf dessen Mittei- 
lungen zu nehmen. soihUm ii sich an das 8clireiben i^Tiedricii Wil- 
helms zu halten. Uies um so mehr, als Geueral Nepveu ihm be- 
richtete, er habe aus seiner Unterredung mit dem König von 
Preußen (»rst^hen, daß dieser sich durch die X'erweigerung der 
Ratifikation nicht verletzt, sondern im Gegenteil erleichtert ge- 
fühlt habe. 

Der Widerspruch zwischen dem Brief Friedrich Wilhelms 
und den ministeriellen Depeschen an den preußischen Gesandten 
bli^ letzterem nicht lange verborgen. Denn auch Lottum gegen- 
über hatte Nepveu den Erlolg seiner Mission hervorgehoben und 
ypn der Erleichterung gesprochen, mit der der König von Preus- 
sen die Nichtratifikation angenommen habe. 

In Berlin aber blieb der Widerspruch merkwürdigerweise 
ungeklärt. Der König teilte den beiden Ministern den Wortlaut 
des Briefes nicht mit. wiewohl diese in fast jedem Bericht das 
eingetretene Mißverständnis unlersti iehen. So war Werther und 
infolgedessen auch Lottum t^cnötigt, in den foltiC'iulen offiziellen 
Auseinandeisetzungen den Standpunkt einzunehmen, der Brief 
des Königs von Prt'ußen an den König der Niederlande sei eine 
private, keine f)ffizielie diplomatische Mitteilung. 

Im Besitze des Briefes Friedrich Wilhelms teilte Wilhelm IL 
der luxemburgischen im Haag versanunelten Konuuissiun mit, 
er habe nunmehr die Möglichkeit, den nnlci /cirlmeten Vertrag 
nicht zu ratifizieren. Er ersuciite aber liu' K.aniuission, noch 
einmal die Frage genau zu untersuchen, ob der .Anschluß an den 
Zollverein durch die Ratifikation des Vertrags vom 8. August 
vollzogen werden sollte oder nicht. Da es nun nach dieser Mit- 

0 Lottum an den König von PreuGen am 14. Sept. läii. 
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teilaiig sohl- nahe lag, daß die Konunisäion noch mehr geaeigt 
sein würde, siih i^p'xon doji Aiischhili an doii Zollverein auszu- 
Sprcfhen, ledete ihr der Köiiijr-Cirolihcrzog ins GBwisson, warnte 
die Mitglieder vor jedetii P-ii it i oder Juterossonlen-Ötandpunjct 
und machte sie für ilir Gutacliten verantwortlich. 
Kr unterstrich besonders die Tatsache 

1. daß der V ertrag nur für i Jahre M geschloiysou sei. daß 
8(?niit die Möglichkoii bestünde, wälirend dieser Zeit wegen eines 
Zollanschlusses mit i'^ran kicich odei' liclgien zu veiliaiidehi, und 
dali (iitise Verhandhi iigrii. sohmge Luxrinbu m dem Zollverein 
angehöre unil liier den liuckbalt einer \ Cjiängei-ung des An- 
schlnsses beMtzc. .-.ogar leii htei- .s(»in würtk^n. als wenn laixem- 
burg die Verhandlungen in völliger wirtsciiaftlicher Isolierung 
führen müsse; 

'2. daß ilie sicilieren Inuinzu Ileii \ (n b'iie des Anscblusses an 
den Zollverein jetzt, wo die Organisation der öffentlichen iVmter 
ujul des Bundeskonlingents die luxem4)urgischen Finanzen einer 
starken Belastung aussetzen würden, besonders zu schätzen seien. 

Am 12. September erstattete die Kommission einen zweiten 
Bericht, dessen Ergebnis mit dem des ersten übereinstimmte. 
Damit sland bei Wilhelm 11. der Knlschlnß fest, den Vertrag vom 
8. August 1841 nicht zu ratifizieren. 

Vm für den Fall eines Beitritts zum Zollverein die unange- 
nehme Nachbesleuennig der im Zeitpunkt des Anschlusses in 
Luxemburg befindlichen und dort gegen geringere Zollabgaben 
als sie für diese Waren im Zollverein bestanden, eingeführten 
Waren zu vermeiden, hatte Luxemburg seit dein August 1840 im 
wesentlichen den Zollvereinstarif eingeführt und eine verstärkte 
Bewachung seiner (nenzon gegen Frankreich und Belgien durch- 
gefühi't. Deshalb war Luxemburg im Zollansehlulj-\ ei ti ag vom 
8. August 1841 die Nachverzollnng erlassen worden, aber dafür 
in Artikel 14 des Separatvertrags, um das Interesse des Zoll- 
verein^ ii) dieser Hinsicht zu wahren, eine Beihe von \'er|)flich- 
tungen au[eri(gt worden. 1 nsix^süiuiere war vorgeselien, daß 
Jängslens 14 Tage nach der Liiterzeichnung des Vef trages, also 
am 22. August mit der Organisation der gemeinschaftlicheii 
Zollverwaltung in l^uxemburg durch die von beiden Seiten zu 
ernennenden Kommissarien begonnen werden sollte. Diese Bie» 
Stimmung bezweckt in ktirzester Frist eine Reorganisation der 
luxemburgischen Zollverwaltung nach den Grundsätzen ies 
Vereins und eine verstärkte Grenzbewach ung gegen Frankreich 
und Belgien unter der Aufsic ht preußischer Beamten herzustellen. 
Das an sich ungewöhnliche Verfahren, daß mit der Ausführung 
eines Vei träges begonnen weide, bevor er ratifiziert sei, wurde in 
diesem Falle preußischerseits dadurch begründet, tlaß der bewil- 
ligte Erlaß der Nachverzollung eine sofortige scliarfe Kontrolle 

') Nach Alt. 22 des offenen Vertrags für die Dauer vom l. Okiober 1841 
bis 31. Dezember 1845. 
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der Grenzen vorian^i«, bevor das Publikum ilen ^l^'^t-'^li'^^ <-les Ver- 
trages erführe, und luxeniburgisc herseits' durch den Wunseii, den 
ZollanschlüO zum frühesten zulässigen Termin, d. h. schon zum 
1. Oktober 1841 zu vollziehen, da die Abrechnungen des Vereins 
«inen Anschluß nur zu Beginn eine^ Vierteljahres ermöglichten. 

Diese Khiusel war es };iun, die den Konflikt zunächst weiter 
entwickelte. 

Preußen, das auf dem Standpunkt stand, der KuniK-Groß- 
herzog müsse den Vertrag ratifizieren, verlangte Einhaltung des 
Art. 14 'des Separat Vertrags, und Lottum drängte auf die Emen- 
' nung des luxemburgischen Kommissars, da das Gerücht des An- 
schlusses Luxemburgs an den Zollverein und zwar unter £rlaß 
4er Nachbesteuerung sich bereits verbreitet hatte, und der Han- 
del sich sofort anschickte, die Konjunktur zum Schaden der 
Vereinska-sse auszunutzen. Am 20. August teilte Lottum Verstolk 
Tan Soelen mit, daß der Provinzialsteuerdirektor Helmentag in 
Köln zum preußischen Kommissar ernannt worden sei, und er 
«ersuchte um schleunige Angabe des luxemburgischen Kom- 
missars. 

Schon gleich uacli der Unterzeichnung des Vertrags hatten 
die niederländischen Minister, besonders der Minister des Aus- 
wärtigen Verstolk van Soelen. defi Standpunkt vertreten, der 
Anschlußvertrag müsse unhedingt ratifiziert werden. Sie hatten 
in diesem Sinne, seitdem die Auseinandersetzungen mit Preußen 
begüiHHMi hatten, auf den König eingewirkt, und sie veranlaßten 
ihn jetzt zur iMuennung eines Iuxeud)u irischen Zollkomnüssars 
in der Person iles Kegierungs- und Obersteueri-ates Tock in Lu- 
xeinbuig. ih'i- ueineinsani niil dem pr<Md5ischen Koniniissai- die 
lu.xeiuburgisclie Zollverwaltung genial.) Abmachungen des 

Vertrags (uganisieren sollte, jedoch unfei dem ausdiiicklichen 
Vorbehalt, daß diese Ki-neiuuing den flerrscher in keinei Weise 
hinsichtlich der Ratifikation des V'erlrags bimle. Die Hrnennung 
sei auch nicht als der Beginn der Ausführung des Vertrags vom 
"8. August anzusehen, sondern als ehie Maßnahme, die für den 
Fall der späteren Ratifikation lediglich bezwecke, Luxemburg 
tjen bewilligten Erlaß der Nachbesteuerung zu sichern. 

In diesem Stadium dei- Dinge machte von Scherff. der in- 
zwischen aus Beidin nach dem Haag zurückgekehrt war, nm den 
König-Großherzog zu einem anderen Entschluß in der Ratifika- 
tionsfrage zu bringen und namentlich um ^eit zu gewinnen, dem 
preußischen ßesandten den Vorschlag, die Ratifikation des Ver- 
trags bis zu 6ei\i Zeitpunkt auszusetzen, wo Preußen der Versuch 
gelungen sei, durch an Belgien 7,u gewährende Konzessionen dem 
Oroßherzogtum die Vorteile des belgischen Gesetzes von 1839 zu 
erhalten, tfiese Vefzpgerung fiegrün^ete Scherff durch die preus- 
'«jsc^erseits vor Auswechselung der Ratifikation verlangte, bis 
dahin aber noch nicht erfolgte Verständigung wegen der Garni- 
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son zu Luxeuibui g.' ) Auf die Meldung diedci Vuiüchläge erhielt 
Loltum am 8. September von seiner Regierung den Auftiiig, 
Ver:stülk mündlich zu eröffnen, daÖ die Andeutung, daß von der 
Vorhandiung wegen der Zugeständnisse an Belgien die Ratifi- 
kation des Anschlußvertrags abhängig gemacht werden solle, 
bereits frjiher von Preußen zurückgewiesen worden sei. Diese 
Eröffnung machte Lottum Verstolk und auch den anderen nieder- 
ländischen Staatsmännern ajn 13. September. 

Xun drang Verstolk beim König auf sofortige Erteilung der 
lUititikation, da er als verantwortlicher Minister nicht zugeben 
könne, ilaß die längere Verweigerung naebteilig auf die ilcut-sch- 
holländisclu'd Heziehujigen wirkten. Hierauf erhielt Verstolk noch 
am Abend des 18. September seine Entlassung. 

< Le refus de ratifier eut lieu cnntro Tavis du Gouvernement 
des Pays-Has; in engagea meme le miiustre des affaires etran- 
gei CS a ili inner sa demission. Qu'il aille se promunei . nous dit 
le Hoi. en nmis annonca^it reite imuvelle.' Mit diesen Worten be- 
richtet Servals über den Vorfall. 

Da.s erledigte niederländische Poiiefeuille des Auswärtigen 
übernalun inleiimistisch Baron van Zuyien. Aus dic^seni Anlaß 
wurde, um nicht nochmals in Zukunft die auswärtigen Be- 
ziehungen der Niederlande durch Verwicklungen zu belasten, in 
die Luxemburg geraten könnte, die niederländischen und die 
luxemburgischen auswärtigen Angelegenheiten — die einzigen, 
mit denen sich als Überbleibsel eines früheren Regimes die nieder- 
ländischen Minister nodi zu befassen gehabt hatten — vollständig 
getrennt. Diese Maßnahme war sehr gerechtfertigt, sie lag im 
beider. seit igen Interes.se und hätte eigentlich sclmn im Juni 1839 
erfolgen sollen. Denn Luxemburg und Holland waren zwei ver- 
schiedene Staaten mit abweichender Verfassung, zwar mit ge- 
meinsamem Herrscher, aiber mit verschiedener Erbfolge im Herr- 
scherhans. 

Der besondere Anlaß zu diesem Schritt war rillerdings, daß 
Wilhchn II. sich den fV'ni(Mistrationeii seiner (h'n iieneralstaalen 
veraiitu örtlichen Minister entziehen wollte, und deshalb liebe** 
die luxemburgischen Angelegenheiten in der Person des Chefs 
der luxemburgi.schen Kanzlei im Haag, des üeheimi-ats Stifft, 
einem Beamten anvertraute, der lediglich seine Befehle auszu- 
führen hatte. 

Zugleich mit der Übertragung der luxemburgischen aus- 
wärtigen Angelegenheiten wurde Stifft von Wilhelm II. beauf- 
tragt, ein Gutachten darüber auszufertigen, ob die am 12. August 
von Scherff in Berlin abgegebene Erklärung,- der Anschlußver- 
trag werde nicht ratifiziert bis über die Zu^ieständnisse an Bel- 
gien verhandelt worden sei, einen Grund zur Vertagung der 
Ratifikation darböte. Stifift verfehlte nicht, sein Gutachten, bevor 
er es dem König-Großherzog übergab, voreist — dem preus- 

') Bericht Lotlums an Friedrich "Wilhelm vom 14. Sept. 1841. 
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sischeii Gesandten vorzulegen, der befriedigt nach Berlin ineldea 
konnte: «Dasselbe ist durchaus korrekt, erblickt in der Erklärung 
des Herrn von Srherff kvhn'tt (irund y.wr \'(^rw(M,uoi iiiiu rlrM- Ra- 
tifikation, Süiideru 'IrirHJt aui eine sofortige Erteilung derselben, 
anführend, daß hdchduni dieselbe erfolgt, die Verhandlungen 
mit Bel;;"ieu wegen ilei- Fortdauer des Ge.selzes vom 6. Juni 1839 
viel leictiter denn \oiher zu führea sein würden.» Gleichzeitig 
meldete aber LuUuni, Stifft erwarte seine Entlassung — einfr 
Erwartung, die jedenfalls nicht unbegiiindet war. 

Stiffts (iütachten hatte keinen Einfluß auf die lilulseheidung" 
des Königs-Großherzogs, und so mußte siph Stifft am 14. Sep- 
tember der Aufgabe unterziehen, Berlin den Entschluß Wil- 
helms II. mitzuteilen, den Vertrag nicht zu ratifizieren, nachdem 
von Scherff, unter Hinweis darauf, daß er den Vertrag vom 
8. August unterzeichnet hatte, sich geweigert hatte, diese Er- 
klärung personlich nach Berlin zu überbringen. 

In diesem Pro Memoria war ausgeführt, bei der kürzlich, 
stattgefundenen Informationsreise des König-Großherzogs im 
Großherzogtum hätten sich, dem Herrscher selbst unerwartet,, 
vieje Stimmen gegen den Anschluß an den: Zollverein erhoben, 
und das habe ihn bewogen, die im Haag versammelte außer- 
ordentliche Kommission um ihre Ansicht in dieser Sache zu 
befragen. Inzwischen sei aber der Vertrag in Berlin am 8. Au- 
gust unterzeichnet worden. Hierbei sei alier preußischerseits in 
einer iXote erklärt worden, die Auswechselung der Ratifikationen 
könru' nicht erfolgen, bis rlie noch schwehemle Ut^^elnn^ der 
durch den Vertrag l)e.rdhrten hesondeicn Verluiltn issc der pj-<^n^- 
sischen (tai-nison in Luxenihui u .ueniäl,^ ilen preußischen Anti-agen 
erledigt sei. In gleicher Art war dem iu.\end)urgischen Bevollmäch- 
tigten noch voj- dem Schluß der Ihiterhandiungen die Weisung 
ei'teilt worden — die ihn Jedoch erst nach der (Unterzeichnung 
erreichte — zu erklären, die Auswechselung der Ratifikationen 
würde nicht erfolgen, wenn nicht die beantragten Erleichterun- 
gen für den Grenzverkehr mit Belgien bewilligt würden. Darauf- 
hin habe sich der König-Großherzog an den König von Preußen 
gewannt und von diesem den Bescheid bekommen, die Nicht- 
ratifikation sei ihm angenehm. Deshalb habe, nachdem sich die- 
luxemburgische Kommission einstimmig gegen den Vertrag aus- 
gesprochen hatte, dei- König-Großherzog keine Bedenken mehr 
getragen, die Ratifil l ion zu versagen. «Indem dieses jedoch 
geschieht, sind Seine Majestät nicht minder entschlossen, das- 
Großherzogtum Luxemburg auch ferner als ein zum Deutschen 
Bund gehöriges Land zu regieren und für dasselbe keine Ver- 
bindnn.ij solcher Art einzugehen, w^elcho den von Alloi'höehsf ihren 
üb(>rnf!tnnienen nnd heilig gehaltenen Rutnlespflichten wider- 
spräeiien . . . Alleididchstdieselhen seien einzig und allein bemüht' 
und hetlacht. das Ihrer Regiei'un.u- ;i n vertraute (Iroßheizogtum 
durch sorgsame Berücksichtigung der eigenen Wünsche und In— 



Digitized by Google 



— 138 — 



leressen seiner Bewohner mit dorn ihm von der Vorsehung be- 
stimmten Los stets ziifi iniictiLM und glücklich zu machen. Da nun 
die Bowohner rlos Clioßherzoßrtunis den projektiprt gewesenen 
Anschhili an den Zollvereiti nicht nur als nachtoili^ fiir ihre 
matciiellen Interessen. s()n(hM'n auch als eine Sc-hniälerung ihrer 
rnabhänirii^keit, ihn^v Natinnalität uiul dcM- freien Bevve^^ung 
ihres inneren Staatsiiaushaltes bei raclitrii. so ^iaiihcn S. M. rter 
KtjniuMirojjhei'Zog die lioheren Zwecke do I )('iitscheii f]iind(^s zu 
fördern, indem Sio diesen Ansiciilcn nicht Kovvaltsam enlKegea 
treten. Kine (Umi LuxcudMH'jiern ;i ii firech un«;ene Verbindung 
u üi df» KewiB nicht ge(Mgnet s(Mn. ihi-e \ uieinlliche Neigung zu 
Belgien odiT l'i ankreich zu vernunuern . . . .> 

Stifft aber, der fortfuhr, seine eigene I'nlitik zu betreiben, 
veiiuilciiile Luttum zu folgendem TelegraniHi an Weither vom 
17. September: «Monsieur Stifft in'a tlit en confiancc qu'il desi- 
rait lui-menie que Monsieur le baron de Werther ne fit aucui^e 
.attention a la lettre qu'il lui a adressee. Monsieur Stifft perdrait 
son posto si son opinion transpirait». Der letztere Satz erübrigt 
veine Charakteristik des Verhältens dieses merkwürdigen «öe- 
heimrats für die Inxemburgi sehen Angelegenheiten». 

Mit demselben Kurier, der die Note vom 14. September nach 
Berlin brachte, ging ein zweiter Brief vom 15, September an 
Friedrich Wilhelm ab, in dem Wilhelm dem Freunde für dessen 
Zustinnnung zur Nicht ratifikation des Vertrags vom 8. August 
dankte und dessen Bedenken über die politischen Wirkungen 
dieses Sehrittes zu verscheuchen suchte. Dieser Brief hatte fol- 
gen den Wo r tla u t : 

«Mon eher Pritz, 

Merci de toul cceur pour Vuiie lettre amicale du 26 auüt L(ue 
le lieneral-Major !Vet)veu m'a rapportee en repunse a la mienne, 
qu'il vous avait remise de ma i)ai't. Vons m'y dites e?i vous resu- 
manl «In Summa: La Hon-raUlicdfiin/ jioiis ^^^era Hort aipeable 
ef seid tut malheur fjonr le Lttxembouty et une iniarissable 
soiuce de dehoires fwur V(ms \ — 

Je voi.s doai- avec un verilabie plaisir que non seulement 
Vüus ne me tirerez pas /« langue, mais que ma non-ratification 
Vous Sera fort agreabü etant ävanfayeuse ä vos sujefs; de sorte 
•que vos interdts et les miens s'unissent dans la non-ratification, 
et c'est ce qui i^'a finalement determine a ne pas ratifier le trait^ 
du 8 aoüt; car» quant ä votre opinion que cela sera le malheur 
du T^uxenibourg et une intarissal>le source de deboires pour tudi» 
ceci spnt deux points qui sont exclusivement du ressort de 
propre resfjoifsabUite, mais il faut esperer que sous ce rapport 
-YOtre prediction ne se realisera pa». 

Ne craignez point que je vais pour cela me jeter dans les 
bras de la France, car un traite de commerce avec cette |)nis- 
sance ou bien avec la Belgique, n'indiquerait p» um allißnce. 
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iiiais siiiiploiiKMit un ec'haiiKe de i)ioduits intermüionaux qui n'a 
-de valeur qu'cMi teirips de paix. 

Knsuito je suis cojivaiiicu que les Luxembouigeois iie de- 
vieiulroiil A Hollands f|e COeur (|ii'a|)res un certain laps tie lenips, 
quaiul ils se seiUiront eontents de leur Position et qu'ils auront 
Je senliint'Ul de leur indepeiidauce piofegre, niais |)as (fpifpe par 
I'AlIeuiaKiie. dans cette Position que je desire leur donner, ils 
oublieront la Helgique et 'la France et seront alleniands par inte- 
ret, pour lU' plus redevenir |)rovinee. niais rester Rtal indepen- 
danl 

Jm Kaa^- setzte sieh das di|)loniatiselie Quiproquo fort. Wil- 
helni 11.. der schon als Prinz von Oranien den ureuliischen 
Ministciii liie hillerslen Voiwiirfe ,^<MiKicht hatte, durcii ihre Un - 
tätigkeit den Verlust Belgiens 1830 rnitverschuldet zu haben, und 
denen er auch als König nichts weniger als freundlich gesinnt 
war, ghuiiile jetzt auf Grund des Briefes Friedrich Wiliiejnis den 
Beweis in Händen zu haben, daß die preußischen Minister hinter 
dem Bücken ihres Königs den König der Niederlande vergowa] - 
ti^cii wollten, und 'daß sie sich fiieizu des preußischen (icsandten 
im Haag bedienton, dem sie Instruktionen ges'chickt hätten, die 
im Witlerspriich mit den Absichten tles Königs von Preußen 
standen. 

Fr schickte den Legationsrat zu Frankfurt, von Scherff. der 
seit Fnde August von Berlin nach dem Haag zurückgekehrt war 
und den er dur-ch l^eschhili xom V). Sep((>iiiber- zum außefordent - 
liclien Gesandten und bevolhnächtigten Miiiisler für das Groß - 
herzogtuni bei der deutschen Bundesversammlung ej'nannt hatte, 
zum österreichisclien Gesaiuiten. uin ihm den Briet Friedrich 
Wilhelms im Original zu zeigen, und, da der preußische Ge - 
sandte ft)rtfuhr. seinen scharfen Tadel über die Nichtratifikation 
auszusprechen, schickte er ihm am 17. September den nieder - 
ländisclicn Lcgatioiisrat Ma/el. der den ersten und den Schluß - 
satz des Briefes Fiiedrich W'ilhehiis Noiias. welche Stellen, wie 
der i)icii[.^ische Gesandle seinem Köiiiu berichtete, «wohl allei - 
diiigs als eine Billigung (l(»r Nichtiatifikation aiigeseluMi werden 
könnten. > 

Die an sich nicht sehr bedeutende Ange legenheit der Batifi - 
kation eiiu\s preußisch-luxemburgischen Verti-ages wurde all- 
mählich zu einei- internationalen Frage, mit der sich alle euro- 
päisch(»n Kanzleien beschäftigten. \'on diesem Auge?d)licke an 
war aus dem Zollanschlußvertrag eine hochpolitische Angelegen- 
heit geworden, und es ist interessant zu sehen, wie verständnislos 
die eigeneri holländischen Minister wie überhaupt das ganze 
diF>lomatische ('orps im Haag dem Fntschluß des König-Groß- 
herzogs, die Balifikation zu verweigern, gegenüberstanden. Daß 
nur das, nach übereinstimmender Ansicht mißverstandene In- 
teresse Luxemburgs den {-ferrscher zu einepi .so inhaltsschweren 
Entschluß veranlaßt ha])en könnte, wurde als ganz ausge.schlos- 
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sen bezeichnet 0 und die eigentliche Veranlassung zu dem Ver-*' 
halten Wilhelms II. ^anz anderswo gesucht, nämlich in einer 
Hinneigung zu Frankreich oder gar in einem Geheimvertrag auf 
Teilung Belgiens zwischen Holland und Frankreich. 

Durch die luxemburgische Zoltfrage war Wilhelm II. als 
König dor Niederlande mittlerweile in große Verlegenheit gekom- 
men. Er fand seit dem Abgang Verstolks niemand, der da» 
niederländische Aui^wärtige Amt übernehmen wollte*). Die Be- 
soiK'Hs eines Bruches mit Deutschland wegen Luxemburg hatte 
auch die Generalstaaten ergriffen. 

Iii (lieser schwierigen Lage machte Wiliielm 11. den Versuch» 
andi ili(^ preußische Regierung und durch diese die Regierungen 
der Zullvereinsslaaten zur Einwilligung in die Nichtratifikation, 
d. h. zui' seihon Stolhingnahme zu bewegen, die. wie er annahm, 
ffcr- KöniM von Preußen in seinem Brief vom 28. Aufrnst bereits 
ein^Hiioinnicn hatte. Am 19. September schickte er von Scherff 
wicdci- nach Berlin, der dem König von Preußen ein drittes 
.Schrciheii überbraclite. St lierff hatte die I nsh uktion, auf freund- 
schaftliche Weise die förmliche Einwilligung Preußens und der 
Zoilvereinsstaaten in ilie iXichtratifikation zu erlauMen. 

Das private 8chreil>en Wilhelms II. an Friedrich Wil- 
helm IV. lautete; Alun eher Erilz. J*ai pris le parti de \ uus eii- 
voyer M. de Scherff pour Vous expliqucr officiellement nia con- 
duite dans Taffaire de la non-ratifieation du traite du 8 aoüt et 
pour tirer au clair la cause du d^accord (Tui existe entre Votre 
lettre du 28 aoüt et une communication verbale que le Gomte de 
Lottum doit avoir rei^u rordre de f^ire et cru'il communique ici 
a tout le monde, mais dont moi seiil je h*ai connaissance que par 
la voix publique, et qui lul sert d'instrumeht pour amenter toute 
la Haye contl'e moi, avouez que ceci est agir dans un sens diamö- 
tralement oppose au contenu de Votre lettre et que c'est faire 
bion pire que de me firt'r la langue. — Toni s'etant passe entre 
Vous et moi confidentiellement et dans le plus parfait accord, il 
.serait bien facheux que les sotis-ordres parvinssent ä brouiller 
los cartcs (^t a niettre nos pays en desaccord . . .• 

(jleicli bei der Abreise von Scherffs hatte Köni^ Wilhelm 
den ixcußischen Gesandten veranlaßt, die picußische Ko^iorung 
teiegi apln^ch zu ersuch(Mi. keine Entscheidung zu ti-effen. also 
insbe.somlfrc das In .\('nd)ii irische Pro Memoria vom Ii. SepttMU- 
bcr niclit i ht r zu Ix a ntwoi-ten, als bis von Scherff seine Mission 
in BiTÜn cifüllt habe. 

Von Scherff. der über Frankfurt am 28. September in Ber- 
lin ankam, fand dort kein EntKcMenkomnieji. Die preußische 
Regiornng erblickte in der Nichtratifikation des Vertrags vom 
8. August 1.841 lediglich eine politische Frage, «einen Wende- 

') l.oUuin an dc;i iv'Hjig von Pifnißcii urn 15. SoptiMiibfr 1841, 
^) Erst am 5. OktobeT wurde das Portefeuille von Baron von Katten- 
dyke übernommen. 
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punkl der Politik NicHlcrlamls. von seiner Abwendung von 
Deutschland, von stMiiciii Anschluß iin Fraiikroirh- aiiLlerdein 
einen 8ie<i- dei- lovolutionäjtMi, belgisch-franzüsischi'ii Partei in 
LuxL'jiibuiK, die mit Frechheit ihr Haupt emporhebe». Die 
preubische Hi'Rierung bestand auf dei- Hatifikation. war aber 
bereit, die Eniplindlichkeit ^\ ilheims IJ. zu schonen, wenn nur 
der Hauptzweck ei i eicht wurde. 

Scherff hatte außerdem ^azuira^eii. ob dei Zollveieiu bereit 
wäre, einen HatidcKsvcrlrag mit Luxemburg abzuschließen und 
überreichte den Entwurf einer Ktjnvcntiun, wonach die Verhand- 
lungen über diesen Vertrag binnen zwei Monaten beginnen sollten, 
doch hatte er keinen Auftrag, über einen solchen Vertrag zu ver- 
handeln, noch weniger ihn abzuschließen^). Auch hierauf ging 
Preußen nicht ein, denn «es fehle dem Handelsvertrag die ppli- 
tische Bedeutung, welche in dieser Angelegenheit überwiegend 
richtig erscheint» *). 

Seinen Standpunkt gegenüber den Eröffnungen von Scberffs 
legte der preußische Minister des Auiäwärtigen in einem Bericht 
an den König vom 29. September nieder, in dem es hieß: 

«Diese Mission (von Scherff s) hat zum Zweck, für die Rati- 
fikationsverweigerung des König-Großherzogs die förmliche Ein- 
willigung Preußens und des Zollvereins zu beschaffen, und des^ 
halb allenfalls einen besoiidern Vertrag zu verhandeln. 

Die Handlungsweise I König-Großherzogs zeigt sich von 
neuem ebener) .*?ch wankend als inkonsoqitont. In seinem Auftrag 
hat der zum Minister aller Angelegenheiten Luxemburgs ernannte 
Geheime Rat Stifft unter dem 14. d. M. lic Xirhti atifizierung des 
Zofliinscldubvei'trag? vorn ^. xnv. Monats erklärt, hat die Rccht- 
mäbigkeil und Angemessenheit diesci* IVIafJregel auseinander- , 
ziTsetzen ge«uciu und 14 Tage darauf wiid der Het i- \ on Seherff 
hieiber gesandt, um zu der- .schun erlulgten Hatitikdtionsversa- 
gung zunäch.st erst die Einwilligung Prerdiens und des Zoll- 
vereins zu erwirken, auch daiüber- zu verhandeln. 

Die l^'rage wirft sich von selbst auf: Warum ist denn der 
Herl- von Scherff nicht vor der erklärten Kalifikationsverweige- 
Tung früher gesandt, warum ist der Antrag, über die Einwil- 
ligung des Zollvereins dazn zu verhandeln, nicht sogleich ge- 
. macht?» 

Diese Frage zeigt, daß .der Minister des Auswärtige keine 
Kenntnis von dem Inhalt des Briefes Friedrich Wilhelms vom 
28, August und infolgedessen von dem Widerspruch besaß zwi- 
schen dem Inhalt dieses Briefes und dem Verhalten der preus- 
-sischen Regierung zum König-Großherzog, in welchem Wider- 
spruch ja die Veranlassung zur Entsendung vo^ Scherffs lag, 

') Bericht Wertherjj an den König von Preulien vom 29. Soptember 1841. 
*) Bericht von Maltzan über die Unterrednng mit Scherff am II. Okto- 
)»er 1841. 

■) Werther an L9ttiiin 18. Oktober 1841. 
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zwecks Eriangun« der offiziellen lic.stätiKung durch den Zoll- 
verein dei- bereits vuiii König von Preulien privatim erteilten 
Einwiliij^un^^- in die Nichtiafifikafion. 

Der Minister uiaubte daher die Sache so zu erklären: 

«Es ergibt sie Ii klar und Horr von Scherff selbst kann die& 
nicht verhehlen, daü sich der Köüig-G roßherzog in einer grpßeiL 
Verlegenheit befindet. Die niederländischen Staatsmänner, welche ^ 
das Vertrauen des vorigou Königs und das Vertrauen der Nation 
genossen haben, .... haben in dem Anschluß Luxenüjurgs au 
den Zollverein eine nähere Verbindung dieses J^andes ujid ganz 
Niederlands inil Deutschland und dann ilas einzi^n- Heil der 
Niederläuiiisrlieii Tolilik gesehen; mit Hecht befürciilen sie von 
der Hatitikati(Jiis\ erweigerung eine iMitfremdung Niederlands 
von Preußen und Ueutschiand und darauf ein unheilvdjes und 
ganz unpopuläres Hinneigen zu Frankreich. Diese Staatsmänner 
verweigern die Annahme des Ministeriums der auswärtigen An- 
gelegenheiten solange, bis der von ihnen befürchtete Bruch mit 
Deutschland, eine Folge der eingewilligten Maßregel des König- 
Oroßherzogs ahgewandt ist; die Besorgnis eines sdchen Bruches , 
hat sich auch der Generalstaaten bemächtigt, und jene Männer 
getrauen sieh nicht als Minister vor demselben zu erscheinen, bis 
hierüber Beruhigung gewährt ist. Um diese zu Wege zu bringen, 
i.st der Herr von Scherff hierher gesandt und hat Euer Kgl. Ma- 
jestät Gesandter auf Ansuchen des König-()!roßherzogs bitten 
müssen, jede entscheidende Maßregel bis zur Ankunft des Herra 
von Scherff auszusetzen.» 

Der Minister erklärte sich sodann entschieden gegen eine 
Einwilligung in die Nic!iti atitikation des Vertrags vom 8. August. 
Vor aüem aus pol il Ischen (iründen. Denn Luxend^iuig bedürfe 
eines Zcdlansililusses, und komuK" dieser nicht mit Preußen zu- 
stande, so inüsse er mit Belgien oder Frankreich abgeschlossen 
werden. Es handle sich um eine sehr ernste politische Frage. 
Ferner sei die \'ervveigerung der i-latifikatiun völkerrechtswidrig, 
und endlich sei auch die Sicherheit der Bundesfestung Luxem- 
burg in ßelraclil zu ziehen, die duicii einen Anschluß au Frank- 
reich oder Belgien gefährdet werde. 

Diese letzteren Besorgnisse hatte der Geueralleutuaut und 
Kommandant der Festung Luxemburg, du Moulin, in einem Brief 
vom 23. September ausgedrückt, in dem er den preußischen 
Minister des Auswärtigen cfast beschwor, seinen Einfluß dafür 
verwenden zu wollen, daß preußischerseits auf die Ratifikation 
des Vertrags bestanden werden möge.» Du Mbulin beschuldigte 
die belgische J^nd französische Partei, sich der Angelegenheit 
hemächtigt zu nahen, nicht der wirtschaftlichen Interessen wegen,, 
sondern um das Land systematisch von Deutschland- zu treni^en 
und den letzten Keim deutschei- Sitte darin zu voinichten. In 
dem Moment, wo der König-Großherzog der luxemburgischen 
Kommission gegenüber seine Absicht geäußert habe, den Vertrag 
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nicht zu ratifiziert II. seien vom Haag aus die drinj^endsten Auf— 
forderungen nach Luxemburg ciuaiimn. durch Dankadressen, 
den Souverän in dieser Ansicht festzuhalten. 

l'ni aber Wilhelm 11. einen andern Ent.sclvlnü zu erleichtern,, 
sprach .sich Werl her in seinem Beiicht an den König dafür ans, 
das materielle Interesse der Luxemburger noch mehr /n herück- 
.sichtij^en als bisher durch die i^i'W'illigung von Konzessionen, die- 
ihnen die Verkeliiscileicbterungt'ii inil l^cluii'n erhallen würden. 

l'^ndüch unterzou siih dei- Miiiisicr dci- selbst für einen Diplo- 
malen ucwiß schw iori.t,^en Aufgabe nachzuweisen, daß die von 
ihnj i)efür\\ (ij tcfc Sh-ilungnahnie nicht im Widerspruch stünde 
mit dem ihm. übrigens wie er selbst sagte, nicht genau bekannten 
liriel Frietlrieli Wilhehns vom '2H. August. Kr gelangte hierbei zu 
dem Ergebnis, Wilhelm 11. habe keine offizielle Erklärung im« 
Namen des Zollvereins auf sein vertrauliches Schreiben ati seinen 
Freund und Verwandten erwarten können. Die Antwort Frie- 
drich Wilhelms sei daher kein diplomatisches Aktenstück «und 
die dem Zusaitimenhang entrissenen Anführungen daraus in dem 
Stifftschen Memoire vom 14. September seien ebenso indiskret als* 
ungenau.» 

Den am 14, September 1841 gefaßten Entschluß, den Vertrag, 
nicht zu. ratifizieren, hatte Wilhelm IL sofort der im Haag ver- 
sammelten luxemburgischen außeroi dentlichen Kommission mit- 
geteilt. In Luxemburg entfesselte diese Nachricht eine gewaltige* 
Bewegung. Die Überrnsrhung über die Nichtratifikation war 
dort um so größer, als die Bevölkerung bereits die ersten An- 
zeichen der Ausführung des Vertrags vom 8. August in der An- 
wesenheil h(ihei' |treuI3ischer Znllh«»nnitcMi und in der Verset/ung^ 
der bi.sher an iler (irenze ,uegen rieiiljen stationierten luxtMU- 
biiriiischen Zollbeamten n;ieh ilvr französisclien und (h'i- l)el- 
gisclien Gi'cnze wahrgeiioiiiinen hatte. Namentlich war in Aus- 
führung (h'S bereits erwähnten Scpai atartikels 14 des Vertrags 
ZU]' Heiiiganisation der luxt'inburgisehen Zollverwnltnng nach 
den Grundsätzen des Vereins als prcnißischer ZollktMiiiiiisar der 
Geheime Finanzrul und Provinzialsleuerdirektor Helmentag aus^ 
Köln und mit ihm eine Anzahl preußischer Ohergrenzkontrolleure- 
nebst berittenen Zollwächtern auf Anweisung des preußischen 
FinanzminLsters in Luxemburg erschienen. 

Als die offizielle Nachricht, der KÖnig-Großherzog lehne die- 
Ratifikation ab, in Berlin eintraf, erteilte der Finanzminister am 
24. September Helmentag den Befehl, Luxemburg mit seinen 
Beamten sofort zu verlassen und dem luxemburgischen Zollkom- 
missar zur Begründung der Abreise mitzuteilen, «es seien Um- 
stände eingetreten, durch welche die Ausführimg des Vertrags 
vom 8. August 1841 eine Verzögerung erleide und mindestens- 
zum 1. Oktober d. J. nicht stattfinden könne». Diese Erkläiung 
wahrte Helmentag und seinen Beamten die .Möglichkeit, jederzeit 
nach Luxemburg zurückzukehren und die abgbrochene Organisa- 

• • ' 
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tionsai'beit wieder aulzunebmen. Gleichzeitig aber verfügte das 
preußische 'Finanzministerium die Aufhebung aller einstweilen 
angeordneten Verkehrserleichterungen zwischen Luxemburg und 
der Rheinprovinz. 

Ah nun Friedrich Wilhelm IV. diese Maßnahmen erfuhr, 
ließ er am 4. Oktober den Finanzminister wissen,- die Abberufung 
der preußischen Boaiiiton aus LiixcinburK entspreche nicht seinen 
Absii-Iiten. uiul er wünsche, daß diesen Beamten telegraphisch 
Gegenbefehl erteilt werde. Auf den neuen Befehl kehrteu die 
Beamten, die Luxemburg mittlerweile schon verlassen hatten, 
wieder dorthin zurück, l)esetzten aher ihre Posten an der Grenze 
nicht, srindoin hielten sich ziii- Disposition in dei" Stadt fjixeni- 
hurg auf. Durch diese Demonstration ^e^en das voreilige Vor- 
gehen des Kinnnzministers wollte Friedrich Wilhelm hekunden, 
daß die Beziehungen pi'eußiscln rsrit.v nicht abgebrochen seien. *) 

Die VerweieerutiM dci Ratifikation des ZollanschlußvertraffS 
fand in Duxeniburß stünuisc he Zustimmung hei der großen Mehr- 
heit dcj DcN ()lk(»rung. Mil.'ihilligung hei den wenigsten. 

Die iStadl JAixemburg erkliute in einer Eingabe an den 
Landesherrn vojii 21. September 1841 «ihre lebhaften Dank- 
gefühle» für die Nicht ratifikatiou: «V'otre Majeste a manifeste 
Sa SYn)pathie eclairee pour les vrais interets materiels du Grand- 
Buche, t}\\e a compris en meme temps que le bien-etre moral de 
ses habitarits et la dignite poHtique de la Couronne grand-dueale 
-commandaient de soustraire le pays ä toute influence etrangere». 
Doch hatten sich zwei Mitglieder der stadtischen Körperschaft 
(conseil de regence) bezeichnenderweise ein Papierfabrikant 
(Lamorf)*und ein Gerber (Paquet) geweigert, diese Erklärung zu 
unterzeichnen. 

in ähnliciier Weise wunle in zahllreichen Eingaben dei- Kan- 
tone und der Gemeinden unter Hinweis auf die befürchtelc Schä- 
digung der inateiiellen (nteres.sen und vor allem dej- |)olitischen 
Solhsfäniligkeit dem König-Großherzog (lei- Dank der Bevölke- 
runu für die Nichli alifikation ausges|)rochen. In Grevenmacher 
wurde auf die Kunde der Nichtratifikation unter der Parole < Ist 
die Gefahr am höchsten, so ist die Hülfe am nächsten»^ die (ilocken 
geläutet, die Ortschaft ])eflaggt, mit Böllern gescho.s.sen und ein 
großes Bankett veranstaltet ^'). 

Aber auch die I freunde des Anschlusses an den Zollverein 
— es waren vor allem die Industriellen — rührten sich. " 

Eine Versammlung von 133 Fabrikanten der Leder-, Eisen-, 
Payencerie-, Handschuh- und Papierindustrie in Luxemburg ara 
30. September 1841 erklärte in einer Eingabe an den König-Groß- 
herzog «que nulle autre combinaison commerciale ne garantit les 
interets des soussignes a un aussi haut degre que Taccession du 
Grand-Duche a TUnion douaniere alleftiande», die Nichtratifika- 

Staatsmiiiister von Thile an den Finanzmini.sler von Alvenslehen. 
') Journal de la Haye, 21. Sept. 1841. 
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Hon eines Vertrags, auf deu sie ihre Hoffnungen gesetzt hatten» 
-eröffne düstere Ausblicke in die Zukunft und erschiene ihnen 
auch unverständlich, da für Luxemburg]? keine ^Möglichkeit be- 
stünde, einen ebenso günstigen Ansclikdivertrag mit Belgien f)der 
mit Frankreich einzugehen. Der NCi fi 'iy mil dem ZollvLMein sei 
lediglich als eine wirtschaftliche Angeiegeniieit an/Aisehen. denn 
«le soi-disant interet moral». auf den sich dessen Gegner bet ieten, 
«ne consiste encuiu qu ä deiiaturer tous les faits et ä represt;ntcr 
a nos campagnaicLs ie Iraite du 8 aoüt comme n'nyant d'aiiti-e 
but que de nuus imposer rorgani^atiun comniunale et militaire 
de la Prusse, sinou le gouvernement tout entier de ce pays^ 

Dieser Eingabe der Industrie-Interessent^ schlössen sich 
aus der Reihe der Öffentlichen Körperschaften zwei Gruppen mit 
entsprechenden Eingaben an den Herrscher an. 

Einesteils waren es Eingaben aus den Ortschaften au der 
preußischen Grenze«. sö aus Echternach, das «seine Bettung ein- 
zig und allein von der Aufhebung der Grenzsperre gegen Deutsch- 
land*, d. h. von dem Beitritt zum Zollverein erhoffte, und aus 
dem Moseltal, wogegen GrevBnmacher, wie bereits erwähnt, dem 
König-Grobherzog für die Nichtratifikation seinen Dank aus- 
sprach. 

Anderseits waren es Eingaben ans industriellen Oitsrhaften, 
wie Wiltz und (Ikuf. Wohl unter dem Fanfiuß der mächtigen 
Gerber bezeichnete der (lemeiudcrat von Wiltz die Handlungs- 
weise des König-Gi oülierzogs als eine Kalamität für das Land. 
Die Eingabe von ( Jerf bezeichnpte die Freudenkundgehungen uus 
Anlaß der Nichtratifikalion des ZuUvertragJs als politische Mache: 
«La plupait de ces demarclies ne furent ni spontanees, ni dictees 
par l'interet public; un petit nombre d'intrigants ont remue les 
populations par toutes sortes de moyens pour donner cours ä 

3eurs passions politiaues et a leurs tendances anti-germaines 

Nous ne concevons pas que Tintervention d*un petit nombre d'em* 
ployes de la grande association douaniere pour le contröle du 
.Service des douanes sui les frontieres du Grand-Buche puisse 
prdter le moindre pretexte ä faire craindre quelques detriments 
ÄUX- droits de souverainete et prerogations royales grand-du- 
cal-es. Dieselbe Eingabe erwähnte auch, (hiß auf Grund des im 
August iSM) bereits eingeführten, dem Zollverein im wesentlichen 
-angepaßten luxembui gischen Zolltarifs Getreide und Vieli mit 
\''orteil nach Preiiben exT>ortiei-f winden seien, wnmil bewiesen 
sei. daß der Anschluß an den Zollverein der Landwirtschaft nicht 
schaden w lii de. 

Auel) die durch Beschluß vom 1. Oktober 1841 errichtete 
Handelskammer in Luxemburg kam /u keiner einhelligen Stel- 
.lungnahiiie in der Frage der Ratifikation des Zollvertrags. spal- 
tete sich vielmehr je nach den Vor- und den Nachteilen, die die 
einzelnen Gewerbe von einem Anschluß an den Zollverein erwar- 

0 Journal de la Ville et du G.-D. de Luxembonrgr vom 2. Oktober 1841. 

10 
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Ic'ten Mit 12 8liiiinien g(?«en (i Ix grüßle Hie Handelskammer 
in einer Andresse an ilcn Landeslicj rn die .\ ichli'atifikatiüii nnd 
sprach dafür ihren Dank aus. woge^ren die i) in der Minderheit 
gehüebeneit Mitglieder ebenfalls in t'iner Kin^abe die Nichtrati- 
fik iiion als den Hnin ihrer Betriebe inul das Unglück ihrer Ar- 
bei t ( ' rseha f t bezeich rieten . 

Nachdem jichoii früher Luttum (»hne Erfolg VVerther den 
Gedanken einer Uilaubsreise .suggeriert iiatle. die im Haag als 
Warnung vor dem diohenden Abbruch der diplomatiüchen Be- 
ziehungen wirken sollte, wurde allmählich die Lage Lottums dem 
König gegenülier so unerquicklich, daß or am 21. September ein& 
Reise .nach Deutschland antrat. Da die sechswöchentliche Rati- 
fikationslrist des Vertrages vom 8. Auj^ust gerade am 20. Sep- 
tember abgelaufen war, erregte die wohl nicht unbeabsichtigter 
Weise gerade am darauffolgenden Tage erfolgte Abreise Lottum» 
im Haag ungeheure Sensation. Am 2. Ol^tober kehrte Lottum 
aber, schon auf seinen Posten zurück. 

Den Übergang der auswärtigen Angelegenheiten Luxemburgs 
an die luxemburgische Kanzlei, vertreten durch Stifft, hatte die- 
ser unkorrekterweise selbst dem preui3isi'hen CJ»'sandten im Haag 
angezeigt. Lottum lehnte den lMn|)fang dieser Mitteilung und 
ebensr» dit« aintHche Henaciirichtijj:uiig des Legationsi-ates Mazel 
vom nicdei'ländischen Auswärtigen Amt mit der f(n*malen Be- 
gründung ab, daß er beim niederländiscdien Hof akkreditiert sei 
und (U*shalb offizielle MitteihuKUcn uwv vom niederländischen 
Ministerium des Auswärtigen anzunrliiian halie. die zudem von 
dem nacli der holländischen Verfassung vcrantwortiicliea Minis- 
ter gegengezeichnet .^ein inüljlen. 

Lottum wai- wenig geneigt, die AbzwciKun^ di'i luxembur- 
gischen von den niederländischen auswärtigen Angelegenlieiten 
anzuerkennen. Er meinte, es sei ein unerträglicher Zusta'nd. daß' 
das als «Äquivalent für den an Belgien abgetretenen wallonischen 
Teil Luxemburgs in den Deutschen Bund aufgenommene Herzog- 
tum Limburg, das von Bundeswegen mit Luxem bXirg eine Einheit 
bildete und dessen sämtliche Angelegenheiten nach wie vor von 
der niedei^ändischen Regierung bearbeitet wurden, fortan einer 
antieren Leitung der auswärtigen Angelegenheiten unterstehen 
sollte als Luxemburg. 

Diese Argumente bildeten aber nnr den Vorwand für die 
feindselige Stellungnahme des preußischen Gesandten gegen die 
reinliche Scheidnng der luxemburgischen und der niederlän- 
dischen Angelegenheiten. Der wahre Grund seiner Haltung war 
derselbe, der Wilhelm II. zu dieser Maßnahme bewogen hatte. Wie 

0 Uie Kammer bestaaid aus 21 Mitgliedern. Von diesen vertraten 10 
Hitglieder den Handel und 11 die Industrie. In dieser letzteren Gruppe 

waren die Tuch-, die Steingut-, die Eisen-, die Tabakfabrikation, die Spin- 
nereien, die Handschuhmacherci, die Papipr-. rfic Golreidemühlen und di€r 
Webereien mit je einem, die Gerbereien mit 2 Mitgliedern vertreten. 
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Wilhelm II. verhindern wollte, daß seine den Generalstaattn ver- 
antwortlichen und lediglich auf die Wahrung der hdländlschen 
. Interessen verpflichteten holländischen Minister ihm in den 
luxemhurgischen Angelegenheiten wie bisher Schwierigkeiten 
machten, ebenso sehr war Lottum bestrebt, die Inger^z der hol- 
landischen Staatsmännei' in die Angelegenheiten des Großherzog- 
tuins zu erhailten, denn diese hatten sich in dem Ratifikations- 
streit als seine zuverlässij^en Verbündeten bewährt, und er wollte 
deshalb für die Zukunft eine so wirksame Waffe, wie die Nöti- 
gung des Großherzo^ von Luxemburg durch den König von Hol- 
land, nicht aus der Hand geben. * 

Lottiini trat daher mit dem Österreichischen Gesandten im 
Haag, ti raten Senfft, in Beziehung, um ilioson zu veranlassen, 
mit ihm den forjnaJen dipiomatisclien Verstoß bei der AJifhMlung 
der Verseli)ständigung der Leitung der auswärtigen Anj^L'l( 
heiten Luxeml)urgs zu benutzen, um. indem die erJialtenen iNoten 
Stifft und Mazei zurückgescliickt würden, diese Abzweigung nicht 
anzuerkennen, bis die Regiei ungen der beiden {ieutst hen (irol.?- 
mächte im Einvernehmen mit einander über ihre Stellung in 
dieser Sache ent^schieden hätten. Senfft leimte es ab, einem 
Formfehler solche Folgen zu geben, erbat sich aber aus diesem 
. Anlaß Instruktionen seiner Regierung, da die luxemhurgisdie 
ZoHan^chlußfrage, die bisher eine preußische Angelegenheit bezw. 
eine solche des Zollvereins gewesen war, drohe, eine deutsche 
Angelegenheit zu werden, an der Österreich als deutsche Groß- 
macht Anteil zu nehmen haben würde. 

In seiner Antwort vom 18. September erklärte zwar Fürst 
Metternich dem Grafen Senfft, in der zwischen Wilhelm II. und 
Preußen strittigen Ratitikationsfrage keine Stellung nehmen zu 
wollen, betonte aber, daß eine so außergewöhnliche Maßnahme 
wie die Ratifikationmerweigerung ihm unter den gegebenen Um- 
ständen nicht gerechtfertigt erscheine, daß ein Zoilanscbluß 
Luxemhurgs an Frankieich oder an Bel'gien wegen der Bundes- 
fc!^tung Liixend)iirg ausgeschlossen bleiben müsse, der Anschluß 
an Belgien aber ganz besonders «Unzuträglichkeiten und Gefah- 
ren zeitigen würde, auf die hinzuweisen zweifellos genüge». Der 
österreiehisehe Gesandle solle alles tun, um den Anschluß Luxem- 
burgs an den Zollverein zu fördern, und zu diesem Zwecke dem 
nietlerländisehen Minister des Auswärtigen Lektüre von dieser 
Depesche gei>en. Als die Depesche Metternichs im Haag eintraf, 
war Verstolk van Soelen abgegangen, und so wurde sie SÜfft 
' bekannt gegeben. 

In der Frage der Trennung der luxemburgischen von den 
niederländischen Angelegenheiten erkannte Metternich in einer 
Depesche vom 27. September an den österreichischen Botschafter 
in ßerlirt, Grafen von Trauttmannsdorff, daa uneingeschränkte 
* Recht Wilhelms II. an, seine luxemburgischen Angelegenheiten 
so zu ordnen, wie ihm beliebe. Auch der Einwand wegen der 
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Veii)i>:iiuDg \on LiiiibuiK mit Luxemburg als Bundesland sei 
rechtlich unhaitbar, da die Bundü8\ orsammlung seinerzeit aner- 
kannt hübe, daß das -Herzogtum Limburg unter dieselbe Verfas- * 
suiig und Verwaltung zu stellen «ei wie das Königreich der Nie- 
derl an dt>. Zur V er Wallung gehörten aber auch die auswärtigen 
Angelegenheiten. 

Auch t,ler preußische Minister der ausw-'.rtigen Angelegen- 
lieiten iiattc schon vorher Lottujn .ü-egenübci (*s ab,!j:clehnt, sich 
des'S'en Standpunkt in dieser Fra^c zu eigen /u inachen. 

.\a€h Öslerreich l^at aurh England tur die Hatiükation des 
Xcrliages ein. In ciin i in starken Ausdrücken verfaBten De- 
pesche an den cnMÜscItcn (icsandten im Haag S'n Kdward J)is- 
browc wies ihn Lord Aberdeen an. Wilhelm 11. auf die schweren 
l'^olgcn seines Entschlusses, die seine l:]hie wie auch das Interesse 
«eines Landes bedrohten, aufmerksam zu machen. Der Rai Eng- 
lands, die Ratifikation zu erteilen, müsse ihm um s«» unverdäch- 
tiger erscheinen, al« England «nienoiaSfi den Zollverein mit gün- 
stigen Augen angesehen habe.» Luxemburgs Stellung ate deut- 
sches Bundesland sei unvereinbar mit einer kommerziellen Ver- 
bindung mit Frankreich oder Belgien. Nachdem seine treuesten 
Diener den König verlassen bezw. sich geweigert hätten, die Ver- 
antwortung für <seiae Handlunsweise zu übernehmen, habe sich 
der König «absiirdly and wantonly» in eine peinliche JLage ver- 
setzt. Er möge sich deshalb die Frage, ob er nicht ratifizieren 
wolle, noch einmal gründlich überlegen. 

Der engli^'-li«' fiosandte hielt es für zweckmäßig, diese De- 
pesche dem Kuiii^ W i'h-lni zunächst nicht in tiic Hand zu gelten, 
sotideiii sich mit eniem üespiäch nn Sinne derselben, das am '2. 
ükloi)er staltfand, zu begiiügen. teilte al>er LottuJii mit. er werde 
sich der Deijesclie bedienen, soijald die Antwort auf das lu.\em- 
burgische Pro Mcmona vom I i. September aus Berlin eingetrof- 
fen sei. utn den preußischen Wünschen Tnlerstützung angedeihen 
zu lassen. Als Antwort teilte Wilhelm IL dem englischen Ge- 
sandrten den Brief Friedrich Wilhelms vom ^8. August mit und 
erlflärte ihm dasselbe, was schon früher von Fabricius, der Stifft 
zeitweilig vertrat, in seinem Auftrag dem österreichischen Ge- 
sandten mitgeteilt hatte, nämlich: 

1. Ein Zusammenstoß mit Preußen .sei ausgeschlossen, da er 
die Einwilligung des Königs von Preußen in die Nichtratifika- 
tion besitze. 

2. Er denke nicht an einen Zollanschluß Luxemburgs an 
Frankreich oder an Belgien, wohl aber an Hande>ii8 vertrage Lu- 
xemburgs mit beiden Staaten. 

3. Solche HandelsN ei t räiro berührten in koinei' Weise die 
politische Lage des (froßhei-zogtums. Er selb.-^t weide immer sei- 
nen Gefühlen und Verpflichtungen als deutscher Bundesfürst 
treu bleiben. 

Einige Tage vor der Audienz Sir Edward« beim König- 
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(jlroBlicr/o^ war aui-h lier ni.ssischi' (iosdiidte von Maltitz aus An- 
laß sfciiiiei Kückkeiir von üiiier ürlauJjsiL'isü in Audienz empfangen 
worden. Bei dieser Gelegeulieit hatte der König das Gespräch auf 
die unbedeutende Angeleg^heit gebracht die ganz unnötiger 
Weise das Haager diplomatische Korps ^in Aufregung versetzt 
hatte, dem russischen Gesandten ebenfalls das Schreiben Frie- 
drich Wilhelms gezeigt, und sich ihm gegenüber über den Grafen 
Lottum un<d die preußischen Staatsmänner beschwert, die eine 
andere .ichc führten als die ihres Königs. Hierauf antwortete 
der russische Gesandte dein König, nach einem Bericht Lottuma, 
den Maltitz üher das Gospräch genau informierte, er sei über- 
zeugt, sein Hof werde den Schmerz (Ja douleur) teilen, die der 
ö<t(»rroirhis( he und der preußische Hof über die Hatifrkationsver- 
weigerung empfänden. 

Der Vorwurf Wilhelms Ii., die preuÜiöclieii Minister und der 

preußische fJosaiidtc im Himv^x hätten in der Hatifikationsfrage 
ihm ut'Mciiüber einen Standpunkt eingenommen, der mit den 
Aulif iuiiK<'n ihres Königs unvereirüjar sei. hatte den preu- 
ßischen Gesandten sehr verletzt, der in diesem Vorwurf einen 
Versuch erhiickle, ihn einzuschüchtern iinfl \oii dem ihm von 
seinen Vorgesetzten voigeschriebenen Verhallen abzuleukon. Die 
Folge war eine persönliche Animosität zwischen dam König der 
Niederlande iiiul liem hei ihm akkrcililit^rten preußisch(»n Gc^ 
sandten. 

Weit davon entfernt, das Mißverständnis zu beseitigen und 
die Schwierigkeiten zu g^lätten, suchte^ der preußische Gesandte 
einerseits- das diplomatische Corps im Haag und die niederlän- 
dischen Minister gegen den König aufzubringen 'und anderseits 
durch gereizte Berichte an den König von Preußen und an dessen 
Minister des Auswärtigen diese scharf zu machen. Der Minister 
Werther ging aber auf die Anregungen des Gesandten nicht ein» 
machte vielmehr Lottum ein konziiitinU s benehmen und die Ver- 
meidung eines allzu kategorischen offiziellen Schrittes zur Pflicht 
Insbesondere wurde am 31. Oktober von Berlin aus Lottum ein- 
geschärft. König Wilhelm nicht ohne Not zu reizen, er h:\ho ^']rh 
jeder AuMerung (hiriiber zu cnlliii llcn . ob iler Oehrauch. ilcn Wil- 
helm II. von (lo?n vertiaulichen Schreiben Friedrich Wil- 
helms IV. ;i('ni;uhl hatte. ents|M(vhon(! sei. uiul s'icli iihoili;i u i>t 
unter ( iilcnlt iickung s(>iner l^npfitiillichkeit in woiihvollendem 
und vtMS()hii('M(l(Mn Simu' zu beläligvn. 

Während dci im Okfobpr 1841 in (ieheiujsitzung stattge- 
fundenen l)el)ai1('ii in iler zwiMten Kannner der liollän'discben Ge- 
neralstaaten winde ein Antrag auf Ti-enniing dei- niederlän- 
dischen Ufid iU'j- liixcrnburgisclien Krone geslclll. wobei ein Sohn 
des Königs als Grolilicj zog von Luxemburg proklamiert wei'den 
sollte. T>ie Melu beit verwarf zwar den .Antrag. (b)ch beschloß die 
Kammer in die Adresse an den König folgenden Satz aufzuneh- 
men, der in unTorfängflicher Form den deutlichen Wink an den 
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König enthielt, die niederländischen Interessen Luxemburgs 
wegen nicht länger zu gefährden: «Niedf^riand erwartet von der 
Billigkeit und Gerechtigkeit der fremden Mächte, daß Verwick- 
lungen, in welche Luxemburg gerate, keinen £influß auf die 
freundlichen Beziehungen mit Niederland üben werden.» 

Hierin gaben sich aber die H()>lländer einer Täuschung hin. 
Dtuui. \\ ( IUI auch durch die Errichtung der luxemburgischen « 
Kanzli i im Haag die luxemburgischen Angelegenheiten von den 
niederlciivdischon ganz getrennt worden waren, so gehörte doch 
auch Kolländisch-Limburg zum deutschen Bundesstaat Luxem- 
burg. Da aber Limburgs Angelegenheiten nach wie vor nif^^or- 
läiiilisclie blielicn. sf> koiiiiti' Holland sich auch in Zukuutl nicht 
völii.u den Angeiegenheiten des Bundeslandes Luxemburg 
desijiteressieren. 

Die einmütige und ausg(»s|jrüchene Su»{lungnah»nc der nieder- 
läuflischen Regierung und der (Jeneralstaaten gt^gen den König 
wild dadurch erklärlich, daß um (iiesclbe Zeit Niedorhmd iu 
schwierigen Vei-haiullnn^en mit dem Zollverein wegen der Er- 
neuerung des UaJiiielsx ertrags noii 18;)U stand, iler Endi' 1841 
ablief. Die Hcdlantlei- hatten niciil tjurecht, gerade zu die.sem Zeit- 
punkt au ßorordent liehen Wert auf gute Beziehungen zu ihrem 
östlichen Nachbarn zu legen, denn schon freuten sich ihre Ham- 
burger Konkurrenten in der Hoffnung, Preußen werde den Ver- 
trag mit Niederland nicht erneuern, der den- Hamburger Zacker- 
import aus Havanna für Niederland zu Gunsten des direkten 
Imports durch holländische Häfen um 30 Millionen Pfund ver- 
ringert hatte.^) 

In Berlin liatte Werther «chon am 21. September eine Ant- 
wortnote auf (Vw luxemburgische Note vom 14. September ent- 
worfen, mit der der König, dem sie zur Genehmiguüg vorgelegt 
wurde, so zufrieden war. daB er sich nach dem l'rheber des Ent- 
wurfes erkundigte."^) Zugleich erteilte er Werth er folgende An- 
weisungen für di(> weitert^ Behancllung der Angelegenheit:^) 

1. Die Angelegenheit igt womöglich durch Österreich an den 
Bundestag zu hringen und nur auf diplomatischem Wege auf die 
eine oder die andere Weise zu erUniigen. 

'2. Die Angelegen heil soll dem österreichivschen (Jesandten in 
Berlin (irafen von i i autfmannsdorff als eine ileulsehe Sache 
unterhreitet nnd Östei ieich hewojien werden, seinen Einfluß auf 
die deutschen, Bundesstaaten im preuliiseiit-n Sinne aiiszuiilien. 

8. Der Provinzial-Steuer-Direktor Helmen lag und seine Be- 
amten sollen von Luxendjurg nicht eher abberufen werden, als 
bis die Verhandlungen diplomatisch zu Ende gebracht worden 
sind. ' 

4 

*) BericlU (\v< preiißischon Gesandten in TTHinburK \(«tn 7. Okti^ber 1841. 
Diese Noto wtnrlp prst ^fpäter durch Lottum im Haag überreicht. Ich 
koinme auf deren Inhal! im nächsten Abschnitt zurück. 

*) Graf Anton zn Stolberg an Werther 1. Oktober 1841. 
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!n UlxHeiiLsliiumung mit der Stell uugaabiiiL' seiner Regie- 
xuiiy, erteilte Friedrich Wiilielm seinem Wolter privatim in 
jeiuem aus Erdmannsdorf in Schlesien datierten Brief vom 30. 
September Bescheid, bei deseeu Abfassung er den Brief Wilhebns 
vom 19. September, in dem sich dieser über Lottum beschwerte, 
noch nicht in Händen hafte. Der Brief hatte folgenden Inhalt: 

«Gher et excellent Guillaume, Merci mille fois pour Votre 
Aimable lettre du 15 qui, par une confusion inexpliquee jusqu'ä 
.present, a iait deux fois le voyage de Silesie avant de me parvenir. 

Je vois par cette Jettre que Vous Vous etes decide pour ia 
non-ratificationJ J'avoue qne je serais bien malheureux si quel- 
ques expres^sions de ma lettre par le general Nepveu en etaient la 
cause; car ce serait un mcmoais Service dans la force du terme, 
<|ue je V^oiis aurais.rendu la. 

Ifttif tfiLite confidentielle, tonte d'ami ä ami devait Vous 
expiiquer puurquoi, apres une si loji^ue hesitation, j'avais pour- 
tant ratifie le traite sur le LuxenibourK- L expiieation de The^ita- 
ti()[i c'etait ia crainte vivement expriiuee du comnierce de uos 
.provinces rhenanes et surtout des tanneries de Malmedy et de St- 
Vith; Celle de ma ratificatiori nton sentiment du deroir envers la 
cause get Himäque et Tardenl desii que j ai de resserrer, antant 
que je puls, les liens (|ui doivenl necessaireaienl unir toules les 
parties de la granxle unite allemande, de laquelle, fm suis bieu 
intimemeut eonvaincu, dependent les destinees de VEurope. Ge 
dont je-n'ai pas parle dans ma' lettre, parce que s'entend de 
.soi-meme, c'est du role que les autres parties contractantes dii 
jtrait^ ont le droit de jouer dans la question de ki non-ratifica- 
tion. C*est lä l'affaire de nos Cabinets respectifs. Pourtant, je re- 
:grette amöirement de n'avoir pas touche cette corde diplomatique. 
II m'est i^ipossibl« de faire los fmis de la. cimdescendance des 
untres (!r)urs et si j'ai parle du commodum qu'une partie des 
Etats de Prusse auraient de la non-ratification et que j'en epron- 
verais nini-nirMne, 11 etait stiiis-etitondn que je ne in'opposerais 
pas si Votte Cabinet vouiüt entanier de« negociations avec les 
notros (du teutsehe Zollverein) tendaiites a les persuader, que les 
considerations majeures vous faisaienl desirer ia non-ratification. 
Ma lettre, ecrite daius la phis «?rande häte, a ete vsan«^ nul doute 
par sa brievete et par le niancfue de travail pour bien friser 
•chaque expression et leur douiier la clarte diplomatique, la cause 
d'un mesentcndu. (sie!). 11 laut donc, eher et excellent Guillaume, 
que je d^line ici de la maniere la plus solmneUe toute respon- 
:sabilit4 de la non-ratification (que Vous meditez) mvers les 
autres Gabinets du Zollverein. D^apres le peu de science que j'ai 
de la diplomatie, 11 me parait que la dite non-ratification ne peut 
faire crude et nude mais seuteinent par suite de negociations 
A entamer. 

En y*la (sie!) assez de ce qui concerne la politique exterieure. 
£n fait de politique Interieure« Dieu $ait que ce que Vous me dites 



biyilizüü by GoOgL 



— 152 — 

dahs Votrc lottro esi vrai. Votis seul etee responsable de l'effet que 
Ja non-ratification aura sur Vos sujets du Grand-Duche. Maia 
]*ainiti»'' fora loiijours un devoir a ceux (fiii \'oiis aiment tendre- 
nienl de Wms avcilir des da?i.ixf»rs dans Icsquels cette rosponsa- 
biliti' lueiiic poii i iait Vous precipitcr. i^our racquit de iiia cons- 
oience il faul (|ue je Vous rep«^t<' M"»' !e parti qiii Voii.s |)()iis,se A la 
Tion-ratification esl 1(» |)arti ichclU^ U^t lebelle aveo succt'vs (^.1 por- 
sevorance pendant hviit ans), le parti frnnco-hclye. 11 vous 
biouilUira d'abord avee« tous les Gouvei nenuMils de In Gonfede- 
ration ^^ernianique et avec ceux du Zollverein en particulicr — je- 
n'en excepte pas le uiieu a Texception toutefois de son chef — . 
Vous pouivez en etre bien sür, eher et excellent Guillaume. Mai» 
n'oubliez pas. eher ami, qu*i] regne deja en Ailemagne un» 
grande et triste mefiance contre le Gouvernement des Pays-Bas. 
l>ar Suite de certaines mesures prises du temps de Votre pere. Aht 
eher Guillaume, puissiez-vous jouer le grand et heau role de re- 
concillatenr. Je crains, et inon ( (»ur en souffre, que la mesure en 
qupstion n'ontre pas trop bien, dans ce role. 

Mais Je sens que je Vous ennuie et je finis, N*est-ce pas, eher 
anii. les debats de r;ai)inet ne ehangeront jamais rien a notre 
vieillo ainitie qni '^1 de la bonne trempe 

P. S. — J'ai oublie de Vous dire que la mission de Scherff 
est une veritable -eonsolation pour moi, qu'elle r/ie parait une Idee 
tres opportune et que dan-s eette mesure je vois le moyen de tout 
redresser.» 

♦ 

iX. Die luxemburgischefi Zollverhandlungen 

mit Belgien 

(September und Oktober iÖ41). 

Mit der Verweii^eruug der Ratifikation des Vertrags vom 8^. 
August J841 war die Zollfrage für Luxemhui-g wieder von Grund 
auf aufgeworfen worden. Sie mußte aber baldigst gelöst werden^ 
denn selbst in den Dankadressen an Wilhelm II. aus Anlaß der 
Niehtratifikation wurde die Unhaltbarkeit des gegenwärtigen Zu- 
standes betont und auf schleunigste Verhandlungen mit Frank- 
reich und Belgien hingewiesen. 

Schon während seiner Heise in Luxemburg im Juni 1841 
waren Wilhelm 11. solche Verhandlungen nahe gelegt w^orden. Sa 
hatt3 ihm der BürgermeiMer von Diekirch Juriou in der Be- 
grüßungsansprache gesagt: «Un traite de commerce avec la 
France eleverait notre commerce et notre Industrie au plus haut 
degre de prosperite; el si des raison s qu'il ne nous est pas donne 
d'apprecier s'opposaienl ä la realisation de ce vnnti. nos interets 
nous poi'tei'aiont a reclamor un f )-;iitc avrr In liel.Liique. Le caiial 
de Meus<'-<'l-M«iselle prometlait ä iiotio coiinnerce un developpe- 
ment inconnu encore; il serait digne de Votre Majeste d'amener 
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raccomplissement de ce grand travail.»') Und ebenso hatte 
Metz im Namen des Kantons Luxemburg vor dem König-Groß- 
herzog ausgeführt: Uni depuis des si^cles a la Belgique, le Lu- 
xembourg a cree ton tos s( > Industries et toutes ses productions 
en rapport avec les besoins de ce pays ... Tous nos voeux, Sire, 
soul donc pour uiie reunion turnniei ciale avec la Belgique, ou un 
traite de coiiniierce avec la Kiance. combine avec un traite de 
commerce avec la H;)llaiuie: si, in-üheiireiiscniciit. Vun ou l'aii- 
tre tip poiivait avoir lieu, la it'uiiion aux douaiiea äilemaiides 
plutöt eiicore qiie l isolement (lui iious accablo. 

Si Uli traite de commerce avoc la France n'etait pa^. poli- 
ti(|uc'ment, impossiblo, Finteret materiel des deux pays ne s'y 
oppoftcrait pas. Nuiis deaianderions a livrer en FiaiKe des cuirs, 
des fers seulemenl, pas de fontes, des bestiaux, des iaiences et 
autres objets moins importants. La consommation frangaise re- 
dame, depuis longtemps, contre le haut prix de ces marchandises, 
et nous viendrait en aide pour obtenir cette faveur. La Franca 
nous foiirnirait« en retour, les cotous fil4s, les tissus de coton, les 
draps fins, les soieries et les objets de mode. La compensation 
pour la France serait grande. La Hollande nous fournirait nos 
denrees coloniales, qui sont d'une consommation immense dans 
le LuxembOurg, et eile prendrait en retour les produits que nous 
ne placerions pas en France*). 

Nun richteten sich alle Blicke auf Belgien in der Erwartung* 
(h^r näch^^te Schr-itt in der F?i twickitiim- d(M* hixenü)urRisclion 
Zollangelegenlu'it werde zum mindesten ein Handelsvertrag mit 
T^t'Ifrien. wouii nicht soj^ai eine» Zollunion vSein. Solche Frwartun- 
gvn und Absich Ich bestanden bei ui-oßen Mehrheit der Be- 
vöikerunti". bei der luxemburgischen Ivommisvsion im Ilaa.u und 
nicht zuletzt auch bt^im Köni^-Großherzog. Denn wählend Wil- 
helm 1. der Getbiuke einer Zolhiuion mit Belgien unerträffiich 
gewesen wai, dachte sein S(jhn unbefangener. Da nun einmal 
von Preußen keine annehmbaren Bedingungen für einen Zoll- 
anschhiß zu erlangen gewesen waren, und «ine Handelsverbin- 
'dung Luxemburgs mit Frankreich wegen der Zugehörigkeit 
Luxemburgs zum Deutschen Bunde ausgeschlossen blieb, so 
wollte Wilhelm IL es nun mit Belgien versuchen. Dieser Schritt 
war umso gerechtfertigter, al<9 der beigische Gesandte im Haag^ 
Fürst von Ghimay, Stifft hatte wissen lassen, daß nach der Rati- 
fikationsverweigerung Belgien das Vergünstigungsgesetz von 
1839 nicht l)Ostehen lassen könne, wenn der seit August 1840 in 
Luxemburg eingeführte Zolltarif, der die belgischen Erzeugnisse 
schlechter stellte als die preußischen, nicht abgeändert werde. 

Auf belgischer Seite aber war für diese Pläne keine Geeen- 
liebe zu ei'warten. wie aus ffilueudem Ziikttlar des bcl<>isch(Mi 
Ministers des. Innern, J. B. Nothomb, — selbst ein Luxemburger 

0 Joris. Notice biographiqne jiur Gniltaume IT, Seite Ö5. 
0 Joris, a. a. 0. Seite 75. 
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oind der führeiHle Kopf des belgischen Kabinetts 0 — an den 
«Gouverneur der belgischen Provinz Luxemburg Baron de Steen- 
hault vom 22. Septeiiibei 1841 hervorgeht. Dieser wurde ange- 
wiesen, alle lokalen Deiiioiii>trtitiüiieii in meiner Provinz, die 
gleichzeitig und viM-anlaßt ilurch die KuiuUvhiinueii itii Groß- 
herzogtiim wegen der Nii;htratifikatiün dahin lauten sollten, einen 
Handelsvertrag oder einen Znllajischluß Luxemburgs mit Belgien 
zu vollziehen, als uiuin^chi acht (deplacees) zu verlrinderii : «Or- 
ganisei um vaste petitionnenieut dans Tun et l'autre LuxiMiiljourg, 
jeter ralaiiiie en Alleinaj^ne par la deniande d'iine union pure et 
simple avec la ßeigique, i'aire peut-etre un ap|)el ä la France, 
c est se jetei dans un muuvemenl anti-germaii i(|ue, irregulier, 
quasi-revolutionnaire et compromettre une Situation qui offre en 
elle-menie les i)lus helles lessou rees.> 

l)ie.so8 Zirkular teilte iSothonib seüjüt dem preußischen Ge- 
sandten in Brüssel von Arnim, mit. um die Uns<^huld Belgiens 
an der Xichtratifikatioii des Vertrags vom 8. August zu beweisen. 
«Ün peut aussi croire a la sincerite de M. i^Iothomb, sebri^ Ar- 
nim an Werther am 27. September 1841, lorsqu*il deplore, couune 

il le fait, Taveuglement des Luxembourgeois allemands et 

lorecfu'il exprime la convictioh et Tespoir gue malgre tout Tac- 
cession du Grand-Duche aux douanes allemandes s'effectuera 
tot QU tard.» Zugleich erklärte sich Nothomb Arnim gegenüber 
zur Beibehaltung des belgischen Vergünstigungsgesetzes von 
1839, ja selbst zu dasscn Ausbau zu einem Handelsvertrag mit 
Luxemburg bereit» lehnte aber einen Zollansohiuß strikt ab. 

Wie kam Belgien im September 1841 zu einer solchen Poli- 
tik Luxemburg gegenüber, die in diametralem Gegensatz stand 
ysn seinem Verhalten bei* der Trennung von 18B9? 

Die eine Ursache waj^ eine politische: die Furcht vor Wil- 
helm IL, vor Versuchen des Oraniers durch Al>t ragung der 
Grenzen zwischen Belgisch-Luxemburg und dem Großherzogtom 

wieder Fuß in Belgien zu fassen: «Ces vues saines et ces honnee 
dispositions (de M. Nothomb). meinte von Arnim, sont l'ceuvre 
du rni Ouilhaime II et d(^ la peur (pi'il inspire.» Diese» Befüi-ch- 
tungeii waren vielleicht unbegrüiiilel. aber sie waien /uui uiiu- 
desten erklärlich, denn wenige TaRe uaeii der Stelluii.uiialune 
Nothombs. aui 81. Oktober 1841 wiii'de in Hrüssd ein oraugis- 
tisthes Kompiiitt ehemaliger Offiziere, daruntei zweier Generäle, 
entdeckt. 

Die zweite lirsache, die das Verhalten Belgiens beslimnite, 
war handelspolitischer Natur. Auch Belgien suchte damals 
seine handelspolitische Orientierung und wollte es devSiialb unter 
keinen Umständen, selbst nicht Luxemburg zu liebe, mit Preußen 
und dem Zollverein verderben. 

Jean-Bajptiste Nothomb, geb. 1805 zu. Messancy Oienig) im deutsdi- 
^rechenden Teil BelgiscboLuxeoibarg». 
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Belgien hatte sclion 183:^ durch deu Minister G()i)h'l seine 
Aufnahme in den ZollvertMu iiegohrl. die aber Preußen, das für 
i>eine Industrie die belp:is€he Konkurrenz fürchtete, unter dem 
Vor wand, der Eintritt in den Zuiiviirein kumme nur für deulüche 
Staaten in Betracht, abgelehnt hatte. 183(3 stellte der Minister 
de Theux denselben Antrag zum zweiten Mal, aber mit demselben 
Mißerfolg. Im Juni 1839 war es der großherzoglich-hessisehe 
Minister Hoffmann« der die Aufnahme Belgiens in den Zoll- 
verein anregte. Auch diesmal wehrte Preußen ab. Nun mußte 
aber Belgien nach irgend einer Seite hin handelspolitischen An- 
schluß finden, um so mehr als auch ein seit Jahren in der 
. Schwebe befindlicher Sehiffahrts- und Handelsvertrag mit dem 
Zuli verein nicht vom Fleck kam. Deshalb begab sich im Mai 
1841 der Minister van Prael nach Paris, um über eine Zollunion 
mit Prankreich zu verhandeln. Als dievse Mission bekannt wurde, 
formulierten Österreich am 27. Juli und England am 18. August 
1841 einen scharfen Protest, der das Projekt zu Fall biachte. 
Schließlich stellte am 1. Oktober 1841 HelKien durch seinen üe- 
>;uidte?\ in Berlin General Wilhnar hei Preuüen den Antrag auf 
Wiedel auf Fiahme 'der Verhandlungen w cKen eines Schiffalirts- 
und Handelsvertrags mit dem Zollverein. In dieser Lage Bel- 
giens erfol^teii nun die luxend)U! j^ischen Annäherungsversuche. 

In den ersten Tugi-n des Oktober 1841 stellte Wilhelm Jl. in 
Brüssel den Antrag auf die Eröffnung von Verhandlungen wegen 
eines helgisch-luxemhurgischen Handelsvertrages. Wie unange- 
nehm dieser Antrag Belgien auch war, besonders so lange der 
Streit Wilhelms II. mit Preußen wegen der verweigerten Ratifi- 
kation tobte, und Belgien deshalb leicht verdächtigt werden 
konnte, bei dieser Nichtratifikation die Hand im Spiel zai haben, 
— der Antrag konnte nicht abgewiesen werden. Um Zeit zu 
gewinnen, ersuchte Belgien um bestimmte Vorschläge. 

Zu diesem Zweck bildete Wilhelm IL im Oktober aus der 
hixemhurgischen außerordentlichen Kommission im Haag einen 
dreiköpfigen l'nterausschuü — von Bl(K'hau>sen. Theodor Pescä- 
tore lind de Lafontaine — zur Bearbeitung der Frage nnd zu 
X'erhaiidiuriKen mit dem i)elgiscbr>!i Konunissar Dujardin. der um 
dieselbe Zeil we^en eines Handelsvertrages zwischen Belgien und 
Holland im Haau weilte. 

OleichzeitiR wurde die am i. Oktober 1841 errichtete Han- 
ilelskamiiier in Luxemburg zu gutachtlicher Äulku un^ aber die 
zweckmäßigste Gestaltung der wirtschaftlichen Beziehungen zu 
Belgien aufgefordert. Die Kammer sprach sich in erster Linie 
für eine Zollunion mit Belgien aus, um den Zustand, wie er bid 
1839 bestanden hatte, wieder herzustellen, und für «den Fall, daß 
ein solcher Anschluß nicht zu erreichen sei, für eine zollpolitische 
Annäherung an Belgien auf folgender Grundlage'): 

Statistique hiistorique. La Situation de linduätrie et du cummerce, 
Seite 16. . 
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1. Luxemburg würde gegeuüber Preußen und Frankreich 
den belgischen Zolltarif anwenden. 

2. Im Verkehr zwischen Belgien und Luxevnburg: 

a) Gegenseitiger freier Verkehr der für die beiderseitigen 
Gewerbe nötigen Rohstoffe, somit also auch ungehinderte Ver- 
sorgung der belgischen Eisenindustrie mit luxemburgischen 
Erzen. 

Ii) Desgleichen freier Verkehr für die landwirtschaftlichen 
Produkte, .sowie freie Einfuhr oder allenfalls nur inälMge Be- 

lastun.Lj: ilos luxombui'.irischcn WcMns und Rssi^^^s in Bel<;icn. 

cj Kreio Kintuhr folgenilcr luxciiiljui gischen Fabrikate in 
Belgien: Papier, Leder, Handschuhe, Steingut, verschiedener 
Textil- und Eisenwaren. 

l'aüs ein Handelsvej'tj-ag zwischen Belgien und Erank- 
n ich ziistaiulo komme, sei Luxemburg auch in diesen Vertrag 
einzu.SL'hlieüen. 

Außerdem war bei der Ernennung der Mitglieder der Han- 
delskammer jedem Mitglied auferlegt worden, sieb über dm 
wünschenswerte handelspolitische Verhältnis vom Standpunkt 
des von ihm vertretenen Gewerbes zu äußern. Ich bringe nun 
das Ergebnis dieser Enquete. 

La inhrirf schaff . 

I^ishor war die Landuii tscliaft in Belgisch-l^u.vuJiiburg und 
im (Jroliherzogtum auf deji freien Austausch in dei- Weise einge- 
richtet, daß die großherzoglichen I.andwirte, die Weizen und 
Gerste nach Belgien brachten, Koggen, Hafer und Kartoffeln aus 
den belgischen Ardennen als Rückfracht erhielten. Insbesondere 
war die Festung Luxemburg ein Hauptabnehmer für den wallo- 
nisijchen^ Roggen. 

in der Viehzucht bestand ein ähnlicher Austausch, indem 
das magere Vic-h, besonders Schafe, aus den belgischen Ardennen 
nach dem (iioßlierzogtum verkauft win de, von wo es dann später 
als Schlachtvieh hauptsächlich nach Frankreich gelangte.. 

Ww freie Ausfuhi- des (lelreides aus dem (iroßherzogtum 
nach Helgisch-Tatx(nnhni<i gereiche sowohl dem ersleren. das auf 
diese Weise seinen (l)ejsrhuß absetze, als auch dem letzteren 
zum Voi'leil. das ja (MMrci.le ciiitühF-en niiisx' und das luxembur- 
gische (lelfcide viel hiliiuei- hekumme ai> das lielreide aus dem 
übrigen Hel.uierK Da nun ndiiien im ganzen nicht Ge,t?'eide genug 
erzeuge, solches vielmehi- ans Ebersee *^intüln'en miisse, so würde 
die fi-eie lant'ubr des luxembui giscluMi (jelreides, das wegen der 
hohen Frachten nicht über die Ardennen hinaus nach den ande- 
ren belgischen Provinzen gelangen könne, die belgische Land- 
wirtschaft in keiner Weise schädigen. 

Eisanraren. 

Tnitz des belgisclien Zollvergünstigungsgesetzes, das die 
freie Einfuhr luxemburgischer Eisenwaren gestatte, könnten 
diese mit den belgischen Eisenwaren nicht konkurrieren. 
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Leder. 

Belgien .sei für den BezuK der Lohrinde auf LiixemburK ange- 
wiesen, und die hixemlKirgischen Gerbereien würden allerdings 
den belgischen eine erfolgreiche Konkurrenz machen. 

Papnr. 

Bpluit'ii habe koino noinuMiswerte Papierindustrie. Den 
Konkurrcn/.kaiiipf würde daher das luxeml>ui\ifische Papier in 
Belgien mit dem ii'anzö.si«chen au [zunehmen haben. 

Steingut. 

\)'AS Absatzj^ebiet dieser luxeiiibur^iisclien Pjodukte iii Bel- 
gien sei begrenzt durch die im Verhältnis zum Wert sehr hohen 
Frachtkosten. Die luxemburgischen Waren würden in Belgien 
meist mit den* aus Enghmd importierten konkurrieren. 

Wollwaren. 

Luxemburg produziere hauptsächlich grobe Tuch waren und 
Flanell, die in Belgien mit englischen Waren in Wettbewerb zu 
treten hätten. 

Handachnhe. 

Die hixciuhiirgisclien Kahrikate w iinien in Belgien nur den 
französischen den Markt streitig machen. 

Dagegen \\ iiid(^ Luxomburu: aus Belgien hauptsäxjlilich Ko- 
lonialwaren. Salz, Haumwoll-, Kurz-, Eisenwaren, Schiefer, Vieh 
und Bafel beziehen. 

Kotomalwaren, 

Die Versorgung der luxemburgischen Konsumenten iiber 
Antwerpen sei für Belgien außerordentlich wertvoll und dies als 
«ine Kompensation für die von Belgien^ begehrten Vergünstigun- 
gen anzusehen. 

Salz. 

Die luxemburgische 8alzregie beziehe jetzt das Salz aus 
Pieuze in Lothringen. Eine Lösung dieses Vertrages w^ürde i^e- 
statten, die belgischen Salzwerke in Dinant als Salzlieferamten 
des Großherzogtums zu bestellen. 

BaumwoUwaren. 

Der ganze luxemburgische Verbrauch werde von Belgien 
gedeckt. 

Kurz- und Kleineisemvaren 

wurden bisher aus Frankreich und Deutschland bezogen. Eine 
zoUpolitische Annäherung würde Belgien gestatten, diesen Markt 
2U erobern. 
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Schiefer. 

Der belgisohü Schiefer könne den französischen in Luxem- 
burg ^!:anz venl rängen. 

Nacli An.sii'hl der Kammer, würde auch ohne Zollunion, 
durch eine Zollannähenin?, d. h. durch einen Zollvertrag, der 
die Zollinie zwischen I.ii xenibu rjr und Belgien zwar bestehen 
ließe, aber duicli die verbliebenen m ringen Zollsätze den Anreiz 
zu?n vSchniuKMci beseitige und damit die Kosten der Grenz- 
l)i'vviu liung reduziere, den Interessen beider Länder entsprochen 
werden. 

flier (»ine ( bersiclit der Im i^ischerseits geschätzten jährlichen 
Ein- und Ausfuhr (in Franken) zollpflichtiger Waren im Ver- 
kehr zwischen Belgien und Luxemburg nach dem Stande vor 
der Trennung von 1839. 

Ausfuhr Belgiens nach Lttxtmliiirg 

LandtvirtsehattUehe Erzeugnisse 



Vieh 100000 

Hörner 10 000 

Hopfen . 60 000 

Bier 10 000 

Branntwein 8()()()0() 

Zucker liHKiOOO 

TexiUrvaren 

Baumwolle 700 000 

Wolle ; 200 000 

Hanf und Flach3 200 000 

Leinenzwirn . 500000 

Wollgarn 50 000 

Baumwollgew«be 1 400 OOO 

WoUgewebe 600000 

Wolltuch . 400 000. 

Leinen 500 000 

Strumpf- und Strickwaren 300 0(K> 

Spitzen und Tüll 200 000 

Hüte 100 000 

K u r z w ;u' e n 150 000 

Wachstuch 15 000 

Teppiche 10 (^)n 

Seile .t . . 2.^)mQ 

Eisen, MetaUe und Mtuchinen 

Ge<r()ssenes und bearbeitetes Eisen . . , 15(H)00' 

Verzinkles Eisenblech 200 000 

Bleche 200 000 

Eisen- und Kupferdraht 100000 

Schreibfedern 10 000 



Digitized by Google 



1 



Waffen" 40 (KM) 

Mosserwareii 200 000 

Maschinen und Dampfkessel i.iooo 

Bcarbfiteles Blei . . . / 100 000 

Zink 100 000 

Sonstiges 

Kaffee 1200000 

Tai)ak 200 000 

Öl 400 000 

Seife 40 000 

Chemikalien , . . . . 60 000 

Alaun 20 000 

Farben 1^)000 

Krapprot * K'^™ 

Bücher 100 000 

vSalz 200 000 

Wagen 12 000 

Glas . . 300 000 

Schiefer 5Ü üOO 

Ausfuhr Luxemburgs nach Belgien 

LandwirtschafUicke Erzeugnisse 

Holz •. . . 50 000 ' 

Gerbstoff inoooo 

Vieh 50000 

Obst und Gemüse 30 000 

Getreide und Mehl 800 000 

Teigwaren, Graupen, Gries 30 000 

Wein und Branntwein 150 000 

Weinessig 50 00<3 

Itidustrielle Erzeugnisse 

Leder und Häute 95(MH)0 

Handschuhe 350 onn 

Trinen- und IJanftücher 4()iii!(i 

Gesponnene Wolle 40iHM) 

Wolltuch . . . 500 (UX) 

Bauni wollwaren 50 (KK) 

Fayence : 410 (HM) 

Papier . 3(M)0(U) 

Talictkwaifn 100 (MK) 

Pfeifen 20000 



Die Verhandlungen zwischen dem belgischen Koniniissar 
imd den luxemburgischen Vertretern im ITaae nahmen von An- 
fang an keinen befriedigenden Verlauf. Belgien, dem an einem: 
ZoUan.schluß Luxemburgs nichts gelegen war, verhandelte nur 
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zum Sfhoiii. WüIucmuI die Luxuinhuiger Wnhlvvüllen und Ent- 
gojit'iikoiiiiniMi von Holgieii riwaitol hatten, .stellte dieses niaßIo>e 
Fuiderungen. Es v(Mlan^te von Liixend}ui>^ Kuiizessionen scliun 
bloß für tlie lieibehaltung des Ner^ünsligungsgeselzes von tS3U 
und erst ri'cht solche für den Ausbau dieses (Gesetzes zu einem 
umfassenden Handelsvertrag, und zwar verlangle Belgien für die 
Ausdehnung des Vergünstigungsge^setzes auf Wein, Leder und 
Papier unter Beibehaltung der Kontingentierung des luxem- 
burgischen Exportes nach Belgien seinerseits Zollermäßigungen 
Luxemburgs für belgische Kolonial-, Eisen-, Textil-, Kurz-, Glas- 
waren und Salz und ferner zollfreie Einfuhr von Hoheiaen und 
Schiefer. Zur gemeinsamen Fertigstellung des seit- 1830 aufge- 
j?ebenen Maas-Moselkanals war Belgien l)ereit. 

Diese Medingungen und vor altem die Kontingentierung des 
industriellen Exports Luxemhuru:s nach Belgien, die jeden Auf- 
schwung der luxend)urgischen Industiie ijaralysieit hätte, wajj'n 
unannehmbar, trotzih'm cntsrliicd sicli die Melirlicit der luxem- 
hnrgisclioii Koniiuission ity liaag für die Annahme eines Ende 
Okl(d)ei' zuslaiidi' uekoitiiiH'nen Vei-tragsenlwuife.s. Il noil hatten 
die Verhandiu Mueii ihi l\iule erreicht, da nach der liurkkelir des 
belgi.schen rnteriutiidlers mit diesem Entwurf nach Iii üssel die 
belgische Regierung nielit mein aui die Angelegenheit zurü<^kkam. 

Dieses Verhalten Belgiens war nicht bloß tur die luxenibur- 
giselie Kommission im Haag eine arge Enttäuschung, der das 
Kommissionsmitglied Jurlon, der gewiß einem Anschlu0 an den 
Zollverein nichts weniger als freundlich gesinnt war, in der 
Sitzung der luxemburgischen Kammer vom 2'2, Dezember 1841) 
mit bitteren Worten Ausdruck gegefben hat: 

«Nous pensions que ia Belgique nous ouvrirait fraternelle- 
ment ses frontieres. Cette Illusion s'est bientot dissipee. Apres le 
refns du Roi d'accedei a FEnion douaniere, des negociations ont 
efe entamees avec la Belgique. A cette epoque, nous comptions 
et nons devions compter snr les sympathies si fraiches encore 
que ce pays nous avait tenn)ignees lors de la Separation en 1889; 
imus n'avions pas un 'instant de doute (|ue ses f iniiiieii's ne nous 
fnssent onvertes. Notre eoufiance s'est bientol eväiiouie: vous 
savez tons les dures condilions (|u*on m xouIu iujus imposei-. Xous 
nons vimes abaiidoiines |)ar ce pays aufinel tant d'affections nous 
aflaehaient. vers iequel tous nos inlerets u(his appelaient. üeux 
annees avaient suffi pour laire tont (jul)lier.> 

Servais, dei- ebenfalls der Konnnission angehörte und /u den 
Vorkämpfern für die Vereinigung Luxemburgs mit Belgien nach 
1830 gehört hatte, äußert sich in seiner Selbstbiographie (Seite 14) 
über die Gründe der belgischen Politik dem luxemburgischen 
Antrag auf Zollanschluß gegenüber mit den Worten: 

«Les propositions qui nous furent soumises (par un envoye 
du ministere beige des affaires etrangeres) me parurent peu 

, 0 Seite 919. 
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>seri0Qses, tant je les considerais comme izia4M;eptab]!e6. Elles 
.iurent acceptees cependant par la commiseion contre la ddcisipn 
de lajcnielle je votai, mais resterent saus suite. Le gouvornement 
beige ne fit plus de communication ä leur süjet apres le retour 
.a Bruxelles du n^ociateur qui avait ete ettvoYe a la Haye; au 
moins je n'ai eu connaissance d'aucune; il ne voulait pas deplaire 
ii la Pnisso (Uli ttMuiit beaiicoui) a l'ontroo chi O.-D. dans l'union 
douaniero aliemaade. parce qu'il ötait lui-meüie en negociation 
avoc eile puur la conclusion d*uii traite de commerce. Un iiiinistre 
beige que je vis a Bruxelles, a mon retour de la Haye, nie dit: 
«Le traite avec le U.-D. est pour nous le pont par lequel iious 
-arriveroihs a cuiu lnre uii traite avec l'union douaniere alleniande. 
Je crois que cet hoiimie d'Ktat se serait expriiue plus exactemeut 
et plus francheuient, s'il avait dit que la jujii-conclusiun du traite 
avec le G.-D. etait le pont qu'on voulait etablir; c'etait eile, en 
^fet, qui etait propre ä disposer favorablement les hommes 
d'Etat prussiens en faveur de la Belgique.» 

An sich wäre Belgien und nicht zuletzt aus politivschen Grüu- 
rden sogar für einen Zollanschluß Luxemburgs zu erträglichen 
Bedingungen zu haben gewesen, obgleich es selbst damals han- 
delspolitischen Anschluß suchte und sich in einer ähnlich^ un- 
«erquicklichen wirtschaftlichen Notlage wie Luxemburg befand, 
.aber Preußen ließ Belgien wissen, daß Luxemburg einen nach 
^iner Ansicht bindenden Anschlußvertrag an den Zollverein am' 
8. August geschlossen habe, dessen Ratifikation bestimmt erwar- 
tet werde, daß somit Luxemburg nicht mehr fähig sei, selbständig 
einen Handelsvertrag mit einem dritten Staat abzuschließen. Vor 
diesem Einspruch ließ Beljjien die mit Luxemburg im Haag be- 
^gonnenen Verhandlungen fallen. 

Die Zeitungsnachrichten über belgisch-luxemburgische Han- 
delsvertra^^sverhancihingen hatten nämlich Lottum veranlaßt, am 
12. Oktober unter Hinweis auf den bestehenden Vertrag vorn s;. 
August den niederläiulischeii Staatsrat von Fabrieius, der ^Siiflt 
-als Chef der luxembui-gisehen Kanzlei \ orühei'.ueheDi] veiirat, 
um Aufklärung zu bitten, in der Absicht, die erworbenen Hechte 
des Zollvereins aus dem Vertrag vom August /u waliren. Die 
AuUvort Fabrieius' an Ltjttum \oni lo. üktobei' war ein glattes 
Dementi, dessen Inhalt mit der Wahrheit nicht gut zu verein- 
-baren war. «Die Nachricht von der Ernenn ung einer luxembur- 
gischen Kommission für die Unterhandlung eines* Handelsver- 
trags mit Belgien sei gänzlicl| unbegründet.» Aus Anlaß der An- 
wesenheit dee belgischen Konsuls in Hamburg und Hannover 
Duiardin, der mit als belgischer Kommissar mit dm Nieder- 
landen über einen Handelsvertrag verhandle, hätte lediglich eine 
Besprechung mit dem belgischen Gesandten und einzelnen Mit- 
tgliedern der luxemburgisclien Konmiission über gegenseitige Ta- 
Tifermäßigungen zur Beibehalt nng des belgischen Vergün- 
istigüngsgesetzes von 1839 stattgefunden. 

U 
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In oiiiur offiziellen x\ote vom 15. üktüLer sprach dann Lol- 
tum Fabricius gegenüber den Vorbehalt aller Hechte, die Preußen 
und dem Zollverein aus dein Vertrag vom 8. August gegen Lu- 
xemburg zuständen, aus. Auch der belgische Gesandte im Haag. 
Fürst von Chimay wurde offiziell von Lottum benachrichtigt, daß 
Preußen Wilhelm IL von der Ratifikation des Vertrages nicht, 
entbunden habe. 

Fast zur selben Zeit hatte Notlionib am 18. OktnlxT dem bel- 
gischen Gesandten in Brüssel von Arnim mündlich mitgeteilt, die- 
Hauptnüssion Bujardins im Haag sei die Erweiterung und Um- 
wandlung der Luxemburg sintens Belgiens 1839 gewährten Zoll- 
vergünstigunpon in einen Handolsvcrtray:, worauf ihm Arnim die- 
Kopie der Antwort Fabricius' an Lf)tlinii vom 13. Oktober vor- 
legte. Arnim, dessen diplomatisihc Hi'iivhte sich durch eine 
Frische auszeichnen, die den feierliclieiL f rockeneii Verlaut- 
barun<»en der Diplomaten sonst nicht ei.ucn zu sein pflegt, be- 
richtet über den Vorfall an 1' l iediich VVillielni \\ . am 19. Okto- 
ber wie folgt: * Lorsque M. Nothomb y a tiouve Tassurance don- 
nee au Ministre Lottum qu Ml iTetail nulJement qucstiun de la 
combinaison d'un trtiite de. commerce concernant le Luxcmbourg, 
il n'a pu cacher sa.surprise et son etonnement de cette mauvaiae 
foi. Apres Tetonnement est venu la reflexion et M. Nothomb m'a 
paru s* adresser la question aussi naturelle qu'importanie: Qui 
trompe-t-on ici?» 

Wäre es bisher Belgien mit den Verhandlungen wegen einer • 
handelspolitischen Annäherung Luxemburgs ernst gewesen, so 
hätte jetzt sein Vertrauen in die Ehrlichkeit seines Partners ver- 
schwinden müssen, da es nun in nehmen mußte, Luxemburg 
wolle es lediuHch gegen den Zollverein ausspielen, um von diesem 
nachträglich bessere Bedingungen Zu erlangen. Von diesem 
Augenblick an war der Versuch Luxemburgs, sich wirtschaftlich 
Belgien anzulehnen, definitiv gescheitert. 

Auf diese Nachrichten hin teilte das Berliner Kiibinett dem 
Brüsseler niit.^) der Zollverein (M-warte von LuxtMubuig die Ra- 
tifikation des Vertrags vom 8. August. Rs handle sieh nun um 
eine wichtige Angelegenheit der deutschen Politik, nicht mehr 
bloli um eirie Zollvereinsangelegenheit. VerhandhinufMi fjixeni- 
hurgs wegen eines Han(h^l«^vertrags itiü nie^r anderen lu gierung' 
seien nur geeignet, diese zu kumprumettiereii. Aus Anlaß der 
schweibendeif Verhandlungen des Zollvereins mit Belgien wegen 
eines Schiffahrts- und Handelsve,rtrags werde sich der Zoll- 
verein bemühen, vorausgesetzt daß die Ratifikation des Vertrags 
vom 8, August erfolgt sei, Luxemburg die gewünschten Erleich- 
terungen von belgischer Seite zu sichern. 

Als der englische Gesandte im Haag von den belgisch-luxem- 
burgischen Verhandlungen erfuhr, unternahm er einen zweiten 
Schritt, um Wilhelm II. zur Ratifikation zu bewogen, indem er- 

•) Werther an Arniui am 25. Oklobcr 1841 
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ilmi die erwähnte Depesche Abordoons y.wv Kenntnis j^ab. Die 
Antwort, die Sir Kdward voiw Koniu <'rliiclt. war riirfit hofri(»- 
diRend, und so schrieb er dicsoiii ei neu Ht icf. in ilviu er ihn bei 
seiner königlichen Khro autford<M tc ilic Halitikatidii nidit lanurr 
zu verweij^ern, nachdem festüfcstcllt stM, daß dn Koni- vnn 
Preußen ihn von der Rafitikalion nicht entbuiuien iiabe, Wil- 
helm IL vielmelir einige vertrauiiciit" Äußerungen Friedrich 
Wilhelms unrichtig verstanden und ausuvlfut habe. 

Die belgiscli-luxemburgischen Verhaiullungen veraulaßten 
die preußische Regierung, nunmehr ihi-e Antwortnote auf die die 
Verweigerung der Ratifikation enthaltende Juxemburgische Note 
vom 14. September, deren Äfosendiing durch die Ankündigung 
der Ankunft von Scherffs in besonderer Mission verzögert wor- 
den war, im Haag zustellen zu lassen. 

Diese preußische Note vom 18. Oktober gab zuerst einen 
Überblick über den Gang der bisherigen Zollanschlußverhand- 
lungen wegen Luxemburgs. «Niederland suchte (gleich nach der 
Rückkehr eines Teiles des Großherzoglunis unter die Botmäßig- 
keit lies König-Großherzogs) den Anschluß des Großherzogtums 
an den Zolkerein nach im Interesse der Produktion, der Indus- 
trie und des Handels dieses I ;in N s und berief sich darauf, daß 
Luxemburg zum Deutschen Diinile gehöre.?^ Dann wurde der 
nicht nnhe.miindefcn l^/fü j clitnngen dei- Gi^ber vf)n Malmedy 
Ki'wähii iinu uetan. Alli'in n<ich reiflicher iMwäiiunu waren 
8. M. der König entsrlilossen, liier ein |)artikulai"es Opfer zu 
bringen, um nicht aus einem }iart iknlaren Interesse Verhand- 
lungen autzugeben, welche in» uvnn iiisamen Interesse Deutsch- 
lands, des Zollvereins und \ iederlands geführt wurden. >^ 

Such V ülkenei'litlii-lien (irundsät/en .sei es nicht ti<'>la((et, 
einen Vertrag, der von den beiderseitigen Devollmächligten 
instruktionsgemäß abgeschlossen war, nicht zu ratifizieren. Der 
luxemburgische Bevollmächtigte habe den Vertrag am 8. August 
unterzeichnet« nachdem die von ihm im Hinblick auf die Erhal- 
tung des belgischen Vergünstigungsgesetzes verlangten Konzes- 
sionen, bis auf die zollfreie Ausfuhr des Eisenerzes, schon am 
1. August ausdrücklich abgelehnt worden waren. Auch der Hin- 
weis auf den von den preußischen Konnnissarien gemachten 
Ratifikationsvorbehalt wegen der preußischen (iarnison zu Lu- 
xemburg sei hinfällig, da dieser Voibehalt seit Jahr und Tag 
bekannt war, und man sich über diese Art der geschäftlichen 
Behandlung geeinigt hatte. 

Die liatifikationsvpT weigern ng hänge mit der Tätigkeit der 
hixeinhurgischen anßeroi dentlicliefi Knnnnission im Liaag zu- 
sammen. Daß diese sich gegen den ZoliaiiscIduÜ ausgesprochen 
habe, sei nicht auffällig, tia sie aus Männern jener Partei hestidie, 
welche jede nähere Vereinignng Luxemburgs mit Deutschland 
und jede iMilfeinnng von lien Institutionen, die bis 1839 doit 
bestanden hatten, beküjupfe. 
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«Mit tieieni Bedauern wiid eiber ganz iJeutscliland vüiiiuii- 
«nen, daß in einem Verein, worin so viele deutsche Stanteii. so 
viele deutsche Stämme die Förderung ilire^ Haiiüeiö, liirer Ge- 
werbe, eine Kräftigung liirer Unabhängigkeit und ihrer Natio- 
nalität und eine wesentliche Verbesserung ihres Staatshanshalts 
gefunden haben, die Bewohner des Großherzogtums Luxeaibuig, 
in Wahrheit aber nur eine Partei dieses Landes nur eine Schmä- 
lerung ihrer materiellen und politischen Interessen sehen 

Diese (Zollvereins-) Staaten und in Sonderheit Preußen halben 
(bei dem Anschluß Luxembui^gs) auch ein materielles Opfer 
nicht gescheut und hätten auch bei dem beklagenswerten End- 
.resultat der Verhandlungen, die beruhigende Überzeugung, daß 
dhrem Verhalten der Beifall aller Wohlgesinnten in Deutschland 
nicht entgehen wird.» 

Nach dieser Versicherung einer wirtschaftlichen Uneigen-, 
nützigkeit von preußischer Seite, die der unparteiische Beurtei- 
ler der Verhandlungen nicht wird bestätigen können, schloß die 
Note mit der zuversichtlichen Erwartung, die luxemburgische 
^Regierung «werde das Mißtrauen, welches ihr gegen den Vertrag 
vom 8. August von einer Partei im Großherzogtum eingeflößt 
wild, aufgeben, sie werde der Stimme des Völkerrechts, den 
wahren liiterest^en ihrer Luxemburger Untertanen, endlich den 
Katsehlägen ihr l)ef l eiiiidetei , um ihr Wohl besorgter Mächte 
-Gehör geben und nicht länger anstehen, den V'ertrag vom 8. Au- 
gust zu ratifizieien.» 

Am 18. ()kl(jner wurde diesie ^oie ijMmn mit dem Aultrag 
zugesandt, .sie dem österreichischen, englischen und russischen 
Bütsrhafter im liaag mitzuteilen, um ihm auf diese Weise eine 
(jeii iigtüung wegen des ihm xon dem Li>gation»<«rat Mazel im Auf- 
trag Wilhelms 11. geiiiachten Vorwurfs zu verschaffen, daß seine 
Ji]rkUirungen mit denen Friedrich Wilhelms in Widerspruch 
:3tünden. In der Depesche vom 18. Oktober, die Lottum diese 
Instruktionen überbrachte, hieß es noch: «So entschlossen wir 
sind bei dem Vertrag vom 8. August zu beharren, so gern sind 
wir bereit, auf jeden uns von der Kgl. Großh. Regierung zu 
zeigenden Ausweg einzugehen, durch welchen jene Regierung 
glaufbt, eine Kompromittierung bei ihren Luxemburger Unter- 
tanen vermeiden zu können, wenn wir nur unseren Hauptzweck 
•erreichen.» 

Gleichzeitig wurde diese Note vom 18. Oktober allen Zoll- 
lereinsstaaten durch eine Zirkularnote mitgeteilt, in der das 
politische Moment unterstrichen wurde: «In Luxemburg hat die 
Partei, welche im Jahr 1830 und in den folgenden Jahren gegen 
das Haus Oranien so tätig gewesen ist, mit Frechheit ihr Haupt 
erhohen : dif? Abneigung, man kann wohl sagen, die Feindschaft 
gegen Deutschland, die Neigung zu den nicht deutsclien Nfirh- 
barn spricht sich niuimwunden ans. Wie man die kommerzielle 
Einigung mit Deutschland verschmäht, so wünscht man die mit 
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den fremden Landen, und es ist unverkennbar, daß nicht die 
Sorge für den ScluiU und die l^'örderung materieller Interessen, 
sondern leidenschaftliche politische Ab- und Zuneigungen die 
wahren Motive des Parteilreibens im Grußherzugtum sind. Das 
Ziel dieses Treibens liegt nur zu klar vor Augen; es ist das 
gänzliche Losreißen Luxemburgs von Deutschland .... Preußen 
und deine Zollverbündeten haben nocb die große Beruhigung» 
daß auch das KaiserL österreichische Kabinett, welchem die 
Verhandlungen des Zollvereins fremd sind, den Anschluß Luxem- 
burgs an den Zollverein nicht als eine Angelegenheit betrachtet» 
welche bloß Zollvereins-Interessen berührt, sondern als eine 
wesentlich deutsche Angelegenheit, von der Hell oder Unhell 
eines deutschen Landes, dessen Verbindung mit Deutschland oder 
seine Entfremdung davon, und in nicht geringem Maße die 
Förderung ilei Sicherheit von Deutschland Selbst abhängt.» 

Am 23. Oktober, zur selben Zeit als im Haag das Gerücht ' 
entsiand, der französische Gesandte Bois-ie-Gomte habe aus 
Paris Vorschläge für eine Handelsverbindung Frankreichs mit 
Luxemburg mitgebracht, reichte Lottum im Auftrag seiner Re- 
gierung bei der luxemburgischen Kanzlei die Nntp ^()ln.lS. Ok- 
tnlier oin. Am nächsten Tag überließ Lottum Stillt auch die 
Zirkularnote an die Zollvereinsstaaten zur Abschrift, damit sie 
zur Kenntnis des König-Gioßherzogs gelan*^e. 

Bei dieser ( ielegcnluMt konnte vStiffl Lottum seine inie^r-e 
t'bi'izt ugung aussprechen, daß weder die Forderung i'reuliuns 
I i och die Ratschläge Österreichts und Enulands den König-Groß- 
lier/og zur Ratifikation veranla^ssen würden, weil er an ernste 
Koni[)likati()nen nicht glaube und der französischen l-nter- 
slülzung sicher sei. Aber Stifft wußte noch Rat; «Nach der An- 
sicht des Stifft gibt es nur ein Mittel, den König-Großherzog von 

dem eingeschlagenen Irrwege abzubringen,. den König von 

Holland durch Holland selbst zur Ratifikation zu zwingen. > 0 
Stifft riet daher Lottum zu einem Ultimatum mit der Androhung 
von Maßnahmen gegen den holländischen Handel in Deutsch- 
land — etwas worin die Holländer keinen Spaß verstünden — , 
falls die Ratifikation nicht vor Ablauf der gestellten Frist erfolgt 
sei. Das müsse aber schleunigst geschehen, damit nicht in der 
Zwischenzeit ein Vertrag Luxemburgs mit Frankreich oder Bel- 
gien asustande komme. 

Dies war Stiffts letzter Streich. 

Der König-Großherzog hatte schon seit einiger Zeit Stifft 
sein Vertrauen entzogen. Dieser wurde nur mehr zur Vollzieh- 
ung der Beschlü.sse herangezogen, die der König nach Anhörung 

der luxemburgischen außerordentlichen Kommission, sowie — 
wie Lottum berichtete — einiger jungen Adjutanten faßte. Am 
6. November 1841 wurde Stifft die nicht nachgesuchte ehrenvolle • 



Lottum an den Küuig von PreuÜen am 2A. Oktober 1841. 
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Entlassung mit l'cnsioii zugeteilt, nachdeiu er noch am Taj? vor- 
her in t'iiu'i z\vtMstiiiiili,i:»'ii Aiulicuz Williolm II. zur Ratifikation 
unter einem \\)iiji'liaU halte bewegen wollen. An seine Stelle 
wurde Baron vofi Bloeliausen. ein Luxemburger und Hauptvvort- 
führer tier luxembu rgisclien außerordentlichen Kommission, 
zum iiiterimi8tiiH'heii Staaiskanzler für das Großherzogtum Lu- 
xemburg ernannt. 

Auf die preußische I<}ote vom 18. Ülilober erteilte Wiiheha II. 
am 25. eine ausführliche Antwort. Er .verweigere nach wie vor 
die Ratifikation und verwahre sich dagegen, daß sein Entschluß 
mißverstanden werde, dessen einziger Grund das wirtschaftliche 
Wohl seiner .Untertanen sei. Jeder Herrscher dürfe frei Handels- 
verträge abschließen, ohne deshalb mit seinen anderen Nsu^hbarn 
in Streit zu geraten. Die Beibehaltung des belgischen Vergüns- 
tigungsgesetzcs sei eine Lebensfrage für Luxemburg, und ^des- 
halb sei von Scherff in einer Mitteilung, die ihm leider erst nach 
der Unterzeichnung des Vertrages am 10. August erreichte, 
instiiiicrt worden zu erklären, der Vertrag werde nicht ratifi- 
ziert, solange die luhaltung des belgischen Gesetzes nichl ge- 
sirhei-t sei. Darauf hätten die |)reußischoii K()mmis?iarien erklärt: 
» zuerst i-atifizieren unrl iiafhlici' \ eihandeln. Wäre er dai-auf 
eingegangen, so hafte ei- liir diese X eihandlungen seine Stellung 
als unabhängige! l'ürsl preisgegeben und sich im voraus dem 
Ergebnis der vom Znllveiein riiil Belgien über das Vergünsti- 
gungsgesetz gi^führten Verhandlungen unterworfen. Es sei keine 
Parte}, die in Luxemburg den Anschluß an den Zollverein be- 
k.Linijle. sondern es sei uuigekehrt eine Partei gewesen, die gegen 
die Majorität des Volkes diesen Anschluß betrieben habe. Diese 
Überzeugung habe er aus seiner Reise nach Luxemburg mitge- 
bracht, bevor die luxemburgische Kommission im Haag erschie- 
nen sei, die ihn lediglich in dieser Auffassung bestärkt habe. In 
volkerrechtlicher Hinsicht sei eine Ratifikation keine bloße 
Formsache. Er sei bereit, einen Handelsvertrag? ebenso mit 
Preußen und dem Zollverein wie mit Belgien und vielleicht auch 
mit F'rankreich zu verhandeln. Ein solcher Vertrag berühre 
nicht das politische System Luxemburgs und seines Souveräns, 
der nach wie vor ein treuer deutscher Fürst bleibe. Die Luxem- 
burger verlangten besonders einen Vertrag mit Belgien wegen 
der gemeinsamen Interessen des Grol^herzogtums und Belgisch- 
Luxemburgs. die seit .Jahrhunderten vereinigt gewesen seien 
«et que le traite (de 1880) conclu ponr les Pays-Bas par les 
Grandes Puis.sances ont separe par forro majenro^ . .Viikiüi j)fend 
an die in der pi'eußisch(^n Note enthaltenen WiMidiin^cii Sieder- 
l(i)f({ suchte den Anschluß dos riioßherzogtums Lu xenihiuo: an 
den Zollverein nach'> .... < l'nterhandlun<i:en. welche im uf iiiem- 

sanu»n Interesse Deutschhmds, des Zollvereins und Niederlands 
geführt würden...... y.o'^x ei daraus den Schluß, daß Preußen 

die Tatsache bekannt sei, daß seit 1839 über Luxemburg, aber 
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^oliiK' dir f ,11 xriiibu I Lii'i verhaihloll worden sei. dosscn Ooschicke 
■duicli iaiidc-t iciiidc und laiuiosiinkiiiidi,ue PersoiUMi entschieden 
wurden, l'^ine gi'undsätzÜche Änderung; dieser \'erliältni.sse habe 
Tiieht wenig dazn l)eiu(^h auen. ihn. den König-Grußherzog, zu. 
•einer andeien Auffassung zu bringen. 

Während in der preu Irischen Note vom 18. Oktober der pri- 
vate Briefwechsel zwischen Friedrich Wilhelm und Wilhelm IL 
absichtlich nicht herangezogen worden war, gemäß der Auffas- 
sung der preußischen Regierung, daß diese Briefe keinen diplo- 
matischen Wert hätten, ging Wilhelm II. auf die Briefe ein. In 
seinem ersten Brief habe er mit Offenheit seine mißliche Lage 
bekannt, und bevor er einen Entschluß fassen wollte, zum min- 
desten die stillschweigende Zustimmung des Königs von Preußen 
zur Nichtratlfikation erbeten. «La reponse du Roi de Prusse ne 
pouvant etre interpretee que dans un sens parfaitement con- 
forme aux desirs du Roi-Grand-Duc, c*est alors seulement qUe 
la resolution definitive de ne pas ratifier fut prise. Ge ne fut 
-^ue quelques semaines plus tard, et apres que la non-ratificatiou 
dvait ete officiellement notifiee au Cabinet de Berlin, qu'une 
seconde lettre de Sa Majeste Frussienne, explicative de la Pre- 
miere, parvint au Roi4}rand-Duc, laquelle avait la tendanee 
d'affaiblir le contenu de la premiere». 

Diese luxemburgische Note wurde am 28. Oktober fast dem 
ganzen Haager diplomati^^chen Corps durch eine Zirkularnote 
mitgeteilt, in der dem preußischen Gesandten vorgeworfen 
wurde, daß allein durch sein Verhalten eine an sich unbedeu- 
tende Angelegen heil den Anschein einer fast europäischen Wich- 
tigkeit erlangt habe. 

Auf die Note der preußischen Regierung vom 18. Oktol)er 
hin fiatle Oiiinay Lottum eikläit. Belgien stelle die Verhand- 
luriLien mit lAJxemburg ein, solange der Vertrag vom 8. August 
nicht ratifiziert sei, worauf der französische Gesandte dem bel- 
gisclien den \ orvvurf machte. Belgien nehme gegen Wilhelm TT. 
eine drohende Stellung ein und versuclie ihn zu nötigen, den Ver- 
trag zu ratifizieren. Damit war lier Plan einei- belgisch-luxem- 
burgi.schen Zollunion auch offiziell definitiv erledigt, und der 
Crraf von Maltzan, der die Leitung der auswärtigen Angelegen- 
heiten Preußens übernommen hatte, durfte mit Befriedigung am 
8. November seinem König berichten: «Großes Lob verdient das 
Verhalten des Kgl. Belgischen Gesandten (im Haag) und seiner 
Regierung: es ist sehr wichtig, daß Belgien auf den Antrag Nie- 
'derlandsO Bezug auf das Großherzogtum einen Handelsver- 
trag abzuschließen, für jetzt nicht eingehen will.» 

Hätte eigenüich richtig heißea sollen: auf, Antrag des König-Groß- 

iherzogs. 
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X. Der Abschluß des AnschluBvertrages 
an den Zollverein (8. Februar 1842). 

Die oben mitgeteilte veraölmlichere Instruktion, welche das* 
preußische Ministerium des Auswärtigen gleichzeitig mit der 
Note vom 18. Oktober dem Gesandten im HaAg übermittelt 
hatte und die sehr deutlich aul die Möglichkeit und Wünschbar- 
keit weiterer Verhandlungen hinwies, wurde, woM aul die Ein- 
wirkung Friedrich Wilhelms, dem der Streit mit dem Freund, 
in der Seele zuwider war, in einer weiteren Instruktion Maltzans- 
an Lottum vom 25. Oktober verstärkt. Preußen wolle nach Er- 
teilung der Ratifikation nach Kräften bemüht sein, Luxemburg 
die Vorteile des belgischen Verj^üiistigungsgesetzes zti >?irhcrn, 
inid doshalb sollte [jottum im mittelbar rnit (JfMi Mitgliedern der 
auBeiH)i'(lentlicheii luxemburgischen Kommission in Verbindung,, 
treten und ilieseii klai- machen, daß Preußen es mit den mate- 
liejlen Interessen des (iroßherzogtums in jeder Uinsiclit wohl 
meine. 

Als diese Instruktion am Abend des 29. ()ki(>i)ej im Haag* 
eintraf, konnte die Ix)ttum anbefohlene Annäherung keinen Ein- 
fluß mehi- auf die Entscheidung ausüben, da schon am 25. Okto- 
ber die preußische Note vom 18, im. ablehnenden Sinn beant- 
wortet worden war. Zudem konnte Lottum seinen Auftrag uur- 
indirekt ausführen, da .es den Mitgliedern der luxemburgischen 
auBerordentlichen Kommission bei ihrem Eintreffen im Haag* 
vom König-Xyroßherzog aufs strengste untersagt Worden war,, 
weder mit den niederländischen Staatsmintstern noch mit dem. 
diplomatischen Corps Umgang zu pflegen, so daß Lottum kein 
* einziges Mitglied auch nur dem Aussehen nach bekannt war*).- 
Nachdem die erneute Vtn^veigerung der Ratifikation de» 
Vertrags vom 8. August in der hixem burgischen Note vom 25. 
Oktober dem Berliner Kabinett bekannt worden war, legte dies 
die Richtlinien seiner Politik gegenübei- Wilhelm II. als Groß- 
berzog von Luxemburg folgendermaßen fest: 

1, Die Ratifikation des Vertiags vom 8. Augiist könne von 
Preußen nicht als ein Hecht vei'Inngt werden. Wenn auch dieser 
Vertrag von dem luxemburgisciien Bevollmächtigten instriik- 
tion.sgeniäß abgeschlossen worden sei, und wenn auch seit dem 
Abschluß nichts vorgefallen sei, w^a^ die luxeml)urgi8clie Regie- 
rung ermächtigen könnte, die Ratifikation zu versagen, wenn 
man* daher preußischer.seits nach völkerrechtlichem Oebranch 
und nach Treu und Glauben berechtigt sei, die Ratifikation zu 
verlangen, «so bliebe diese doch der Form nach vorbehalten.. 
Ohne die landesherrliche Ratifikation ist der Vertrag nicht per- 
fekt, und es ist daher von Verletzung, von Bruch eines Vertrags» 
nicht die'*Rede». 

*) Lottum an den König von Preußen, 1. November 1841. 
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2. Der luxemburgische Vorschlag auf Verhandlung eines 
Handelsvertrags mit dem Zollverein sei abzulehnen, da dies- 
koinoii vollgültigen Ersatz für den vereinbarten AnsciiJuß Luxem- 
burgs an den Z(dlverein bedeute, und weil Luxemburg in diesem 
Fallp die Absicht halje, einen ähnlichen Handelsvertiag vor 
üiiem mit Belgien, vielleicht auch mit Frankreich abzuschließen. 

;l Daraus ergebe sich die Schlußfulgeruug, die Angelegen- 
heit nicht mehr als eine wirtschaftliche, sondern als eine poli- 
tische, nicht mehr als eine solche des Zollvereine, wundern als 
eine Sache des Deutschen Bundes zu behandeln 

Das war der Gedanke, den Metternich bereits in seiner In- 
struktion an den Grafen Sentit ausgesprochen hatte, die Fi age 
der Ratifikation von dem Boden dea Zollvereins au| den Boden 
d^r deutschen Politik zu bringen. Demgemäß erhielt Graf Lot> 
tum von Berlin aus neiie Instruktionen. «Ich führe die Verhand- 
lung vom Zollterrain auf «das deutsche Terrain und nehme somit 
im Haag eine expektative und passive Haltung», schrieb ihm. 
Maitzan am 9. November. 

Diesen Standpunkt brachte die preußische Regierung den 
Zollvereinsstaaten in einer Zirkularnote vom 17 November zur' 
Kenntnis. Gleichzeitig teilte das preußische Kabinett dem öster- 
reichisclien mit, der Zollverein glaube nicht das Recht zu haben, 
die Ratifikation des Vertrajjs' von Wilhelm 11. zu erzwingen, es 
sei aber itn lnteres.se Deutschlands nötig zu verliindern, dnß sich 
Luxendnii'u kommerziell mit Frankreich oder Belgien xcicinige' 
und deshalb Sache Deutsehlaiuls, den König-üroßherzoL" von 
einer solchen Vereinigung abzumahnen. Demgemäß schlug Ber- 
hn eine gemeinsame Aktion im Haag vor. Es sollte kein be- 
stimmtes V^erlangeii an Wilhelm 11. gestellt, sondern ilini ledig- 
lich eine Warnung vor jeder V^erhiiidung Luxemburgs mit einem 
Nachbarstaat, die es Deutschland entfremden müßte, erteilt wer- 
den'). Da Belgien jetzt, besonders nach der Orangisten-Ver- 
schwörung, keine Lust mehr habe, sieb weiter mit dem König- 
der Niederlande einzulassen, so genüge es, durch einen solchen 
Schritt diesen von einer Verbindung mit Frankreich abzuhalten. 
Werde letzteres verhindert, so sei angesichts des dringenden Be- 
dürfnisses Luxemburgs nach einem Zollanschluß der Anschluß 
an den Zollverein und damit die Ratifikation des Vertrags un- 
vermeidlich. 

Auf diese Anregung ging Metternich nur zum Teil ein. Er 
lehnte eine Kollektivnote ab. auch wollte er Österreich lediglich 
als europäische Grtißmacht, die an den Zollvereinst'ragen kein 
Interesse habe, und nicht als deutschen Bundesstaat im Haag 
sprechen lassen. Demgemäß schickte er nach dem Haatr fine 
selbständige Note vom 19. November, die, in versöhnendem 

Bericht Maltsans an den Könif von Preußen vom 5. November 1841. 

^) Der preußisuehe Minister der amwärtigen Angdegenh eilen an den 
preußischen Geeandten in Wien, Freiherrn Ton OBülti, ann 8. November 1841. 
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Sinne abgoffiül, W illieliu Ii. dit» österreichische Vermittlung an- 
bot und ihm als deriijenigeu, der sich durch die Verweigerung 
der Ratifikatiünstürmel ins Unrecht gevsetzt habe, naiieJegte, die 
Initiative zu. einem Ausgleich mit PreuJien zu ergreifen. 

Auch Rußland hatte sich für verpflichtet gehalten, zum 
zweiten Mal beim niederländischen König zu intervenieren. Am 
6. November übergab der russische Gesandte Baron von Maltitz 
Wilhelm II. einen Brief der russischen Kaiserin ') und empfahl 
bei diesem Anlaß die Erteilung der Ratifikation mit einem Vor- 
behalt, der die Ausführung des Vertrages suspendierte, bis die 
von Preußen gewünschten Zusicherungen in Separatartikeln 
erteilt seien. Diesen Vorschlag, dct Wilhehii IL nach Ansicht 
des russischyi Gesainltcii aus der peinlichen Lage befreien sollte, 
in die er sich durch die V^erweigerung der Ratifikation mut- 
willigerweise versetzt hatte, hatte dieser Gesandte vorher mit 
^(Miion österreichischen, englischen und preußischen Kollegen 
besprochen, die sich damit einverstanden eiklärt hatten, letzterer 
allerdings \ oihelialtlich der Zustimmung seiner Regierung. 

Der l usftisehe Gesandte gab noch ein(» zweite Anregung, über 
die er seiner Regierung mit den \V\uten berichtete: ><.f'ai cru 
pouvoir lU'oposer au Roj de reih^rer par une reserve annexee a 
9a ratifieation au traite du 8 auüt la deniande cuuipi'ise dans ia 
düpeche adressee a M. de 8cherff sous la date du 7 aout ^) parce 
que les dispositions favorables du goavernement prusi>ieu a cet 
egard m'4taient connues par une communication du comte de 
Lottum. Tel n*etait pas le cas a l'egard des articles separes con- 
cernant Tadministration douaniere du Luxembourg, qui refusent 
a ce pays le droit d'exercer m vote au Zollverein. Mais peut- 
etre ces articles si blessants pour Tamour-propre de la nationa- 
Ute luxembourgeoise, ces articles, qui forment peut-etre Tobsta- 
cle principal ä un rapprochement, pourraient-ils etre modifies de 
maniere ä appaiser les repugnances du Grand-Üuc? Cependant 
je ne dissimulerai pas que M. le comte de Lottum, a qui j'ai fait 
part de cette idee, la juge en son particulier tout a fait impra^ 
ticable.» " 

t^lx^r den Verlauf der Aiulienz wurde Lottum von Maltitz 
gleirh informiert. Er berichtete sofort nach Berlin^): «Die 
herl)en Klagen des ehemaligen Prinzen von Oranien über Man- 
gel an Mut und Tatkraft, (h^n die nordischen Mächte in der hol- 
ländisch-belgischen Verwicklung gezeigt, sind auch von dem 
nunmehrigen König ausgesprochen und haben dadurch eine 

Die Königin der Niederlande war die Schwester des ru>sis(h(Mi 
Kaisers Nikolaus und die Kai-orin von Rußland als Schwester Friedrich 
Wilhelms IV. die Cousine Wilhelms IT. 

Gnemeint ist die Depesche Verstolks an Scherff, wonach die Ratifi- 
kation nicht erfolgen könne, als bis über den Fortbestand der Verkehrs- 
erleicbterungen an der ibelgisclion Gronze nährr verhandelt worden sei, die 
erst nach erfolgler ünterzeirtin an de- Vertrags in Berlin eintraf. 

') Bericht Lottums an den König von Preußen, 9. November 1841. 



Digiii^uü L^y Google 



4 



— 171 — 



hölu'ic Be(i(Mitnni^ erlaiij?!. — Diese Klagen werden als Entscliul- 
digung des bitlercii (it^liihls un.L^efiilirt, welches den König-üroß- 
herzog gegen Deutschlaiui im allgemeinen, aber vorzugsweise 
gegen Preußen beseelt und welrhes Alierhöchstdieselben zu ver- 
bergen, auch nicht im mindesten bemüht sind JJas Resultat 

• der langen Unterredung hat darin bestanden, daß der Monarch 
versprochen hat, die Papiere, welche sich auf die Luxemburger 
Zollanschluß-Angelegenheit beziehen, durchzulesen. S. M. gaben 
sich der HoffnunR hin, hierin einige Daten zu findeni die ihn 
autorisieren, Allerhöchstihren Bevollmächtigten zu desavouieren 
und so auf vorgeschriebenem Wege sich seines gegebenen 
Füi'sten Wortes als entbunden zu erklären. Die Audienz hat 
dauiit geenuigl. indem der König sagte: .I'ecrirai ä TEmpereur 
et je vous ferai inviter iundi i)r()chaiii a venir prendre ma lettre, 
j*examinerai les pleces relatives a la negociation ainsi que la 
proposition relative n la rectiftcation sous reserve, mais, je vous 
en piüviens d'uvance, nVsperez pas beaucoup.> 

Trotz all dieser Bemühungen und Vermittlungen hatte der 
Konlllkt von seinei Schärfe nichts verloren. Denn am 13. No- 
vornlier sprach der niederländische Gesandte in Berlin Graf von 
Perponcher den Wunsch Wilhelms II. auf Abberufung des preus- 
sischen Gesandten Im Haag wegen unzuläßiger Einmischung in 
di(^ innere holländische Politik aus. Wilhelm II. beschuldigte 
näiidich Loltum und Disbrowe, die üeneralstaateii gegeix ihn auf- 
gehetzt zu haben. 

Diese Bitte des Königs der Niederlande konnte von Frie- 
drich Wilhelm nicht gut abgeschlagen werden, und anderseits 
wollte man in Berlin nicht den Anschein einer Maßi>egelung des 

Gesandten ei'weeken. Der preußische Minister dos Auswärtigen 
schlug daher Friedrich Wilhelm vor, Lottum dienstlich nach 
Berlin kommen zu lassen, oime ihn jedoch im Haag zu ersetzen. 
«Es ist wohl gewiß, schrieb der Ministei an den Kiniig von Preu- 
ßen, daß mit ihm (Lottum) ein wesentliches Hindernis der Ver- 
mittlung und Aus.söhnung vom Haag entfernt wird.» 

Friedrich Wilhehii war von der Spannung, die in den preu- 
ßisch-luxemhiirgiselieii und damit auch in den deutseh-nieder- 
ländischen H(vaehiingen eingetreten war, wenig ei'baut. Er 
machte sich Sorgen um die Stellung des Oraniers als König dei' 
Nieilerlande und befürchtete eine Katastrophe für die ihm nahe 
verwandte königliche P'amilie, denn Wilhelm II. war nicht bloß 
sein Vetter, sondern auch dei- Schw-ager seiner Schwester, l^r 
vi'ollte daher einen Schritt zur Versöhnung tun und beschloß, 
trotz des Widerspruches seiner Minister Thile und Maltzan, sei- 
nen Aldjutanien Generalleutnant von Luck mit einem Brief an 
König Wilhelm zu schicken. «Ich tue, was ich kann, schrieb 
letzterer an Lottum am 9. November 1841, bin aiber genötigt, 
geschehene Binge zu berücksichtigen, die mir ni<M immer ganz 
freies Spiel lassen.» 
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Dieser Brief Friedrich Wilhelms vom 4. NoveJLui)er, deiL 
Luck am 13. November Wilhelm il. übergab, lautete: 

«... .Vütre (jüuvernemeiit uublie vis-a-vis du mieii, uu plutöt 
des nötres jusqu'aux furmeb requises par la diplumatie euro- 
peenae. Toutf rAUeiiiagne et bien au-dela dt's limites de la CM^a- 
litiüii douanit're, reteiitit d uii soul cri d'indignatiuii. U u"y a pas 
de doutes que la ZoUkoiiferenz qui va ö6 reunir, \w demande des 
mesiire.s de retorsion. La Diele germaiiique meme agitera iurte- 
meiit la qiiestion luxembourgeoi^. Et moi, dont Tinfluence aurait 
peut-etre pu caJmer la trop grande agitatioii, moi, j'ai les mains 
]iees, L'mdisoretion commise par un ou deux de Vos trop zelds 
serviteurs, en montrant deux lignes du commencement et deux 
lignes de la fin de ma premiere lettre ä Vou3, eher et bon Guü- 
launie, me condamne a rinaction, Les couvenances, le sentimeot 
d^ ma Position ne me permettent plus de m'opposer aux mesures. 
que Ton demandera imperieusement, de peur de paraitre le 
complice et meme le tnoieur de la nonratification du traite du 8 
aoüt. F.t Oieu sait! que quicouque aurait iu les neuf-dixiemes.de 
cette lettre ne pourrait croire un petit moment que j'eusse eu 
l'intention de Vous conseiller cette malheureuse non-ratification. 
En un inot, Votre position peut devenir tres cj itique. — . . .Le 
Premier muyeri que je Vous ai propose. celuf de la m(]ociation, 
Vnus l'avez rejete. Aujourd'hui je crois en avoir trouve un autre 
et CüJiime }e femps presse, je Vous envoie mon idee toute chaude 
et j'en char^e iiion excellent Luck, qui partage nies syiupathies 
pour Vous Ol (pie Vous, eher ami, avez toii.ii)urs traito de bonne 
et ancieiuie cuimais.sance. 11 est iustruit de luut, tnais il nOuNrira 
pas la büuehe si Vous ne la lui ouvrez lui-meme. Voici mon idee. 
Vous enverriez un negociateur ici et Vous notis feriez dire: Ah 
Qa! entendons-nous. Votre traite 6tait pour 4 ans, Ge temps est. 
trop long. J'ai eu les plus grands doutes sur son opportuniie 
pour mon Qrand-Duche; ces 4 ans l'auraient peut-etre ruine. 
C'est pour ca que je ne le ratifierai jamaie avec les quatre ans. 
Mais n'y aurait-il pas moyen de changer ces vilains quatre ans?' 

vous acceptez un an de duree, tout est change. Un an ne fera 
pas de mal au Luxembourg. Donnez~moi un an et je signe. — 
Qu'en pensez-vous, eher Guillaume. Si vons adoptez ce mode et 
si vous reussissez (oe dont je ne doute pas), Vous etes dans une 
heile Position. Vous diiez au Luxembourg et aux Cabinets 
etrangers: Je suis content, car j'ai gagne ma cause. Le traite du 
8 aout reste aboli et 'jen ai conrlu un autre, aus welchem der 
Stein des Anstoßes, die vier Jahre üaiirr. hinausgetan sind. — 
Vis-a-vis de nom autres, Vous rentrez de fait dans le ti aite. mais 
stHis ime autre* forme et Vous avez tuujours cette i)ienheureuse 
annee qui voiis donnera le loisir d'observe'r les suites du traite 
sur Vutic ( Iraiid-Duche. J'avoue (pie je nourris l'espoir qu'elles 
seront si hw-ni^nies que ni Vous, ni le pays, ne voudront en sortir 
a la fin de l'annee .... 



9 



Digitized by Google 



Si au contra iie Vous rejetez eiicore mes bunnes et loyales 
iiiteiitioiiö, je me trouverais au bout de mon latin. Je ue pour- 
rais plus faire prevaloir le cousin — chose bien cruelie pour moa 
ccBur — et je me trouverais dans la triste uecessite de ne plus 
me meler persuiuiellement de l affaire et den iaisser faire une 
puremeut de Gouvernement a Gouvernement... Si Vous entrez 
4aDs mes vues, le Cou8m «e mettra en qaatre poar faire adopter 
Vos prupositions aux autres Gours du Zollverein. Tout en ne 
pouvant garantir le succes de mes bons offioes, je n*en doute 
pas . . . .» 

In einem Postscriptum vom 6. November fügte Friedrich 
Wilhelm noch hinzu: 

«J'ai fait parier depuis ä quelques gens du metier sur le 
«cote pratique d'un traite pour un an. Iis enoncent de grands 
doutes sur la bonne volonte d'y entrer des autres Etats du Zoll- 
verein. Cette circonstance ne me retient pas un momeut de vous 
.envoyer M. de Luck avec cette lettre: La diose principale est, que 
Vous renouiez avec nous autres. Prenez le motif iVtm an ou 
bien celui de meilleures conditions pour la frontiere des deux 
Luxembourgs (chose plus faisable peut-etre) ou tout autre mo- 
tif luais renouez. reuuuez, rerinnezü! avant que les clameurs des 
liullandais ou Ics iiicsures du Zollverein et de la Diete de Franc- 
fort Vous y forcent. Je prie Dieu qu'Il gar de Votre coeur et 
Vos pas.» 

Dieses waruiliorzige Sciireibeu verfehlte seine Wirkung 
nicht. Wilhelm dankte seinem Freunde herzlich und erklärte 
iiich bereit, den Vertrag für ein dalu- zu ratifizieren, wenn 
zugleich die Garantie der Erhaltung des belgischen Vergüns- 
tigungsgesetzes gt'^eben worden, obgleich er glaube, daß die Ver- 
-handiungen ergebnislos verlaufen würden. «Z/e droit de refuser 
la ratification d'un traite signe, est a mes Yeux inhireui ä tout 
pouvoir sauverain, j'aurais donc pu le faire tout simplement et 
xruemenl, mais comme il s'agissait des Etais du Zollverein dont 
Vous etes pour ainsi dire le Pere et le proteciewr ne, gu'en outre 
Vous etes mon plus procke voisin, mon Cousin et ami, i*ai voulu 
faire plus que d'ordinaire et m'assurer en Vous averüssant de 
la Position oü je me trouvais que Vous ne m'en voudriez pas si 
j'usais de mon droit de ne pas ratifler: — car je scus et je mvais 
que Ton en use rarement et que Thabitude de presque tout rati- 
fier est teliement prise que ma non-ratification etonneraU et 
pc^mtrait au premier abord une action contraire au droit des 
gens, ce qu'elle n'est cependant d'aucune fayon, surtout ma 
resolution a cet egard n'ayant eto prise qii'apres la reception de 
Votre lettre dont je N'ous envoie copie si par hasard Vous n'en 
aviez pas gardee; en iisant cette copie de Votre lettre du 28 aoüt 
Vous comprendrez aussi pourquoi je n'ai fait voir que le com- 
mencement et la fin de Votre lettre et non pas lo niilieu, je Tai 
iait par amitie pour Vous afin de ne pas Vous compromettre 
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c^mme Roi de Prusse, \mv ime lettre eeiite dans rcflu^ion de 
l aüiitie qui lUiiUiiiait dvs expressions offensaiites puur la France 
et la ü^lgique; ce ivest dune pas dans man interet, mais imique- 
ment dans le Vdtre que j ai pense agir en communiquant par- 
tiellement Votre lettre. — J'ai longtemps cause avec Luck et lui 
ai prouve par des fmts, dont il vou& rendra un compte verbal, 
que je ne suis pas vendu ä la France, maia mon pays a interet 
ä etre bien avelt Elle, et je suis poli et rend les politesses que je 
recois, c'est la France qui a toujours fait le prämier pas, moi le 
Seeon (1. — » Der Brief schloß mit der Bitte, ^Lottum ab- 
zuberufen. 

Aus (lii'scin Briefweehsel ist hervorzuheben, daß während. 
Friedrich Wilhehn von der Bedingung der einjährigen Bauer 
oder der Erhaltung der Vergünstigungen mit Belgien sprach, 
König Wilhelm beides beanspruchte. An die Stelle der vorge- 
schla^renrn Alternativbedingung setzte er Kuinulativbeilingungen. 

1)11 ich das Entge,i^(»nkommon Friedrich Willielnis und durch 
die Bemüh untren der befreiindt^tcii und verwandten Höfe um 
eine Vorständimmg, um die sich hesonders auch der König von 
Wiiiüemberg als Schwiegervater des niederländiseJien Kron- 
prinzen bemüht hatte, war eine für die Verhandlungen gün.sti- 
gere Al ino.s|)häre geschaffen woiden, die auch das preußische 
Minislerium des Auswärtigen zu einer anderen Auffassung der 
Dinge führte. 

In einem Expose des Auswärtigen Amtes 0 wurde gegen 
die in der deutschen Presse rnit besonderer Schärfe vertretene 
Auffassung Stellung genommen, die Nichtratifikation des Ver- 
trags vom 8. August durch den König-Großherzog sei eine Be- 
leidigung, die zur Forderung einer Genugtuung berechtige. «Eine 
Beleidigung liegt zuerst nicht in der Absicht; der eigentliche 



das Geschrei im Großherzogtum gegen den Vertrags die Meinung, 
er verletze die Interessen, die Gefühle der Luxemburger, er- 
mache sie preußisch, deutsch, und das wollen viele der Luxem- 
burger, eine große Partei, nicht sein .... Die Nichtratifikation 
ist ( ine V'eiletzung von Rücksichten, wie sie nur durch eigent- 
liche Not entschuldigt werden kann.» Es sei aber weiter zu 
bedenken : 

1. daß Wilhelm IL einen Adjutanten nach Berlin mit einem- 
Bri( f geschickt liabo, in dem er flehentlich bat, vom Vertrag ent- 
bunden zu w^erden, und 

'2. daß er später zur fi (Miiidsrhaftlichen Verständigung den 
Gesandten \on Scherff enlsanclte: 

3. daß die MissJon des Generals von Luck erkennen la*<4«\ 

0 Dio Urkunde trägt kein Datum. Aus ihrem Wortlaut ist aber an- 

zunehiiion. daß sie in dio Zeit zwi.-;chon flt r Rückkehr des Gonernl^ von Luck 
nach Berlin und der Ankunft von Scherff s in Berlin, also etwa zwischen, 
dem iO. und 25. November fällt. 



Grund 




daran läßt sich nicht zweifeln. 
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daß der Kr>ni^ von Preußen die VerwtML'oriiiig der Ratifikation, 
durch den Kuiug-Grußherzog nicht als Beleidigung auffa^sse. 

In der Sa<*he selbst sei der Ansehluü l.uxembuigs an den 
Zollverein in dem frühei'en Stadium dej- X'ci hanillungen mit 
i'reuiJen nicht so wichtig gehalten wurden wie jetzt. So öeien 
durch Kahinettsordre vom 21. April 1841 die preußischen Mi- 
nister des Aaswärtigen und der Finanzen angewiesen worden, 
die Verhandlungen abzubrechen, falU Luxemburg nicht in die 
preußischer^eits geforderte Übergangsabgabe auf Leder ein- 
wiJlige. 

Aber auch jetzt dürfe die politische und die wirtschaftliche 

Bedeutuiig des Anschlusses nicht überschätzt werden. «Die 
Frage betrifft ein kleines Grenzlüt I das wo.^eiitiich durch die 
Hauptstadt, durch die Festung beherrscht wiid, und diese ist 
beherrscht durch eine zahlreiche preußische Garnison. Durch 

einen Handelsvertrag sur une base large et arceptable, wie ihn 
Österreich vermitteln will, iäfit sich dem Einfluß von Frankreich 
und Belgien kräftig cntgcLicnw ii ken.» 

Scherff. der gleichzeitig mit der Ertuumung Bloohaiisons 
zum ivanzier seinen Fiankfnrter Posten wieder eingenomineii 
hatt(». wurde nach dem Haag gerufen, und am 28. Novemlx'i' 
rei.Ntf er nach Jieilin ab mit dem in dem obenerw-ähnten Brief 
Wilheinis 11. an Friedrich Wilhelm IV. eiilhaltcnen Voi. schlag, 
übei- die Modifikationen zu vcriiandehi. unter denen der Konig- 
Gioßherzog ohne Beeinlrächtigung der nioialischen und mate- 
riellen Interessen seiner luxemburgischen. Untertanen den Ver- 
trag vom 8. August nachträglich ratifizieren könne. Hierzu sei 
Erfordert: 

1. daß die Dauer des Vertrags auf ein Jahr mit gegen- 
seitiger sechsmonatlicher Kündigungsfrist festgesetzt werde und 
(nicht oder) 

2. daß die Ausführung des Vertrags nicht eher beginne, als 
nachdem die belgische Regierung verbindlich zugesichert habe, 
während dieser Dauer das belgische Vergünstigungsgesetz vom 
6. Juni 1839 bestehen zu lassen. 

Gegen diesen Vorschlag machten die drei preußischen Mi- 
nister Thile, Maltzan und Alvcnslehen, die am 9. Dezember in 
Beratungen über die Scherffs Ii ii V^orschläge getreten waren, 
geltend, daß sich die Kosten, Miihen und Verluste eines An- 
schlusses für ein Jahr nicht lohnten. 

Schon in Bezng auf diesen ersten Punkt nahm also die 
preußische Begieriing den Vorschlag nicht an, den l*^r ied rieh 
Wilhelm •-'oincm Vottei- als ein durchaus errcicliharos Zugeständ- 
nis Ix'/.eit hnet hatte, wenn dieser nur die Verhandlungen wieder 
anknüpfen wolle 

(regen die zwt'ite Itixenilnirgische HediFigimg bestanden bei 
der p?'eiil.i!*^chen Regierung vielleicht noch gioiiere Bedenken, da 
Belgien Gegenleistungen, besonders ansehnliche Zollerleichterun- 
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.^en für große QuaDtitäten £i9eu- und JSiseuwaren verlang. 
Ferner sei es ausgeschlossen, Opfer zu bringen, um Luxemburg 

eine belgische Vergünstigung zu sicheru, die der JFUieinpraviaz 
nicht zukomme, die Entschädigung für den etwaigen Verlust dos 
.belgischen V^erJcehrs habe Luxemburg in der Erlangung des 
freien Verkehrs mit Deutschiand zu erblicken. Endlich lasse der 
Hinweis auf die «inoralischen und niateiielien Interessen Lu~ 
xembur^^sx die Absicht erkennen, den Vertrag vom 8. August 
insbesondere durch den Ausschluß preußischer Beamten aus der 
luxemburgischen Zollverwaltung zu modifizieren. 

Das Clesamt urteil der drei preulii^chen Staatsminister lau- 
tete: Es ist iininü^lich, (len VereiIl^.•^taatell gegenüber solciien 
mit der Wüidt' und di'ui liiteiesse Preußens sowie des ganzen 
-Zollvereins unverträglichen Bedingungen das Wort zu reden 0- 

Als diese Ansichten von Scher ff eröffnet wurden, griff dieser 
eine Idee auf, die preußischerseits nebenbei in den Verbandlun- 
^en erwähnt worden war: Die natürlichste Lösung der Verwick- 
lung sei, den Vertrag vom 8. August 1841 aufzuheben, somit 
Wilhelm II. von der Ratifikation zu entbinden, jedoch unter der 
Bedingung, daß er während der im Vertrag vorgesehenen An- 
schlußdauer von 4 Jahren, d. h. bis 1. Januar 1840 weder mit 
Bpluien noch mit Frankreich Zollani$chluß- oder Handelsverträge 
.abschließe und den jetzt in Luxemburg neu eingeführten Zoll- 
tarif ohne Einwilligung des Zollvereins nicht verändere. 

In Luxemburg war inzwischen, als die Ratifikation verwei- 
gert worden war, um den lebhaften Klagen über das Fortbe- 
stehen des seinerzeit am 20. Juli liSiO zur Vorbereitung ties An- 
schlusses an den Zollverein iiiui vor allem zur Verhütuiif^ der 
Nachsteuer einj^cfü in ten sogenannten piox i^^orischen Zolltarifes 
Einhalt zu tun, dieser «durch Großh. Btvschluli vom 31. Okt 1841 
abgeschafft und durch einen von der luxemburgisciien Kunimis- 
sion im Haag ausgearbeiteten neuen Tarif ersetzt worden, der 
für den Verkehr mit den drei Nachbarstaaten die gleichen Zoll- 
sätze einführte. Damit nahm das Großherzogtum im Hinblick 
auf demnächstige Handelsvertragsverhandlungeu nach allen 
•Seiten hin gleichsam eine neutrale abwartende Haltung ein. 
Dieser am 12. November 1841 in Kraft getretene Zolltarif blieb 
nur kurze Zeit in Geltung. Sdion am 6. Februar 1842 wurde 
«er wieder durch den sogenannten provisorischen (Zollvereins-) 
Tarif vom 20. Juli 1840 ersetzt. 

Dei r)reußiRche Vorschlag bezweckte, Luxemburg von einer 
wirtschaftlichen Verbindung mit Frankreich oder mit Belgien 
abzuhalten, und zwar sollte dies auch für die Zukunft festgelegt 
werden durch einen in den Vertrag aufgenommenen Vermerk, 
«daß der König-Großherzoc: wiederholt eiklärt habe, wie es sei- 
nen Hundespflichten zuwiderlaufen würde, wenn ei' fÜT- das 
deutsche Großherzogtum mit. Frankreich oder Belgien einen 

0 Bericht Malizans an den König vom 3. Januar 1842. 
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Zollvereiuävertra;; abschlösse> 0- Waiirscheialich werde auch 
Luxeinijurff seine isolierte wirtschaftliche Slellung aicht langer 
aushalten können und dann, vielleicht schon vor Ablauf der vier 
J.ihre von selbst, da iluu die anderen Möglichkeiten abgeschnit- 
ten seien, den Anschluß an den Zollverein, der jetzt nicht er- 
zwniigon werden könne, begehren. 

In Ermangelung entsprechender Instruktionen nahm von 
Soherff den preußischen Vorschlag, der sich Ende Dezember zu 
einem Vertragsentwurf verdichtet hatte, ad referendum an. Er 
hielt persönlich den Weg durchaus für gangbar und war der 
umgehenden Annahme des preußischen Vorschlags durch seine 
Regierung so sicher, daß er sich gleich den Ratifikationsentwurf 
von der preußischen Regierung erbat. Bei der luxemburgischen 
Pe'„'i.«Minj2: fand jefloch der preußische Vor.'chlaf!:, dessen Absicht 
durchschaut wurde, angesichts der rnmögiichkeit, Luxemburg 
noch weitere Jalire in dem bishej igen Ii andelspolitischen 
Schwebezustand zu belassen, keine Zustimmung. 

In diese Zeit fällt die Organisation einer effektiven luxem- 
burgischen Regierung, nachdem seit dem Abgang Hassenpfiugs 
die luxemburgisehen (ie.srhäfte tatsächlich von Wilhelm W. poit 
ffiiife des Geheim rates Stifft, der kürzlieh durch den luxembur- 
gischen Kanzler von Blochausen ersetzt worden war, erledigt 
wurden. Am 12. Oktober 1841 hatte der König-Großherzog die 
luxemburgische Verfassung proklamiert und am 21. Dezember 
1841 de Lafontaine zum Gouverneur, Gelle, Baltia, Ulveling und - 
Theodor Pescatore zu Regierungsräten und Charles Simons 
zum Sekretär des Regierungsrates ernannt. Somit war zum 
ersten Mal eine luxemburgische Regierung konstituiert, die mit 
Einschluß des Kanzlers von Blochausen ausschließlich aus 
Landeskindern hestand. während unter dem Regime Wilhelms L 
und Hassenpfiugs, die sog. luxemburgische Regierung aus- 
schließlich aus Landosfremdcn zusammen trosotzt war. 

Auf Vorschlag TJlochauscns verfügte der König-Großherzog, 
daß zur T^nferstützuuii von .Seherffs. der in Berlin erkrankt war, 
Mitu'lioder lier luxemhuii^ischeii Regieruni,^ nämlich Theodor 
Pescatore und der Sekretär des Regierunirsrales mul der Stände- 
vorsammlung Rechtsanwalt Charles Simons, mit dem Charakter 
von Legationsräten an den Züllanscliluß Verhandlungen teilzu- 
nehmen hätten. 

Als die beiden luxemburgischen Kommissarien, die über 
den Haag gereist waren, in Berlin ankamen, lag dort schon 
folgende empfehlende Charakteristik ihrer Persönlidhkeii durch' 
das Militar-GouYernement der Bundesfestung Luxemburg auf 
dem Verhandlungstisch vor: 

cWas zunächst an ihnen auffällt ist, daß sie zu der 
betreffenden Mission jedes Berufes zu ermangeln scheinen, denn 

0 Pro Memoria dos preußischen Ministers der auswärtigen Angelegen- 
heiten vom 11. Desember 1841. 
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nicht nur, daß beide nichts geltend machen können, was sie 
persönlich oder ihrer sozialen Stellung: nach his dahin ausge- 
zeichnet hätte, ist der erstere Jurist um 1 als solcher den indus- 
triellen und kommerziellen lietiiebeii ganz fremd geblieben» 
auch von ihm nicht bekannt, daß er sich je dafür interessiert 
habe, wahrend der andere im Grunde dies ebensowenig getan, 
wenngleich er bei einer zur Exploitierung mehrerer gewerb- 
lichen Institute gebildeten Gesellschaft beteiligt ist. Außerdem 
gehört er einer nicht unangesehenen hiesigen Familie an, 7on 
welcher er indes wie das jüngste, so in aller Beziehung das am 
wenigsten versuchte und erfahrene Mitglied ist. 

Der Grund zu ihrer Wahl möchte daher auch nur darin 
liegen, daß die beiden — neben ihrer Eigenschaft als durch 
Umß:anfr und durch übereinstimmende politische Neigungen 
vertraute Freunde des neu kreierten Kanzlers des Landes von 
Blochausen im Haaü'- — systematische Gegner des Zollvereine 
und zugleich Wortiuhrer der gegen Fördprung -deutscher Sitte 
und Bildung im Lande gerichteten Bestrebungen sind; wobei 
sie sich schon früher als so entschiedene Anhänger der bel- 
gischen Sache bewiesen 'haben, daß der p. Simon zum damaligen 
Nationalkongreß in Brüssel erwählt, darin für die Exklusion 
der Nassau votiert hat, auch ihm, wie dem Theodor Pescatore, 
wegen ihrer tatsächlich kundgegebenen Sympathie für die Re- 
volution der Rücktritt in die Festung lange untersagt war.»*) 

Die luxemburgischen Kommissarien wiesen nun den letzten 
preußischen Vorschlag einer vierjährigen Sperrzeit zurück und 
wollten nur die Bindung annehmen, bis i. Januar 1843, also auf 
ein Jahr, keinen Handelsvertrag mit einem anderen Staat ab- 
zuschließen. Dieses Anerbieten lehnten die preußischen Kom- 
missarien mit dem Hinweis ab, daß eine so kurze Sperrzeit 
Luxemburg nicht verhindern würde, unmittelbar nach dem Ab- 
bruch der Verhandlungen mit Preußen neue Verhandkingen mit 
einem dritten Staat an/Aiknüpfen. Damit waren die Unterhand- 
lungen wieder auf einen toten Punkt angelangt. 

Die preußisclie Regierung beschloi3, die luxemburgische 
Angelegenheit nunmehr dilatorisch zu behandeln in der An- 
nahme, daß mit der Zeit die erregte Stimmung in Luxemburg 
gegen den Beitritt zum Zollverein sich legen und Luxemburg 
je länger desto mehr seiner augenblicklichen Lage überdrüssig 
würde Demgemäß gab Preußen am 8. Januar den luxem- 
burgischen Kommissaren folgende Erklärung ab, die auch durch 
den preußischen Gesandten im Haag dem luxemburgischen 
Staatskanzler überreicht, ierner den Zollvereinsstaaten, dem 
Wiener, Petersburger und Londoner Kabinett mitgeteilt wurde: 
Das luxemburgische Anerbieten, ein Jahr lang keinen Handels- 

Militärgonvrrnpiir Prinz Friedrich zu Hessen an dmi preußischen 
Kriegsminisler von Boyen am 18. Dezember 1841. 

') Bericht d«r drei Minister an den König von PreuBen vom S. Jan. 1842. 
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vertrag zu schließen, wenn auf die Ratifikation des Vertrags vom 
8. August verzichtet werde, sei unannehmbar. Der König-Groß- 
herzog werde an seine Verpflichtungen dem Deutschen Bunde 
gegenüber und an seine früheren Versprochungen erinnert, kei- 
nen Zollanschluli Luxemburgs an irankreich oder an Belgien 
einzugehen. Der Zollverein werde Luxemburg auch späterhin 
die Aufnahme nicht verweigern und Preußen selbst die Auf- 
nahme für ein Jahr befürworten, wenn versprochen werde, 
nachher vier Jahre hindurch keinen Handelsvertrag mit ande- 
ren Staaten einzugehen. 

Ihre Auffassung der durch den Abbrubh der Verhandlungen 
mit Luxemburg geschaffenen Lage und ihre Erwartimgen 
druckte die preußische Regierung ihren Zollverbündeten gegen- 
über folgendermaßen aus: cEs liegen keine Anzeichen vor, daß 
für Luxemburg eine nähere Handels Verbindung mit Frankreich 
geda ht oder begründete Absicht sei, daß solche mit Belgien zu 
Stande komme. Nach den Äußerungen der Luxemburger Abge- 
ordneten* muß man vielmehr glauben, daß in diesem Lande die 
materiellen Interessen sich wieder mehr geltend machen, daÖ 
die im vorigen Jahre daselbst stattgcfimdene Aufregung und der 
Parteikarnpf ^»"ej^en den Vertrag vom 8. Au«^ust v. J. sich zu legen 
anfängt, und es ist nicht zu bezweifeln, daß luxembnrgischerseits 
binnen kurzem neue Anträge werden gemacht werden, um in 
den Zollverein aufgenommen zu werden. Unter diesen Um- 
ständen erscheint es der preußischen Regierung angemessen, 
für jetzt keine weiteren Maliregeln zu ergreifen, sondern Luxem- 
burg Zeit zu lassen, um einen Entschluß zu fassen.» 

Diese Urognose war richtig, und sie verwirklichte sich viel 
früher als die preußische Regierung wohl geahnt hatte — vier 
Wochen später sollte der definitive Anschluß vertrag Luxem- 
burgs an den Zollverein Zustandekommen. 

Inzwischen war eine weitere Verschlechterung der handels- 
politischen Lage Luxemburgs eingetreten. Wie bereits oben 
erwähnt, war am 31. Dez. 184Ü zwischen Luxemburg und Hol- 
land eine Vereinbarung über gegenseitige Zollerleichterungen 
zustande gekommen. Dieser Handelsvertrag lief am 31. Dezem- 
ber 1841 ab und die Handelskammer in Maastridit hatte sich am 
16. Dezember 1841 an den König mit der dringenden Bitte ge- 
wandt, den V^trag mit Luxemburg in Ansehung des Schadens, 
den er der Limburger Industrie gebracht hatte, nicht zu er- 
neuem. Die Limburger beriefen sich auf die erdrückende Kon- 
kurrenz, die da.s ältere und erfahrenere luxemburgische Gewerbe 
mit seinen niedrigen Arbeitslöhnen ihrer aufkeimenden und mit 
gewaltigen Steuern belasteten Industrie mache. Zum mindesten 
forderten sie, daß die luxembnrfrischo Einfuhr solcher Waren 
unterbunden werde, die Limburg oder eine andere holländische 

Note an die Zollvereiüsata<ileii vom 13. Januar 1S42. 
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Prdvinz selbst hervorbringe, diese Einfuhr somit auf Eisen, 
Handschuhe, Gips und Gerbstoff unter Ausschluß von Porzellan, 
Papier, Tapeten. Tuch. Möbel und Leder beschränkt werde, wo- 
gegen niederländLscherseits die freie Einfuhr von Seefischen, 
Butter, Käse, >irüner Seife und Glaswaren nach Luxemburg be- 
ansprucht werden könne. 

Die Handeiskanmier in Luxemburg hingegen vvuniicbte den 
Handelsvertrag mit Holland hiö zum Abschluß der schwebenden 
Verhandlungen mit dem Zollverein erhalteu zu sehen, uud zwar 
unter folgender Kontingentierung der zollfreien Einfuhr luxem- 
burgischer Waren in üoUand 

Papier und Tapeten, jährlich fl. 7000Ü 
Leder » 100000 * 

Tuch » 30 000 

Porzellan » 100000 

während die übrigen luxemburgischen W^uen, gegen deren Zu- 
lassung hoUändischerseits keine Bedenken bestanden, ohne 
Höchstgrenze nach wie vor eingeführt werden dürften. Ais 
Gegenleistung schlug die luxemburgische Handelskammer eine 
Ermäßigung dos luxemburgischen Eingangszolles für Kaffee 
von 5 auf ?j Gulden für 100 kg und die Ausdehn iin.ir der zollfreien 
Einfuhr auf Bieiweiß und auf alle Fischereierzeugnisse, insbe- 
sondere Tran und Leiiertran vor 

Wilhelm JI. wai- gern bereit, einen billigen Ausgleich 
zwischen den Limburger und den Luxemburger Wünschen zu 
schaffen, ja sogar einen umfassenden Vertrag zwischen Luxem- 
burg und A'iedeiland zu schließen, .stieß aber damit auf den 
Widerspruch seiner holländischen Minister, die gerade um jene 
Zeit wenig geneigt waren, sich um Luxemburg noch mehr £U 
kümmern, als sie es bisher zu ihrem Xeldwesen hatten tun 
müssen. 

Das englische Herrsdierpaar hatte den König von Preußen 

eingeladen, bei der Taufe des am 9. Noveiiiber 1841 .uel)()renen 
zweiten Kindes und englischen Thronfolgers Alber( ICdward — 
des späteren Königs Edward Vll. — die Patenschaft zu über- 
nehmen. In der Absicht, eine politische Demonstration liegen 
den König der Niederlande auszuführen, wählte Friedrich Wil- 
helm IV^ den Reiseweg über Belgien, statt über Holland. 

Als diese Ab.«icht im Haas l^/kannt wurde, erschien ein 
niederländischer Minister beim preußischen GesTindteii Grafen 
Lottum mit der Erklärung, der Entschluß des Königs von Preus- 
sen, die Niederlande auf seiner Rei^e nach England zu um- 
gehen, würde ein um so peinlicheres Aufsehen hervorrufen, als 
jedermann annehmen müßte, daß nur ganz besondere Gründe 
den König von Preußen veranlassen konnten, seine Schwester 
Luise, die mit dem Bruder Wilhelms II. verheiratet war und 

Die HandLlskaminer an di> Bogierung (regence du 'pays) ftm 11. 
sember 1841 und an den König-GroßiierEOg. 
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ßeinen köniRlichen Vetter und Freund im Haag nicht zu besu- 
chen. Es sei daher dem König Wilhelm ge raten worden, dem 
König von Preußen eine Zusammenkunft in Kuin oder in Aachen 
vorzuschlagen, aber es sei noch unbestimmt, ob der jiiederlän- 
dische Köllig dieser Anregung l'olgeii werde. Jedenfalls sei ein 
solcher Schritt des Königs im niederländischen Interesse sehr 
erwünscht. Der niederländische Minister fügte noch hinzu, ob- 
gleich jetzt die luxemburgichen Angelegenheiten als solche anzu- 
sehen seien, die die Niederlande nicht berührten, die lllitglieder 
des niederländischen Ministeriums den festen Entschluß gefaßt 
hätten,' dem König-Großherzog die energischsten Vorhaltungen 
wegen seiner luxemburgischen Politik zu machen, da diese ge- 
eignet sei, wenn auch nur indirekt, dem niederländischen Inter- 
esse zu schaden 

Der Druck der niederländischen Minister veranlaßte denn 
auch Wilhelm II,, seinen königlichen Vetter am 8. Januar einzu- 
laden, ihn wenigstens auf der Rückreise zu besuchen oder, wenn 
das unmöglich sein sollte, in Aachen oder in Köln mit ihm zu- 
sammen zu treffen. 

Die Antwort auf diese Einladung war nicht die von Wil- 
helm 11. erhoffte. i?'riedrich Wilhelm antwortete ihm am 12. 
Januar, er beabsichtige nicht, die Rückreise von England über 
den Haag anzutreten. Auch könne er dem Vetter nicht raten, 
ihn jetzt in einer Stadt ties Rheinlandes zu besuchen, dagegen 
hoffe er, ihn im nächsten Herbst in der Rheinprovinz hei den 
Truppeiimanövern zu sehen. Dann kam Friedrich Wilhelm auf 
den nicht ratifizierten Vertrag vom 8. August zu sprechen und, 
indem er nebenbei die beiden luxemburgischen Kommissare in 
Berlin, Pescatore und Simons, als «miserables» bezeichnete, die 
nach der belgischen Revolution für die Absetzung des Hauses 
Oranien in Brüssel gestimmt hätten wprauf Graf Senfft am 
25. Januar Metternich berichtete «ce n'est'pas exact en point de 
fait pour ces ^eux individus» (sie!) — , sprach er von Abände- 
rungen am Vertrag vom 8. August« über die man sich verstan- 
digen könnte. 

Am 19. Januar hatte Lottum, der den Befehl erhalten hatte, 
sich zum König von Preußen auf dessen Durchreise nach Aachen 
zu begeben. Gelegenheit, diesem seine Ansicht über energische 
Schritte zur Lösung des sch^vebenden Konfliktes in der luxem- 
burgischen Frage zu entwickeln, und in der Nanht vom 19. auf 
den 20. setzte Lottum ein Resume der Instruktionen Friedrich 
Wilhelms auf, das am anderen Morgen vom König luvch Bei- 
fügung einiger Bemerkungen genehmigt wurde. Den liilialt 
dieses Schriftstückes teilte Lottum, nachdem er auf der Rück- 
reise nach dem Haag in Brüssel mit dem preußischen Gesandten 
von Arnim J^onferiert hatte, am 24. Januar dem niederländischen 
Minister des Auswärtigen Baron von Kattendyke in einer Note 

*) Berichte Lottums vom ö. uod 6. Januar 1842. 
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mit: Dem König der Niederlande sei we^cn der beütehenden Auf- 
regung der Gemüter in Deutschland gegen ihn, nicht zu raten, 
während des Karnevals nach der Rheinprovinz zu kommen. 
«Bleibt die Spannung zwischen unseren Kahinetten bestehep« 
hinsichtlich welcher ich mir einen jeden iernerweiten Entsdüuß 
vorbehalte, so werde ich meine Reise über den Haag nicht nehr 
man und selbst, wenn ich durch Umstände veranlaßt werden 
sollte, mit der englischen Escadre in die Maas einzulaufen, msi- 
hen Weg direkt durch HoUand nehmen, ohne die Residenz zu 
berühren. Ein Erscheinen des Königs der Niederlande, soi es 
in Köln, sei es in Düs.^cMorf, vvürde ich unter diesen Umständen 
jedenfalls nicht wünschen. Äußern sie sich im Haag dahin, daß 
wenn der Köni^ der Niederlande die piitfache Ratifikation de» 
Traktats vom 8. Au^^iist eintreten lassiMi will, während ich er- 
kläre, (laß ich die Absicht habe, alles mögliche zu tun, um bei 
einem etwaigen Aufheben des belRisciien Gesetzes vom 6. Juni 
1839 die Luxemburj^er Untertanen rücksichtlich der ihnen bei 
einer solchen Anfhebun;^ erwaclisenden NaclU( ile zufrieden zu 
stellen, ich meine Reise verlängern und .selbst nach dem Haag 
kommen will, um dem König der Niederlande zu danken in 
meinem Namen« im Namen der Zollvereinsstaaten, ja im Namen 
der zu Deutschland gehörigen Regierungen. Sagen Sie in mei- 
nem Namen dem Herrn von KattendTke, daß an dem Gerüchte 
ihrer Abberufung vom Haag nicht ein wahres Wort sei.» 

Diese für den König-^roßherzog in einer Luxemburg be- 
treffenden Angelegenheit bestimmte offizielle Note wurde ab- 
sichtlich nicht dem luxemburgischen Staatskanzlei-. .sondern dem 
niederländischen Minister des Äußern überreicht. Diese Art der 
Notifikation war ein wesentlicher Bestandteil und zugleich ein 
Kennzeichen des Plans, den Lottum entworfen hatte. 

Lottum hatte seinen Souverän in Aachen für die scharfe 
Tonart gewonnen und diesen zu dem Entschluß gebracht, den 
Könirr der Niedeidande nur in dem Fall zu sehen, wenn er sich 
bereit gezeigt, in die ihm durch Ehre und Pflicht so klar vorge- 
zeichneto Bahn zurückzokeluen ? *V Dennoch fürchtete LottuTrt, 
daß der König von Preußen etwa unter dem Eindruck eines 
neuen Briefes seines Vetlers wankeiniütig werde und sich ver- 
leiten lasse, diesen dennoch zu besuchen. Er ließ deshalb den 
Adjutanten Friedrich Wilhelms, Grafen zu Stolberg wissen, daß 
in einem solchen Fall, die Lösung nicht allein schwieriger, «son- 
dern auch im Haag meine Stellung als Organ Seiner Majestät 
ganz unhaltbar werde.» Der Gesandte suchte also, unter An- 
drohung seines Rücktrittes den König durch den Hinweis auf 
die im Haag kategorisch zu dementierende Nachricht seiner Ab- 
berufung auf den scharfen Kurs festzulegen. In einem zweiten 
Schreiben an den Grafen zu Stolberg vom 24. Januar erwähnte 
Lottum nochmals das im Haag umlaufende hartnäckige Gerücht 

0 Lottum an Stolberg am 20. Jaauar 1842. 
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seiner Abberufung, dw eintretendenfalls nach seiner Ansicht 
geeif?net sei, eleu Ulaubeu an eine bedauerliche Schwäche der 
preußischen Regierung zu erzeugen. In einem dritten Schreiben 
vom 25. Januar scliärfte Lottum Stolhers: nochmals ein. der 
König möge nur fest bleih(>n. Denn wenn anders als nach er- 
lulgter einfacher Ratifikation Wilhelm II. ein Resuch erstattet 
würde, äo würde dies in Deutschland' und besunders in der 
Kheinprovinz einen schlechten Eindruck, erwecken: 

Für den Fall, daß die überreichte Note den König Wilhelm 
nicht zu einer Sinnesänderung bewegen sollte — und die Hoff- 
nun«:, daß der hartnäckige König einlenke, war bei Lottum nicht 
groß — , war dieser bereit, eine letzte Einwirkung des gesamten 
niederländischen Ministeriums auf den König zu veranlassen. 

Wilhelm II. war von der preußischen Note, deren Ton er 
drohend, gebieterisch und verletzend fand, betroffen. Auf seinen 
Befehl holte Blochausen den Rat des österreichischen Gesandten- 
ein. Graf Senfft wies darauf hin, daß der König die Verweige- 
rung der Ratifikation mit der Notwendigkeit der Erhaltung der 
Vergünstigun<z;en des belgischen Gesetzes von 1839 begründet 
habe, daß al)er jetzt der König von Preußen bereit sei, Luxem- 
burg die Erhaltung der Vorteile dieses Oesotzes nach Möglich- 
keit zu garantieren, also sei es konsequent, jetzt den Widerstand 
aufzugeben und zu ratifizieren. 

Über diese Unter redunt; mit Blüchauöen . bericlitete Senfft 
an Metternich: «Quant aux avantages materiell de l'accession 
pour le Luxeuibüurg. nion interiucuteur s'est trouve tout dispose 
ä les reconnaitre, mai^ il a ete d'autant plus tenace dans ses 
pfeventions contre les conditions imposees au Grand-Duche sous 
le rapport administratif et ä l'egarcl de sa Position vls^-vis des 
autres membres du Verein et j'ai ete tout etonne de rencontrer 
un amour-propre national luxembourgeois qui pretend s'elever 
au-dessus des Population« de TAUemagne en raison de T^duca- 
tion politigue recue sous les regimes franQais, n^rlandais et 
beige.» 

Die preußische Note hatte die Wirkung, daß Wilhelm II. 

den niederländischen Finanzminister von Rochussen und den 
früheren niederländischen Gesandten in Petersburg Baron van 
Heeckeren am 26. Januar zum König von Preußen nach London 
entsandte, um diesen nach dem Haag einzuladen und die luxem- 
burgische Zollfrage definitiv zu lösen. 

Eine Viertelstunde vor der Abfahrt waren die beiden Abge- • 
sandten beim preußischen GesandteTi irewesen. um ihm den 
Zweck ihrer Keise anzuzeigen und ihn gleich davon in Kenntnis 
zu setzen, daß ihre Instruktionen derart seien, daß der König 
von Preußen keinen Anstand neiimen werde, die Rückreise von 
Enc^land über den TIaaR zu nehmen, da sie bevollmächtigt seien, 
die einfache Ratifikation des Vertrags vom 8. August mit einem 
Vorbehalt bezüglich des belgischen Vergünstig uui^sgesetzes zu 
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versprechen. Rochusöuii war, wie Loltum ani 29. Januar an 
Stolberg schrieb, «einer der Vertrauten, niit deneu er unumwun- 
den Rücksprache geiiummen hatte», und so ist erklärUch» daß, : 
als die Verband hin gen in Lunciun begannen, preußischersei ts 
geiidu bekannt ^vai, daii Konzessionen nicht uuiig seien. 

Die Audienz der beiden Abgesandten fand in der preus- 
sischen Gesandtschaft in London am 29. Januar 1842 in Gegen- 
wart des Adjutanten Grafen Stolberg und des preußischen Ge- 
sandten am Hofe von St. James, Geheimrat Bunsen, statt. Die 
Niederländer schlugen eine Kürzunir der Geltungsdauer des ^ 
Vertrags vom 8. August von vier auf zwei, dann auf drei Jahre- 
vor. Als dies abgelehnt wurde, erklärten sie sich für ermächtigt, 
die einfache Ratifikation des Vertrags vom 8. August 1841 auf 
die Dauer von 4 Jahren, jedoch unter Änderung des DaAuma des 
Vertrags zuzugestehen 0- Das Ergebnis der Besprechung wurde 
• in einem Protokoll niedergelegt: 

«S. M. der König von i^reut^on nimmt die Ratifikation des | 
Vertrag.s vom 8. August 1841 unter folgenden Bedingungen au: ' 

Daß besagter Vertrag für vier Jahre abges* )ilossen wird und 
wörtlich erneuert wird bis auf die notigen Änderungen des Da- 
tums usw. 

Daß in einem Schluß- oder Zusatzartikel die förmliche Ver- 
pflichtung beider vertragschließenden Parteien ausgesprochen 
wird, unmittelbar nach der Ratifikation sich zu verständigen 
über die von Preußen zu treffenden MaBnahmen, um so weit wie 
mögUch den Grenzverkehr zwischen den beiden heute getrennten 
Teilen Luxemburgs zu erhalten, während S. M. der König von 
PreuBen alles tun wird, was in seiner Macht liegt, um ddn Inter- 
essen der Luxemburger zu entsprechen (pour venir au devant ■ 
des interets des Luxembourgeois), falls diese benachteiligt wer- 
den sollten durch eine etwaige Abschaffung des belgischen Ge- 

sr-tzcs vom 6. Juni 1 839 Da S. M. der König-Großherzog 

den Wunsch geäußert hat, daß die Zahl der preußischen Zoll- 
beamten, die in Luxemburg tätig sein sollen, vermindert und daß 
ihre Dienstzeit möglirlist gekürzt werde, wird ^ M der König 
von Preußen dieser Bitte entsprechen, soweit sie mit dem Dienst 
und der Oiganisation des Zollvereins vereinbar ist.» 

L)(M- \'ertrag sollte im Haag von dem preußischen Gesandten 
und dem luxemburgischen Staatskanzler während des in Aus- 
sicht genommenen Aufenthalts des Königs von Preußen in dieser 
Residenz unterzeichnet werden. 

• Friedrich Wilhelm nahm seinen Rückweg über Belgien. Am 
5. Februar traf er mit König Leopold in Laeken zusammen und. 
reiste sodann über Antwerpen nach Breda und dem Haag. In 
der Zusammenkunft mit dem König der Belgier wurde das 
handelspolitische Verhältnis Belgiens zu Deutschland besprochen, 
und bei diesem Anlaß ließ sich Friedrich Wilhelm von Leopold 

*) Bunden an ätaatsminister von Thile am 29. Jauuar 1842. 
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die Zusicherung geben, daß das belgische ^Vergünsligungs^esetz 
auch nach dem Beitritt Luxemburgs zum Zollverein bestehen 
bliebe. 

Zur Führung der Verhandlungen im Haag auf Grund des 
Londoner Protokolles waren von London aus der Geh. Ober- 
finanzrat Pochhammer als Vertreter des preußischen Finanz- 
ministeriums und der Geh. Legationsrat Michaelis als Vertreter 
des Auswärtigen Amtes nacli dem Haag beordert. worden. Am 
7. Februar abends kamen beide dort an, um am anderen Morgen 
zu erfahren, daß der Vertrag schon in der verflossenen Nacht 
qnterschrieben worden war. Wie Michaelis nach Berlin berich- 
tete, «hat der Baron Heeckeren wesentlich allein auf niederlän- 
disch-luxemburgischer Seite die Unterhandlungen geführt, wäh- 
rend der eigentliche Bevollmächtigte Baron Blochausen voll 
üblen Willens fast nur passiv dabei zugegen gewesen und haupt- 
aächlich durch laute Seufzer und zum Himmel geschlagene Blidce 
sich ausgesprochen haben soll. Baron Heeckeren hatte auch 
allein es über sich genommen, heute morgen um 2 Uhr vor das 
- Bett seines königlichen Herrn zu treten und von diesem die Er- 
laubnis für Baron von Blochausen, den Vertrag zu unterzeich- 
nen, zu holen.» 

Am "selben Tag, d. h. am 8. Februar ratifizierte Wilhelm IL 
den neuen V ertrag, während sein Gast in einer Erklärung vom 
«elben Datum den Vertrag genehmigte und erklärte, die Ratifika- 
tionsurkirnde, sobald sie ilim nacii seiner Rü kkehr nach Berlin 
• vorgelegt werde, vollziehen zu wollen. Der Vertrag mußte dann 
noch von den übrigen 18 unmittelbaren Vereinsmitgliedern rati- 
fiziert werden.. ^ 

Den luxemburgischen Landständen wurde der Zollanschluß- 
vertrag zur Beschlußfassung nicht vorgelegt, da die Verfassung 
jede Änderung der .Straf-, Steuern- und Zolltarifgesetze von der 
Zustimmung der Stände abhängig machte, jedoch mit Ausnahme 
der infolge eines Handelsvertrags oder einer von dem Konig- 
Großherzog geschlossenen Übereinkunft nötig gevrordenen Modi- 
fikationen der Zolltarife^). 

Der Text des neuen Vertrags vom 8. Februar 1842 vrie» 
gegenüber dem Vertrag vom 8. August 1841 folgende Änderun- 
gen auf: 

» 

A. Im offenen Vertrag. 

♦ * 

In formaler Hinsicht: 

1. In der Aufzäblung der kontrahierenden Vereinsstaaten in 
der Eii\ieilung des Vertrags war das Herzogtum Brauuschweig 
hinzugefügt worden, das am 1. Januar 1842 dem Zollverein bei- 
getreten war. 

2. Die im Vertrag von 1841 preußischerseits genannten Be- 
vollmächtigten Eichmann vom Ministerium der auswärtigen An- 

0. Ey^cbeii. Staatsrecht S. 91 . 
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Gelegenheiten und PochJminmer vom Finanzministerium wurden 
durch den außerordcnilit hen Gesandten und bevollmächtigten 
Minister am niederländischen Hofe Herinaan Friedrick Reicha- 
j?rafen von Wylich und Lottum ersetzt. 

• Ebenso trat luxenibiirgischerseits an die Ötelle des Legation*- 
rates und Geschäftsträgers bei der freien Stadt Frankfurt Frie- 
drich Heinrich Wilhelm von Scherff der interimistische Staats- 
kanzler für das Großherzogtum Luxemburg Friedrich Georg 
Prosper Freiherr von Blochausen. 

3. Der Vertrag bekam, um ihn formal als neuen Vertrag zu . 
<:harakterisieren, das Datum des 8. Februar 1842. 

In materieller Hinsicht blieben die ersten 21 Artikel und 
ebenso der lezte, die Dauer des Vertrags bestimmende Artikel, 
der im Vertrag vom 8. August 1841 die Nummer 22 und im 
neuen Vertrag die Nummer 23 trug, unverändert. 

Neu war somit lediglich ein neuer unter Nummer 22 in den 
Vertrag aufgenommener Artikel folgenden Wortlauts: 

«Die beiderseitigen hohen Kontrahenten sind darin überein- 
gekommen, daß dieselben sogleich nach Auswechselung der Ra- 
tifikationsurkunden sich über denjenijren Grenzverkehr und 
dessen SichoTung verständigen wollen, welcher zwischen dem 
Großh. Luxemburg einerseits, und dem in Gemäßheit des Trak- 
tats vom 19. April r839 dem Königreicli Belgien verbliebenen 
Teil des gedachten Großherzogtums anderseits besteht, während 
S. M. der König von Preußen außerdem erklären, daß Aller- 
huchstdieselben die Absicht haben, alles Mögliche zu tun, um, • 
wenn das kgl. belgische Gesetz vom (3. Juni 1839 etwa aufgehoben 
werden sollte, die Luxemburger Untertanen riicksichtlich der 
ihnen aus einer solchen Aufhebung erwachsenden Nachteile zu- 
frieden zu stellen. 

Und da S. M. der König-Großherzog den Wunsch geäußert 
haben, daß die Anzahl ujid die Dauer der Dienstzeit der im 
Großh. Luxemburg anzustellenden Kgl. Preußisishen Douanen- 
Beamten möglichst beschränkt werde, so wollen S. M. der König 
von Preußen diesem Wunsch entsprechen, insoweit als dies mit 
dem Dienste und der Organisation des Zollvereins vereinbar ist.» 

Dieser Artikel 22 betraf im ersten Absatz das Verhältnis zu 
einem dritten Staat, Belgien, und im zweiten Absatz eine Verab- 
redung, die im Separatartikel 9 enthalten war, hätte also seinem 
Inhalt nach eig^entlich in den Geheimvertrapr. d. h. in die S^opa- - 
ratartikel gehört. Wilhelm IL hatte aber j^ewünscht. gerade diese 
Klausel, die die äußersten Zugeständnisse enthielt, die er seit der 
Batif ikationsverweigerung erlangt hatte, in den zur Veröffent- 
lichung bestimmten offenen Vertrag aufzunehmen, damit sie zur 
Kenntnis der Luxemburger gelangten, um deren Besorgnisse 
wegen der Erhaltung des Handelsverkehrs mit Belgien und 
wegen der Anstellung zahlreicher preußi.^cher Zollbeamten zu 
beschwichtigen. 
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B. Separat-Ardkel. s> 

# 

An diesen wichtigen* Artikeln wurde, außer dem Datum und 
der Einfügung des Herzogtums Braunflchweig als mitkontrahie- • 
renden Staat, nichts geändert. 

C. Schlußprotokoll. 

Formale Änderungen betraiea das Datum und eine redak- 
Üonelle Änderung unter Ziffer 9. 

Die einzige materielle Änderung bestand darin, daß zwischen 
den bisherigen Jiestimmungen unter Nr. 10 und 11 eine neue 
Bestimmung mit der Nummer 11 eingeschoben wurde mit fol- 
gendem Wortlaut: 

«Um bei der stattgefundenen Aufhebung des seit (lern Monat 
August 1840 *) bestanden habenden, dem V erems-Zulltarif in 
allen wesentlichen Punkten entsprechenden Zolltarifs im Großh. 
Luxemburg, die Ausführung der im Separat-Artikel XIV unter 
Nr. 3 festgesetzten Bestimmung hinsichtlich de* Ireien Verkehrs 
möglich zu machen, wird von den beiderseitigen Bevollmächtig- 
ten hierdurch verabredet daB die Ernennung der gegenseitigen 
Vollzugskommissarien noch am Tage der Unterzeichnimg des 
Vertrags erfolgen und mit der im XIV. Separatartikel festgesetz- 
ten Organisation der gemeinschaftlichen Zollverwaltung im ^ 
Großh. Luxemburg auf die im Art. 17 des offenen Vertrages 
verabredete Weise sofort vorgeschritten werden soll.» 

Diese Abmachung bezWeckte, den freien Verkehr Luxem- 
burgs mit dem Zollverein zu dem im Vertrag vereinbarten Ter-, 
min vom 1. April 1842^ eintreten zu lassen, wozu der sofortige 
Beginn der Reorganisation der luxemburgischen Zollverwaltung 
erfordert war. Demgemäß hatte der KÖnig-Großherzog, schon 
zwei Tage hevo]- or den Anschlnßvertrag unterzeichnet hatte, zur 
Sicherung der Vereinsintorcssen und zur Vermeidung der Nach- 
verzollung der in Luxemburg befindlichen Vorräte zollpflichtiger 
Waren durch eine Verordnung vom'ü. Februar 1842^) den erst 
vor kurzem eingeführten Zolltarif vom 31. Okluijer 1841 aufge- 
hol)en und den sog. provisorischen Tarif vom 20. Juli 184Ü, der 
im wesentlichen dem Zoilvereinstarif entsprach, wieder einge- 
führt. 

Erwähnt sei noch, daß am Tag vor der Unterzeichnung des 
Vertrags vom 8. Februar 1842 der preußische Gesandte im Haag 
an den luxemburgischen Staatskanzler mit der Forderung der 
unbedingten Durchführung der Nachversteuerung im Großher- 
zogtum herantrat, worauf ihm Blochausen erklärte, falls Preu- 
ßen auf dieser Forderung bestünde, der Vertrag nicht unter- 

*) Gemeint war der luxemburgische, sog. provisorische Zolltarif vom 
20. Juli 1840, in Kraft getreten am 10. August 1840, außer Kraft gesetfit 
durch Beschluß vom 31. Oktober 1841 am 12 November 1841. 

-) Verorrlnungs- und Verwaltung»blatt des Großh. Luxemburg, Jahrg. 
■1842. Seite 61. 
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zeichnet würde*). Darauf lu^ Preußen diesen Anspruch fallen, 
was um SU unbedenklicher war. als der gänzlich unerwartete 
V'ertragsabschluß und die ebenso unerwartete sofortige Einfiib- 
riiny lies provisorischen Zolltarifs, fhirch den sich Luxemburg 
von Frankreich nml fJol^^icn ^enau so wie ein Zollvereinslaiid 
absperrte, das Fublikuni vullkoniiuen überraschte. 

XL Der Inhalt des Anschlußvertrages 
an den Zollverein vom 8. Februar ;I842. 

Der «Vertrag über den Anschluß des Großherzogtums Lu- 
xemburg an den Deutschen Zoll- und Handelsverein» vom 
8. Februar 1842 war abgeschlüssen zwischen dem König der 
Niederlande, Giüßlierzog von Luxemburg einerseits und ander- 
seits dem König von Preuß.en für sich und in Vertretung der » 
übiigen Mitglieder des Zoll- und Handelsvereins, nämlich von 
Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Kurhessen, Gruliiierzog- 
tum Hessen, den den Thüringischen Zoll- und Handelsverein 
bildenden Staaten (G],'oßherzogtum Sachsen, Sachsen-Meiningen, 
Saohsen-Altenburg, Sachsen-Coburg und Gotha, Schwarzburg- 
Rudolstadt, Schwarzburg-Sondersbausen, Keuß-Greitz, ReuB- 
Schieitz, Reuß-Lobenstein und Ebersdorf), Braunschweig, Nas- 
sau und der freien Stadt Frankfurt. 

An der Abmadiung war aber der gesamte Zollverein betei- 
ligt, also nicht bloß die genannten unmittelbaren Yereinsmit- 
glieder, welche als Vertragskontrahenten in der Einleitung ge- 
nannt wurden, sondern aüch diejenigen Staaten, die mit ihrem 
ganzen Gebiet oder nur mit einem Teil dem Zollsystem eines 
unmittelbaren Vereinsmitgiiedes beigetreten waren hinsichtlich 
dieses Teilgebietes. Bas Schlußprotokoll enthielt unter Nr. 10 
eine Aufzählung dieser dem Zollverein mittelbar angehörigen 
Länilei- und Ländcrlcile und zwar eine ungenaue Aufzählung. 
Die E'üv beim Abscbluü des Vertrags im Haae war nämlich so 
groß ,ue\vesen. daß. ohne die Ankunft dei' aus lierlin als Sach- 
verständige beorderten beitlcn Vertreter des preußischen Finanz- 
ministeriums und des Ministeriums der auswärtigen Angelegen- 
heiten abzuwarten, der X'erLiag so abgeschlossen wurde, daß die 
Abmachung unter Nr. 10 des Schlußprotokolles aus dem Ver- 
trag vom 8. August 1841 ohne weitere Nachprüfung übernom- 
men wurde. Die Folge war, daß in diesem Abschnitt eine Reih« 
von Zusätzen und Abänderungen unterlassen wurden, die si<^ 
aus mehreren in der Zeit seit dem 8. August 1841 abgesc^hloBse- 
nen Zollvereinsverträgen ergaben — nämlich des Vertrairs vom 
18. Oktober 1841 mit dem Fürstentum Lippe (Ziffer 1), eines 
neuen Vertrags zwischen der großherzoglichen und der land- 
gräflichen hessischen Regierung (Ziffer 5a), eines Vertrags vom 

*; Blochau^en an de la Fontaine am 18. Februar 1842. 



D jgj J|2gf;y^^^Q|^gIC 



— 189 — 



17. Dezember 1841 (Ziffer 7; — , während Ziffer 8 hätte ge- 
strichen werden müssen, da das herzoglich Braunschweigische 
Fürstentum Blankenburg usw. mit dem größeren Teil des Her- 
zogtums Braunschweig nunmehr ein Mitglied des Zollvei-eirrs 
bildete, und endlich auch der Vertrag vom Ii. iJezemher 1641 
mit Waldn k wegen des Anscliiusses des Fürstentums Pyrmont 
hätte erwähnt werden mvissen. 

Der Vertrag bestand aus Jrei Teilen: 

1. Dem Vertrag im engeren Sinne in der Folge als offener 
Vertrag bezeichnet. 

2. Den Separatarlikeln. die, mehr als doppelt so umfang- 
reich wie der oftene \ertrag. den wichtigsten Teil der Ab- 
inachungcn enthielten. Durch die Separatartikel erhielten erst 
die Öfturs sehr allgemein gülialtcuen offenen Artikel einen ge- 
naueren Sinn und zwar derart, daß aus den Separatartikeln in 
den Einzelheiten nicht selten genau das Gegenteil dessen hervor- 
ging, wa^in den offenen Artikeln als Grundsatz proklamiert 
war. Die Separatartikel enthielten besonders diejenigen Be- 
stimmungen, die eine Einschränkung der Souveränität des 
Landesherrn bedeuteten, und deren Kenntnis man daher 

' glaubte, den Untertanen vorenthalten zu müssen. 
*3. Dem Schlußprotokoll. 

Auch dieses war sehr umfangreich und berührte in seinen 
Einzelheiten Dinge, die' schon in den offenen und in den Sepa- 
ratartikeln behandelt waren. 

Infolge dieser Gliederung, wonach über ein und dieselbe 

Materie in einem offenen, einem Separatartikel und in einem 
Abschnitt des Schhißprotokolls Bestimmungen getroffen wurden, 
die sich gegenseitig teils ergänzten, teils einschränkten, bietet 
das gesamte Traktat keine sy!?tematische Übersieht der Ab- 
machun'j#»n, wozu noch kommt, dali in einzelnen Artikeln, wie 
in dem sL'han erwähnten offenen Artikel 22, dann im Separat- 
artikel I ganz verschiedenartige Dinge zusammengefaßt er- 
scheinen. 

Ich gebe daher zunächst eine analytische Übersicht des In-* 
halts des \ er träges von 1842 und bringe am Schluß dieses Ka- 
pitels den Wortlaut des Traktats. 

Von den drei Teilen des Vertrags war nur der offene Ver- 
trag zur Veröffentlichung bestimmt und ist denn auch in Nr. 12 

• des Jahrganges 1842 des «Verordnungs- und Verwal^ngsblat- 
tes des Großh. Luxemburg» abgedruckt worden. Separataiftikel 
und Schlußprotokoll dagegen sollten geheim bleiben, sind aber 
später zusammen mit dem zweiten Zollanschluß-Erneuerungs- 
vertrag Luxemburgs vom 26./31. Dezember 1853 im Jahrgang 
1854 desselben Blattes, das inzwischen seinen Namen in «Me- 

«morial des Großh. Luxemburg» abgeändert hatte, veröffentlicht 
worden, und zwar geschah diese Veröffentlichung in Ausfüh- 
rung eines luxemburgischen Gesetzes vom 23. Januar 1854» 
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welches bestimmte, daß die Regierung die veischiedeneii Verord- 
nungen und Beschlüsse, die in Gemäßheit der Verträge für 
Luxemburg verbindlich waren oder werden sollten, veröffent- 
lichen müsse, damit sie im Großherzogtum Gesetzeskralt er- 
langten. ' 

Tu dem offenen Vertrag erklärte Luxemburg, dem Zoll- 
und Handeisverein beizutreten (Art. D und verpflichtete sich, 
die Eingangs-, Ausgangs- und Transitabgaben nach den ße- 
stiitimungen des Zuilvereins, wie sie zurzeit in der preußischen 
Rbeiii Provinz bestanden oder künftig bestehen sollten, zu er- 
lieb(Mi und zu diesem Zweck die nötigen Gesetze, Tarife und Ver- 
ordnungen, die Sepajatartikel 1 im einzelnen bestimmte, zu 
erlassen und zu veröffentiidien (Art. 2). Insbesondere trat 
Luxemburg dem Zollkartell zwischen den Vereinsstaaten zur 
Bekämpfung des Schleichhandels ..und der Defraudationen bei 
(Art. 15). Hinsichtlich künftiger Änderungen der in der Rhein- 
provinz bestehenden zollgesetzlichen Bestimmungen ^ war für 
entsprechende iLnderungen in Luxemburg die Zustimmung der- 
luxemburgischen Regierung erfordert, die jedoch nicht verwei- 
gert werden konnte, wenn es sich um Änderungen handelte, die 
allgemein von den Vereinsstaaten getroffen wurden (Art. 3)» . 
Diese Verpflichtung dehnte Sep.-Art. 2 auch auf die zolladminis-. 
trativen Maßnahmen, welche in der Rheinprovinz getroffen 
werden sollten, aus und verpflichtete die luxemburgische Regie- 
rung, im besonderen die preußischen Bestimmungen über die 
Paßpflicht der in- und ausländischen Grenzbewohner und ihre 
polizeiliche Beaufsichtigung zu übernehmen. 

Sehr wichtig war der im Eingang des Sep.-Art. 9 (1. Ab- 
satz) ausgesprochene Grundsatz über dfis staatsrechtliche Ver- 
hältnis Luxemhurgs zum Zollverein, wonach Luxemburg im 
Verhältnis zu den übrigen Vereinsstaaten von Preußen gleich 
den eigenen preuiji^clien Landeli vertreten, liim also insbeson- 
dere das Recht der Teilnahme an den V^erhandlungen dieser 
Staaten vorenthalten wurde. Diese Bestimmung wurde später 
(1847) zu Gunsten Luxemburgs etwas modifiziert 

In finanzieller Hinsicht jedoch wurde Luxemburg den übrigen 
Vereinsmitgliedem, abgesehen von den Präzipuen, welche einige 
wenige bezogen, völlig gleiohgestellt. Art. 21 des offenen Ver- 
trages sprach Luxemburg einen Anteil an dem Ertrag der Ge- 
meinschaft der Einkünfte an Eingangs-, Ausgangs^ und Durch- 
gangsab^ben nach dem Verhältnis der Bevölkerung zu, über 
deren Ermittlung Sep.-Art 13 das Nähere besagte. Bei der jähr- 
lichen Hauptabrechnung sollte das preußische Finanzministe- 
rium im Namen der luxemburgischen Regierung die Übersichten 
zusammenstellen und für die Überweisung des luxemburgischen 
Anteils unter Mitteilung aller Verhandlungen an die luxem- 
burgische Regierung sorgen. 

Die Bevölkerungsziffer sollte alle 3 Jahre nach den in den 



Vereinsstaaten fui V ulkszahlung bestehen (Il u Grimdsätzen er- 
folgen, und zwar sollte die erste Vüik.szaiilung in Luxemburg 
Ende 1843 stattfinden (Schiußprütükoll Nr. 7). 

Kassenverluste und Verluste aus Untreue oder Nachläßig- 
keit der Beamten hatte hinsichtlich der iuxeüibui glichen Beam- 
ten die luxemburgische Regierung und hinsichtlich der von 
Preußen präsentierten, vormals preußischen Beamten Preußen 
SU tragen (Sep.-Art. 9 I A 12). 

Außerdem sollte Luxemburg, wie die übrigen Grenzländer 
des Zollvereins ein Pauschquantum für die Kosten der Zollerhe- 
bung und des Zollschutzes an den Außengrenzen erhaltei^ (Sep.- 
Art 9 I A Nr, 1). 

Bei eintretender Dienstunfähigkeit sollten die aus dem 
preußischen Dienst in die luxemburgische Zollverwaltung über- 
nommenen Beamten von der preußischen Regierung pensioniert 
werden, die übrigen Beamten von der luxemburgischen Regie- 
rung und zwar nach den in Preußen geltenden Normen. (Sep.- 
Art. 9 I A Nr. Ii). 

Eine Reihe von Artikeln (Art. 4 bis 9 des offenen Vertrags 
und Separatartikel 3 bis 6) betrafen die Herstellung der Über- 
einstimmung der Monopole und der Verbrauchsabgaben im 
Interesse des freien Verkehrs zwischen Luxemburg und Preußen. 

Wegen der bereits in Luxemburg bestehenden Biersteuer 
und Steuer auf Branntwein aus niehligen Substanzen, welche 
höher waren als die entsprechenden preußischen Steuern, ver- 
pflichtete sich Luxemburg, keine Ermäßigung unter die in 
Preußen geltenden Sätze einti'eten zu lassen. 

Wegen der noch nicht in Luxemburg eingeführten Besteue- 
rung des Branntweins aus Übst, Trestern und sonstigen nicht 
mehligen Substanzen, des Weines, des Salzes, des Tabaks und 
des Runkelrübenzuckers verpflichtet sich Luxemburg zur Ein- 
führung der preußischen Bestimmungen. (Art. 4 und 9). 

Außerdem übernahm Luxemburg die Verpflichtung, etwa in 
Zukunft in Preußen eingeführte weitere innere Verbrauchs- 
abgaben auf preußische Anforderung d>enfalls bei sich einzu- - 
führen, allerdings nur soweit die Interessen der eigenen Bevöl* 
kerung es gestatteten. (Sep.-Art. 3.) 

In Bezug auf die Erteilung von Patenten trat Luxemburg: 
den Grundsätzen bei, welche durch allgemeine VeraJbredungen 
zwischen den Vereinsregierungen bereits bestanden oder einge- 
führt werden würden (Sep.-Art. 4), ebenso den zwischen den 
Vereinsstaaten bestehenden Verabredungen über Ein-, Durch- 
und Auafuhr von Salz (Art. 6), da Luxemburg seit 1839 dasr 
Salzmonopol besaß. Für die Versorgung der preußischen Gar- 
nison mit Salz, die sich Preußen vorbehielt, wurde im Schluß- 
protokoll unter Nr. 1 eine besondere Vereinbarung getroffen. 

0 Dieses Fanschquantiun betrug 1842 zunächst 104370 Taler. 
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Da in Luxemburg keine Steuern auf Spielkarten und Ka- 
lender bestanden, so wurden besondere Sicherheitsmaßregeln 
für den Verkehr mit solchen Gegenständen zwischen Luxemburg 
und Preußen« wo sie einer Steuer unterworfen waren bezw. als 
ausländische Spielkarten überhaupt nicht eingeführt werden 
durften, getroffen (Art. 7 und Sep.-Art. 5). • 

Es wurde bereits früher erwähnt,, daß infolge der ungleich- 
artigen inneren Verbrauchssteuern zwischen den Vereinsstaaten 
Übergangsabgaben bestanden. Da Luxemburg im wesentlichen 
seine Verbrauchssteuern dem preußischen Steuersystem anpaßte, 
so spute hinsichtlich der Übergangsabgaben und der Rückver- 
gütungen Luxemburg den übrigen Vereinsstaaten gegenüber in 
dasselbe Verliällnis treten wie die preußische Rheinprovinz zu 
diesen Staaten (.Art. 8 und Schlußprotokoll Nr. 2). 

Ebenso sollte für die T'bergangsabgaben von Branntwein, 
Bier, Wein und Tabak zwischen l^reußeii ww] Luxemburg eine 
Gemeinschaft eintreten mit Verteilung nach dem Verhältnis der 
Bevölkerung. 

Von dem Grundsatz des völlig freien Verkehrs /wischen 
Luxemburg und den Zolh erinnsstaaicn gab es. außer den m der 
Natur der Dinge hcL^rüiuk-ten Ausnahmen für Gegenstände 
staatlicher Monopole, iur Spielkarten und Kalender, für die 
Gegenstände, die einer Übergangsabgabe unterworfen waren und 
für patentierte Gegenstände (Art. 5) noch eine besondere Aus- 
nahme (Sep.-Art. Ii für einzelne Gegenstände beim Eintritt 
außerordentlicher Umstände (Krieg), und zur Abwehr gefähr- 
licher ansteckender Krankheiten für Menschen und Vieh. 

(ÜMiiäli Art. 11, ergänzt iluieh Sep.-Art. 7 und SchlußprotO- 
küll Nr. 4, schloß sich Luxemburg den Verabredungen zwischen 
den Vereinsstaaten wegen eines gleichen Münz-, Maß- und Ge- 
lyichtssystems an und verpflichtete sich insbesondere den 14 
Talerfuß oder den 24V2 Guldenfuß als Landesmünzfuß zu über- 
nehmen. 

Art. 10 sah eine Beschränkung der Chaussee-, Pflaster-, 
Damm-, Brücken-, Fährgelder u. a. vor, ebenso Art. 12 und 
Schlußprotokoll Nr. 3 der Schiffahrtsabgaben, sowie Art. 13 der 
Kanal-, Schleusen-, Hafen-, Niederlagegebühren usw. vor, für 
die außerdem gleichmäßige Behandlung der Angehörigen aller 
Vereinsstaaten vereinbart wurde. 

Art. 14 regelte die gegenseitige gleichmäßige Besteuerung 
und pehandlung der Handel- und Gewerbetreibenden, der Rei- 
senden, der Meß- und Marktbesucher, und durch Sep.-Art. 8 trat 
Luxemburg den allgemeinen Anordnungen, die zwischen den 
Vereinsstaaten zur Erleichterung des Handels und des Verkehrs 
und zur Förderung des Oew^erbefleißes verabredet werden soll- 
ten, bei und verpflichtete sich, diese Anordnungen auf Einladung 
Preußens einzuführen. 
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Art. 19 statuierte die Kompetenz der luxemburgischen Ge- 
richte in Zollvergehen, soweit diese nicht einem administrativen 

Verfahren unterlagen. 

Die Geldstrafen und konfiszierten Gegenstände sollten der 
luxemburgischen Regierung nach Abzug der Hälfte zu Gunsten 
des Gratifikationsfonds der Zolldirektion zufließen (Sep.-Art. 11). 

Das Begnadigungs- und Strafverwandlungsrecht behielt der 
König-GroßherzoR (Art. 20) nach gutachtlicher Anhörung der 
Zolldirektion (Sep.-Art. 12). 

Der luxemburgischen Regierung wurde im offenen Vertrag 
(Art'. 18) das Recht eingeräumt, die Zollbeamten, soweit der 
Zolldienst es zuließ, auch mit der Erhebung der luxemburi^ischeu • 
Abgaben, insbesondere der Chaussee- und Wegegelder zu be- 
trauen, eine Beiugnis, deren Ausübung aber Sep.-Art. 10 an die 
Zustimmung des preußischen Finanzministeriums knüpfte. 

\hiiin fulpte der berühmte Art. 22, um dessen Inhalt ein 
halbes Dutzend europäischer Höfe in Aufregung geraten waren, 
der in zwei Absätzen zwei verschiedene Materien regelte. Der 
zweite, die Anstellung preußischer Beamten in Luxemburg be- 
treffende Absatz wird im Zusammenhang mit der Organisation 
der Zollverwaltung erwähnt werden. Der erste Absatz, dessen 
Wortlaut oben mitgeteilt wurde, betraf das Zollverhältnis Luxem- 
burgs zu Belgien, wobei eine wichtige diesbezügliche Bestim- 
mung sich merkwürdigerweise ziemlich versteckt am Schluß des 
Sep.-Art. !• befand, wonach zur Erleichterung des Grenzverkehrs 
mit Belgien Luxemburg die freie Ausfuhr von Eisenerz und 
Roheisen ausnahmsweise eingeräumt wurde. Die freie Ausfuhr 
des Eisenerzes war bekanntlich eine belgische Forderung für die 
Beibehaltung des Vergünstigungsgesetzes von 1839 gewesen, und 
was die Luxemburg besondei s bewilligte freie Ausfuhr des Roh- 
eisens betrifft, so wurde einige Jahre später der Ausfuhrzoll auf 
Roheisen im ganzen Zollverein überhaupt aufgehoben. Im Zoll- 
tarif von 1864 wurde das Eisenerz ebenfalls allgemein ^ aus- 
gangszollfrei. 

Art. 23 setzte die Dauer des Vertrages auf" 4 Jahre, d, h. bis 
31. März 1810 fest. Sollte der Vertrag nicht spätestens 9 iVlonate 
vorher gekündigt sein, so galt er auf 6 Jahre und später in glei- 
cher Weise von 6 zu fi Jahren als verlängert. 

Die in den Vei'handlungen vereinbarte Straßeiiverbindung 
zwischen Ettelbrück und Malmedy übei Wei.swampach und St. 
Vith war im Srhiußprotokoll Nr. 8 stipuliort. 

Schlußprutokijll Nr. 9 betraf die noch zwischen Luxemburg 
und Preußen scliweberulen Finanzfragen bezüglich der preus- 
sischen Garnison in Luxemburg. 

Die Übergangsbestimmungen enthielten Sep.-Art. 14 und 
Schluß Protokoll Nr. 11. Es waren dies von Luxemburg sofort 
zu treffende Maßnahmen, um den Anschluß zum 1. April 1842 
ausführen zu können, und um zu verhindern, daß in der 

13 
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Zwischenzeit die Interessen des Zollvereins in Luxemburg ge- 
schädigt würden. 

Einen liauptteil des Traktates bildeten die nunmehr im 
Zusammenhang darzulegenden umfangreichen Bestimmungen 
über die Organisation der luxemburgischen Zollverwaltung. 

Den ziemlich far))]oson Grundsätzen, die hierzu Art. Iß auf- 
stellte, uab orst der uiiifaiigrciche in 4 Kapitel pingeteilte, 10 
Drucksi'iten des luxemburgischen An:itsblattes füllende Separat- 
artikel 'J. um dessen Be^stinimun^en ^irh die späteren Verhand- 
lungen über die Anschlußerueuerungsverträge Luxemburgs mit 
dem Zollverein fast ausschließlich drehen sollten. Weitere Be- 
stimm ungen über die Orgauisatiuii der luxemburgischen Zoll- 
verwaltung enthielten noch Art. 18 nebst Sep.-Art. 10, sowie 
Nr. 5 und 6 des Schlußprotokolls. 

Grundsätzlich sollte die Zollverwaltung in Luxemburg einer 
luxemburgische Verwaltung sein, über die jedoch im Interesse 
der Sicherheit in der Erhebung der Abgaben und der genauen 
Ausführung der Zollgesetze Luxemburg sehr eingehende Vor- 
schriften über die Organisation und den Betrieb gemacht und' 
dem preußischen Finanzministerium weitgehende Befugnisse in 
der Beaufsichtigung der Geschäftsführung eingeräumt wurden^ 

Der grundsätzliche Charakter der Zollverwaltung als luxem- 
burgische Verwallun^4 kam zum Ausdruck: 

1. In der Einrichtung einer vollständigen ZoUverw^altung 
einschließlich einer Zolldirektion in Luxemburg, an Stelle der 
früher geplanten Unterstellung der luxemburgischen Zollbehör- 
den unter die Zolldirektion in Köln, zur Vollziehung der gemein- 
schaftlichen Zollgesetze und zur Leitung des Dienstes (Art. 16> 
Sep.-Art. 9 1 3). 

2. Im Prinzip, daß alle Zollbeamten, gleichgültig ob In- 
oder Ausländer, vom Uroßherzog bezw. vnn der grnßherzoglichen 
Reglern ng ernannt wurden (Art. 16), soweit ^ie nicht als Unter- 
beamle, Grenzaufseher und Beamte, die nur mechanische Dienste- 
leisteten und auf Kündigung angenommen wurd(4i (Sep.-Art. & 
I B 18 und I G 21) von der Zolldirektiou unmittelbar zu ernen- 
nen waren. 

Im einzelnen hatte dieses im Art. 16 prinzipiell furmulierte 
Recht der Ernennimg der Beamten durch den Grüßherzog bezw, 
durch die luxemburgische Regierung in den Separatartikeln 
Einschränkungen erfahren hinsichtlich des Zolldirektors, eine» 
Beamten des Hauptzollamtes, der Grenzkontrolleure, vorüber- 
gehend auch der Orenzaufseher und in minderem Grad hin- 
sichtlich des Zollrates. 

Demgemäß wurden auch alle Beamten einschließlich des 
Zolldirektors in ihrem Diensteid dem Großherzog verpflichtet 
(Sep.-Art, 9 T A 6 und I B 15). 

3. In der Uniform der Beamten (Sep.-Art.. 9 I- A 7), welche 
zwar der Uniform der preußischen Zollbeamten entsprechen^ 
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aber um Kragen, den Aufscblägeii und der Kokarde die die 
luxemburgischen Beamteu keunzeicbnenden Merkmale tragen 
sollte. 

i. In dem iii Sep.-Art, 9 1 A 2 ausgesprocbeneu Prinzip, 
«daß die allgenieine Aufsicht über die Zollverwaltung und das 
dabei augüstuilte Pei'üoüal der Grüßhtuzügliciien Regierung vor- 
bebalten bleibe» und daß in Sonderbeit die Zolldirektiün eine 
lux(uiiburgiscbe Behörde sei, jedoch mit der iiiiiiöciiräükung, daß 
das preußische Finanzministerium der Zolldirektion gegenüber 
ilie lioile einer Zentralstelle für das Zolivveöen zu Liluileü iiabe. 

In Ausführung dieses Grundsatzes enthielt Sep.-Art. 9 IV 
1 bis 9 eine im einzelnen ausgearbeitete Barlegxing des Wirkungs- 
kreises der luxemburgischen Regierung und des preußischen 
Finanzministeriums in Zollangelegenheiten. Ferner war in Sep.- 
Art. 9 III 4 und 5 eine unmittelbare Geschäftsverbindung durch 
die Vermittlung der luxemburgischen Regierung zwischen der 
Zolldirektion in Luxemburg und dem preußischen Finanzminis- 
terium vorgesehen, und ebenso stand der luxemburgischen Zoll- 
direktion die unmittelbare Geschäftsverbindung mit der Pro- 
vinzial-Steuerdirektion in Köln zu (Sep.-Art. 9 III 6), wie ihr 
denn überhaupt die Befugnisse, die einer Provinzial-Steuer- 
direktion in Preußen zustanden, eingeräumt wurden (Bep.-Art. 
9 I 3). 

0. Im Prinzip, daß alle Zollbeamten Luxemburger sein 
mußten mit Ausnahme einzelner besonders erwähnter Ötellen, 
die mit Ausländern zu besetzen waren. 

Über die Staatsangehörigkeit des Zolklirektorö, des (-liefs 
der gesamten luxemburgischen Zollverwaltung, war nichts im 
Vertrag aiisdi ucklich vereinbart, sorulern lediglich gesagt, daß 
er vom preußischen Finanzministerium nach vorgängiger Ver- 
ständigung niit der luxemburgischen Regierung zur Ernennung 
durch den Großberzog zu präsentieren sei, aber es lag in der 
Absicht der Partelen, daß dieser von Preußen präsentierte Be- 
amte, wenigstens bei der ersten Besetzung des Postens, ein 
Preuße sei, obgleidi dies nicht ausdrüddich gesagt war» 
sondern nach dem Wortlaut des Sep.-Art. 9 I B 14 und 15 die 
Möglichkeit durchaus offen stand, daß da^ preußische Finanz- 
ministerium einen Nichtpreußen, etwa einen Luxemburger pra^ 
sentierte, und dieser Eventualität trug auch die Fassung des 
Diensteides des Zolidirektors Rechnung (Sep.-Art. 9 I B 15). 
Tatsachlich haben während der 77jährigen Zugehörigkeit Lu- 
xemburgs zum Zollverein stets preußische Beamten diesen Posten 
bekleidet. 

Als luxemburgische Behörde stanr] die Zolldirektion zu der 
Landesregierung in demselben Verhältnis wie arnlere großher- 
zogliche obere Zivilbehörden, namentlich die ik'chnungskammer 
(Sep.-Art. 9 T A 2). Zugleich war sie der Aufsicht des preus- 
jsischen Finanzministeriums als einer Zentralstelle für das Zoll- 
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Wesen unterworfen, woraus sich für die Zülldirektion die Ver- 
pflichtung ergab, «in allen die Zollverwaltung betreffenden An- 
gelegenheiten, die ihr auf dem weiter unten bestimmten Wege 
zugehenden Anordnungen und Entscheidungen des Kgl. Preuß. 
Finanzministeriums z\x befolgen und auszuführen» (Sep.-Art. 
9 I A Nr. 2) 

Mit einem Worte, der Zolldirektor hatte zwei V'orgesetzte: 
das mit dem P^inanzdepartement betraute Mitglied der luxem- 
burgischen Regier uny und der Finanzminister in Berlin. Diese 
nicht einfache Kon.^ti uklion trug den Keim von Verwn klangen 
und Kuntestatiuneii an sich, die denn auch später niciit ausge- 
blieben sind. 

Abgesehen von den Subalternbeamten sollte die Zolldirefc- 
tion aus dem Zolldirektor und dem Zollrat bestehen. (Sep.-Art. d 
I 6 13.) Ersterer hatte in allen Beschlüssen die entscheidende 
Stimme und war überhaupt für die Zollverwaltung allein ver- 
antwortlich (Sep.-Art. 9 III 1). Letzterer hatte als landeskun- 
diger Beamter nur beratende Stimme. Seine Aufgsibe war, die 
\'erwaltung des Zolldirektors vom Standpunkt der luxembur- 
gischen Interessen zu beaufsichtigen. Die Stellung war ursprüng- 
lich als eine nebenamtliche gedacht, wurde aber im Laufe der 
Zeit im Hauptamt verwaltet. Im Unterschied von der Ernen- 
nung des Zolldirektors sollte die Wahl und die Ernennung des 
Zollrats ausschließlich durch die luxemburgischen Behörden er- 
folgen, wobei dem preußischen Finanzministerium jedocli die 
Möglichkeit gegeben werden sollte, etwaige Bedenken gegen die 
Person zu Tu-heben und eine Veiständigun.L; zu erzielen (Sep.- 
Art. 0TB 16). Demnach sollte der zweithöchste Beamte der 
Zollverwaltung ein Luxemburger sein, obgleich auch dies nicht 
ausdrücklich vereinbart war. 

Bezüglich der übrigen Beamten der Zollverwaltung, insbe- 
sondere der Beamten des Haupl/.ullanUe';, der Nebenämter und 
des Grenzdienstes, war ausdrücklich vereinbart, daß sie luxem- 
burgische Untertanen sein mußten (Sep.-Art. 9 I C 19 und 21). 

Von dieser Regel gab es zwei Ausnahmen: 

1. Beim Hauptzollamt war der Kontrolleur vom preußischen 
Finanzminister für diese Stelle zu präsentieren, woraus sich 
implicite ergab, daß dieser Beamte ein Preuße war (Sep.-Art. 0 
I C 19). 

2. Die Obergrenzkontrolleure, welche von der luxembur- 
gischen Regierung auf Vorschlag des preußischen Finanzminis- 
ters ernannt werden sollten ((Sep.-Art. 9 I C 20). Bei der ersten 
Besetzung dieser Stellen sollten nur preußische Beamten ernannt 
werden, und erst bei später eintretenden Vakanzen durften diese 
durch geeignete luxemburgische Beamte ersetzt werden, doch 
nur solanj^e cbxs die Zahl der mit luxenil)urgischen Beamten 
besetzten Obergren zkontrolleur-Stellen die Hälfte der im Groß- 
herzogtum überhaupt vorhandenen Stellen dieser Art erreicht 
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haben wird, welches Verhältnis auch in der weiteren Folge maÜ- 
gebend bleiben soll.'» 

In Ausführung des in Art. '22 des Vertrags aufi^enommenen 
Versprechens des Königs von Preußen, die Zahl und die Dauer 
der Dienstzeit der in Luxemburg anzustellenden preußischen 
Zollbeamten möglichst zu beschranken, fand jeiioch diese Be- * 
slimmung der vSeparatartikel. soweit sie die erste Einriclitung 
betraf, keine Anwendung, indem von den 10 Obergrenzkontiul- 
leurstellen erstmalig nur (> mit preußischen Beamten besetzt 
wurden. 

Für die spätere Besetzung dfeser Posten hatte Luxemburg 
vor der Unterzeichnung des Vertrags den dringenden Wunsch 
geäußert, daß die Hälfte der Obergrenzkontrolleurstellen bereits 
nach Ablauf von zwei Jahren mit Luxemburgern besetzt würden 
und diesem Wunsch unter Ziffer 5 des SchlußprotokoUes beson- 
deren Ausdruck verliehen,, worauf preußischerseits lediglich die 
unverbindliche Bereitwilligkeit ausgesprochen wurde, den luxem- 
burgischen Wunsch zu berücksichtigen. 

Anderseits hatte Preußen, das zuerst die Hälfte aller Grenz- 
aufseherstellen mit preußischen Beamten hatte besetzen wollen, 
diesen Anspruch zurückgezogen, aber die bestimmte Hoffnung 
ausgesprochen, daß wenn aus der Besetzung aller Grenzaufseher- 
posten mit Luxemburgern Nachteile für den Zolldienst erwach- 
sen SDÜteii. die luxemburgische Regierung auch solche Aufsolier 
anstellen wüi-de. die ihr das preußische Finanzministerium vor- 
schlüge (Schlußprotokoll Nr. fi). Tatsächlich ist denn auch von 
dies«»!' Abmachung Gebrauch ueuiacht wofden, indem gemäß 
8e().-Ai1. 14 den aus Preuljen nach Luxemburg versetzh^i Db^'i- 
grejizkontrolleuren von dem preußischen Finanzministerium je 
ein berittener Grenzaufseher für die Dauer der ersten Organisa- 
tion des Dienstes beigfoi-dnet wurde. 

Insgesamt sulUe also die Zollverwaltung in Luxemburg, ab- 
gesehen vun der Übergangszeit, aus Beamten luxendjurgischer 
Nationalität mit Ausnahme des Zolldirektors, des Kontrolleurs 
beim Hauptzollamt und der Hälfte der Obergrenzkontrolleure, 
welch letztere 5 an der Zahl das Gros der luxemburgischen Zoll- 
beamten preuBischer Staatsangehörigkeit bilden sollten. 

Diese aus dem preuliischen in den luxemburgischen Zoll- 
dienst übergetretenen Beamten wurden zwar durch ihre Ernen- 
nung im Prinzip luxemburgische Beamte, blieben jedoch in ein- 
zelnen Punkten der preußischen Jurisdiktion unterworfen, in- 
dem Separatartikel 9 II dem preußischen Staat und besonders 
dem Finanzministerium noch weitgehende Rechte auf diese Be- 
amten, insbesondere bezüglich ihrer Militarverpflichtungen, ihrer 
Zurückberufung, ihrer Entlassung und Suspension vom Amte, 
sichej'fe. 

Der Anschlußvertrag von 1842 ist mit nicht sehr umfang- 
reichen Abänderungen durch die Zoll anschluß-Ern euer ungsver- 
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tiä^jp von 1^17. 1853 und 18(1') im grollen und iraii/en bis zuta 
Au-^schridf n Kii xcnih'.n-ös aus doni deutschoii ZüllviTfiu uu ver- 
ändert gebliebeil. Hier der Wortlaut des Vertrages voa 1Ö42: 

Vertrag vom 8. Februar 1842, 
Ober den Anschluß des OroBherz. Luxemburg 
an den Deutschen Zoll- und Handels-Verein. 

Nachdem Seine Majestät der König der Niederlande, Groß- 
hevzog vnn Luxemburg, den W^unsch zu erkennen gegeben haben, 

dem Groüherznirtum Luxemburg durch eine nähere Verbindung 
desselben mit dem deutschen Zoll- und Handels- Vereine die 
Vorteile eines möglicbst freien .«^OLjoT\seitigen Verkehrs zuzu- 
wenden: so haben holmfs dof deshalb zu pflegenden Verhand- 
lungen« zu Be voll mäch tigteu ernannt: 

Einerseits 

Seine Majestät der König der Niederiaude, Groüherzog von 
Luxemburg, 

Allerhöchst Ihren Kanimerherrn und interimistischen 
Staatskanzler für das Qroßherzogtum Luxemburg, Friedrich 
Georg Prosper, Freiherrn von Blockamen, Ritter von dem Stern 
des Großherzoglich-LuxemburgLschen Ordens der Eichenkrone 
und des Königlich-Niederländischen Löwen-Ordens, 

und Änderseifs, 

Seine Majestät der König von Preußen, für sich und in 
Vertret mg der übrigen Mitgliedei- des, Kraft der Verträge vom 
22. und 30. März und 11. Mai 1883, 12. Mai und 10. Dezember 
1835, 2. .Icinuar 183() und 8. Mai 1841, bestehenden Zoll- und 
Handelsvereins, nänilicli: der Kronen Hayeiii. Saclisen und 
Würleinbeig, des GroUliorzogtums Baden, des Kurfüistentums 
Hessen, des (iroßluMzo.utiinis Hessen, der den Thüringischen 
Zoll- und Haiulels\ ei-eiii bildenden Staaten, — namentlieh des 
Grol3herzogtums Sachsen, der lierzogtii nier Sachsen-Meiuingen, 
Sachsen-AKenburg und Saebsen-(^obui g und Gotha, und der 
Fürsteutöiiier Schwarzburg-lUulolstadt und Schwarzburg-Son- 
iershausen, Reuß-Greitz. Reuß-Schleitz und Reuß-^Lobenstein 
und Ebersdorf, der Herzogtümer Braunischweig und Nassau, und 
der freien Stadt Frankfurt, 

Allerhöchst ihren Kammerherrn und außerordentlichen Ge- 
sandten und bevolhnächtigten Minister am Königlich-Nieder- 
derländ Ischen Hofe, Hermann Friedrich, Reichsgrafen van 
WfßUch und Lotiim, Ritter des König.-Preuß. roten Adler- 
Ordens 2ter Klasse mit dem Stern, des Johann iter-Ordens und 
des eisernen Kieuzes 2ter Klasse. 

Von welchen Bevollmächtigten, in Gemäßheit der denselben 
von ihren respectiven Souveränen erteilten speziellen Instruc- 
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Honen, unter dei^ Vorbehalte der Ratification, folgender Vertrag 
abgeschlossen worden ist. 

Art. 1. — Seine Majestät der König der Niederlande, Groß- 
herzog vou Luxemburg, treten mit Allerhöchst Ihrem Groß- 
herzogtume Luxembuig dem Zollsysteme des Königreiches 
Preußen und der mit diesem zu einem Zollvereine verbundenen 
Staaten bei. 

Art. 2. — [n Folge dieses Beitritts werden Seine Majestät 

der König (iioßherzog, mit Aufhebung der gegenwärtig in dem 
gedachtori firoßherzogrtume über Eingangs-, Ausgangs- u. Durch- 
gang:abgtiben und deren Verwaltung bestoiieiiden Gesetze und 
Einrichtungen, daselbst die \'ci-\valtuiig der Eingangs-, Aus- 
gangs- niid l)urchgangsal)gaben in l'hpi-pinstiminung mit den 
desfaÜMgen Gesetzen. Tarifen. Verordnungen und sonstigen ad- 
ministrativen Bestimmungen des Zollvereins, wie solclie in den 
an das Giolilierzogtuni angrenzenden preußischen Provinzen 
gegenwärtig bestehen oder künftig bestehen werden, einrichten . 
und zu diesem Zwecke die erforderlichen Gesetze, Tarife und 
Verordnungen publizieren, sonstige Verfügungen aber, nach 
denen die Untertanen oder Steuerpflichtigen sich zu richten 
haben, durch die beireffende oberste Verwaltungs-Behörde zu 
Luxemburg zur öffentlichen Kenntnis bringen lassen. 

Art. 3. — Etwaige künftige Abänderungen der im vor- 
stehenden Artikel gedachten, in den ai^ das Großherzogtum an- 
grenzenden preußischen Provinzen bestehenden gesetzlichen Be- 
stimmungen, bedürfen der Zustimmung der Großherzoglichen 
Regierung; diese Zustimmung wird nicht verweigert werden, 
wenn sokhe Abänderungen in den Vereinsstaaten allgemein ge- 
troffen werden. 

Art. A. — Um gleichzeitig mit dem Anschlüsse des Groß- 
herzogtums Luxemburg an das Zoll-System Preußens und der 
übrigen Staaten des Zollvereins, auch cüle Hindernisse zu ent- 
fernen, welche einer völligen Freiheit des VerkehrvS zwischen dem 
gedachten Grüiiiierzogtume und dem dasselbe angrenzenden 
Königlich Preußischen Gebiete in der Verschiedenheit der Ab- 
gaije vom Salze und der Besteuerung innerer Erzeugnisse ent- 
gegen stehen würden, ist ferner Folgendes verabredet worden: 

a) wegen des Branntweins aus mehligeu Substanzen, und 

bj wegen des Biers, 

wollen Seine Majestät der König-Groljlierzog die dermalen 
«chon von der Fabrikation dieser Getränke im Großherzogtum 
zu entrichtende Abgabe nicht unter den Betrag der dieserhalb in 
Preußen bestehenden Steuer herabsetzen. 

Was das Branntweinbrennen aus Obst und Trestern und 
allen sonstigen nicht mehligen Substanzen anlangt, so werden 
Seine Majestät dasselbe, nach Ratifikation des gegenwärtigen 
Vertrags, einer Steuer unterwerfen, deren Betrag nicht geringer 
als die dafür in Preußen bestehende sein wird. 



Digitized by Google 



200 — 



c) Nicht minder werden Seine Majestät gleichzeitig eine Be- 
steuerung des Weinmostes in Übereinstimmung mit den deshalb 
in Preußen angenommenen Steuersätzen einführen. 

d) Wegen des Salzes erteilen Seine Majestät die Zusiche- 
rung, den Salzdebitprois während der Dauer des Vertrages nicht 
unter den Betrag des Salzpreises in Preußen herabzusetzen. 

e) Für den Fall, daß iui (iroßherzoL^tinii Tabaksbau betrie- 
bi'ti werdoT). und einen irgend erheblichen Umfang pri-eichen 
sollte, verj^prechen Seine Majestät die in Preußen beziehende 
oder eiiu» derselben im Betrage gieu likommende Besteuerung des 
inländischen Tahaksbaucis einführen zu lassen. 

Art. 5. — Mit der vollständi.iien Ausführung- dos geuenwär- 
tigen Verlrai^s hören die KiügcUigs-, Ausgangs- und Dui ciigangs- 
Abgaben an den Grenzen zwischen Preußen und dem Großher- 
zogtum Luxemburg auf, und es können alle Gegenstände des 
freien Verkehrs aus letzterm frei und unbeschwert in die preus- 
' sischen und die mit Preußen im Zollvereine befindlichen Staaten 
und umgekehrt aus diesen in jenes, eingeführt werden, mit allei- 
nigem Vorbehalt: 

a) der zu den Staatsmonopolien gehörigen Gegenstände 
(Salz), ingleichen der Spielkarten und Kalender, nach Maßgabe 
der Art. 6 und 7; 

b) der im Innern der zu dem Zollvereine gehörigen Staaten 
mit einer Steuer belegten inländischen Erzeugnisse nach Maß- 
gabe des Art. 8, und endlich. 

e) solcher Gegenstände, welche ohne Eingriff in die von 
einem der kontrahierenden Staaten erteilten Erfindungs-Privile- 
gien (Patente) 'nicht nachgemacht oder cinpofiihrt werden kön- 
nen, und daher für die Dauer der Privile«2;ien (Patente) von der 
Einfuhi in ilei^ Staat, welcher dieselben erteilt hat, ausgeschlos- 
sen bleiben .müßten. 

Art. (3. — Tn Betreff des Salzes treten Seine Majestät der 
König-Großher/oft- den zwischen den Alilgliedern des Zollvereins 
bestehenden Verabrednngen in folcrender Art bei: 

a) Die Einfuhr des Salze>s und ulier (Gegenstände, ans wel- 
cheii l^ochsalz ausgeschieden zu werden pflegt, aus fremden, 
nicht zum Vereine gehörenden Ländern in die Vereinsstaaten, ist 
verboten, in so weit dieselben nicht für eigene Rechnung einer 
der vereinten Regierungen und zum unmittelbaren Verkauf in 
deren Salzämtern, Faktoreien oder Niederlagen geschieht. 

b) Die Durchfuhr des Salzes und der vorbezeichneten Gegen- 
stände aus den zum Vereine nicht gehörigen Ländern in andere 
solche Länder, soll nur mit Genehmigung der Vereinsstaaten, 
deren Gebiet bei der Durchfuhr berührt wird, und unter den 
Vorsichtsmaßregeln stattfinden, welche von selbigen für nötig 
erachtet werden. 

c) Die Ausfuhr des Salzes in fremde, nicht zum Vereine 
gehörige Staaten, ist frei. 
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dj Was den Salzhandel innerhalb der Vureinsstaaten betrifft, 
so ist 'die Einfuhr des Salzes von einem in den andern nur in 
dem Falle erlaubt, wenn zwischen den Landesregierungen beson- 
dere Verträge deshalb bestehen. 

e) Wenn eine Regierung von der andern innerhalb des Ge- 
samtvereins aus Staats- oder Privat-Salinen Salz beziehen will, 
so müssen die Sendungen mit Pässen von öffentlichen Behörden 
begleitet werden. 

f) Wenn ein Vereia^taat durch das Gebiet eines andern, 
aus dem Auslande oder aus einem dritten Vereinsstaate, seinen 
Salzbedarf beziehen, oder durch einen solchen sein Salz in 
fremde, nicht zum Vereine gehörige Länder versenden lassen 
will, so soll diesen Sendungen kein Hindernis in den Weg goloKt 
werden; jedoch werden, insofern dieses nicht schon durch früh- 
ere Verträge bestimmt ist, durch vorgängige Übereinkunft der 
beteiligten Staaten die Straßen -für den Transport und die erfor- 
dprlichon Sichorhoits-Maüregeln zur Verhinderung der Ein- 
schwärzung verabredet wordtm. 

Art. 7. — Hinsichtlich der Kinfuhi von Spielkarten und 
Kalendern kommt der Grundsatz, wonarli es in .sämtlichen zu 
dem Zollveieiii geliorigen Staaten und Gebietsteilen bei den 
bestehenden Verbots- oder BescliränkunKS-Gesetzen und Debils- 
Einrichtungen sein Bewenden behält, auch in Beziehung auf das 
Großherzoglum Lu\end>urg in Anwenduiig. 

Art. 8. — Indem die in dem Gebiete des Zollvereins in Be- 
treff der innern Steuern, welche in den einzelnen Vereinsstaa- 
ten, teils auf die Hervorbringung oder Zubereitung, teils un- 
mittelbar auf den Verbrauch gewisser Erzeugnisse gelegt sind, 
so wie hinsichtlich des Verkehrs mit solchen Erzeugnissen unter 
den Vereinsstaaten vertragsmäßig bestehenden Bestimmungen 
auch auf das Qroßberzogtum Luxemburg in Anwendung kom- 
men, wird, in Rücksicht auf die Steuern, welche in letzterem auf 
inneru Erzeugnissen haften, und auf die im Art. 4 deshalb 
getroffenen Verabredungen, zwischen Preußen und dem Groß- 
herzogtum gegenseitig von sämtlichen Innern Erzeugnissen, bei 
dem Ubergange in das andere Gebiet, weder eine Rückvergütung 
der Steuern geleistet, noch eine t^bergangsabgabe erhoben wer- 
den, dagegen den übrigen Staaten des Zollvereins gegenüber das 
Gl oßherzogtum hinsichtlich der zu gewährenden Rückvergütun- 
gen und der zu erhebenden t/berixangs-Ab^aben in da<sselbe Ver- 
hältnis wie Preußen, rücksichtlich der preußischen Rheinpro- 
vinz treten. 

Art. 9. — Seine Majestät der König-Grol.Uiei zo^j: treten der 
zwisi'iien den Staaten des Zolivei'ein.s getroffenen t'bereinkunft 
wegen Besteuerung des im Umfange des Vereins aus Runkel- 
. rünen bereiteten Zu^ker^ bei. und erklären sich auch damit ein- 
verstanden, daß, wenn die Fabrikation von Zucker oder vSirop- 
aus amieren inländischen Erzeugnissen, als aus Runkelrüben, 
z. B. aus Stärke, im Zollvereine einen erheblichen Umfang ge- 
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Winnen soillts diese Fabrikation ebenfalls in sämtlichen Vereins- 
.staaten einer übereinstimniendeu Besteuerung nach den für die 
Rüben-Zucker- Steuer verabredeten Grundsätzen zu unterwerfen 
sein würde. 

Art. 10. - Chaiisseegelder oder andere statt derselben be- 
steh »nde Abgaben, cbon^o l*fIaster-Daiiim-ßrücken- und Fähr- 

gt^lder, oder unter welrheni anderem Namen der<^leichen Ab- 
gaben bestehen, ohne l'nter.scliied, ob die Erhebung; für Rech- 
nunu- den Siacdes oder eines Privat-Berechtigten, namentlich 
einer (iüujLuune. gex-hieht, sollen sowohl auf Chausseen als auch 
auf aüen Linehaiissierleii Land- und Heerstraliea nur in dem 
Betrage beibehalten oder neu eingeführt werden können, als sie 
den gewöhaiiehen Herstellungs- und ünterhaltungskusten ange- 
messen sind. 

I)as in dem Preußischen Ghausseegeldtarife vom Jahr 1828 
bestimmte Chausseegeld soll als der höchste Satz angesehen und 
auch in dem Groß^erzogtum Luxemburg nicht überschritten 
werden. Besondere Erhebungen von Torsperr- und Pflaster- 
.geldern sollen auf chaussierten Straßen, da, wo sie noch bestehen» 
dem vorstehenden Grundsatze gemäß, auf gehoben, und die Orts- 
pflaster der Chausseestrecke dergestalt eingerechnet werden, daß 
davon nur die Ghausseegeider nach dem allgemeinen Tarife zur 
Erhebung kommen. 

Art. 11. — Seine Majestät der König-Grol3herzog schließen 
Sich für das Großherzogtum Luxemburg den Verabredungen an, 
welche zwischen den zu dem Zoll- und Handelsvereine gehörigen 
Rej?ieriingen weMeu Herbeituhr unu- eines Mleiehen Münz-Maß- 
und (iewicht-Sy.stems getroffen worden sind, und Ireten insbe- 
sondere hiedurch der zwischen den gedachten Hegierungen unter 
dem 80. duli 1838 abgesehlossenen allgemeinen Münz-Konven- 
tion bei. indem Alierhöchötdie^elben zugleich erklären, entweder 
den 14 Talerfuß oder den 24V2 Guldenfuß in dem Großherzogtum 
.als Landesmünzfuß annehmen zu wollen. 

Art. 12. — Die Wasserzölle oder auch Wegegeldgebühren 
.auf Flüssen, mit Einschluß derjenigen, welche das Schiffsgefäß 
treffen (Recognitionsgebühren) sind von der Schiffahrt aul sol- 
chen Flüssen, auf welche die Bestimmungen des Wiener Kon- 
.gresses oder besondere Staats-Verträge Anwendung finden, 
ferner gegenseitig nach jenen Bestimmungen zu entrichten, in- 
sofern hierdRer nichts besonders verabredet wird. 

In letzterer Hinsicht erklären Seine Majestät der König- 
Großherzog, was insbesondere den Rhein und dessen Nebenflüsse 
betrifft, ihr Einverständnis mit dem in den Art. IT) resp. 12 der 
Zoll Vereinigungs-Verträge vom 22. März 1833, 12. Mai 183.') und 
2. Januar 1830 ausgesprochenen Zwecke, durch weitere Unter- 
handlung zu einer Vereinbarung zu gelangen, in Folge derer die 
Ein-, Aus- und Durchfuhr der Erzeugnisse der sämtlichen- 
Vereinslande auf den genannten Flü^^sen in den Schiffahrts- 
Abgaben mit stetem Vorbehalte der Recognitions-Gebühren, wo 
nicht ganz befreit, doch möglichst erleichtert wird. 
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Alle Begünstigungen, welche ein Vereinsstaat dem Schiff- 
fahrtsbetriebe seiner Untertanen auf den eingangs gedachten 
Flüssen zugestelien mächte, sollen in* gleichem Maße auch der 
Schiffahrt der Untertanen der andern Vereinsstaaten zu Gute 
Jeommen. Auf den übrigen P'lüssen. bei welchen weder die 
Wiener-Kongreß- Akte noch andere Staatsvei-träge Anwendung 
iinden, werden die Wasserzölle nach den privativen Anordnun- 
gen der betreffenden Regierungen ei hohon. Doch sollen auch auf 
•diesen Flüssen die Untertanen der koiitrahierenden Staaten nnd 
deren Waren inul vSchiffsüctälie überall Lileich ijehandelt werden. 

Die bot(M'li,^f(Ml Regierungen behalten sich vor. nach Maßgabe 
der \ (ii sN'lieii(len (irnndsätze über alle die St'iiiffalirt auf der 
Mosel und. so weit die Schiffbarkeit derselben solchem eriorflert, 
auf der 8auei erleichternde und befördernde Maßregeln durch 
eine auf völliger Heziprozität beruhende Übereinkunft sich wei- 
lei zu verständigen. 

Art. 13, — Kanal-, Schleusen-, Brücken-, Fähr-, Hafen-, 
"Wage-, Krahnen- und Niederlagegebühren und Leistungen für 
Anstalten, die zur Erleichterung des Verkehrs bestimmt sind, 
sollen nur bei Benutzung wirklich bestehender Einrichtungen 
erhoben, und für letztei^e nicht erhöht, auch überall von den 
Untertanen des andern kontrahierenden Teiles anf völlig gleiche 
Weise, wie von den eigenen Untertanen, erhoben werden. Findet 
dei- Gebrauch einer Wage-Einrichtung nur zum Behufe der 
^oil-£rinittelung oder einer zollamtlichen Kontrolle statt, so tritt 
-eine Gebühren-Erhebung nicht ein. 

Art. 14. — Von den Großherzoglich-Luxemburgisi hen Unter- 
tanen, welche in den Gebieten der zollvereinten Staaten Handel 
nnd Gewerbe treiben, oder Arbeit suchen, soll von dem Zeit- 
punkte ai), mit welchem der gegen wärtii^e Vertrag* in Kraft 
treten wird, keine Abgabe pntrirbtel weiden, weicher !>icht 
gleichmäßig die in demselben Geweibsverhältnis stehenden 
'eigenen I nteidanen dieser Staaten unterworfen sind. 

Desgleiciien sollen l^'abrikaiiten und Gewerbetreibende aus 
dem Großherzogtum l.axembur.L'. welche blos fiir das von liuien 
betriebene Geschäft Ankäufe machen, oder Reisende aus sel- 
bigem, welche nicht Waren sel'bst, sondern nur Muster derselben 
bei sich führen, um Bestellungen zu suchen, wenn sie die Be- 
rechtigung zu diesem Gewerbsbetriebe in ihrem Wohnorte durch 
Dntrichtung der gesetzlichen Abgaben erworben haben, oder im 
Dienste solcher dortigen Gewerbetreibenden oder Kaufleute 
stehen, in den andern Staaten des Zollvereins keine weitere , 
Abgabe hierfür zu entrichten verpflichtet sein. 

Auch sollen bei dem Besuchen der Messen und Märkte zur 
Ausübung des Handels und zum Absätze eigener Erzeugnisse 
Pabrikate, die Großherzoglichen Untertanen in jedem Vereins- 
ataate den eigenen Untertanen gleich behandelt werden. 

Auf ganz gleiche Weise soll es mit den Untertanen ans 
Amtlichen zum Zollvereine gehörigen Staaten in den vorer- 
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wälioten Fällen bei ihrem Verkehr in dem Grofiherzogtum 
Luxemburg gehalten werden. 

Art. 15. — Seine Majestät der König-GroßherzoL'^ tretea 
hierdurch dem zwischen den Gliedern des Zoll- und Handels- 
vereins zum Schutze ihres gemeinschaftlichen Zollsystems gegen 
den Schleichhandel, und ihrer innem V^-rbrauchsabgaben gegen 
Defraudationen bestehenden Zoliliarteil bei, und werden die be- 
treffenden Artikel desselben gleichzeitig mit gegenwärtigem 
Vertrage in dem Großherzogtunie publizieren lassen; auch die 
übrigen Vereinstaaten werden die erforderlichen Anordnungen 
treffen, damit in den gegenseitigen Verhältnissen den Bestim- 
mungen dieses Zollkartells überall Anwendung gegeben werde. 

Art. 16. — Die Ernennung der Beamten und Diener bei 
den Bezirks- und Lokalstellen für die Zollerhebung und Aufsicht» 
welche nach gleichförmigen Bestimmungen, wie in den übrigen 
Vereinstaaten, anzuordnen, zu besetzen und zu instruieren sind, 
bleibt Seiner Majestät, dem König-Großherzog überlassen. 

Auch sind die Vereinsstaaten damit einverstanden, daß 
die Vollziehung der gemeinschaftlichen Zollgesetze sowie die 
Leitung des Dienstes einer Zolldirektion in Luxemburg über- 
tragen werde. 

Da jedoch die Vereinsstaaten ein großes Interesse dabei 
hHi)en, daß durch die mit der Aufnahme dos ( Iroßherzogtnms 
in den Verein eintretende Verlern ng der Zollgrenze die Sicher- 
heil in der Erhebung der Abgaben nicht gemindert werde, so 
wdilfMi Seine Majestät der König-Grnßherzog alle Einrichtungen 
(ier Vci waltiing dergestalt treffen lassen, daß diese durch die 
Art sowohl iiuer Organisation, als ihrei Handhabung, den 
Vercinsstaaten eine volle Bürgschaft für die uenaac Ausführung' 
der Zollgesetze gewähren. Das iXähere hierüber soll in einer 
besonderen Übereinkunft verabredet werden. 

Art. 17. — Die Ausführung aller im gegenwärtigen Vertrage 
(enthaltenen Verabredungen^ namentlich derjenigen, welche auf 
die Einrichtung, Bestimmung und amtliche Befugnis der zur 
Erhebung und Abfertigung erforderlichen Dienststellen sich 
be/Jehon, ferner die Bildung des Grenzbezirks im Großherzogtum 
soll in gegen seit i. 20 ni Einvernehmen mit Hülfe der von beiden 
V Seiten zu diesem Behufe zu ernennenden Kommissarien, bewirkt 
werden. 

Art 18. — Der Großherzoglichen Regierung bleibt es 
vorbehält' II. die für den Zolldien>t ringestellten Beamten in dem 
Großherzo^tinne. soweit es ohne Beeinträphti^^llng ihrer eigent- 
lichen Dienst-Obliegenheiten ge«?rhehon kann, auch mit der 
Erhebung der Kontrolle grol3heizoglich-privativer Steuern, 
ingleiehen der (Jlhausse- und WcLrcvtrelder zn heaufti'a.iren. 

Art. 10. — Die Untersuchung und Bestrafung der im Groß- 
herzogtum Luxemburg begangenen Zollvergehen erfolgt, insofern 
dabi'i nicht ein administratives Verfahren eintritt, von den Groß- 
herzoglichem Gerichten. 
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Art. 20. — Die Ausübung des Begnadiguiigs- und Ötraf-Ver- 
waiidiuiiK^rt'chtes über die wegen verschuldeter Zollvergehen von 
Luxeinburgisclieu Gericlitea verurteilten Personen bleibt Seiner 
Majestät dem König-Großherzog vorbehalten. 

Art. 21. — In Folge des gegenwärtigen Vertrages wird 
zwischen dem Ivönigreiche Greußen nebst den mit ihm zu einem 
ZülivüiL'iii verbundenen Staaten und dem Großherzogtum Luxem- 
burg eine Gemeinschaft der Einkünfte an Eingangs-, Ausgangs- 
und Durchgangsabgaben stattfinden, und der Ertrag dieser Ein- 
künfte nach dem Verhaltnisse der Bevölkerung geteilt werden. 

Art 22. — Die beiderseitigen hohen Kontrahenten sind da- 
hin übereingekommen, daß dieselben sogleich nach Auswech- 
selung der Ratifikationsurkunden sich über denjenigen Grenz- 
verkehr und dessen Sicherung verstandigen wollen, welcher 
zwischen dem Großherzogtum Luxemburg einerseits, und dem 
in GemäÜheit des Traktats vom 19. April 1839 dem Königreich 
Belgien verbliebenen Teile des gedachten Großherzogtums an- 
dererseits besteht, während Seine Majestät der König von Preus- 
sen außerdem erklären, daß Allerhüchstdieselben die Absicht 
haben, alles Mögliche zu tun, um, wenn das Königlich-Belgische 
Gesetz vom 6. Juni 1839 etwa aufgehoben werden sollte, die 
Luxemburger Untertanen jücksichtlich der ihnen aus einer sol- 
chen Aufhebung erwachsenden Naiiiieiie zufrieden zu steilen. 

Und da Seine Majestät der Konig-Großherzog den Wunsch 
geauiiert haben, daß die Anzahl und die Dauer der Dienstzeit 
der im Großherzogtum Luxemburg anzustellenden Königlich- 
Preußischen Douanen-Beamten möglichst beschränkt werde, so 
wollen Seine Majestät der König von Preußen diesem Wunsche 
entsprechen, insoweit als dies mit dem Dienste und der Orga- 
nisation des Zollvereins vereinbar ist.- 

Art. 23. — Die Dauer des gegenwärtigen Vertrages, welcher 
mit dem 1. April 1842 zur Ausführung gebracht werden soll, 
wird bis zum letzten März 1846 festgesetzt. £rfolgt spätestens 
neun Monate vor dem Ablaufe dieses Zeitraums keine Aufkün- 
digung von der einen oder der andern Seite, so wird der Vertrag 
als auf sechs Jahre, und in gleicher Weise stets weiter von sechs 
zu sechs Jahren verlängert angesehen. 

Derselbe soll alsbald sämtlichen beteiligten Regierungen vor- 
gelebt, und sollen die Ratifikationsurkunden mit möglichster Be- 
schleuni^^unt^. spätestens aber binnen sechs Wochen, zu Berlin 
ausgewechselt werden. 

So geschehen zu Haag, den 8. Februar 1842. 

(Unterzeichnet) 
f rederic-GeorgeS'Prosper de Blochausen. 

(L. S.) 

Hermann Friedrich, Reiüisgraf von WyU&h wnd Lottvm, 

(L. S.) 
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Separat- Artikel zu dem Vertrage vom 8. Februar 1842. 

Bei dem heutigen Abschlüsse des Vertrages zwischen Preus- 
sen, Bayern, Sachsen, Würtemberg, Baden, Kurhessen, dem 
Großherzogtum Hessen, den zu dem Thüringer Zoll- und Han- 
dolsvoreine gehörigen Staaten, den Herzogtümern Braunschweig" 
und Nassau und der freien Stadt Frankfurt einerseits, und dem 
Großheizogtuin Luxemburg anflci'seits, wogen des Anschlusses 
des (iroßhcrzogtums an das Zollsystem Preußens und der übri- 
gen Staaten des Zollvereins, sind von ilon ernannten Bevoll- 
märhtiirten noch folgende besondere Artikel, mit Vorbehalt der 
Batifikiitinn verabredet worden, welche, obwohl nicht zur öffent- 
lichen Bekanntmach Ulli; geeignet, denuneh dieselbe Kraft und 
Gültigkeit haben sollen, als wenn >\v Wort für Wort in die Ar- 
tikel des offenen Vertrages eingerückt wären. 

Art. 1. 

(Zum Art. 2 di's offenen Vertrages.) 

Seine Majestät der KcM i j ter Niederlande, Großherzog voik. 

Luxemburg, wollen in dem Großherzopf um Luxemburg zum 
Zwecke der Erhebung und Verwaltung der künftig daselbst zu 
entrichtenden Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs- Abgaben: 

den anliegenden Zolltarif Nr. 1, 

das anliegende Zollgesetz Nr, 2, 

die au liegen d^' Zollordnung Nr. 3, 

das anliegende Zollstrafgesetzbuch Nr. 4, 
nicht minder auch: 

die anliegenden gesetzlichen Bestimmungen wegen des 
Waffengebrauchs der Grenzaufsichtsbeamten Nr. 5,, 
welche als integrierende Teile des gegenwärtigen Ver- 
trages angesehen werden sollen, mit letzterem puhli* 
zieren lassen. 

Welche Verfügungen neben dieser Publüiation sonst noch 
durch öffentliche Verkündigung zur Kenntnis der beteiligten 
Untertanen und Steuerpflichtigen zu bringen sind, wird bei Ge- 
legenheit der Vollziehung des gegenwärtigen Vertrages durdi 
die zusammentretenden Kommissarien ' gemeinschaftlich ' be- 
stimmt werden. 

Zur Erleichterung des Grenzverkehrs im GroDherzogtvm 
Luxemburg ist für dasselbe die freie Ausfuhr des Eisensteins 
und Roheisens ausnahmsweise verabredet worden. 

Art. 2. 

(Zum Art. 3 des offenen Vertrages.) 

Sobald etwaige künftige Abänderungen in den Bestimmun- 
gen der Vereins-ZoUgesetze in den angrenzenden Preußischen 
Rhein-Provinzen zur Ausführung kommen sollen, werden die- 
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selben von der Köni^rürh-Freußisohen Regieiung zur Kenntnis 
der GroUlierzoglichen Kegierung gebracht und von dieser dcm- 
näehst im Großherzogtum verkündet und gleichmäßig auigeiührt 
werden. 

Eben so wie Seine Majestät der König-Großherzog im Art. 3 
des Vertrages die Zustimmung zu solchen etwaigen Abänderun- 
gen der zollgesetzlichen Bestimmungen oder Tarifsätze erteilt 
haben, welche in den an das^ Oroßherzpgtum angrenzenden 
Preußischen Provinzen bestehen, so wollen Allerhöchstdieselben 
nicht minder alle diejenigen administrativen Maßregeln, welche* 
in jenen Provinzen, gleichwie in andern Vereinslanden in An- 
wendung kommen, auch im G roßherzogt ume Luxemburg zur 
Ausführung bringen lassen. Da jedoch oft zu örtlichen adminis- 
trativen Anordnungen. Velche die Ausführung der Zollgesetze 
zum Zwecke haben, in diesem oder jenem Vereinsstaate ein Be- 
dürfnis sich knnd i^nbt. so wollon Seine Majestät doi- Könijj:-Groß- 
herzog Malli cuelii solcher Art nach vorheriger Vei'^tändi.o^ung 
zwischen dem Koniglich-Pi eiißischen Finanz-Ministerium und 
d(M Luxemburgischen ober.sten Verwaltungs-Bpliörrh». auch im 
Grußlierzoi?tuni trelleii lassen. Dahin uebören insb^-iundere die 
Bestimmungen und Aiujrdnungen in IJelreff der Paßpflichtigkeit 
der in- und au.siändischen Grenzbewohner und der polizeilichen 
Aufsicht auf dieselben, von welchem das Preußische Regulativ 
vom 12. Januar 1839 handelt. Preußischerseit.s wird jedoch die 
Zusicherung einteilt, daß hierbei in Beziehung auf das Großher- 
zogtum keine andere Maßregeln beabsichtigt seien, als welche 
unter ähnlichen Verhältnissen auch in Preußen örtlich entweder 
schon bestehen, oder doch ohnfehlbar getroffen werden würden. 

Art. 3. 

(Zum Art. 4 des offenen Vertrages.) 

1. Zu Litt. £. Als ein erheblicher, die Einführung der in 
Preußen bestehenden Besteuerung erfordernder Tabaksbau soll 
angesehen werden, wenn die im Großherzogtum Luxemburg mit 
Tabak bebaute Fläche mehr als 13 Niederländische Bunder 
(Hektares — zirka 50 Preußischen Morgen) beträgt. 

2. Zum Zwecke der steten Aufrechthaltung eines möglichst 
freien Verkehrs zwischen dem Großherzogtum Luxemburg und 
dem angrenzenden Preußischen Gebiete erklären Allerhöchst- 
diesplben ferner Ihre Bereitwilligkeit in dem Falle, daß in der 
Folge in den Preußischen Staaten, noch auf andere, dem grös- 
seren Handolsverkohr angehcirige innere Erzeugnisse, als die im 
Art. 4 des offenen V(»rtrages ))enanntpn, Steuern gelegt werden 
sollten, deren .üieiehzeitige Einführung im Großhorzogtum Preus- 
sischer Seits gewünscht würde, den desfallsigen Anträgen der 
Königlich-Preußischen Regierung msoweit zu entsprechen. aU 
die Interessen der eigenen Untertanen dieses irgend gestatten 
werden. 
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Art. 4. 

(Zum Art. 5 des offenen Vertrages.) 

Da Seine Majestät der König-Groß herzog der zwischen den 
Mitgliedern des Zollvereins bestehenden Verabredung beitreten, 
daß zur möglichsten Beseitigung des in den Kriindungöpatenten 
oder Privilegien liegenden Verkehrs-Hindernisses dergleichen 
Patente in keinem der zollvereinten Staaten auf Gegenstände 
bewilligt werden sollen^ welche, den Komplex der gesamten 
Vereinsstaaten als ein Ganzes betrachtet, wefder neu noch eigen- 
tümlich sind, so wollen Allerhöchstdieselben in Beziehimg auf 
die Erteilung von Patenten dieselben Grundsätze in dem Groß- 
herzogtum Luxemburg eintreten lassen, welche darüber auf 
• Grund allgemeiner Verabredungen zwischen den Vereins-Regie- 
rungen, in den Preußischen Staaten' bestehen oder eingeführt 
werden. 

Dagegen bleibt die Annahme * solcher in den Preußischen 
Staaten bestehenden Grundsätze über das Patentwesen, welche 
nicht zwischen sämtlichen Vereinsstaaten vereinbart sind, von 
der Zustimmung der Großherzoglichen Regierung abhängig, 
welche dabei, soweit das Interesse des Landes es zuläßt, gern 
darauf Bedacht nehmen wird, daß die möglichste Übereinstim- 
mung der Gesetzgebung über das Patentwesen in dem Groß- 
herzogtum mit der in Preußen bestehenden erreicht und aufrecht 
erhalten werde. 

Nicht minder schließen Seine Majestät der König-Großher- 
zog Sich der Verabredung an, daß die Freiheit des Handels und 
Verkehrs zwischen den kontrahierenden Staaten auch dann 

keine Ausnahme erleiden soll, wenn bei dem Eintritte außer- 
ordentlicher Umstände, insbesondere auch bei einem drohenden 
oder ausgebrochenen Bundeskriege, einer jener Staaten sich 

veranlaßt finden sollte, die Ausfuhr gewisser, im Innern freien 
Verkehr befindlicher Erzeuyni^'^o oder Fabrikate in das Ausland 
für die Dauer jener außerordentlichen Umstände zu verbieten. 

Sollte jedoch einer oder der andere dieser Staaten es seinem 
Interesse nicht angemessen finden, auch seinerseits jenes Ver- 
bot anzuordnen, so bleibt demjenigen oder denjenigen Staaten, 
welche solches zu erlassen für nötig finden, die Befugnis vorbe- 
halten, dasselbe auch auf den Umfang des ihrem Beschlüsse 
nicht beitretenden Vereinsstaates auszudehnen. Ferner räumen 
die kontrahierenden Staaten sich gegenseitig das Recht ein, zur 
Abwehr zp fährlicher ansteckender Krankheiten für Menschen 
und Vieh die erforderlichen Maßregeln zu ergreifen. Im Ver- 
hältnis von einem Vereinsätaate zu dem andern dürfen jedoch 
keine hemmenderen Einrichtungen getroffen werden, als unter 
gleichen Umständen den innern Verkehr des Landes treffen, 
welches sie anordnet. 
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Art. 5, 

(Zum Art. 7 des« offenen Vertrages.) 

Da nach* den, im Königreicli Preußen ijesteheuden i?e.setz- 
Jicheii Bestimmungen, ausländische Spielkarten gar nicht, fremde 
ivaleiuk'i* aber nur gegen Entrichtung der gesetzlichen Stempel- 
Ahnaije ilasolbst oinf^efülirt werden dürfen, diese Bestimmungen 
jedoch Jiai'h Eintritt des freien Verkehrs zwischen Pmißen und 
Luxt>n]l)urg, oline anderweite Siclieriiii.usinaOregeln nicht auf- 
reclit zu erhalten sein würden, so verpflichtet sieh tlie Großlier- 
zo^liche Hegierung, alsbald nach erfolgter Ratifikatiuii des Ver- 
trages die nachstehenden gesetzlichen Anordnungen publizieren 
und in Anwendung bringen zu lassen: 

1. Die Versenduiig von Spielkarten aus dem Großherzogtum 
Luxemburg zum Alxsatze m andeni Zoilvereinsstaaten ist nur 
insoweit gestattet, als fremde Karten in dem betreffenden Ver- 
«insstaate zum Gebrauch im Lande überhaupt eingeführt wer- 
den dürfen. 

2* Sollten Spielkarten am dem Großherzogtum Luxemburg 
durch die Königlich-Preußischen Staaten nach dem Auslande 
oder nach einem andern Verein«staate, wo deren Einfuhr erlaubt, 
ist, versendet werden, so müssen die zur Versendung bestimmten 
Karten dem nächsten, zur Begleitschein-Erteilung ermächtigten 
Zollamte zur Revision gestellt, unter Aufsicht desselben verpackt 
und unter Begleitschein-Kontrolle abgefertigt weixlen. 

3. Dasselbe Verfahren findet hei der Versendung von Ka- 
lendern* aus dem Großhei'zogtum Luxemburg nach andern Ver- 
einsstaaten oder durch dieselben nach dem Auslande statt. 

4. Wer Spielkarten oder Kalender auf andere, als die unter 
Nr. »2 und 3 vorgeschriebene Art in das Preußische Gebiet ver- 
sendet oder einführt, verfällt in eine Geldbuße, welche bei Spiel- 
karten 10 Rthlr. für jedes Spiel betragen, und bei Kalendern 
dem vierfachen Retrajie der in Preußen auf fremden Kalendern 
ruhenden Steniiiel- Al)^ah(' ^ieicfikommen soll. 

Sollte nn Großherzo^ituui Luxemburg eine Steniijel-Abgabe 
von Spiolkarton oder Kalendern eingeführt werden, so werden 
die (Inmdsätze. auf welchen die voj'stehenden Bestimm im, <ren 
beruhen, auch i)ei dem Veikelir mit Spielkarten und Kalendei-n 
aus den übrigen Vereinsstaaten nach (Umu Großherzogtum Lu- 
xemburg oder durch dasselbe in Anwendung gebracht werden. 

Art. 6. 

(Zum Art. 9 des offenen Vertrages.) 

Für den Fall, daß eine Fabrikation von Runkelrüben-Zucker 
in dem Großherzogtum Luxemburg vor dem 1, September 1844 
jstattfiniden sollte, erteilen Seine Majestät der König-Großherzog 
die Zusicherung, Sich, nach vorgängiger Verständigung, den 

14 
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hinsichtlich dei* Ejhebuiijr und Kontrolle der Rübenziickersteuor 
in Preuiien besteheudea gesetzliohea Anordnungen anschließen, 
zu wollen. 

Alt. 7. 

(Zum Art. 11 des offenen Vertrages.) 

Der J3eitritt Seiner Majestät des Jvönig^-Großherzogs zu der 
allgemeinen Münzkonvention dei- zum Zoll- und Handels vereine- 
verbundenen Staaten -erstreckt sich auf die zu dieser Konvention, 
gehörigen besondern Verabredungen, namentlich auf: 

A. Die Separat-Artikel zu der allgemeinen Münz-Konvention 
der zum Zoll- und Handelsvereine verbundenen StaateiK. 
d. d. Dres<len. :U). Juli 1838. 

und für den Fall, daß im Groliherzogluni Luxemburg, 
der 1 4-Talertuß iimcnMinmen werden sollte, auf die 

B. besondere protokollarische Übereinkunft zu der allgemeinen; 
Münzkonvention zwischen den nach dieser Konvention,, 
znm 14-Talerfuße sich bekennenden Staaten von demselben 
Dato« welche sub Nr. VI und VII hier abschriftlich beige- 
fügt sind. 

Art. 8. 

(Zum Art. 14 des offenen Vertrages.) 

Seine Majestät der König-Großherzog wollen überhaupt die- 
jenigen allgemeinen Anordnungen zum Zwecke der Erleichte- 
rung des Handels und Verkehrs, sowie zur Beförderung der Ge- 
werbsamkeit, ^velche zwischen den sämtlichen Kontrahenten der 

bisherigen Züllvereiiiigungs-Verlräge in weiterer Aüsbildung: 
der Vereins-Verhältnisse verabredet werden sollten, Ihrerseits 
auch in dem Großherzogtum Luxemburg auf desfalisige, von der 
Preußischen Regierung an die dortige oberste Verwaltungs-Be- 
hörde ergehende Einladung treffen lassen. 

Art. 9. 

(Zum Art. 16 des offenen Vertrages.) 

Nach der Aufnahme des Großherzogtums Luxemburg in 
den Zollverein w'ird dasselbe im Verhältnis zu den übrigen- 
Vereinsstaaten und in allen mit den letzteren vorkommenden' 
Verhandlungen v(jn der Königlich-Preußischen Regierung gleich: 
den eigenen Preußischen Landen, vertreten werden. 

Wap dagegen die Zoll verwiiltung im nroüherzogtum selbst" 
betrifft, so wird die deshalb im ofienen Artikel 10 vorbehaltene- 
Übereinkunft getrotfen, wie folgt: 
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I. Organisation der Zollverwalinng im Allgemeinen 

und in sijezieller Bezieh uiig au) das Personal. 

A. Im Allgemeinen. 

1. jNacii ileuieHjun üi uudsätzeii, uacii welchen für die an 
• dajs Ausland grenzenden Vereinsslaaten besondere Pauschquanta 

für die Kosten der Zollerhebung und des Zollschutzes an den 
' Außengrenzen vereinbart werden, wird auch für die Zollverwal- 
tung im Großherzogtum Luxemburg eine besondere Pausdi- 
summe festgestellt, und bei derselben ein eigenes Etats- und 
Rechnungswesen eingerichtet. 

Die aus der gedachten Pauschsumme nicht zu deckenden 
Kosten der Verwaltung, insbesondere im Innern, ferner die Aus- 
gelben an Pensionen, die Freischreibungen, Beiträge zu den 
Quiescenz-Entschädigungen, Einnahme Au fälle und Verluste 
aller Art, sind von der Groliherzoglichen Regierung, wie von 
jedem anderen Vereinsstaate, nach den deshalb allgemein be- 
stehenden Grundsätzen, aus citrcnen Mitteln zu tragen. 

2. Die allgemeine Aufsiciit über die ZoHvpi waltiing iiiid das 
dabei angestellte Personal bleibt der ü rußherzoglichen Regierung 
vorbehalten. 

Dabei stellt die Zolldirektion, uisoesundere deri'H Direktor^ 
zu dem Chef des Zivildienstes und der Landesregierung im Groß- 
herzogtum iu demselben Verhältnisse, wie andre Gro(5herzogliche 
obere Zivilbehörden, namentlich die Kechnungskaiiimer. 

Da jedüch die Zolldirektion bei ihrer Geschäftsführung der 
Leitung und Kontrolle eiuer für das Zollwesen organisierten 
Zentralstelle bedarf, welche bei den übrigen Vereinsstaaten in 
dem Finanzministerium sich vorfindet, so werden die Funktionen 
dieser Zentralstelle für das Großherzogtum Luxemburg von 
Seiten Seiner Majestät des König-Großherzogs dem Königlich- 
Preußischen Finanzministerium übertragen. 

Obwohl daher die Zolldirektion, als eine Luxemburgische 
Behörde, unter der Aufsicht der oberslen Verwaltungabehörde 
des Großherzogtums steht, so ist sie doch in Folge der vorgedach- 
ten Übertragung veriiflichtet. in allen die Zollverwaltung betref- 
fenden Angelegenheiten, die ihr auf dem weiter unten bestimm- 
ten Wege zugehenden Anorcliuin^en und Entscheidungen des 
Königlich-Preußischen Unanzmiiiisteriums zu befolgen und 
auszuführen. 

■ 3. Die hesond^M*^ I eitunu des Zolldienstes im Großherzogtum 
steht der Zolldiri'ktion. liksijesoiidere deren Direktor und zwar 
mit denjenigen Befugiiisseii /u, welche den Provinzial-Steuer- 
Direktoren in Preußen beigelegt sind, jedoch Alles nach Maß- 
gabe der nachfolgenden BestiniiaLiugen. 

4. Den kontrahierenden Vereinsgliedern steht es frei, inso- 
fern sie es im Interesse des Vereins für nötig halten, namens 
desselben einen Beamten zeitweise oder dauernd bei der Zoll- 
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direktiou zu stationieren, um atle die Befugnisse auszuüben, und 
die Pflichten zu erfüllen, woklio nach Maßgabe der frühern 
• Vereinsverträge sowohl den bei den Hauptämtern stationierten 
Kontrolleuren, als den zu den Zolldirektionen anderer Vereins- 
staaten abgeordneten Kommissarien zustehen oder obliegen. 

Wird ein solcher Beamte von Seiten Pieußens abgeordnet. • 
so steht demselben zu, auch hinsichtlich der inncrn Steuern von 
Branntwein. Bier. Wein und Tabak, und rier Sal/roMie-Einrich- 
(ungen, von der Ausführung und Handhabung der Gesetze 
nähere Kenntnis zu nehmen. 

5. Für dir Beauiteu einer jeden Kalogtirie vkii Dienststellen 
4>üll. in Ke^en>i'iti,L;eiii Kiint^rneiunen der für die Aioluhnmg des 
gegeuwärti.uen \ ei t rages zusammentretenden Konnnissarien, 
eine Dienstinstruktion, auf den Grund der tiii ähuliclie Vcrliält- 
nisvse in den übrigen V'ereinsstaaten. luimentlich in Preußen be- 
stehenden hi.^ti uktioueu cnlwoi fen werden. 

(i. Sämtliche Beamte sind hei (Jelegenheit ihres, Sr. Majestät 
dem Köllig-! irnlilierzog zu leistenden Diensteides insbesondere zu 
verpflichten, bei Ausrichtung ihres Amts die ihnen erteilte In- 
struktion genau als Richtschnur zu beobachten und alle ihnen 
danach obliegenden Pflichten treu und gewissenhaft zu erfüllen, 
j¥ie es dem Gesamt-Interesse des Vereins und insbesondere auch 
dem der Großherzoglichen Regierung zusagt und gemäß ist. 

7. Die Uniformierung und Bewaffnung der Grenzaufseher 
wird, mit Ausnahme der Kragen und Aufschläge, sowie der Ko- 
karde, als unterscheidendes Nationalzeichen dieselbe sein,. welche 
für die Königlich-Preußischen Zollbeamten eingeführt ist. 

8. Nicht minder wird die Besoldung sämtlicher, im Groß- 
herzogtum anzu;>tellenden Beamten, nach den für die Beamten 
derselben Kategorie bestehenden, auf einer Verabredung aller 
Vereinsstaaten beruhenden Grundsätzen re^liert werden. 

9. In Absicht auf Dief;<'\ ergehen, deren sich Zollbeamte 
schuldig machen, tritt nach Verschiedenheit der Umstände ein 
administratives oder gerichtliches Verfahren ein. 

Dieselben Vorschriften, welche in Preußen bestehen, sowohl 
zur Benfteihing der Frage, wann und unter welchen Umständen 
ein administratives Verfahi-en stattfinde, namentlich wann und 
unter welchen rniständen ein >(>lehes Verfalwtui behufs der Ent- 
lassung eines ik'iiniten einzuleiten sei. al.s aiieh über die Einlei- 
timg und den (umg des Verfahrens .selbst sollen auch im Tiioß- 
herzogtum zur Anwendung knmmen. Die zu diesem Behufe er- 
fordeilicdien An(»r(innngcn werden von den zu.sammentretendeM 
Vollziehungs-Konimissarien gemein.schaftlich voihereitet und 
demnächst von der Großherzoglichen Regierung in Ausfühiung 
gebracht werden. 

Die über diesen Gegenstand in der Folge zu erlassenden 
Vorschriften sollen ebenfalls gegenseitig vereinbart werden. 

10. Tst gegen Beamte eine gerichtliche Unter^iuchung zu irer- 
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hängen, 00 fällt die^e, iiigleichen die Ausführung des etwa er- 
gehenden Strafurteile und die Tragung etwaiger üntersuchungs- 
kosten, derjenigen Regierung anheim, deren Untertan der Be- 
amte vor seiner Anstellung im Luxemhurgischen ZolMienste 
gewesen ist. 

Eine Ausnahme hiervon findet hinsichts der gegen vormai« 

Preußische Beamte einzuleitenden gerichtlichen Untersuchungen 
dahin statt, daß letztere den Preußischen Gerichten dann nicht 

übei Av it'sen werden, wenn Luxemburgische Untertanen, sei es als 
Mitbeschuldigte; oder aiö Partie civile bei der Sache beteiligt sind. 

11. Die im Großherzogtum Luxemburg angestellten Zoll*- 
beaiuten werden bei eintretender Üienstunfähigkeit, soweit sie 
aus dem Pieußischon Dienste übergegangen sind, ohne Untei- 
schied von (ier Königlich-Preußischen Regierung, sonst aber von 
dei (iroßherzoglichen Regierung pensioniert, welche letztere 
dabei die in Preußen für ilieselben Dienst-Kategorien bestellen- 
den iSurjueii und Grundsätze in Anwendung bringen wird. 

12. Die (iroßherzogliche Regierung sorgt zwar für die Sicher- 
heit der Kassenlokale und Gekiti ansporte, übernijiinit jedoch 
eine Vertretung erweislicher Kassenverluste nur 1 ücksiclitlich 
derjenigen Beamten, welche nicht aus dem Preußischen in den 
Großherzüglichen Dienst übergegangen sind. Ausfälle, welche 
an der Zolleinnahme erwiesenermaßen durch Untreue eines von . 
ihr zu vertretenden Beamten entstehen,, wer den von der Groß- 
herzoglichen Regierung allein gedeckt und von ihrem Anteile an 
den gemeinschaftlichen ZoUrevenuen in Abzug gebracht. 

Wird dagegen durch Untreue oder Nachläßigkeit eines von 
der Königlich-Preußischen Regierung präsentierten, vormals ' 
preußischen Beamten ein erweislicher Verlust an der Einnahme 
\renirsaclit. so wird derselbe von der Königlich-Preußischen Re- 
gierung allein getragen. 

Ii. Von der Z o 1 1 d i r e k t i o n. 

13.. Die Zolldirektion wird aus dem Direktor, einem Rate und 
dein nötigen Subalternen- Pe! Sf)naI bestehen. Die Besoldung des 
Direktors wird auf 17(K) Rth. Preuß. Courant festgesetzt, außer- 
dem wird ihm noch eine Miets-Entschädigung von 300 Rth. 

Preußisch ('ouraht bewilligt werden. 

Ii. Die Stelle dps Direktors wird von Seiner Majestät <lem 
K()ni^-(li()|jher'Z(),<i mit einem Beamten besetzt werden, welchen 
das Kcmi.Liiicli-F^reußische Fiitanzministei-inm, nach Vorgang iucr 
Veisläiuli.minti mit der Luxemhii rger obersten Verwaltungs- 
behörde, dazu in oi-srhlag brinucn wird. 

1ö. Der ZU!' Stelle des J)ireklc)rs gelangende Beamte, welcher, 
falls ei- ein preußischer l^ntertan ist, für die Dauer dieses Dienst- 
verhältnisses ans dem ))i-enliischen Staatsdienste i^'änzlich aus- 
scheitlet, wild dahin \ereidet: unter VersicheiMia^ der Ticue 
gegen Seine Majestät den Ivönig-Großhei zog. die ihm übel trage- 
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neu Oblicuvuheiten und lU fiii^nisse nach besten KiafU'ii, deo 
Bestininiiiniicn »Ips Aiisihhili-Vortram^s. den ergangciu'ii Zoll- 
gesetzt'u Liiid AiKU-duuiiiit'ii. ifish(>.st)ndt're der ihm erteilten 
Dienst-Inv^triikli(»iien KtMuäli. luiler BeobfichtunR der bestehenden 
Landesverfassung und Gesetze, treu und j^ewissenhaft wahrneh- 
men und alsu ausrichten /u wollen, wie es dem Gesamt-lnteresse 
der Jiohen Souveräne« welche eleu gedachten Vertrag geschlossen 
haben, näniHeh Seiner Majestät des KöniK^rußfaerzogs von Lu- 
xemburg und Seiner Majestät des Königs von Preußen, sowie 
der übrigen Mitglieder des Zollvereins zusage und gebühre. 

16. Die Auswahl des Rates bei der Direktion behalten Seine 
Majestät der König-Großlierzog Sich vor; der wirklichen Ernen- 
nung soll jedoch eine Mitteilung an das Königlich-Preußische 
Finanzuiinisleiiuni vfuausgehen, damit, falls gegen die Person 
irgend ein Bedenken obwaltet, deshalb eine Verständigung 
statfinde. 

17. Die öuballei nenslellen werden von der obersten Luxem- 
burger Verwaltungsbehörde auf die gemeinschaftlich von dem 
Zülldireklor und dem Rate ans^(»henden Vorschläge besetzt. 

18. HiMimff. (lif nur tnccliainsclio OifMiste zu leisten haben 
und auf Kündigung angenommen werden, wählt und ernennt 
der Direktor. 

G. V u n d e n K r h e b u u g s - u n d A u 1 s i c h t s - ß e a m t e n. 

19. Die Beamten bei dem Hauptzollanite oder, wenn deren 
mehrere zu errichten sein sollten, bei den Haupt-Zollämtern und 
bei den Neben-Ämtern, ingleichen diejenigen, welche im Innern 
des Großherzogtums zur Erhebung und Kontrolle der Zollgefälle 
anzustellen sind, werden, mit Ausnahme des 3. Mitgliedes (Kon- 
trolleurs) bei den Haupt-Znliämtern. ans Luxemburgischen Un- 
tertanen, auf (Ion \'(u->chhm der Zoildirektion. von der Groli- 
herz(»glicli('ii Ki'.uicinn;; ernannt, wogegen die Stelle des 3. Mit- 
gliedes oder Koiitrollcii IS bei den Haupt-Zollämtern mit einem 
von d(M- Koniglich-Preußisrhen (»luTsten Finan/.stelle. namens des 
Verein^, (lazii vnrgeschlag(MU'ii Beamten besetzt wiid. 

'2U. Die Kinenniiiig der ( )ber-(irenzkonU-olleure erfolgt sei- 
tens der (ri-oßher/ogliclien iU'Kiei uug auf den Vorsclilag des Kö- 
niglich-Preußiseiien Finanzministeriums. 

Dieselben sollen bei der ersten Einrichtung sämtlich aus der 
Zahl der diesem Ministerium untergeordneten Preußischen Zoll- 
beamten erwählt, bei eintretenden Vakanzen aber durch Luxem- 
burger Zollbeamte, welche von der Zolldirektion dafür für taug- 
lich erklärt werden, so lange ergänzt werden, bis die Zahl der 
mit Luxemburgischen Beamten besetzten Ober-Grenzkontrolleur- 
Stellen wenigsten.s die Hälfte der in dem Großherzogtum über- 
hau])t vorhandenen Stellen dieser Art erreicht haben wird, wel- 
ches Verhältnis auch in der weitern Folge maßgebend bleiben soll. 

21. Die Grenzaufseher werden aus Luxemburgischen Unter- 
tanen von der Zolldirektion gewählt und ernannt 
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1h Verabredauiien neuen der au} rnisenfnUon der Preußischen 

Regierung ernannten Beamten. 

1. Die fius dem Königlich-Preußischen in den G-roßherzog- 
Jich-Lui^emhourgischen Dienst übergegangenen Beamten sind. 
Mnsichtlich ihrer Privat- und bürgerlidhen Verhältnisse den im 
«Großherzogtum bestehenden Gesetzen, Einrichtungen und Ab- 
gaben unterworfen, jedoch mit Ausnahme der Gesetze Über' die 
Militärpflichtigkeit, rücksichtlich welcher es bei dem Ursprünge 
Üchen Verhältnisse dieser Beamten und ihrer Angehörigen ver- 
.bleibt. 

2. Durch ihre Dienst-Ausübmig im Großherzogtum erlangen 
dieselben ebensowenis: einen Anspruch auf weitere Versorgung 
da^f'lbst. ;ds om bleibendes Wcdmsitzrecht für sic^ und ihre An- 
gehörigen am Orte ihrer Stationierung. ^ 

3. Der- K()n isr^ich-PfPußischen obei'sten Finanzstelie bleibt 
'das Ret lit vurbeüaiten, Beamte, welche auf ihren Vorschlag er- 
nannt worden sind, den Zolldirektor mit eingeschlossen, ziirück- 
jzuberufen und an deren Stelle, su weit dieselbe nach Inhalt des 
'.gegenwärtigen Artikels. insi)osondere der \ erabi etlung sub Nr. I 
'C 20 dazu berechtigt ist, andere in Vorschlag zu bringen. 

Einer solchen Zurückberufung wird -aber eine Gommunica- 
•tion mit der Behörde, von welcher die Ernennung geschehen ist, 
vorangehen, damit diese das Nötige wegen der Entlassung xer* 
iügen kann. 

4. In allen Fällen, wo es darauf ankommt, einen auf Prä- 
'■sentation der Königlich-Preußischen Regierung angestellten 6e* 
amten mit oder ohne Pension zu entlassen oder vom Amte zu 
suspendieren, bedarf es der Zustimmung des Preußischen 
Finanzministeriums, welches jedoch hierbei auf die Wünsche 
der Königlich-Großherzoglichen Regierung möglichst Rücksicht 
nehmen wird. 

0. Ist eine gerichtliche Untersuchung gegen einen solchen 
Beamten zu verhängen, so ist davon besagtes Ministerium in 
Kenntnis zu setzen. 

Iii. DiensUiche Stellung. Oblieqeyikeiten und Betugnisse der 

Zoll-Direktion. 

1. Da der Direktor für die Verwaltung allein verantwortlich 
ist, so hat derselbe bei den von der Zoll-Direktion zu fassenden 
Beschlüssen die entscheidende, der Rat aber nur eine beratende 
Stimme. Auch ist der Direktor nur zur Bearbeitung der die 

• 2oll-Verwaltung betreffenden Oegenstande verpflichtet, wogegen 
dem Rat von der Luxemburgischen Regierung, nach ihrem 
Ermessen, auch noch andere Geschalte übertragen werden 
können. 

2. Der Zoll-Direktion liegt ob. darauf zu sehen und zu halten, 
"daß die Zoll-Verwaltung innerhalb ihres Geschäftsbezirks überall 
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den erjAcMiKCiu»!! (jüsetzeiL Vi'iordmiiigeii uiul Aii\veisuM,ü,en: 
gemäß .Lrcfüliit, vun sämtlichen JJeamtefi nach den bestehenden 
gesetzliclien und reglementairen Vorschiii'ten und Insti uktioneu 
verfahren, die Erhebung der Zölle ordnuiig.s<iejJiäß bewirkt und 
die Entrichtung derselben durch zweckmäßige und sorgfältige 
Aufsicht gesichert werde. 

8. Innerhalb der Grenzen dieser Obliegenheiten kann die 
Zoll-Direktion, so weit nicht für einzelne Gegenstände der Ver> 
waitiing Ausnahmen vorgeschrieben sind, selbstständige An- 
Ordnungen treffen und wahrgenommene Mängel und. Mü3bräuche 
abstellen;' außerdem aber hat dieselbe an die oberste Großherzog- 
liche Verwaltungs-Behörde zu berichten. 

4. Die Geschäfts- Verbindung der Zoll-Direktion mit dem 
Königlich-Preußischen Finanz-Ministeriuin und vice versa, wird 
durch Vermittel ung der Uroßherzuglicheu obersten Verwaltungs- 
behörde unterhalten, welche die Berichte der Zoll-Direktion 
urschriftlich aji das I^^inanz-Minlsterium gelangen lassen, und 
ebenso die darauf erfolgenden Entscheidungen, sowie auch all- 
gemeine Verfügungen des letzteren in extenso der Zoll-Direktion 
mitteilen wiid. 

Auf die Tiemerkungen. welche die (Iroßlierzogliche oherste 
Ve!-vva!tnnirs-lieh()rde iliierseits hinzu/.ufü^uen sich, veranlaßt 
fin(l<Mi iiioclite, wird von Si'itcn (h:>.s Königlichen l^^inanz-M iiiiste- 
riinn<. su viel es die Umstände gestatten, Rücksicht genommen 
werden. 

5. I )ein/ii tolue uelangeu auch alle voji der Zoll-Direktion zu 
erslaUe'Uilen Berichte und einzureichenden Abschlüsse. Nach- 
weisungen. I bersichten ele. sowie diejenigen, welche aus heson- 
deier Vei-anlassung erfordert werden möchten, du ich Vermitt- 
lung d(»r Luxemburgischen (»bersten Verwaltungs-Behörde an das 
K(ini^lich-Preußische Finanz- Min istei-iuu). 

t). Damit die Zoll-Verwiillung im Großherzogtum auf eine, 
mit der Verwaltung in den ^übrigen Vereins-Staaten und nament- 
lich in den angrenzenden Preußischen Provinz^ möglichst 
übereinstimmende Weise geführt werde, hat die Zoll-Direktion 
in Luxemburg mit der Provinzial-Steuer-Direktion in Köln eine 
fortgesetzte Kommunikatitin zu unterhalten, . wobei übrigens^ 
zwischen beiden das Verhältnis gleichgestellter Behörden statt- 
findet. 

7. Mit den Direktiv-Behörden der andern Zollvereins- 
Staaten, und mit den übrigen Preußischen Provinzial-Steu er- 
Behörden tritt die Zoll-Direktion in I/nxemburg nur insoweit in 
unmittelbaren Schriftwechsel, als die Waren-Abfertigung auf 
Begleitscheine oder die Konstatier ung von Zollvergehen hierzu 
Veranlassung geben. 

Für andere Gegenstände erfolgen die etwa nötiiren Mit- 
teilun.iien dnreli V(^rnn'ttelung der Luxembur.uischen obersten 
Verwaltungs-Behörde und des Preußischen Finanz-Ministeriums. 
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8. So weit oiiie Erledigung der Ötraffälle im Vervvaltiings- 
wegp staüfiiuU^t, hat dio Zolldirektioii diojonigpn Sachen, für 
welche die Hauptämter nicht kompetent sind, in erstcj- Instanz, 
lind diejenigen, in welcluvu gpgcn ein Resolut des Haupt-Zoll- 
amtes rekurriert wird, m zweiter Instanz zu entscheiden. Wird 
gegen die Entscheidung der Zolldirektiiui rekurriert, oder im 
Wege der (inade Erlaß oder Milderung der von einer Verwal- 
tung«- oder (lerichts-Beliörde festgesetzten vStrafe nachgesucht, 
so wird die Zoll-Direktion jedesmal mit ihrem piliehtmäiiigen 
Gutachten gehört werden. 

9. Die Zoll-*Direktion ist befugt, gegen die ihr unterge- 
ordneten Beamten die Disziplinar-Untersuchuug zu verhängen, 
auch Strafen bis zu 20 Rthlr. Geld oder vier Wochen Gefängnis 
festzusetzen. 

Den Beamten bleibt jedoch der Rekurs an die höhere Be- 
hörde, und zwar den von Preußen -präsentierten Beamten durch 
Vermittelun^ der Luxemburgischen obersten Verwaltungs-Be- 
hörde an das Königlich-Preußische Finanzministerium vorbe- 
halten. 

10. Ist wegen eines Dienstvergehens, wölches eine- schwere, 
Strafe, als Dienstentlassung, nach sich zieht, nach dem 
Urteile der Zolldii-eittion in Luxemburg eine gerichtliche Unter- 
suchung einzuleiten, so steht es dieser .Behörde fi ei. den hetref- 
fenden Beamten sofort zu suspendieren, oder auch Hehufs seiner 
Entlassung das gewöhnliche administrative Verfahren einzu- 
leiten. 

11. Die Pi iifung dei- vf)n den Kr)Hd)iingssfeIlen im Großher- 
zogtum I.u\(MiilMirg geführten Registei- etfolgt (hirch die Kal- 
kulatui- der l-*rovinziai-.Steuer'-lJi i ektion in K<dn, und das 
Gutarliteü dei' letzteren entscheidet dariiljej', in wieweit die bei 
der iie Vision gen» achten Erinnerungen durch die Beantwortung 
für erledigt anzunehmen seien. ' 

Zu dem Knde übersendet die Zoildirektion durch Ver- 
mittelung der Luxend)uigisclven obeisten Verwaltuiigs-Iiehöide 
die nach Ahhuif eines jeden Quartals bei ihr eingegangenen 
Register der Pruvinzial-Sleuer-Direktion in Köln, welche dem- 
nächst auf demselben V/ege der Zoll-Direktion die aufge- 
nommenen Kevisions-Protokulle mitteilt, um solche beantworten 
zu lassen. Nachdem di«8 geschehen ist, und die beantworteten 
Revisions-Protokolle an die Provinzial-Steuer-Direktion zurück- 
gelangt sind, wird letztere dieselben, mit ihrem, die Entscheidung 
bildenden Gutachten versehen, remittieren« 

Die Zolldirektion hat dafür zu sorgen, daß die Erledigung 
der Revisions-Protokolle diesem Gutachten gemäß erfolge. 

Glaubt dieselbe, mit dem letzteren in einem oder dem andern 
Punkte nicht einverstanden sein zu können, so steht ihr zu, 
durch Vei niittelung der Luxemburgischen obersten Verwaltungß- 
Behörde, die Provinzial-Steuer-Direktion.^ in Köln davon in 
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"KeiiiiUii> /AI setzen, und auf demselben Wege auf die Ent- 
.st'heidium des KuiuKlii li-Pi eußischen Kinanz-Ministei iiuns zu 
pruvozit'ieii. welche, als von diM J.uxenibui^^i.srlicn Verwaltungs- 
Behörde auspellend, der Diit'ktion zur V'üllziehuiig tTÖffnet 
■wird. 

12. Ein gleiches Verfahren findet in Absicht der, von den 
.Zoll-Erhebungs-Stellen im Großherzoghune abzulegenden Jahres- 
.Rechnungen statt. 

13. Sollte ein Kommiissar zur Vertretung des gemeiusamen 
Interesses des Zoltvereins (Yereins-Bevolimächtigter) an die 
Zolldirektion abgeordnet , werden, um von dem 'Gange der Zoll- 
und Steuer-Verwaltung im Großherzogtum Luxemburg (conf. 1. 
A. Nr. 4) und deren Erfolgen nähere Einsicht zu nehmen, so hat 
die Zolldirektion einem solchen Beamten die Gelegenheit zur 
vollständigen Kenntnisnahme von allen, dcus Interesse des gan- 
zen Vereins und seiner Glieder berührenden Vei;hältuissen der 
gedachten Zoll- und Steuei-Verwaltung zu geben, demselben 
bereitwillig jede zui* Sache gehörige Auskunft zu erteilen, und 
ihm überhruu)t die Ausrichtung seines Auftrags, so viel sie sol- 
ches vermag, möglichst zu erleichtern. 

ly, 'Wirkungskreis des Preußischen Finanzministeriums 
und der h4a;eniburgischm obersten Verwaüungsbekörde in Bezug 
auf die Zollverwaliung im Großherzogtum. 

1. A. Soweit nic])l sclujn iu dem Zollgesetze, der Zollordnung 
oder in den, über einzelne Teile der Zollverw^altung erlassenen 
Spezial-Regulativen für gewisse^ Fälle die Anordnung des Finanz- 
ministeriums ausdrücklicli vorbdiaiten worden ist, gehören zu 
der, nach Maßgabe der bestehenden Zollgesetzgebung imd der 
Bostinmumgen des wgcnwärtigen Vertrages zu treffenden Ent- 
scheidung des KcHiiulich-Preußischen Finanziuinisleriuiiis ins- 
besomlere alle diejeriigen Fälle, in denen es sich handelt um: 

a) IVstsiellurig und Annahme eines bestimmten ZoU-Verwal- 

tungs-Crrundsatzes; 

h) Einführunü neuer oder AbändeJ'ung bestehender Kontrol- 
len und anderer auf die technische Zollverwaltung Bezug 
habender Einrichtungen: 

c) Frledigmit: von Zweifehi über die Auslegung des Tarifs, des 
Waren-\'er/.eichnisses oder anderer zoUgesetziichen Be- 
st immun gen; 

^ d) Anträge auf Abweichtingen oder Ausnahmen von den be- 
stehenden Zollverwaltungs-Vor>ichritteu, ingleichen auf 
e) Ermäßigung oder Erlaß der tarifmäßigen Abgaben; 
j) Die zur Beautsjclif igiing des Haiuiels und des Gewerbe- 
betriebes im Grenzhezii k allgemein oder in einzelnen Fäl- 
len vorzuschreibenden Kontrollmaßregeln; 
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g) Erteilung vua Kuuzesöionen zum un mittelbaren Wareu- 
bezuj^e aus dem Auslande 90 der Zollonluiiiig), 
\vol)pi die vorg<ängige Prüfung Kemel nschaftlicii mit der luxem- 
bui fischen Landesregierung zu gescheben bat. deren Bemerkun- 
gen und Anüa;;i' das Königlicb-Preußiscbe 1 iiirui/.üiinisterium 
bei der ilmi zustebenden Entscbeiduug nacb Möglichkeit berück- 
■sichtigen wird. 

B. Zu denjenigen Gegenständen, über welche nur im Einver- 
ständnis zwischen dem Königlich-Preußischen Findnzministe-r 
.rium und der Grofiherzoglichen obersten Verwaltungsbehörde 
Anordnungen, getroffen, oder -bestehende Einrichtungen geändert 
werden können, gehören folgende: 

a) Errichtung neuer und Ver<legung und Aufhebung bereits 
vorhandener ZolMienststellen und Festsetzung ihrer amt- 
lichen Befugnisse; 

b) organische Einrichtung desj Grenzbewacbungs- and sons- 
tigen Kontrolldienstes, als:' die Stärke, Aufstellung und 
Einteilung des Aufßichtspersonals; 

c) Bildung. Erweiterung oder sonstige Veränderung des 
fi leii/hezirks iiml Resliinmuii^ der Zollstraßon: 

ä) Aüss( lilii'liung einzelner, tüi die Verwaltung uiigüustig 
beiegenci firenzorte vom Zollverbande, und, 

e) im Falle ()ffeiitlithe Niederlagen vorhancUMi sind, Erlaß der 
Regulative uiul Festsetzung des Ivagergeliii's. 

2. Die in (le?i AHiihulen der GroßluM-zoglichen Hegieiung 
und der Zülldirfktion liegenden Anstellungen. Beförderungen 
und Versetzungen können, insofern sie Beamte betreffen, die 
•aus der oben unter I. A. 1 erwähnten Pau.stlisuumie ein höheres 
Bienst-Einkonunen als 4(X) Kthlr. erhalten, nur unter Zustim- 
mung des Königlieh-Preußischen Finanzministeriums erfolgen. 

3. Ferner ist diesem Ministerium von allen l Irlautebewilli- 
gungen über (3 Wochen, sowie von allen Fällen, wo die notwen- 
dige Vertretung eines Beamten die eben gedachte Frist voraus- 
:sichtlich überschreitet, mit Angabe der wegen der Vertretung 
getroffenen Anordnung, Mitteilung zu machen. 

4. Für die Zollverwaltung im Großherzogtum Luxemburg 
-werden periodiische Einnahme- und Ausgabe-Etats, nach den 
dafür im Königreich Preußen bestehenden Vorschriften und 
Regeln aufgestellt. 

Die dazu 'Seitens dei- Zolldirektion anzufertigenden Ent- 
"würfe unterliegen der Prüfung des Königl.- Preußischen Finanz- 
ministeriums, nach deasen vorgängiger Festsetzung dieselben 
:Sodann von der luxemburgischen ober,sten Verwaltungsbehörde 
vollzogen werden. 

5. Zu allen nicht etatsniäßigen Zahlungen aus dem unter I. 

A 1 gedachten Pauschquantum, zu allen Abweichungen von dem 
auf letzteres sich beziehenden Inhalte der Etats, namentlich auch 
zu allen Geldverwendiuigen für andere, als in diesen Etats be- 
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stiniiiiti' Zwecke, ferner zu J^eihtun^^vn von Vorschüssen aus den 
goDU'iiischaftlichen Zoükassen im üiußlierzojjUim, ist clie Geneh- 
migung des Königlich-Preußischen Finanzministeriums erfor- 
derlich. 

(i. Über die von der Zol.ldirektion über Reklamationen oder 
Rekurse gegen ihre Entscheidungen in Straf angelegenheiten zu 
erstattenden Berichte wird die luxemburgische oberste Verwal- 
tungsbehörde die vertragsmäßige Gonuuunication mit dem Kö- 
niglich-Preußischen ^Finanzministerium eintreten lassen und der 
Zolldirektion den gefaßten Beschluß eröffnen. 

7. Zur einseitigen Kognition und Entscheidung der Groß- 
herzoglichen obersten Verwaltimgsbehörde gehören die Fälle, in 
welchen es auf 

a) die von den Erhebungsbeamten zu bestellenden Kautionen^ 
die Abhaltung periodischer Kassenrevisionen, das Verfah- 
ren bei etwa vorkonmienden KaSSen-Defekten und die 

Kredit iciiing fälliger Zollbeträge;. 
h) auf die Edaubnis zum Betriebe von Hausiergewerben im 
Grenzbezirke; 

c) auf Bauten und Keparaturen an Dienslgebäuden; 

dj auf die Zahlung von Kcxsten Für die l'Jiterbringiinu: der 
Zollerhebungsstelh'!! in ufMiiicti'tcn i^okalen oiler tur die 
Anscliaffung von l)iensii<'(|iiisilen als: Ff)nnulare. Ver- 
wickln us- und Verbleiungs-Cierätscliaften, Waffen usw. 
aiiknmuit, oder wenn 

Vcil liste an fiskaiiscbein Eigentum '(Jcld, (icbäude otlpr 
Mohilicu) durch Feuer, Üixirschweinmuiig, Einbruch usw. 
entstelKMi oder 

f) fällige Abuiibciiheträge (z. H. bei Ahhuif der Kredil[n>l 
oder beim Ausbleiben des erledigten Begleitscheins) von dem 
Zahhmgspflichtigen nicht anders als durch Zwangsmittel 
einzuzif'hen sind, und sich bei der, von der Erhebungs- 
behörde eingeleiteten Exekution, Anstände oder Schwierig- 
keiten ergeben, welche das' Einschreiten der höheren Be- 
hörde notwendig machen. 

Ist jedoch bei den einzuziehenden Abgaben die gemeinschaff- 
. liehe Zollverwaltung beteiligt, — was bei kreditierten Beträgen 

nicht der Fall ist. — so muß von den Schwierigkeiten, welche die 
Einziehung fiFulet, jedesmal auch das KönigHch-Preußische 
Finanzministerium in Kenntnis gesetzt werden. * 

8. In Fällen, wo es sich um die Frage handelt: ob die Zoll- 
verwaltung sich auf einen Hechtsstreit einlassen, oder • einen 
sok'hon anfangen, oder j' -jen ein ihr ungünstiges Erkenntnis das 
Rechlsinitlcl einlegen vSoilV 

wird die Großheizogliche oberste Verwaltungsbehörde, je 
nachdem der Fall ausschließlich das Interesse der Großherzng- 
lirhcn Regierung, oder der gemeinschaftlichen Zollverwaltung, 
oder gieiciiztiitig da» Interesse beider berührt, entweder selbst- 
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ständig verfügen, oder dem Königlich-Preußischen Finaiizmiais^ 
teriuin zur weiteren BescJiluIjnahme Mitteilung iiiacheu. 

9. Wird ül)ei- Anordnungen der Zojldirektion entweder von 
Zollpfiichtigeti, oder von den dieser Behörde untergeordneten 
Beamten Beschwerde geführt, so hat darüber, wenn es sich ledig- 
lich um eine private Angelegenheit der luxemburgischen Regie- 
rung (z. Ii. um eine Ka utions-Restellung, um Kredit-Bewilligung 
oder um Beschwerden wegen persönlicher Verhältnisse der von 
ihr angestellten Beamten u. dgl.) Iiandelt. die oberste Verwal- 
tungsbehörde des Großherzogtums, in allen übrigen Fällen aber 
das König*lich-Preußische Finaoaiministerium materiell s?u ent- 
scheiden. 

Die wirkliebe BescheidimiK der Reklamanten erfolgt jedoch 
von Seiten der luxemburgischen obersten Verwaltungsbehörde, 
welche daher, wenn die Beschwerde sich auf solche Gegenstände 
bezieht, worüber die materielle Entscheidung dem KönigUdi- 
Preußischen Finanzministerium zusteht, mit letzterem deshalb* 
vorher commun feieren wird. 

Art. 10. 

(Zum Art. 18 des offenen Vertrage«.) 

In den Fälleji, wo die obere Verwaltung im Großherzogtum 
Luxemburg beabsichtigen sollte, für den Zolldienst angestellte 
Beamte mit der Erhebung unil Kontrolle privativer luxembur- 
gischer Abgaben zu beauftragen, wird zuvor mit dem Königlich- 
Preußischen Finanzministerium deshalb conimuniciert und des- 
iien Einverständnis ein^eiiolt werden. Darunler sind jeduch die 
Fülle nicht zu ver.stehen, wo es sich nur um den Auftrag zu einer 
vorübergehenden, die Dauer von zwei Monaten nicht ü'berschrei- 
tenden Übernahme eines solchen Nebengeschäfts handelt 

w 

Art. 11. 

(Zum Art. 19 des offenen Vertrages.) 

Die von den Großherzoglichen Gerichten verhän|j[ten Geld- 
strafen und konfiszierten Gegenstände verbleiben der Großher- 

zoj^liehen Re^^ieruji«^-. nach Abznp: der Hälfte, welche ^resetzlich 
zu (iratifikatinnen der zur Walirnehmung des Zollinteresses ver- 
pflichteten Beamten bestimmt ist, und in den Gratifikationsfonds 
der Zolldirektion fließt, um für die im Großherzogtum Luxem- 
burg zur Wahrnehmung des Zollinterasses verpflichteten lieam- 
ten verwendet zu werden. 

Art. 12. 

(Zum Art. 20 des offenen Vertrages.) 

Seine Majestät der König-Großherzoc: wollen vor Höchster 
Entscheidung auf die eingehenden Beguadiguugs- oder ^trafver- 
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wandlungs-üosuche, ebeii.su wip in Preußen geschiebt, die- 
giitaehtliche Äußerung der ZoUdirektion in Luxemburg ver- 
nehmen. 

' . Art. 13. 
(Zum Art. 21- des offenen Vertrages.) 

Das auf Jnhalt des oiTi'in'ji Artikels auf das Großh«nzügtum. 
fallende Einkommen wird nach Maiigabe der unter den Zoli- 
vereiu»6taaton bestehenden Verabif-( langen über die Verteilung, 
der in die Ut iiicinschaft fallenden Abgaben und namentlich der 
in dem Vertrage vom 8. Mai 1841 woj^eu I^^ortseLzung des Zoll- 
und Handelsvereins dieserhalb verabredeten Bestimnmngen fest- 
gesteJlt und der Großherzoglichen Regierung in folgender Art 
gewährt werden: 

Bei der Haupt-Abrechnung, 'welche jährlich zwischen den 
.Mitgliedern des Zollvereins erfolgt, wird das Königlich-Preus- 
sisdie Finanzministerium in gleicher Art, wie dies für die preus- 
«tische Regierung von ihm geschieht, auch namens der Großher- 
zoglich-luxemhurgischen Regierung, d4e periodischen Übersich- 
ten der Brutto-Einnahme an Eingangs-, Ausgangs- und Durch- 
gangs-Abgaben in dem Großlierzogtum, beziehungsweise. nach- 
Abzug der Fau.schsumme für die Verwaltungskosten an den 
Grenzen und in den Grenzl)ezirken, der Re.stitutionen, Ausfuhr- 
Bonifikationen und andern Laoten des Gesamtvereins, w ie solche- 
Abzüge allgemein zwischen ilen Vereinsstaaten vereinbart wor- 
den sind, auf den Grund der von der Zolldirektion in Luxenibur'^ 
bei,[robiachten Materialien zusamrnr'n<t(>]len und zugleich datur 
Sorge trafen, daß der in Folge der Haupt- Abrechnung auf das. 
Großherzogtum nach Maßgabe seiner Bevölkerung fallende An- 
teil an der Gesamt- l'nnnahme, der ( iroßbei-zoglichen Regierung 
in dersfllien Art üijerwiesen werde, als auch andere Vereins- 
Staaten unter gleichen Verhältnissen ihren Anteil erhalten. 

Außerdem niarlit die Köni.Liiich-PrenfjiselH» HeuifriinK sich 
verbindlich, alle X erluindkui^en über die jäiiniche Haiiptabrech- 
nung zur Prüfung des Resultats, welches sich hiernach für das- 
Großherzogtum ergibt, der Großherzoglichen Regierung mitzu- 
teilen. 

Was die Übergangsabgaben von Branntwein, Bier, Wein- 
und Tabak betrifft, so wird zwiischen der Königlich-Preußischen 
und der Großherzoglich-luxemburgischen Regierung eine Ge- 
meinschaft der Einnahme in der Art eintreten, daß der Ertrag- 
dieser Abgaben in beiden Staaten nach gegen. seitiger Abrechnung- 
von 5 Prozent für die Erhebungskosten, nach dem yerhältnis der 
Bevölkernno: geteilt wird. 

Die Zählung der Einwnlnier im Großherzogtum Luxemburg- 
wird in Übereinstimmung mit den in dieser Hinsicht in Preußen 
und sämtlichen übrigen Vereinsstaaten p:leichmäßig beistehenden, 
der Großherzoglichen obersten Verwaltungsbehörde mitzuteilen- 
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den Gi uiuUätzt'ii alle drei Jaiire staltfinden uiul zuii.u hs;t imj 
Laufe der pi sü^ti flrt»i Monate, nach ei iulgler Ausfühi ui»g des- 
gegen wäl l igen \ 4M U ages, veranstaltet werden. 

, Art. 14 
(Zum Art. 23 des offenen Vertraj^e« ) 

In Be/i('liuij,Li auf die Ausführung de$ gegeuwiU" Ligen Ver- 
trages ist Fülgende-s Muabredel worden: 

1. Längstens 14 Tage nach erlüJgler l iitei/cit huuiig des \ er- 
tiages soll mil der Urganisation der gememschalLlichen Zollver- 
waltung im (iLoßherzogtum i.uxeuLburg auf die im Artikel 17 des 

•offenen \ ei li ages \ prabredete Weise vorgeschritten und sobald 
die Auswechslung iler Ratifilcationen des \ ertrages stattgefunden 
haben wird, die ganze, im Separat-Artikel i näher angegebene 
Gesetzgebung in dem Großherzogtum mit der Maßgabe publiziert 
werden, daß sdche vom 1. April d. J. in Kraft tritt. 

2. Um das Steuerinteresse, welches während des Zeitraums ' 
von der Unterzeichnung des Vertrages bis zu dessen Ausführung 
durch Einchwärzung hochbesteuerter Waren noch besonders 
gefährdet werden könnte, möglichst zu sichern, ist man überein- 
gekommen, die nachstehend angegebenen Vorkehrungen zu 
treffen: 

Qt) Die Großherzogliche Regierung wird gleichzeitig mit dem.. 
Zusammentritt eler Vollzugskommission eine solche Ver- 
stärkung des Zoll-Auföiclitspeisnnals an den Grenzen gegen. 
Frankreich und Belgien eintreten lassen, als nach dem Ur- 
teil der Preußischen Vollzngs-Kommissarien nötig ist, lun. 
den zu versuchenden Rinscluvärznngen mit Erfolg ent- 
gegenwirken zu können. Das zu der eben gedachten Ver- 
stärkung des Zollschutzes erforderliche Peisunal wird 
zunächst von der (Jjcjizc uciien Prenßen entnommen und 
das Nähere dieserhalb \(in den beiderseitigen Vollzugs- 
Ivouuuissniien bestinunt werden. 
h) Den eben gciiachten Koiuinis.sarien wird die Ivöniglich- 
l*reußische Regierung diejenigen Beamten, welche sie der 
Großherzogiichen Regierung nach Separat-Artikel 9 I. G.. 
Nr. 20 zu Ober^renzkontrolleur-SteUen in Vorschlag zu. 
bringen gedenkt, schon sofort zur Disposition stellen, und 
diese Beamten werden sogleich die spezielle Leitung des 
Grenzdienstes an der französischen und belgischen Grenze- 
unter der obern Leitung eines der preußisch%|i Vollzugs- 
Kommissarien übernehmen. 

Um die gedachten Ober-Grenzkontrolleure, bei deren 
Unbekanntschaft mit dem ihnen untergeordneten Personal, 
in den Stand zu setzen, ihre» Dienstobliegenheiten in mög- 
lichst wirksamer Weise zu genügen, wird die Königlich- 
PrenßiscJie Regierung einem jeden derselben zu seine? As- 
sistenz noch einen reitenden Grenzaufseher beiordnen. Die- 
r zu diesem Zwecke in das Großherzogtum Luxemburg kom- 
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uiittit'i t(»n reitcnili'ii OrHUzaufseher wertleti luuli Vollendung 
der (ifjrtigeii Zoilorgaui.sution wieder /.ut iickj^ezügen. mso- 
feru nicht die Gi ußherzogliche Kegiei tiiig in Übereinstim- 
murig mit dem Urteil der Zolldirektion den längern Aufent- 
halt dieser Beamten daselbst im Interesse des Zolldienstes 
selbst angemessen finden sollte. 
c) Die Regierungen der an das Ausland grenzenden ZoU- 
■ verein>sstaaten werden gleichzeitig die Anordnung treffen, 
daß die durch ihre Länder gegen bloße Entrichtung des 
Durchgangszolles nach dem Großherzogtum Luxemburg 
geführten Waren der bei ihrem Eintritt in das Vereins- 
gebiet für den £ingangsz I! bestellten Sicherheit nur inso- 
fern entlassen werden, als, je nachdem solche zum Verblei- 
ben im üroßherzogtuin oder zur weiteren Durchfuhr durch 
dasselbe deklariert worden. 

aaj im ersteren Falle die Stellung der Ware zur Verzol- 
lung oder Nioflerlegung. und 

bbj im zweiten l'^illc rli(^ Wiedernusfufii- der Ware aus 
dem hl xciiibu i'^isi-lHMi Gebiete (hirch Heschoiiii.s^ung 
der koiiipeteiiten ( i roliherzo^^l ichen Zolläniter nachge- 
wiesen wird In .i^leicher Art wird von sämtlichen 
Verein.sstaMien auch hinsielits der aus Packhöfen in 
ihren Lumlen zur Ausfulu na<*h dem Großherzogtum 
Luxemburg, oder du?-ch letzleres nach dem Auiylande 
deklarierten Waren verfahren werden. • 

3, Der freie Verkehr, imgleiehen die Gemeinschaft der Re- 
venuen und Ausgaben zwischen den Staaten des Zollvereins und 
dem Großherzogtum Luxemburg so>ll vom 1. April 1842 ab in der 
Voraussetzung eintreten, daß big dahin in dem Grpßherzogtum 
Luxemburg die Organisation der gemeinschaftlichen Zollver- 
waltung beendigt und die Publikation der Zollgesetze erfolgt 
sein wird. 

Andernfalls bleibt die Herstellung des freien Verkehrs, in- 
gleichen die l^evenuen- und Ausgaben-Gemeinschaft bi« zum 
Beginn des nächstfolgenden Ka'lender-Viertelahres ausgesetzt.' 

4. Wenn gleich die völlige Freiheit des Verkehi-s zwischen 
dem Großherzügtum Luxemburg und dem Gebiet des Zollverein^ 
erst mit einem der unter Nr. 3 bezeichneten Termine eintritt, so 
soll irleichwobl, sobald die gemeinsrhaftlichen Vdllzugs-Kommis- 
sarieii in WiT*ksamkeit getreten sein worden, schon vorläufig der 
zollfreie i'lxu-^ang niis Luxemburg nach Picußen und umge- 
kfdii't. für ^iejeniucn landwirtschaftlichen Erzeugnisse stattfin- 
den, welche von thui N'ollzugs-Knmmissarien im InterevSse des 
beiderseitigen Verkehrs dazu geeignet werden befunden werden. 

So geschehen Haag, den 8. Februar 1842. 

« 

(Unterzeichnet) 
Frederic-Oeorges-Prosper de Blochameti. 

Hermann Fnednch, Heiclisgraf von Wylick und Lottum, 
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Schlufi-Protokoll zum Vertrag vom Februar 1842. 

Geschehen, Haag, den 8. Februar 1842. 

Die VerbaJKÜunj^en über den Vertrag wegen des Anschlusses 
des üruijherzügtums Luxemburg an das Zülisystem Preußens 
und der übrigen Staaten des Zollvereins sind so weit gediehen, 
4aß nur noch über einige Nebenpunkte» zu denen namentlich die 
Angelegenheit der JSchiffahrts-Verhältnisse ani der Mosel und 
der Sauer, un^d die Feststellung derjenigen Verhaitni^se gehöiren, 
welche auf die Anwesenheit einer Königlich-Preußischen Gar-- 
mson in der Bundesifeatung Luxemburg, und die hieraus ent- 
stehenden, nur zwischen Preußen und Luxemburg schwebenden 
finanzielle^ Interessen Bezug haben, wegen Mangels scbließ- 
lieber Listruktionen des Königlich-Großberzoglich-Luxembur- 
.gischen Bevollmächtigten eine definitive Verständigung nodi 
nicht erreicht worden ist. 

Wenn hei dieser Lage dei' Sache. Königh'ch-Grnßherzoglich- 
Luxeniburgischei' Seits der dringende Wunsf^h geäußert worden 
ist, daß dem Abschlüsse des Vertrages unter dem Vorbehalt der 
Verständigung ii}>er die noch zu ei^Iedigenden Punkte nicht län- 
ger Anstanil gegeben werde, daiint lier prekären Lage, in wel- 
cher die Bewoluu'r (b\s (iioJJbei zogtunis Luxenüjurg hinsichtlich 
ihrer Handels- und Verkehrs- Verhältnisse zu ihrem großen 
Nachteile sich befinden, ein Ende gemacht werde und die König- 
lich-Großherzogliche Regierung mit Sicherheit die Einleitung zu 
denjenigen weiteren Organisations-Einrichtungen treffen könne, 
von deren Vollendung die Herstellung eines freien Verkehrs des 
'Großherzogtums mit Preußen und den übrigen Staaten des Zoll- 
vereins, sowie demnächst die Teilnahme des Großherzogtums an 
den Zolleinkünften des Vereins abhängig ist; so hat man König- 
lich-Preußischer Seits diesem Wunsche in der zuversichtlichen 
Erwartung genügen zu können geglaubt, daß nach den von dem 
Königlich-Großherzoglichen Bevollmächtigten erteilten beruhi- 
genden Versicheruingen die V^rstäodigung über die oben gedach*- 
ten Punkte in der Zwischenzeit zwischen der Unterzeichnung des 
Vertrages und der Ratifikation und Ausführung desselben nicht 
-ausbleiben werde. 

Die Ijeidersei Ilgen Bevollmächtigten haben sich daher heute 
vereinigt, unj den im gemeinsamen Einverständiiisse redigierten 
Zollvereinigung.^-Vortrag. nebst den dazu gehörigen Separat- 
Artikeln nacli nochmaliger gemeinschaftlichen Durchlesung zu 
unterzeichnen, bei welcher Gelegenheit noch fo-lgende Bemerkun- 
gen, Erklärungen und Verabredungen in das gegenwärtige Pro- 
tokoll niedergelegt wurden. 

1. 

(Zum Artikel 6 des offenen Vertrages^) 

Hinsichtlich der Bestimmung litt, ta, wonach die Einfuhr des 
•Salzes aus einem Vereinsstaate in einen anderen nur für den 

15 
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Fall h(^<()ii(U ror. zwisi^hcn den beteiligten Landes-Regierungeifc 
darüber bestehender Verträge erlaubt sein soll, ward von Seitea 
des Königlich-I*reußischen Bevullniilchtigten bevorwortet« daß- 

diese Bestimmung keinen Einfluß auf die Versorgung der preus- 
sischen Gnrni^nn in Luxemburg init Salz haben könne. 6s viel- 
mehr auch terner (hiluM Yerbloibe. flaß this in diesr^r Hinsicht 
benotigte »Salz vnn der bei ict fciulcii ( i;i j tiisonijehorde aus Preus- 
sen bezoLien werde, um für die Bedürfnisse der üarnison weiter 
verabf ol .L' l / 1 1 \re rden . 

Der Kon iu) ich-(irobherzoglich-Luxeüihur^ i>ehe He\ tdlniäeh- 
tigle erklärte sich hiermit uiitei* der Voraussetzung einverstan- 
den, dali Maljreuelii vei'eiid>ait würden, um einer Reeinträch- 
tigung des Eiakuniinens seinei* Regierung aus dem Salzdebit zu 
begegiu^ii. Da sich gegen diese Voraussetzung nichts zu eririnern 
fand, so ist man übereingekommen, daß das zum Bedarf der 
preußischen Garnison in Luxemburg aus Preußen zu beziehende 
Salzquantum einen Betrag von 12 bis höchsten« 14 preußische- 
Pfund für den Kopf der gedachten Garnison und der Militär- 
Angehörigen nicht überschreiten, die Art der Verteilung durch* 
ein von der Festungs-Kommandantur im Einvernehmen mit der 
betreffenden Landesbehörde zu erlassendes Regulativ näher be- 
etimnit, auch über die Stärke der Garnison und die Menge de» 
nach Maßgabe derselben einzuführenden Salzes der Landes- 
behörde alljährlich amtliche Mitteihmg gemacht werden soll. 

2. 

(Zum Artikel 8 de§ offenen Vertrages.) 

Was die Höhe der Übergan gs-Abgcihen betrifft, wegen deren» 
das Großherzogt um Luxembuig in dasselbe Verhältnis wie Preus- 
sen rücksichtlich der Rheinprovinz, den übrigen Staaten des- 
Zollvereins gegenüber tritt, so ist dem Königlich-Großherzog- 
heben Bevollmächtigten eine Übersicht dieser Abgaben bereits- 
zugestellt woiMien. 

3. 

(Zum Artikel 12 des offenen Vertrages.) 

1. Um dem in dem zweiten Absätze des Art. 12 ausgesproche- 
nen Zwecke sofüit Aveitere Ausführung zu geben, ist Folgendes- 
verabredet worden: 

a) In Beziehung auf den Schiff alu ts- Verkehr zwi.Nchen Preus- 
sen und LuxemLurg sollen alle im freien Verkehr befind- 
lichen Gegenstände, mit Ausnahme der notorisch nicht zu 
den deutschen Erzeugnissen gehörenden, von den konven- 
tionellen Rhein- und Mosel-Zöllen beider Staaten, jedocb 
mit Vorbehalt der Becognitionsgebühr, frei bleüien« wenn 
sie mittelst der Mosel oder der Mosel und des Rheins aus 
dem Gebiete des einen der beiden Staaten 
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aaj entweder in das Gebiet des anderen Sta,ateb mit der 
Bestimmung zum Verbleiiben im Lande oder zur Aus- 
fuhr aul Landwegen ein- oder 

bh) durch dias Gebiet des andern Staates nach dem Aus^ 
lande durchgeführt werden. 

Außerdem werden auch alle Erleichterungen, welche 
Königlich-Preußischer Seits zufolge der jetzt bestehenden 
Gesetzgebung (Tarif der Schiffahrt&-Abga!ben, weiche an 
der Elbe, der Weser, dem Rhein und der Mosel) erhoben 
werden, den preußischen Schiffen und deren L^idungen, 
in^^leichen den Fahrzeugen und Ladungen der Untertanen 
der la selbst benannten Yereinsstaaten bewilligt sind, oder 
bei etwaiger Veränderung? dioser Gesetzgebung künftig 
bewilligt werden mörhlen. gieichniäfiii^ auch den Schiffen 
und Larhmcfen der [.uxcmburf^er Untertanen zn Gute kom- 
men, wogegen auch Gi oßlierzogiich-Luxemburgisüher Seits 
alle etwaige fernere Krleichterungen des Schiff ahrts- Ver- 
kehr« lüxemburgisrhei- Untertanen glf'idimäßig 'daselbst 
auf lien Sr hitfalirlsverkehr preuliischer Untertanen An- 
wendung erhalten sollen. 

Dasselbe gill aucJi in Ansehung der Schiffahrt von 
iiinl nach der Sauer unter Aufrechthaltung des bisherigen 
Zustandes, wunach auf diesem Flusse selbst keine Schiff- 
fahrtsiaJ>gabe besteht. 
b) Hinsichtlich des Schiffahrtsverkehrs zwischen dem Gioß- 
herzogtum Luxemburg und den übrigen, bei der Schiffahrt 
auf dem Rheine und dessen Nebenflüssen beteüigtea 
Vereimsstaaten gehen Seine Majestät der Eönig-Großherzog 
dieselben Verbindlichkeiten ein, welche Preußischer Seits 
in Betreff des Schiffahrts-Verkehrs dieser Staaten in Folse 
der Zollvereinigungs-Verträge vom 22. März 1838, 12, Mai 
1835, 2. Januar 1836 und 8. Mai 1841, übernommen wor- 
den sind, oder künftig übernommen werden möchten, wo- 
gegen auf Seiten der. betreffenden Staaten der luxembur- 
gische Schiffahrtsverkehr aller von ihnen dem preußischen. 
Schiffahrtsverkehr unter Gleichstellung mit den Schiffen 
und Ladungen der eigenen Untertanen zugestandenen oder 
künftig zuzustehenden Erleichterungen genießen wii'd. 

2. Tn Beziehung auf den dritten A'bsatz des Art. 12 wird 
gegenseitig anerkannt, daß die kontrahierenden Staaten eine 
Gewerbesteuer von den Schiffern eines andern Vereinsstaates 
nur dann, unter steter Gleichstellung mit der Bostouerung des 
Opwerhs der eigenen Untertanen, zu erlieben beit'(htigt sind, 
wenn diese Schiffer innerhalb ihres Gebiets Binnenschiffahrt 
treiben. 

3. Der Königlich-Gi uiiherzoglich-Luxemhurgische Bevoll- 
mächtigte erteilte die Zusicherung, daß seine Allerhöchste Regie- 
rung bereit sei, mit der Königlich-Preußischen sofort nach Ab- 
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8cliliil] (li\s geffen Will tigeii V'ertrajies zu dein Zwecke in Unter- 
haiidluii^ieii zu treten, um die M<»sf*l-Schiffahi*l nach Maßgabe 
der Stipulationen der \V ionci -Kon^r eB-Akte zu regulieren und 
die Aufhebiin.tr des- Zoliaintc.s /.u \\'h>soi hiHiir. sowie die Teilung 
der Kinnalinu'd der Zollänifef TrifM- und Schentz:en. nach Ver- 
hältnis (Ici deidiMscititren l tt'r.strecken, als Basis der deiitalls zu 
treffenden Vereinbarung anzunehmen. 

■ 

(Zum Separat-Artikel 8.) 

Man ist beiderseits einverstanden. daJ3 die Bestimmung die- 
ses Artikels namentlich auch bei denjeni^gren Verabredungen ein- 
treten wird, welche zwischen den Kontrahenten der bisherigen 
ZoUvereinigungs-Verträge etwa in Beziehung auf die weitere 
Herbeiführung eines übereinstimmenden Maß- und Gewichts-. 
Systems (Art. 11 d. offenen Vertrages) getroffen werden möchten. 

5. 

(Zum Separat-Artikel 9. I. G. 20.) 

Von Seiten des Königiicli-üroßlierzoglichen Bevx>liiiiä*:htig^ 
ten ward bemerkt: 

Da die Kömglich-Preußische Hei^iening Rf>denken getragen 
hai}e, auf den Großherzoglich-T.n\<_Mnl)iii-,i4i.s( hei- Seits gestellten 
Antrag, daß die Hälfte aHer ()ljer-( iicnzkon Ii ollen r-Stcilen be- 
reite nach Ablauf von zwei Jahren mit luxemburgischen Unter- 
tanen besetzt sein müsse, einzugehen, und eine deinseiben ent- 
sprechende Bestimmung in den Vertrag aulzunehmen, so sei ihm 
die Anweisung zugegangen, diesen Antrag im Schluß-Protokoll 
auf da« dringendste zu wiederholen, und die vertrauungsvolle 
Erwartung auszudrücken, daß die Königlich-Preußivsche Regie- 
rung geeigneten Bedacht darauf nehmen werde, daß die Stipu- 
lation des Vertrages, wonach die Hälfte der Ober-Grenzkon trol- 
(leur-Stellen <ajllmählig mit Luxend)urgern besetzt werden soll, 
spätestens nach Ablauf von zwei .fahren effectui^^rt sei. 

Seitens des KÖniglich-^Preußischen Bevollmächtigten konnte, 
in Erwiderung hierauf, nur auf die im Verlaufe der Verhand- 
lungen von ihm ilber diesen Gegenstand abgegebenen Erklärun- 
gen Bezug genommen werden, indem er übrigens hinzufügte, 
daß die Großherzogliehe Regierung bei den ihr bekannten Geidq- 
nungen der Königlich-Preußischen Regierung wohü nicht zwei- 
feln dürfte, von Letzterer auch in der Folge einen jeden Beweis 
von Willfährigkeit erwarten zu können, welchen diese zu geben 
nach den von ihr notwendig zu nehmenden Rücksichten sich 
irgend im Stande finden werde. 
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6. 

(Zum Separat- Artikel 9. 1. 

Ward vüJi dein preußischen Bevollmächtigten erklärt: 

Indem man Preußischer Seits im Beginne der Verhandlun- 
gen darauf iiestehen zu müssen i^ej^iaubt habe, daß mindestens 
die Bälfte der Steilen der Grenzaufseher zu Pferde und zu Fuß 
im Grüßherzogtum i.uxem'burK mit solchen Individuen besetzt 
werde, welche das preußische Finanzniinistei'ium namens des 
Verein^j dazu in Vorschlag biingen werde, sei man nicht bloß 
von dem Wunsche, dem Vereine die Last der Pensionierung der- 
jenigen preußischen Zollbeamten, wekhe in Folge der Auf- 
hebuiif? der Zollgrenze z witschen der preußischen Bheinprovinz 
und dem Großherzogtum Luxemburg diensHos würden, möglichst 
zu ersparen, sondern ganz vorzüglich von der Absicht ausge- 
gangen, die Bildtmg eines recht wirksamen Grenzschutzes zu 
fördern. Wenn m<an dessen ungeachtet Preußischer Seits, wie 
die Verabredung unter 1. C. 21 des Separat- Artikels 9 ergebe, in 
diesem Punkte und namentlich dahin nunmehr nachgegeben 
habe, daß die Auswahl der Grenzaufseher lediglich aus luxem- 
burgischen Untertanen erfolgen dürfe, so sei solches einesteils 
in Berücksichtigung der allerdings triftigen Gründe, anis welchen 
die (iroßlierzn^liehe l^ptrierun,!?. besonders wegen der zu schonen- 
den Stimmung im Uroliherzogtum sich aul3er Stande erklärt 
h'n])e, in die Zulassung fi-emder Grenzautseher zu wilÜKcn. an- 
(iernteils aber in der zuversichth'ehen Huffnunti' .u'eschehen. daß, 
wenn tlie Mctruilene Verabre^dung .sieh entvveiiei' weil es im Groß- 
herzogtum an geeigneten Individuen zui- Besetzung der Orenz- 
A'ufsehersleilen zeitweise fehlen niöciite. oder aus anderen nicht 
vorherzusehenden (hiinden als nachteilig für das gemeinschaft- 
liche Interesse des Dienstes erweisen sollte, die Großherzogliche 
Regierung nicht anstehen werde, zur Abwendung der das gemein- 
same Interesse des Vereins bedrohenden Nachteile, einen ent- 
sprechenden Teil der Grenzaufseherstellen mit den von dem 
preußischen Finasizministerium dazu zu bezeichnenden Indivi- 
duen zu besetzen. 

Der i\()nigiich-Grüßher/.nulielie DevolhnächtiMte i)enierkte 
hii iciuf. er ))efinde sich zwar iiacli Maßgabe seiner Instruktionen 
und iler f i über von iinn abgegel>enen Erklärungen außer Stande, 
in Beziehung auf die so eben ausgesprochene Erwartung, eine 
Zusage zu machen, indes könne er im Allgemeinen die Versiche- 
rung geben, daß seine Allerhöchste Regierung in <allen, die ge- 
meinschaftlichen Interessen des Zollvereins betreffenden Ange- 
legenheiten gewiß immer bereit sein werde, billigen Wünschen 
und Anträgen der übrigen Vereins-Regierung, so weit es die 
Umstände irgend gestatten würden, willfährig entgegen zu 
kommen. 
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(Zum Separät-Artikel 13.) 

Um in Absicht des Termins zur Zählung der Einwohner die 
notwendij^e t'beroinstimmung zwischen dem Großherzoglum 
Luxemburg uud den übrigen Mitgliedern des ZoUvereius herbei- 
zuführen, ist imn beider^its darüber einver^taudeu, daß die 
nächste Zählung der Einwohner im Großherzoglum Lujcemburg 
nach der im Separat-Artikel 13 erwähnten, gleich wie in allen 
übrigen, zum Zollvereine gehörigen Landern und Landesieilen, 
zu Ende des Jahres 1843 zu bewirken ist. 

* 

8. 

Da es in dpin nördlichen Teiie iles Großherzogtums Luxem- 
burg an einer zum Warentrans|)< u fp i^^eeigneten, in jeder Jahies- 
zeit fahrbaren Sti*aJie zur V'erbiniluug mil dem angrenzenden 
Königlich-Preußischen Gebiete zur Zeit noch fehlt, die beider- 
seitigen Regierungen aber von der NotvvendlRkeit und Nützlich- 
keit einer solchen Verbuidungöstraße iiii InteJcsse und zur l'ör- 
deruiig des gegenseitigen Verkehis überzeugt sind, so erklärt 
der KönigJieh-Großherzogliche Bevollmächtigte namens seiner 
Regierung, 

daß dieselbe sich verpflichte, die Straße von Etteibrück und 
Weiswampach bis zur preußischen Grenze in chausseemaßigea 
Stand setzen zu lassen, zu welchem Ende sie wegen der dieser 
Straßen>anlage zu gebenden Richtung, gleich nach erfolgter Ra-< 
tifikation des gegenwärtigen Vertrages, mit der Königlich-Preus- 
sisehen Regierung in Verhandlungen treten und deren Wün- 
schen dabei, so weit sich dies mit den Interessen des Großherzog^ 
tums vereinigen lasse, bereitwillig entgegen kommen, auch dem- 
nächst den Bau der gedachten Straße in möglichst kurzer Frist 
beginnen und beendigen lassen wolle.» 

Von Seilen des Königlich-Preußischen Bevollmächtigten 
wni de diese Znsicherung entgegengenommen und durch die Er- 
klärung erwiedert, 

daß dt'j Königlich-Preußische Regierung dagegen die Ver- 
bindlichkeit übernehme, sich durch Herstellung einer in chaussee- 
mäßigen Stand gesetzten Straße von Malmedy über St. Vith bis 
zur luxemburgischen Crrenze, der obenerwähnten Großherzoglich- 
Luxemburgischer Seits übernommenen Straßen-Anlage anzu- 
schließen. 

9. 

In f Um reff der eingangvS erwähnten noch ermangelnden Ver- 
ständigung übel die aus der Anwesenheit einer preußischen 
Garnison in Luxemburg entstehenden finanziellen Fragen bezog 
der Königlich-Preußische Bevollmächtigte sich auf den Inhalt 
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^^finer i)e>(>ii«iL'i-ü, dem damaligen Köni^Hich-Niederlandischen 
Legatiüiiöiute Herrn von Scherff unter dem 8. August vorigen 
Jahres zugestellten Erklärung. 

10. 

Vf)n Seiten des Kofiiulich-Preußiüchen Bevollmächtigtea 
wurde bemerkt, daß außer den Staaten, welche den Zollverein als 
unmittelbare Glieder desselben dermalen bilden und als Kontra- 
lienten des jie.o^enwärtiKLMi \'oi ti a^^t'.s erscheinen, in den Gesamt- 
verein auch diejenigen Staaten einbegriffen seien, welche ent- 
weder mit ihrem ganzen Gebiete oder mit einem Tejii* tiesselbea 
dem Zoll- und Handels-Systeuie »nnes oder des andern der un- 
mittelbaren Vereinsglieder beigetreten sind, und daß daher der 
gegenwärtige Vertrag auch in dem \ erhältnisse der letzgedach- 
teu Staaten einerseits und des Grußiiorzogtums Luxemburg 
-andererseits Anwendung finde, womit der Königlich-Großherzog- 
liche Bevollmäclitigte sich einverstanden erklärte. 

Die dem Zolhrereine in der angegebenen Weise mittelbar 
dLQgehörigen Länder und 'Länderteile sind: 

1. Die Fürstlich-Lippeschen Landesteiie Lipperode. Kappel und 
Grevenhagen, in GemäO'heit des Vertrages mit Preußen vom 
9.— 17, Juni 1826, 

2. Die Großherzoglich-Mecklenburgischen Gebietsteile Hossom, 
Netzeband und Schöneberg, in Gemäßheit des Vertrages mit 
Preußen vom 2. Dezember 1826, 

S. Das Fürstentum Hohenzc^lern-Sigmaringen, in Gemäßbeit ' 
der Verträge mit Württemberg vom 11. März 1834, und mit 
Baden yom 12. Oktober 1835. 

-4. Das Fürstentum TTohenzoUern-Hechingen, in Gemäßheit des 
Vertrages mit Württemberg vom 11. März 1834. 

5. Die Landgrafdchaft Hessen-Homburg und zwar: 

a) das Amt Homburg, in Gemäßheit des Vertrages mit dem 

Großherzogtum Hessen vom 20. Februar 1835, und 
h) das Qberamt Mei>senheim, in Gemäßheit des Vertrages mit 
Preußen vom 5. Dezember 1840. 

*€. Das Fürstentum Birkenfeld, in Gemäßhoit des Vertrages 
zwischen Preußen und Oldenburg vom 31. Dezember 1836. 

'7. Die Königlich-HannoVersche Grafschaft Holmstein, nebst 
dem Amte Elbingerode, in Gemäßheit des Vertrages mit 
Preußen vom 1. November 1837. 

v8. Das Herzoglich-Braunschweigsche Fürstentum Blankenburg, 
nebst dem Stiftsamte Walkenried, ferner das Amt Calvörde, 
das Dorf Hessen und der Braunschwcigsche Anteil des Dor- 
fes Pabstorf. in Gemäßheit des Vertrages mit Preußen vom 
1. November 1837. 

•9. Da5? Fürstentum Waldeck, in Gemäßheit des Vertrages mit 
Preußen vom 8, Januar 1838. 
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10. Die Herzoglich-Anhalt-Köthenschen und Anhait-Dessauschen 
Lande, in Gemäßheit des Vertmges mit Preußen vom 26. 
April 1839, und 

11. Das Herzogtum Anhalt-Bernburg, in Geinäßheit des Vertra- 
ges mit Preußen vom 11. Juli 1839. 



Um bei ilei* stattgefuiideuen Aufhebung des seit dem Monat 
Augu&t 1840 bestanden habenden, dem Vereins-Zolltariie in allen 
wesentlichen Punkten entsprechenden ZoUtaiifes im Groüher- 
zogtum Luxemburg, die Au.sführunjr der im So))ai'«at- Artikel XTV 
unter Nr. S festgesetzten Bestimmung hinsieht] icli dos freien Ver- 
kehrs Hui^iJich zu machen, wird von den beidei seitiRen ßevoll- 
macliti^ten hierduich verabredet, daß die I^rnennung der gegen- 
seiligeii Vollzu^s-Kounnissaiien noch <\u\ Tnue der l'ntei-zeieh- 
nung de>s Vertraj^es erfolgen iiiui niit (iei im XlV^ SpparitL-Ar- 
tikel festgesetzten Organisation der gemeinschaftlichen Zollver- 
waltung im Grüliherzogtum Luxemburg auf die im Ai tikel 17 des 
offenen Vertrages verabredete Weise sofort vor gest^i ritten wer- 
den soll. 



Die beiderseitigen Bevollmächtigten sind übereingekummeu,, 
daß das gegenwärtige Protokoll zugleich mit dem Vertrage den 
% hohen kontrahierenden Teilen vorgelegt werden soll, und daß im.^ 
Falle der Ratifikation des Letzteren, auch die im Ersteren 
enthaltenen Erklärungen und Verabredungen, oh(ie weitere^ 
formliche Ratifikation derselben, als genehmigt angesehen wer- 
den sollen. 

Es wurde hierauf der Vertrag nebst den dazu gehörigen 8e- 
parat-Artikeln in zwei Exemplaren unterzeichnet und untersie- 
gelt, und das eine dieser Exemplare* Königlich Preußisdierseits». 
mit dem Vorbehalte, beglaubigte Abschriften davon den übrigen 
Mitgliedern des Zollvereins zuzustellen, das andere aber König- 
lich-Großherzoglich Luxem<burgi8cherseits in Empfang genom- 
men. Zur Vermeidung des Zeitaufwandes, welchen die wörtliche- 
Einrückung des Vertrages und der Separat-Artikel in die Rati- 
fikation-rrkunden erfordern würde, ist schließlich verabredet 
worden, daß es einer jeden der beteiligten Regierungen anheim- 
gestelh bleibe, eine solche Form der Ratifikation zu wählen, 
wodurch der (legenstand der letzteren, ohne vollständi^^^p Auf- 
nahme der Vertrags-Artikel, hinlänglich genau bezeichnet wird. 

Geschehen wie oben. 



Uuterz.: Frederio-Georges-Prosper de JUocIuiusen und 
Hermann Friedrick Reichsgri^ von Wylich und LoUum., 



11. 



12. 
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XI K Die Ausführung des Anschlußvertrags 

an den Zollverein. 

Mit Hücksicht darauf, daß die Zollgemeinschat t LuxomburgS' 
' mit den ülirigen Vereiiisstaaten schon am 1. April beginnen 
sollte, waren in den Vertrag vom 8. Februar Bestimmungen auf- 
genommen worden über die unverzüglich von luxemburgischer 
Seite unter Mitwirkung Preußens zu ergreifenden Maßnahmen, 
um \)\ der kaum z\veim(jnatlichen Zwischenzeit die Reorganisa- 
tion (ie.s luxenibur<;i.srlien ZoüdienÄ>tes im Einklang mit den 
Grundsätzen des Zollvereins durchzufühlen und um, da von der 
Erhebung der Nachsteuer Abstand genommen war, die finan- 
ziellen Interessen des Zollvereins während cUeser tJbergangszeit 
zu wahren. Die diesbezüglichen (Jhergangsbestimmungen waren 
im Scblußprutoküll iSr. 11 und im Separatartikel 14 enthalten. 

Nach Nr. I I des Schlußprotukuils sollten Luxembujg und 
Preußen noch an dem Tag der Unterzeichnung de.s Vertrags ihre 
beiderseitigen Vollzugskommissarien ernennen, und* es sollte mit 
der Organisation der gemeinschaftlichen Zollverwaltung in Lu- 
xemburg sofort begonnen werden. Als Vollzugskommissarien 
wurde preußischerseits der Provinzialsteuerdirektor in Köln 
Geh. Oberfinanzrat Helnientag und luxemburgiseherseits der 
Obersteuerrat Tock ernannt. 

Der Provinzialsteuerdirektor Helmentag, der nach der Ra- 
tifikationsverweigerung wieder nach Köln zurückgekehrt war, 
hatte auf Grund der in London eingetretenen Vereinbarung, daß 
die Anzahl und die Dauer der Dienstzeit der in Luxemburg an- 
zustellenden preußischen Zollbeamten möglichste Beschränkung 
erfahren sollte (Art. 22 des offenen Vertrags), unmittelbar vom 
König von Preußen die Anweisung bekfimnien. sich nach dem 
Haag zu begeben, um bei tien letzten Vereinbarungen vor der 
Unterzeichnung des Vertrags zugegen zu sein. Nachdem dort 
auf (irund dei- \'oi-scliIäge Hehiientags eine Einigung über die 
verminderte Zahl der nach Luxemburg zu entsm i It^nden |)i-eus- 
siseben Zollbeamten erzielt worden war. war Heimen tag sofort 
nach J^uxemijuig gereist, um gemeinsam mit dem luxembur- 
gischen Komimissar Tock die OjKamsation der' Zullverwaltung 
in die Hand zu nehmen. Schon am 7. Tag nach der Unterzeich- 
nung des Vertrags, d. h. am 15. Februar begannen die Arbeiten 
der beiden Kommissarien, während der Separatartikel 14 (Zif- 
fer 1) eine 14tägige Frist für den Beginn der Organisation der- 
Zollverwaltang vorgesehen hatte. 

Da eine Nachversteuerung der in Luxemburg im Augenblick 
des Anschlusses befindlichen zollpflichtigen Waren nicht statt- 
finden sollte, .so mußten entsprechende Maßnahmen getroffen 
werden, um zu verhindern, daß der Handel große Mengen im 
Zollverein hochbesteuerter Waren nach Luxemburg in der Zeit 
bis zum 1. April einschmuggle. Dazu gehörte vor allem die 
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-Sofort nach iler I nlciztMrliFxini? dos Vortrags noch am 8. Februar 
durch lien Köiiig-Liioßheizüg ei'ioUte AuthcbuoK cles in Luxem- 
burg vor kurzpin eingeführten Zolitarii.s vom '^\. Oktober 1841 
und die Wiedel inkraftsetzuay deü dem Zolivei eiostai if in allen 
wesentliolieii Punkten entsprechenden luxemburi^Mschen Tarifs 
vom 20. Juli 1840. Außerdem wurde ebenlailis zur V'ermeidung 
der Nachsteuer ein erhöhter Einfuhrzoll auf den auü Frankreich 
und Belgien importierten Tabak in unbearbeiteten Blattern und 
in Stengeln verfügt 0. 

Diese sofortige Absperrung des Verkehrs Luxemburgs mit 
Frankreich und mit Belgien setzte eine entsprechende Erleicb- 
vterung des Verkehrs mit Preußen während der Zeit bis zum Ein- 
tritt der Zollgemeinschait voraus. Deshalb war in Sep.-Art. 14 
unter Ziffer 4 vereinbart worden, daß, sobald die \ oUzugskom- 
missarien in Tätigkeit getreten seien, der gegenseitige zollfreie 
Verkehr zwischen Luxemburg und Preußen mit gewissen land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen wieder stattfinden sollto. wie er 
nach dem Vertrag vom 8. August 1841 bis zum September be- 
standen hatte, als er infoige der Verweigerung der Ratifikation 
aufgehoben wurdo 

Üieso Erleiciiieruugen wurden durch eine sotort in Kraft 
getretene Verfügung des Gouverneurs vom 15. Ftbiuar 1842") 
geschaffen, die die freie Ein- und Ausfuhr foigendtu (Jogenstände 
an der luxeudjurgisch-preußisdien Landesgrenze anordnete: 

1. Flachs. Werg, Hanf und Hede, 

2. Wolle, 

3. Häute, Felle und Haare, 

4. Vieh, 

5. Holz, 

6. Steinkohlen, 

7. Getreide, Früchte, Sämereien und Beeren, 

8. Hopfen, 

9. Kaik. Gips und Steine. 
Vorgeseihen waren ferner: 

1. Eine Verstärkung der Grenzbewachung gegen Frankreich 
und Belgien durdh Zuweisung von Zollpersonal aus der luxem- 
burgischen Grenze yegen Preußen (Sep.-Art. 14 Ziffer 2a). 

2. Die sofortige Ernennung der von der preußischen Regie- 
rung präsentierten Obergrenzkon trolle ure (Sep.-Art. 14 Ziff. 2b). 

3. Eine versöhärfte Kontrolle der durch die an das Ausland 
grenzenden Zollvereinsstaaten gegen Entrichtung des bloßen 
DurchgangszoUes nach Luxemburg geführten Waren (Sep.-Art. 
14 Ziffer 2r). 

Ins^ipsamt waren in iaixemburg U) Obcr^irenzkontrollenr- 
:Stellen vorge^sehen, deren erstmalige Besetzung gemäß Sep.-Art. 

1) Beschluß vom 19. Fftbr. 1842 (Verordn.- ti. Yerw.-Blatt des GroBh. 

"Xuxernbur^r. Seite 89). 

') Verord.- u. Verw.-Blatt. Seite 76. 
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V l Li 2[) aujinahiiislos ans preußi^ciieü Beamten hätte erfolgen 
sollt'ii. im \'erfolg der \ erlmiidiiini^oii im Haag, die vor der 
U uterzeichnuii.ir di\s Vortj-ags .stattfanden, und ffemäl.^ tleui in 
Art. 22 autgeuuriinjiMi "fi \ erspi ccheii des Königs von Prpußen, 
die Zahl der preuiii.-^chen BeaiiUeii mÖKlidist zu beschfankeu, 
verlaiiji^le Preußen stall iü, hioli () Obergrenzkoutruileur.stellen 
zur erstniaii^^en Besetzung»' mit preußischen Beamten. Die uijiigeu 
vier Steilen wurden Luxemburgern anvertraut. Zugleich wur- 
den die preußischen und luxemburgischen Beamten an der 
Grenze so verteilt, daß jeder luxemburgische Obergreozkontrol- 
leur zwisclien zwei preußischen Kollegen stationiert wurde, und 
zwar kamen die sechs nach Luxemburg beorderten preußischen 
Kontrolleure nach Mondorf, Frisingen, Niederkersdien, Stein- 
fort, Donkols und BeßÜngen, die vier luxemburgischen nach 
Esch, Bedingen, Perl und Trotten. 

Während Preußen früher für die erste Organisation des 
luxemburgischen Zolklienstes den Anspruch erhoben hatte, zwei 
ZoUiiispektoren nach Luxemburg zu entsenden, begnügte es sich 
jetzt mit einem einzigen. Hierbei blieb es dem Ermessen der 
luxemburgischen Regierung vorbehalten, ob sie den Zollinspek- 
tor nach dem 1. April 1842 noch weiter im Dienst behalten wollte. 
Dieser ZolIii\spektor Sauvigny und der liixcMnljurgi.^^cho Zoll- 
inspoktoi l'^'rfdherr von Wydenbruck ') wurden gemeinscb 'ftlich 
mit dei Leitunir des Dienstes an der französischen und beigischen 
Grenze beti;nit. 

Au(3('r den l)eiilL'n ZollinsiH-ktorm und den 10 Obergrenz- 
kontroUeu ii'u umfaOto der Disinkatimisplan {le.< (li-enzpersonals. 
wie er von Hehnentag und Tock auögeai'beitet war. noch il be- 
rittene Grenzau fseber und 34(5 Grenzaufseher zu Fuß, die auf 
67 Stationen verteilt waren. 

Von den 11 berittenen Gj ciizautsehern hatte Preußen ur- 
sprünglich 10 präsentieren wollen, die den Obergrenzkontrolleu- 
ren beigegeben werden .sollten l8ep.-Art. 14 Ziffer 2b), schränkte 
aber seinen Anspruch nachträglich auf 8 ein. die teils den preus- 
sischen, teils den luxemburgischen Obergrenzkontrolleuren zu- 
gewiesen wurden. Die aus Preußen nach Luxemburg entsandten 
berittenen Grenzaufseher sollten naoh Vollendung der Zollorga- 
nisation zurückgezogen werden, sofern nicht die, luxemburgische 
Regierung in Übereinstimmung mit der Zolkiirektion in Luxem- 
burg einen längeren Aufenthalt dieser Beamten für erforderlich 
hielt. 

Die aus Preußen nach Luxemburg dauernd kommittierten 
ZollbeamteTi wurden durch Großberzogliche Beschlüsse vom 22. 
und 28 März ernannt. 

Die Wahl als Zoüdirektor fiel auf den Regierungsrat Schob. 

') Frhr. von Wydenbruck stand als Linien-, d. h. als Zollinspektor in 
Inxemburgiscben Diensten (Vgl. Verw.- ii, Verordn.-Blatt -des GroOh. Luxem- 
IravK 184L Seite 588. 
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Schnb war Jurist und, von der .Justiz zur Verwaltung über- 
getii'ien. zunäcJist Ober/olliu.spcktrir in Warnow gewesen. 1834 
wurde er Aml;igeliüife des ( ieneraliuspekii irs in Erfurt in Diens- 
ten der zum Thüringischen Zull- und llandelsverein <?ehörondcii 
Regierungen, und 1836 kam or als Regierungsrat in die Öteuer- 
abteilung der Regierung in Potsdam 

Als Kontrolleur beim HauptzoUamt wurde der l)isherige 
Kojitrolleur beim Hauptzollamt in iNeuwied von (Jotzhausea 
ernannt <). 

Es scheint aber, daß die nach Luxemburg versetzten preus- 
tfischen Beamten sieh dort nicht recht wohl fühlten, denn in den 
drei ersten Monaten nach dem ZoUansdhluß hatten »ich nicht 
weniger als 4 von den Ohergrenzkontrolleuren sowie der Kon- 
trolleur beim Hauptzollamt wieder nadi PreuiSen versetzen 
lassen. 

Auf Wunsch Bayerns wurde die Ausübung der Vereins- 
kontroUe bei der ZoHdirektibn in Luxemburg und bei den dieser 
untergeordneten Zollstellen dem bayrischen Vereinsbe vollmäch- 
tigten in Köln übertragen. 

Ferner wurde der Regierungsrat Ulveling zum Rat bei der 
Zoildirektion ernannt'*) und zwar im Widerspruch mit dw Be- 
stimmung des Sep.-Art. 9 I 16, ohne vorausgegangene Mitteilung 
an das preußische Finanzministerium, um diesem Gelegenheit 
zu gel)en, vor dej- Ernennung etwaige Einwendungen zu erheben. 
Daraufhin veranlaßte Schob das preußische Finanzministerium,. 
Einspruch gegen diese Ernennung zu erheben, weil Ulveling das 
Amt eines Zollrntes bei der Zoildirektion mit dem eines Regie- 
rungsrates, dem das Zolldepartement übertragen war, kumu- 
lirt tc um! dadurch, naili Ansicht des Schob, der Zolldirektor in 
ein schwieriges DienstverliäUnis zur luxemburgischen Regierung" 
kam. Der preußische Ministe?- des ÄiiB(M'n lehnte es aber ab,, 
diese l^eschwenie bei der luxemburgichen Regierung vorzu- 
bringen. 

Dei* Zolltlij ektor Schob scheint übei iiaupt schon gleich bei 
seinem Amtsantritt schlecht beraten worden zu sein und die 
gefährliche Klippe der Einmischung in die hixeniburgische Po- 
litik nicht erkannt zu haben. So opponierte er gegen die Ernen- 
nung des luxemburgischen Distriktskommissars zu Greven- 
macher, J. P. Andre, als Oberinspektor beim Hauptzollamt in 
Luxemburg^) mit dem Hinweis auf dessen politische Gesinnung^ 
die ihn als Anliänger der französisch-belgischen Partei stempelte, 

') EjiK'iiiiHnfr durch Kgk-Großli. ße^^hluli vom '26. März 1842. (Yerord.- 
u. Verw.-Blatt, Soito 861.) 

-) Ernonniing durch Kgl.-Großh. BescMnß vom 22. Marx 18^42 (VerordiL- 
o. Verw.-Blatt, Seite 310.) 

EriHMimintr rlnieh Kgl.-üroßli. ßeschJuß vom 22. März (Verordn.- u. 
Vcrw.-BlaU, Seite 307.) 

*) Vgl. dessen 'Ernennimg «m 14. Nov. 1842 im Verordn.- u. Verw.-Blatt 
des Großh. Luxemburg 1842, Seite 631. 
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und versuchte, allerdings ohne Erfolg, an seine Stelle eine Krea- 
tur Hassenp flugs, einen Hessen von Creburt, dessen politische Ge- 
^iniiunj^ er rühmte, zu bringen. 

Außer deui Hauptzollamt in Lüxembuig wurden 3 Neben- 
zoilämter 1. Klasse in 1^'risiugen, Steinfort und Doncols, ferner 
8 Nebenzollämter 2. Klasse in Düdelingen, Esch a. d. Alzette, 
Petingen, Kreuzerbusch Überpalleu, Perl, Trotten und Weis- 
wauipach errichtet. 

Zu den Aufgaben der beiden Vulizu^skuaimissarien gehörte 
endlich auch die Bildung des ürenzbezirks im Großherzogtum 
(Art. 17 des offenen Vertrags), d. h. jenes nach der deutschen 
-Zollgesetzgebung innerhalb der Zollgrenze gelegenen Raumes, 
der von dem übrigen Zollgebiet durch die sogenannte Binnenlinie 
getrennt ist, innerhalb dessen der Warenverkehr im Interesse 
der Zollsicherheit Kontrollen und Beschränkungen unterworfen 
wird, insbesondere dadurch, daß für den Verkehr mit gewissen 
Waren Legitima^onsscheine, die zum Transport auf bestimmten 
Wegen und in einer gewissen Frist verpflichten, erfordert 
werden. 

Die bisherige Zollbinnenlinie, die auf einer luxemburgischen 
Verordnung vom 8. Oktober 1839 0 beruhte, schuf einen zirka 
^ Kim. breiten Gürtel, der längs der belgischen Grenze in nord- 
südlicher Richtunj? durch die Ortschaften Steinbach, Asselborn, 
Deiffelt. Weicherdingen, Erpeldingen, Wiltz, Buderscheiü. Kaun- 
dorf. Lulzhausen, . Neunhatr^en. Wahl, Buschrodt. Everliiigen, 
Bptthorn. Smü. Greisch. Rodt. Nospelf. Manier urid Dippach 
begi'cnzt wui-de. Die Stadt Luxendjui-^ lag also in einer Entfer- 
nung vuji etwa 10 Klni. auljcrbalb dieser Binnenlinie. 

Nach dem (iroßherzoglichen Beschluß vom 19. März 1842 
(\ crorduunKs- und Verwaltungsblatt. S. 253) schloß sich die den 
luxemburgischen (irenzbczii'k absteckende neue Binnenlinie an 
beiden Entlen den für die preußischen Hauptamtsbezirke Trier 
und Malmedy gezogenen Binnenlinien an und zwar war die 
Führung dieser X^inie, die in einem Abstand von 10 bis 20 KUn. 
von der französischen und belgischen Grenze erfolgte« eine der- 
artige, daß der Grenzbezirk nunmehr nicht weniger als 90345 
Seelen, d. h. mehr als die Hälfte der Bevölkerung und des Ter- 
ritoriums des Landes umfaßte. . 

Die Führung der neuen Binnenlini^ in nord-südlieher Kich- 
tung berührte die Ortschaften: 

tt) längs der belgischen Grenze, 
ausgehenii vom preußischen Dorf Dahnen, Roder, Marburg. Mar- 
nach, Münshausen, Lellingen, Kautenbach. Xocher. Gösdorf, 
Heiderscheid. Merscheid, Dellen. Grosbous. Schandel, Useldingen, 
Buschdorf. Brouoh, Tüntingen, Bour und Dondeliugen; dann 
anschließend 

') Bekanntmachung vom 17. Man 1842. 

-) Wurde durch Verfügung vom 8. August 1842 nach Eischen ▼erlegt. 
») Verw.- u. Verordn.-B1ati 1839, Seite 191. 
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b) länus «ler franzusiichen üieuze 
^opstal, Ddiiiuiel dingen, Neudorf, Sandweiler, Ötringen and 
JStadÜjrediinus. 

Nach dem niederländischen Zollgesetz vom 26. August 1822 
waiL'ii i)etestigte ^Utdte, also dit" Sta<lt Luxemburg nebst Vor- 
städten iiicht in den Grenzbezirk eiiizubeziehen und daher von 
den lästigen Lager- und Transportkontrollen befreit. Dieser 
Zustand wurde durch die neue Binnenlinie auch jetzt für die 
Stadt Luxemburg sowie für die Vorstädte Pfaffental, Grund und 
Unterpetrus, die von den Festungswerken gänzlich eingeschlos- 
sen und deren Verkehr daher leicht zu überwachen war, beibe- 
halten, wogegen die Vororte Eich, Clausen und Hollerich in den 
Grenzbezirk fielen. 

Eine Einschränkung des Grenzbezirks, durch die ini^ieson- 
dere die ganze Stadt Luxembuirg aus diesem ausschied, brachte 
das Jahr 1848 >). 

•In Gemäßheit der Abmachung in Art. 2 des offenen Ver- 
trags vom 8. Februar wurde in Luxemburg durch Kgl.-Großh^ 
Beschlüs^se vom 24. Februar -) und 5. März 1842 '0 folgende Ge- 
setze und Ordnungen des Zollvereins mit Gültigkeit vom 1. April 
1842 ab veröftentlicht: 

1. Der Zolltarif^). 

2. Da.s Zollgesetz 

3. Die Zollordnung''), ergänzt dui?ch das Begleitschein-Re- 
gulativ^) und die Bekanntmachung über die Handhabung der 
Warenkonti olle außer dem Grenzbezirk vom 26. März 1842^). 

4. Das Gesetz über den Waffengebrauch der Grenzaufsichts- 
beamten 

r>. Das Zollstrafgesetz 

Ferner wurde das Zollkartell von 1833 zwischen den ur- 
sprünglichen Mitgliedern des Zollvereins über die Verhinderung: 
und Unterdrückung des Schleichhandels veröffentlicht '0. 

Nach dem Zollstrafgesetz sollte die Vollziehung der Verwal- 
tunp'ss'trafre.'^oliite j^emäß den Vorschriften für Exekutionen im 
Verwaltungsweg geschehen. Da solche Vorschriften bisher in 
Luxemburg nicht bestanden, wurde die Lücke durch Kgl.-Großh- 
Beschluß vom 27, August 1843 ausgefüllt ^0. 

*) Verordji.* u. Verw.-Blatt 1848, Seite 55. 

^) Verordn.- u. V«rw.-Blatt des Großh. Luxemburg 1842, Seite f)3. 



')i.>r» > » » 173. 

» » » 

•),»,» > » » 127. 

» > » 135. 

'),».! » » » 197. 

6) , » , » > » » 301. 

» » » 169. 

M) . , » > » » > 175. 

11) » > > » » > 278. 
") VerordD.- u. Verw.-Blatt 1843, Seite 641. 
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Durch Kuntl.sclu ei ben vom 31. März 1843 wurden die Staat^- 
und Kommunalbeamten, besonders die Forst- und Polizeibeam- 
ten, zur Bekämpfung des SchleichJiandels und zur Unterstützung 
der Zollboariiten verpflichtet, iianieiitlich durch Verllinderung 
uiul Anzeige iler Überti-etung der Zolivorsciii'ilteD, die zu ihrer 
Kenntnis gelangten V). 

Eine weitere Keihe von geöetzgeberi:?Llien und administra- 
tiven Verfügungen in Luxemburg l)ez\\ eckte die Hersteilung der 
in Art. 9 des offenen Vertrages vereinbarten Ubereinstimmung, 
der lu.xeniburgischen Akzisen mit den preußischen Verbrauchs- 
abgaben. 

Ah vorläufige Maßnahmen wurde durch Oesetz vom 16. Ok- 
tober 1842 unter Beibehaltung der bestehenden 'Biersteuergeaetz- 
gebung, deren Satze auf die in Preußen geltenden Sätze an- 
nähernd herabgesetzt^). Die definitive Regelung dieser Steuer 
erfolgte erst 1854. 

Auch bezüglich der Weinsteuer kam« um der in Art.- 4 des« 
offenen Vertra»gs übernommenen Verpflichtung zu entsprechen,, 
nachdem .schun im September ^) die Weinbauern zur vorläufigen 
Deklaration des Ertrages der Weinernte verpflichtet worden 
waren, am 16. Dezembei- 1842*) ein luxemburgisches Wein- 
steuergesetz zu Stande, das der preußischen Besteuerung ent- 
sprach. 

Deigleiclieii für die Hranntweiiisteuer durch das luxembur- 
gische (Jesetz vom 16. Oktober 1842^), ergänzt durch eine Be- 
kanntiuaeiiiniK \im\ '21. Oktober 1*542"), wodurch die Steuer auf 
Branntwein aus iiu^iligen Stoffen herabgesetzt und die Be- 
steuerung des Branntweins aus Obst und Trestern eingeführt 
wurde. 

lu (jemäßlieit der Verabredung in Art. 8 des offenen Ver- 
trags, wonach «zwischen Preußen und dem Großherzogtum- 
gegenseitig von sämtlichen inneren Erzeugnissen hei dem Uber- 
gang in das andere O^iet weder eine Rückvergütung der (Ver- 
brauchs-) Steuern geleistet, noch eine Übergangsabgabe erhoben, 
werden, dagegen den übrigen Staaten des Zollvereins gegenüber* 
das Großherzogtum hinsichtlich der zu gewährenden Rückver- 
gütungen und der zu erhebenden Überg?angsabgaben in dasselbe' 
Verhältnis wie Preußen rücksichtlich der preußischen Rhein- 
provinz treten» sollte, schloß- sich Luxemburg durch Bekannt- 
• . machung des Gouverneurs vom 29. April 1842') den bestehenden,, 
bereits oben in Kapitel VI unter ITT erwähnten Abmachungen 
zwischen den Zollvereinsstaaten über die inneren Verbrauchs- 



') Verordii.- u. Verw.-Blatt 1843, Seite 279. 

V«roTd>n.- u. Verw.^Iatt 1842, S. 555. 
») Beschluß vom 3. Sept. 1842 (Verordn - u. Verw.-Blatt S. 497). 
*) Verordn.- u. Verw.-Blatt 1842, Seite 687. 
^ Verordn.- u. Verw.-Blatt 1842, Seite 557. 
*) Verordn.« u. Verw.-Blatt 1842» Seite 581. 
^) Verordn.- u. Verw.-Blatt 1842» Seite 349. 
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steuern an. Deuigeinäli war J.uxcniburir bereL-litigt, Ubergangs- 
abgaben zu erheben von ilem aus andercu V'ereinsläudern als 
Preußen und den ihm aage^chloüöeueii Staaten eingeführten 
Wein- und Traulbenmosl, Bier, Branntwein und Tabak. 

In Ausführung der Abmachungen in Art. 5 und 7 des 
offenen Vertrags über das Verbot der £infuhr aualandiacfaer 
Spielkarten und der Stempeipflicht ausländisoher Kalender in 
Preußen, wurde durch luxemburgische Bekanntmachung vom 
18. Marz 18420 die Ausfuhr Jiuxemburger Spielkarten nach den- 
jenigen \'oi einsstaaten» die diese Einfuhr gestatteten und ebenso 
die Ausfulir luxemburgischer Kalender nach den Vereinsstaaten 
besonderen Kontrolhnaßnahmen unterworfen. 

Gemäß Art. 12. des offenen Vertrags wurde durch Kgl.- 
Großhl. Beijctiiuß vom 14. März 184:2-) mit Gültigkeit vom 1. 
April an ein neuer, dem zwischen den Zfjjlvpreinsstaaten verein- 
barten Tarif für die Mosel- und die Kheinschilfahrt entsprechen- 
der Schiffahrtstarif für die Mosel eingeführt. 

Wie im Art. 11 des offenen Vertrages he/üjilich der Neu- 
oi'dnung des luxenihurgischen (ieldwesens \ orKe.-^r^lieji war, 
wurde zwar die Dresidener Miiiizkonventiun vuni ,) uli 1838 
im \'ei()i-(l Illings- und Verwaltungsblatt (S. 321) veröffentlicht» 
die in diesem Artikel aber weiter gesehene Entscheidung 
über die Wahl der Taler- odei- der süddeutschen Guldenwährung 
als Landesmünzfuß hlieb auä. 

Mit dem Beitritt zur Dresdener Münzkonvention hatte Lu- 
xemburg folgende Verpflichtungen übernommen: 

L Einen der beiden in der Münzkonvention vorgesehenen 
Münzfüße anzunehmen und infolgedessen in seinem Münzredbt 
sowohl den Boden der 'Franken-, als audh den der holländischen 
Guldenwährung ganz zu verlassen. 

2. Die Vereinstaler als unbeschränktes gesetzliches Zah- 
lungsmittel anzuerkennen (Art. 7 der Münzkonvention). 

Ihn diesen Verpflichtungen nachzukommen, erließ (Luxem- 
burg am 16. März 1842 folgenden Beschluß^): 

^. . . In Ausführung der mit den Zollverein&staaten am 8. 
Februar letzthin abgeschlossenen Verträge haben Wir geruht, 
folgerules zu beschließen: 

Art. 1. Vom 1. April d. J. an wird der Wert. \vx)rin der 
Franken in allen öffentlichen Kassen des GroßherzoRlums. sofern 
es sich um Zahlungen in Zollau^^elogenheiten handelt, angenom- 
men und ausgegeben werden soll» auf 8 Silbergroschen preus- 
sischer Münze festgesetzt. 

Art. '2. Das Wertvprhältnis der niederländischen Münzen 
zum Franken hleil)t bestehen. >^ 

Dieser «in Ausführung der mit dem Zollverein abgeschlos- 

*) Verordn.- u. Verw.-Blatt 1842, S. 267. 

*) Vt^ordn.- n. Vorw.-Blatt 1842. S. 260. 
Veiordn.- u. Verw.-BlaU 1842, S. 283. 
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.äein'ii Vt'itrii^^o L'ila6.st'iu' Beschluß wai- nichts weniger als eine 
Erfülhiiiu dt'L- Vidi Luxeiiihii i'j üi)erii(»riimHneu uiiiiizrechthciiea 
Verpfliciit linken: ja er widersprach ihnen sogar cmsdrücklich, da 
dieser Bcschhili. anstatt den 14 TalerfuB als Landi'Miiünzfnß an- 
zuneluiKMi und minde^sten.s die Vereinstuler zum gesetzlichen 
Zahliiugsjuittel zu erklären, sojfar die EiUrichtung der in Talern 
und in .süddeutschen Gulden festgesetzten Zölle des Zollvereins 
nicht nur in Talern, sondern auch in Franken gestattete: der 
Beschluß verschaffte also sogar einer fremden Münze gesetz- 
.Üchen Eingang in die Zollvereinskassen. 

Dieser eigentümliche Bes»ehluß zeigt deutlich die Absicht der 
Juxemburgischen Regierung, dem Zollverein so wenig wie mög* 
lieh von der Selhständigkeit im Münzwesen zu opfern« was bei 
-der Unsicherheit, die insd[)e8on<lre infolge der unvorsichtigen 
Währungspolitik einiger süddeutschen Staaten in den damaligen 
Münzverfassungen Deutschlands herrschte« einigermaßen begreif- 
Jich war. Dazu war die Bevölkerung Luxemburgs einer Änderung 
des bestehenden Gehisystenis und dem Übergang zu der noch 
nicht recht akkreditierten Taler Währung durchaus abgeneigt; die 
allgemeine Tendenz ging viehnehr, mit Rücksicht auf die regen 
Handelsbeziehungen Luxenihur-gs zu Frankreich uiul Belgien, 
auf eine Heforni der Luxemburger Münzverfassiing im Sinne 
^er Krhebung dci Franken Währung zur alleinigen ge^el/.liclien 
Währung U!ul des Anschlusses an das französische Minizsysleni. 

Der BescIiluB von 1842 ist noch insofern bedeutsam, aU hier 
ium ersten Male die gesetzliche VVertrelation , 

1 Fr. = 8 Silbergr. der Talerwähruug 
■ oder 1 Taler = 30 Silbergr. = 3^4 Fr. 
-erscheint. Diese gesetzliche Wertrelation zwischen Taler und 
Franken war wohl mit Rücksicht darauf gcwälilL worden, daß 
der Grenzverkehr sich ihrer schon seit längerer , Zeit bediente. 
Diese gesetzliche Paritat zwischen Taler und Franken entsprach 
jedoch der Münzparität (1 Taler = 3,712 Fr.) nicht 

ijs ließen sich hier n^ch viele Maßnahmen der luxembur- 
gischen Regierung anführen zum Beweise, daß es ihr mit der « 
^genauen Erfüllung der das Geldsystem betreffenden Abmachung 
des Zollvereinsvertrags nicht ernst war. So enthielten mehrere 
1842 durch den Anschluß an den Zollverein veranlaßte luxem- 

^) Da Frankreich zu die.-?eni Zeitpunkt (1H42) und bis zum Jahn* 1850 
in Wirklichkeit keine Doppel-, sondern nur eine Silberwährung besaß — das 
<jrotd erzielte ein bedeutendes Acio. das 1847 bis auf 20°/oo stieg — kommt 
imr die "Nfünziparität zwif»chen -dem Taler und i]hui Silhcrfrankcii in Betracht. 

Nach Art. 1 und 2 der Dresdner MiinzkonventiKn wnrdfii auis der Mark 
Feiusilber im Gewicht von 233,855 g 14 Taler und in Frankreich aus dem 
Kilo FeinsiRier 222^232 Fr. geprägt. Daraus ergab sich dl« Münzparität 

X Fr. = 1 Taler. 
14 Taler = 233.855 g. 
1000 g = 222.222 Fr. 

3.712 Fr. ^ 1 Taler. 
• *^ 16 
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burgiVclh' (it'x'tze und BeM.'hlii68c' üIxm- die inländischen Ver- 
brauchsabualx'n auf W'oin, Bier und Alkoiiol die Steueiauiäätüe- 
in holiäiid isclu'ii ( luldi'ii. 

Diese Münz|M)litik l^uxeinbiir.us mai? iiiflit ohnv Wider-Sprucli 
seitens Preußens ^^eblieben sein, und es dürften wohl dessen Be- 
schwerden die ^roßherzoj2:l]che Reglern ny^ zu folgenden zwei 
Bekanntmachungen veranlaßt haben, 

1. Bekannt nmchuug vom ö. Mai J843. 

«Es wird dem Publikum zur Öffentlichen Kenntnis -gebracht, 
daß S. M. der König-Großherzog entschieden haben 0, daß der 
preußische Taler und seine Unterabteilungen in allen ÖffeQtliclien 
Kassen des (J roßherzogt ums zu 8 Silberjjjroschen der Franken 
und der Taler zu 8 Franken,. 75 Centimes angenommen und 
gegeben werden solL» 1 ' 

2. Bekdunimüchtoiii votii 20. Januar 1844. 

«Unter tieni Datiiiii \(tni li. d. M. hahiMi 8. M. der Kuni^- 
GrnßberzoK zu bestinmien geruht-), dnß die in der t)l)igen Be- 
kanntniachunj^ vom .'>. Mai 181:-) enthaltenen) \'erfüguugen der 
königlich-groühei'ziigiiehen Knlselieidung vom 22. April 1843, 
welche den Wert des Taleis an! Fr. "^,75 feststellt im (irußherzog- 
tum, nicht nui- auf die preußischen Taler und ihre Unterabtei- 
lungen, sondern aucii aui ilie der Vereinsstaaten anwendbar sein 
sollen, welche den 14 Talerfuß an^euümmen haben.» 
• Mit diesen beiden Beschlüssen hatte Luxemburg aber noch 
lange nicht den 14 Tsderfuß als Landesmünzfuß, wie es der Zoll- 
vereinsvertrag vorschrieb, angenommen, ja noch nicht einmal 
die Taler als gesetzliches Zahlungsmittel anerkannt, sondern 
ihnen bloß einen Kassakurs im Verkehr mit den öffentlichen; 
Kassen verliehen. 

Immerhin lag in der Tärifierung des Talers ein bedeutender 
Schritt zum Übergang von der Frajnken- zur Talerwährung, in- 
sofern dem Taler dadurch ein Tor geöffnet wurde, durch welches 
er allmählich, in dem Maße als die deutsch-luxemburgischen 
Handelsbeziehungen inton?iver wurden, in deti Geidverkehr 
Luxemburgs eindriiiLT'n konnte; auch wurde das Vordringen des 
Taler.s gemäß dem 8atze. daß eine zu hoch tarifierte Münze das- 
bessere tield verdrängt^), durch seine zu hohe gesetzliche Be- 
wertung mit 3V4 Fr. wesentlich gefördert, und der Silberfranken • 
entsprechend verdrängt. So entstand bald aus dem ursprüng- 
lichen bloßen Kassakurs ties Talers im Verkehr mit (ieii Staats- 

*) Der Bes<ih!luß .selbst, der vom 22. April datiert war, ist bst Vearotd-- 
nungrs- und Verwalfuiip-^blalt nicht enthalten; letzteres enthcUit nur die obig» 
Bekanntmachung (Seite 345). 

-) Aoieb dieser Beachlufi vom 14. Januar wurde im Veroidnuugis- vatS 
VerwaJtungi^blatt nicht «J^edmckt; an dessen Stelle steht die obige Etekannt- 
machung (Seite 37). 

Dai$ .sogen. Greshamsche Gesetz: Das schlechte Ueld verjagt das gute. 
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kassen eine Art Toleianzkurs für die Taler im gesamten Zah- 
lungsverkehr; sie wurden überall zum Kurse von 3,-70 Fr. gege- 
ben und anjjeiiommen und genassen schließlich zwar keine gesetz- 
liche, wohl aber eine tatsächliche Zahlungefkraft im gesamten . 
Geklverkehr Luxenihin u^'^. 

Mit den geschilderten M ilinahnien waren bis Kndf des Jah- 
res im wesentlichen alle <4esetzlichen Maßregeln getroffen 
worden, die die Anpassung des wirtschaftlicheji J^ebens an deii 
Zollaii>chluß erford(»rte. In den ICinzeilndfen erslreukle sich 
allerdings diest»r Anija^sungsprozeli noch auf die folgenden 
Jahre, ja selbst noch auf ilie fol^ii-nden Jahrzehnte. So wurde 
beispielsweise die ilurch Sep. Art. 9 A 11 des Vertrags von 1842 
» erforderlich gewordene Ordnung der Pensionierung der Beajn- 
ten der luxemburgischen Zollverwaltung in Übereinstimmuiig 
mit den in Preußen hierfür geltenden Grundsätzen nach einer 
ersten Regelung durch das Pensionsreglement vom 29. Novem- 
ber 185d erst volle 20 Jahre später durch luxemburgische Gesetze 
vom 16. Januar und 8. Dezember 1863 verwirklicht. 

Nicht ganz so lange dauerte es, bis die im Art 12 des offenen 
Vertrags und im Schlußprotokoll unter Ziffer 3 vorgesebenen 
sofortigen Verbandlungen über die Mosel-Schiffahrt zu einem 
Ergebnis führten, in der Gestalt einer in Trier am 4. Juni 1845 
abgeschlossenen Vereinbarung über die Vereinigung der luxem- 
burgischen und preußischen Mosel-Stronistrecken zu einem ge- 
meinschaftlichen Moselzollerhebungsgebiet 

f'her die Ausführung des Zollanschlu^?ses hieß es im Jahres- 
bericht des Hegieruugskollegiuins für 1842 (Expose de la situa- . 
tion du (J.-D. de i^Lxemiiourg sous le rapport adminisitratif, in- 
dustriel et commerci^in Seite 28: 

«Le Service a ete i-irumpternent organise et marche reguliere- 
ment. La gene pour les habitaiits de la frontiere etait inevitahle, 
'particulierement dans le principe, avant que les employes et les 
halntants se fu^sent bien penetres de leurs droits et obliga.tions 
respectifs. Cependant les facilites ont ete accordees depuis, dans 
rinteret des relations commerciales sur le territoire reserve.» 

XIII. Rückbnck 
auf die dreijährigen Verhandlungen. 

Der Beobachter, der den Verlauf der dreijährigen Verhand- 
lungen, die zum Beitritt Liixeniburgs zum Zollverein führten, 
überf^haut, wird leicht darin zwei • Perioden unterscheiden 
können. 

Tn der ersten Periode, die vorn Jahre 1839 bis zur Verwei- 
gerung der Ratifikation des am 8. August 1841 von dem nieder- 
ländisch-luxemburgischen und den preußischen Bevollmächtig- 

0 VeiordB.- und Verw.-Blatt 1846» S. 261. 
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ten in Berlin unterzeii-luieteii cistt'M Zollaii^chlwljvi'/trai^,-, durcb '»^'i 
W^illielm 11. reieiil. liamlelte es ^ivh iitii cjue wiil.sclitiitiiclie An- 
gelegenheit, die zwar iles pi>iiti.>dieiL i:^iii>rhlags Glicht entbehrte, 
aber dennoch vuu den Üeteiligten vorwie^iend unter wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten behandelt wurde. Während dii ^ei Zeit 
waren die Frage der Stellung, die Luzeniburg im Zollverein als 
inittelbai^es oder unmittelbarea Mitglied einnehmen sollte, des 
Einflusses, der Preußen auf die luxemburgische Zollverwaltung 
eingeräumt werden isollte, der Einführung der yerbrauehsabga-- 
foen in Luxemburg nach preußischem Vorbilde, .des Schutzes 
einzelner Gewerbe durch besondere zoll- und verkehrspolitische 
J^Lißi lahmen und zuletzt die Frage der Erhaltung der Vorteile 
des belgischen Vergünstigungsgesetzes von 1839 für Luxemburg 
■auch nach dessen Anschluß an den Zollverein die strittigen Ma- 
terien. um die sich die Verhandlungen bewegten. 

Wenn Luxend)urg während dieser ersten VerhandluQgs- 
periode seine wirtschaftlichen Wünsclie und seiju» Wünsche hin- 
isichllich einer seihständigeren Stellung im Zollverein , nicht 
dm'fhsetzen konnte, und wenn es. in di(^ Oc^fpiisive gedrängt, alle 
Mühe hatte, sich Fürderunucii zu erwrhit'ii. ilic von PreuBcii 
üiUguiiöleJi seinii iiartikuiari.stischen Intt-K^sscn ge>tellt wurden, 
vor allem der unhiiligen Ansprüche Preußens, oder uiMiaiiei ge- 
sagt des Königs von Preußen, zu (Jnnsten der rheinischen Gerber, 
so lag das vor allem an der ungla uhlich ur\klugen Art und Weise, 
in der die V erhandlungen von \\ iüieJni I. und seinen Batgebern 
eingeleitet worden waren. Denn indem diese durch Wort und 
Tat keinen Zweifel darüber ließen, daß irgend eine handelspoli- 
tische Verbindung des Großherzogtums mit seinen beiden west- 
lichen Nachbarn Frankreich und Belgien gänzlich ausgeschlossen 
^eien« lieferten sie eigentlich ^schon vor Beginn der Verhandlun- 
gen das kleine und hilflose Land dem mächtigen Zollverein auf 
Gnade und Ungnade aus. Der Zollverein, d. h. Preußen durfte 
seine Forderungen diktieren, und wenn hinterher die Ratgeber 
des König-Oroßherzogs in bewegUcl Klagen ausbrachen über • 
die harten Bedingungen, die dem GroBherzogtum für den An- 
.schhif» von Preußen im Namen des Zollvereins gf^stellt wurden, 
so hält es schwer, an der F^chtheit dieser Lamentationen nicht . 
zu zweifein, einer Einkehr, die violloicht nicht znh'tzt (tnrch die 
■drohenden Proteste {\vv Luxcinhin-^ci' hci voi-.ucniten vv(»r(UMi war. 

Auf der andej'en Seite kann ih-i prcMiljjschen Heuierung 
nicht vrriilx'h wei-den. daf.^ ^ic in id'lirhtniäliiger Wahrung der 
ihr anvci ti aiiten Interessen «"ine snlehe Kon.iunklui- gehörig aus- 
genutzt liat. Sie hat tlen König-Großherzog und seine hollän- 
dischen und deutschen lierater. die ihr das Gi (ißluTzogtum auf 
der Servierplatte anholen, zappeln lassen unil ihnen schließlich 
die .Aufnahme Luxemburgs in den Zollverein als ein den Bundes- 
pflichten von Preußen dargebrachtes schweres wirtschaftliches 
Opfer geradezu konzediert. Die preußischen Staatsmänner hat- 
ten natürlich vom ersten Tage an die politische Tragweite des 
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Anschlussps Luxembursis an deu Zi)llverein klar erkannt — im 
Unterschied von Friedrich Wilhelm IV., der die Befriedii?nng 
der maßlosen - Wünsche der Gei hercibesitzcr von Malniefly und 
Um^elmiif? zur conditio sine qua non für dif Aiitiiabme 
Luxemburgs in den Zollverpin machen wollte und >einea 
Ministem für den Fall einer Al)l('lniun^ «iie Anweisun^ii zum 
Abbruch der Verhandlungen eiteilte — , und deshalb waren 
sie geneii^t. Luxemburg in w ii tschaillicher Hin.sicht ziemlich 
, gut zu bebandeln, so vor allein durch die von ihnen gleich zuge- 
standene finanzielle (ileichstclliing Luxemburgs mit den übrigen 
VereinsstaaU n, dafür aber forderten * sie um so schwerere Ein- 
griffe in die Souveränität des Großherzogtums. Luxen^tirgr 
aber wollte wohl Geldopfer für den Anschluß bringen, politische 
Opfer jedk)ch nicht. So war das Großherzogtum« dessen Finanz-^ 
läge gewiß sehr mißlich war, bereif Preußen für die durch 
den Anschluß überflüssig gewordenen Zollbeamten an der 
preußisch-luxemburgischen Grenze zu entschädigen, um nur 
diese fremden Beamten nicht in die luxemburgische Zollverwal- 
tung nbfrnehmen zu müssen, und ebenso hätte Luxemburg lie* 
ber die Kosten einer Zollbin nenlinie auf sich genommen, als dia 
preußische Branntweinsteuer bei sich eingeführt — wi(^ dpnn 
überhaupt der luxend)MrgiRche W^iderstcind sich vornehmlich 
'gegen die «arficles si blessants pour rann)ui-pi-o|iie de la natio- 
naliU' luxemboui-gefvise^' richtdc. wif sie dei- nissis<'he Gesandte 
im Haag so klar erkannt iiml tiefienil bezeicbnet batte. 

In der zweiten Pf'iiode der Verhandlun^^im, die mit dem 
August 1841 einsi'fzt und narh eiriem llalbjalir ijewegler l'uter- 
handlungen mit ilem Al)S( hliiB des definitiven Vertrags an> 
Februar endigt, wird aus dem Jjiiti itt Luxend)ii!gs in den Zoll- 
verein eine hochpolitische, fast europäische* Frage, die nicht bloli 
Niederland. Luxemburg, Preul3en und die Znlhereinsstaaten 
berührt, sondern auch' Belgien. Österreich, Frankreich, England, 
selbst Rußland in Bewegung bringt. 

Der Leidtragende bei dieser Verschiebung der Frage war 
und ktiißie Luxemburg wei-den. Denn es war klar, daß sobald 
die Gefahr bestand, daß einige europäische Höfe und Kanzleien 
wegen Luxemburg in ernste VeMcklungen- geraten könnten, die 
Beteiligten sehr bald zu der Erkenntnis kommen würden, que le 
jeu n'en valait pas la chandelle. Im Besitze dieser Erkenntnis war 
ilas europäische .Areopag bereit, jede Losung anzunehmen und 
nötigenfalls Luxemburg gegen übei' zu eiv.wingen, wenn sie nur 
die Gewähr bot, den Frieden unter den Mächten zu erhalten, und 
es verstebt >\ch von selbst, daß unter einer solchen Konstellation 
eine Entscheid ong fallen mußte, bei der die Wahrung tler luxera- 
burgiscben Interessen und die neiiicksicbtigung der lux(Mnbnr- 
gisvben Wünsche Jedenfalls nicht die ausschlaggebenden Ge- 
sichtspunkte waren. 

Fine H^nd voll Luxembiiriici-, die nicht einmal über zehn- 
tausend Bajonetten verfügten und sich dennoch erlaubten, eine 
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eigene Mimhuh^? übci liu iSthicksal zu bekiiiHien und zwar aus- 
gerechnet v'ine solche, die deijeniMen Ju.^ maßgebenden Kuusor- 
tiuiii^ dci Ileiliucn Allianz widersprueh. da.s war vviikiicli uner- 
hört. .jedt.'uiail^ aiebi als genuj^. luu dnü dipluinatische Korps 
im Haag in Autregujig zu bringeii aud den russkcheu Uesandtea 
ate dats Sprachrohr des Zarea >}ikoiauii zu verctulu^en, eineu 
diploniatiijcheu «Öchiiu;rz» zu hekundeu über die Haadlui^gs- 
weise eines der Ansteckuag durch den revolutionären Virus 
dringend verdächtigen König-Großherzogs, der ganz offen mit 
seinen rebellischen Untertanen paktierte. 

Da das :da-malige politische System Eurcxpas so aufgebaut war, 
daß die europäischen Mächte einschließlich Englands eine ge- 
meinsame Front gegen Frankreich bilddcn, und da das Groß- 
berzögtum als deutscher Bundesstaat und als Glacis der Bnndes- 
lestung Luxemburg ein wesentliches Glied dieser politischen 
und niilitäristben Front bildete, so verbot sich geradezu aus 
hochpolitischen Gründen von europäischer Tra.^weite ein ZoU- 
anschluß odvv auch nur eine wirtschaftliche Annäherung Luxem- 
burgs an 1 'rank II I. Ii ganz von selbst. Dasselbe europäische in- 
tere>^e verlangte abei- auch, daß sicli Luxemburg des Versuches 
enthalte in ein engeres Zollveriiältnis nrit Belgien einzutreten, 
das. wenn auch in minderejn Grad als Krankreich, sd doch eben- 
falls aiilKM lialb des politischen Systems der kontinentalen Mächte 
der htHligen Allianz stand, und dem die Großmächte 188^) den 
Besitz des Großherzugtunis ausdrücklich abgesprochfii hallen. ^ 

Also hatte sich Luxemburg ohne Widerrede der Einverlei- 
bung in das Zollsystem des einzigen Nachbarn, dei' noch übrig 
blieb, zu fügen, genau so wie es, ohne gefragt worden zu sein, 
1815 von dem Wiener Kongreß einen Völker- und staatsrecht- 
lichen Status oktroyiert bekommen hatte, bei derselben Gelegen- 
heit zu Gunsten Preußens territorial beschnitten wurde und 1839 
trotz aller Proteste mehr als die Hälfte^ des ihm verbliebenen 
Territoriums im Interesse des europäischen Friedens au Belgien 
hatl»' a)»treten müssen. 

Wer trägt oder W( 1 I c rinstände tragen nun die Schuld 
daran, daß die an sich rein wirtschaftliche Zollanschlußfrage 
Luxemburgs diese gefährliche inul für das Großherzogtum «»- 
bedhnft rerhäiKjuis rolle politische Färbung erhielt? 

\\\ erster Stelle die Ifeimlichkeit, mit der im Auftrag Wil- 
helms 1. die \ofi ihm gegen den Willen der B('\ olkoriing einge- 
sf'f/ten inul gegen die Bevölkerung regierenden landeslremden ■ 
fiäu|)ter der luxcndiii igisch(»n HcLnCnnm. Hassenpfhig u. Stifft» • 
ohne ii'g( lul eine (M iiste l'mfrage unter den Körperst'haften und 
den Stäniicn (h's Landes über die Lösung einer so wichtigen 
hand('l>|)oliti>c"lien Frage veiatistaltel zu haben, lediglich ^aus 
polilixhen Motiven heraus die Zollanschluüverhandlungen mit 
Freulkui in der festen Absicht einleiteten, den Anschluß an den 
Zollverein rücksichtslos zu vollziehen und die Luxemburger, be- . 
vor sie es merkten, vor die vollzogene Tatsache zu stellen. 
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Die^L's Vui gellen mußte ia dem Augenblick, in dem da^ 
-Manöver der Öffentlichkeit bekannt wurde, eine Explosion her- 
vorrufen, die dem Lager der an sich nicht sehr zahlreichen 
' >Oesner des Anschlusses an den Zollverein aas realen wirtschaft- 
lichen Gründen den gewaltigen Zuzug all derjenigen sicherte, 
die schon im Jahre 1840 der Meinung waren, daß es ungehörig 
sei, Schicksalsfragen eines Volkes hinter seinem Rücken ent- 
scheiden zu wollen. * 

Dieser Kardinalfehler der luxembur^^ischen Politik Wil- 
helms 1., de^ sieh hatte verleiten lassen, die Luxeinburi^er plan- 
mäßig -von der Führung 'iler Staatsjjeschäfte des Großherzoi^tums 
auszuschließen, hatte zur Folge, daß die mißtrauisch gewordene 
Bevölkerung^ nun ihrerseits den Anschluß an den Zollverein, 
als die Frage schließlich ziun ^^rößten Leidwesen des Königs 
und seiner N'ei'trauten doch zur öiientlichen JMÖrtorun^ .«gestellt 
werden mußte, iiiehl mehr unter dem objektiven Gesichtswinkel 
eine] wii tsi-haltiichen Maßiuihme. sondern als einen BestaiuUeil, 
ja als ileii Grundstein einer Oernianisierungspolitik beUachtete, 
und da sie diese ebenso perhorreszierte wie die Verholländisie- 
riingspolitik, die sie einige Jahre vorher über sich hatte ergehen 
lassen müssen, so war damit das abfällige Urteil der giußen 
Majorität des luxemburgischen Volkes über den Anschluß an 
den 'Zollverein gefällt — womit Wilhelm I. .genau das Gegenteil 
dessen erreicht hatte, was er wollte. 

, So erklärt sich auch sowohl die mehr gefühlsmäßige Zu- 
stimmung, die der Entschluß Wilhelms II., den ersten Vertrag 
nicht zu ratifizieren, im September und Oktober 1841 in Luxem- 
burg fand, als auch die Ruhe, ja Gleichgültigkeit, mit der die 
Luxemburger ein halbes Jahr später die Nachricht aufnahmen, 
daß der Anschluß an den Zollverein unter nur wenig modifizier- 
ten Bedingungen nun doch vollzogen sei. Denn inzwischen hatte 
die Diktatur Hassenpflugs einer wirklich luxemburgischen Re- 
gierung Platz gemacht, und der hartnäckige Widerstand Wil- 
helms II. den von allen maßgebenden europäischen Kabinetten 
und von den Ii »Ihindischen Ministern unterstützten Forderungen 
Preußens gegenüber hatte den Luxemburj^ern den klaren Beweis 
-erbracht, daß die verhängnisvolle L^olitik Wilhelms I. endgültig 
abi>etan sei. und daß sie nuninehi- einen Souverän hätten, der 
ihnen, der gewaltigen und mächtigen Schar der Widersacher 
ungeaehteL Huch in der Not beistehen würde. 

Während der ;;aii/en Zeit, in der die ZüUanschluüirage auf 
der Tagesordnung der Öffentlichkeit stand, wurde die ablehnende 
Stellung der Luxemburger maßgeblich von politischen Motiven 
bestimmt und zwar unabhängig von den für Luxemburg mehr 
öder minder, günstigen wirtschaftlichen Bedingungen, unter 
denen der Anschluß an den Zollverein erfolgen sollte. Diese 
leidenschaftliche Stellungnahme der Luxemburger gegen den 
Anschluß an den Zollverein war für die deutschen Regierungen 
und die deutschen Völker, wie die Haltung der zeitgenossischen 



Digitizcd by Google 



Pressf eikeiHien iälit. oine völlii,^»' I 'berra^liuiiii. Während die- 
prcMl.^i« In« fiej^ieruiig bisher mit einer *luxembuj^ischej» » Re- 
verhandelt hatte, djp den Beitritt zum Zollverein auis- 
lebi)aiU>le l)eKt?hrte, entpuppten «ich auf eiJunul die Luxenibur- * 
ger ntfiziell in der außerordentlichen iuxeiiiJjui^i.>ehen Kümniii- 
siuii iui Haaj; als entschiedene üegner dieser Zollunion. 

Deutschhind und J^ieulien blieb das tiefere Verständnis lür 
diese llaMuiiK der Luxemburger verborgen. xVlan Jiahm dort 
vielmehr au, daß da« Großherzogtum keinen plausiblen Grund 
haben könne, von einem Vertrag zurückzutreten, der ibm wirt- 
schaftlich von großem Vorteil sein würde. Die Ratifikations- 
verweigerung sei nichts als eine bewußte Kränkung Deutsch- 
lands und ein Zeichen deutschfeindlicher Gesinnung. WährencL 
Wilbehn 1. seit 1830 planmäßig versucht habe, Luxemburg zu, 
verdeutschen, entsprechend seiner Zugehörigkeit zum Deutschen. 
Bund, wie auch im eigenen dynastischen Interesse, um das Land 
belgischen Erinnerungen und Aspirationen möglichst zu ent- 
fremden, und 7A\ diesem Zweck Deutsche an die Spitze der Re- 
gierung berief, habe mit dei Thronbesteigung Wilhelms II. ein 
ander(»r Kurs mit der sofortigen Entlassung des bisherigen Zivil- 
gouvci iieui s J Lassenptlug, der bald darauf im November 1841 
diejeiii;;(' de.> als eine Art Chef des Zivilkabinetts tätig gewesenen 
Stifft folgte, eiiigeset/d. An ilie Stelle der moiiarchisclien ued 
deutschen Partei sei nunmehr in Luxemburg eine demokrciusclie 
und l)elgisch-französische Partei ans Kuder gelangt, für die die 
.uiuebiichö Gefährdung der SouveraniLät des GroUherzogtuins 
iiii \ erfolg des Anschlusses an den Zollverein nur der Vurwand 
oti für tdne Loslösung Luxemburgs von Deutschland und dessen 
rpolifischen Anschluß an Belgien oder noch lieber an Frankreich. 

Damit hatten die deutschen Regierungen und die deutsche- 
Öffentlichkeit cUe Plattform eingenommen, die sie während der- | 
nächsten J(thrzehnie, etwa bis zur Errichtung des Jhutsi^ien 
Reictm, nicht fnehr verlassen soUten und von der am sie die*^ 
luxemburgischen Dinge betrachteten und in Konfliktszeiten ihre- 
Stellung gegenüber Luxemburg bestimmten. 

Aus dieser Auffassung der Motive, die der Verweigerung 
der Ratifikation des Vei irages vom 8. August 1841 zu gründe- 
lagen, ergvib sich die l^orderung einer Genugtuung für den 
Deutschland zugefügten Affront, einer Genugtuung, die geradezu 
eine ))olitische Notwendigkeit sei. fn diese Trompete blies vor 
allen» der preußische 'Gesandte im Haag. (Iraf Lottum. der be- 
zeichnenderweise, als der AnsehluBvcMlrag am 8. rebruai 18i2 
untei/eichnet wurde, obgleich heim fi rolilier/og von T.u.xend^urg 
akkj edjtic! t und seit fast Jahien standig mit wiciUigen luxem- 
burgischen Angelegenheilen, von denen der Zollajisehhit^vertrag 
nur einen T(m1 bildete, beschäftigt, noch nie seinen Fuß in 
Luxend)urg gesetzt hatte und in seiner von Sachkenntnis nicht 
getrübtcJi l'jdK'fangeriheit den Einflüsterungen Stiffts ausge- 
liefert, war. Den offiziellen Berichten des preußischen Gesandten- 
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nach Berlin kamen die erregten persönlichen Briefe der oberstem 
Befeklshaber der preußischen Garnison in Luxemburg an ihi-e- 
Freunde und Verwandton in den fierlinor Regier iingskreisen zu 
Hilfe, in denen diese mit militäiischer l'^insoiti?2fkeit nicht müde- 
wurtien. jeden f.uxemburger. dej- in der Öffentliriikeil freiheit- 
liclie Aiisichit'ii \erti'al. die in junkerliehei] Kreisen keinen Kurs- 
hatten, kurzerJianii als Den t>rhtei]Hl zu denunzieren. 

])iese falsche Stelhin^^nahnif fand iln- Echo in ilei' deiilsehen 
Presse, dagegen viel wenincj- im Preuliiseken A!i>9vvÜ!;l igeji Amt, 
dem tÜe Anerkennung nicht versagt werden darf, daß es sieb 
durch die Uetze des preußischen Gesandten im Haag nicht ver- 
leiten ließ, seine objektive Stellungnahme aufzugeben. 

Auch die ostentative Germanisierungspolitik Wilhelms 1. 
hatte nicht wenig dazu heigetragen, die Luxemburger von Anno- 
1840 in den Ruf der Deutsehfeindlichkeit zu bringen, bei denen 
in Wirklichkeit bloß eine Ahneigung gegen die preußischen Re-^ 
gierungsmethoden vorlag, deren Anwendung sie an den Klagen 
der Rheinländer in nächster Nähe betrachten konnten, ganz abge- 
sehen von ihren eigenen Beschwerden über die Rücksichtslosig- 
keit des preußischen Militärs in ihrer Hauptstadt. Die 0er- 
manisiei uimstendenzen. denen WiJhehn I. und seine Berater 
angeblich huldigten und mit denen sie bei den deut.schen Re- 
gierungen, die die Täuschung nicht merkten, Beifall ernteten und 
"Schutz gegen die luxemburgisrh(>n revolutionären Franzosen- 
und Bpigiei'freundo begehrttm. war im Grunde nichts als ein 
DeckniaFilel für innerpolitischp Ziele. 

Zimachst mul3te dieser neue \ Crdeutsrlmiigseifer Wilhelms 
I. bei 'den Kundigen einiges l^rslaunen her\ orrufen. denn noch 
lebte in Luxemburg dieselbe (ieneration, die am eigenen Leibe 
die Mal.iujihmen erfaiireii iuitte, die im Namen desselben Sou- 
veräns die niederlämlische Regierung bis 1880 getroffen hatte, 
um den nationalen (Charakter des Groliherzogtums systematisch 
auszutilgen. In einem Lande, wo Deutsch die einzige Sprache 
war, die jedermann, ob Gebildeter oder Analphabet verstand, 
wo dagegen Französich und Holländisch Fremdsiprachen waren, 
deren erstere nur die Gebildeten kannten^ während die letztere- 
sich nur* eine Handvoll strebsamer Beamten angeeignet hatte, 
hatte sich beispielsweise die niederländische Regierung nicht ge- 
scheut, im Lehrplan des Athenäums, d. h. der einzigen höheren 
Schule des Grol3herzogturas, dem Deutschen die Stellung eines- 
fakultativen Lehrfaches zuzuweisen. Krst seit 1825 wurde 
Deutsch, ebenso wie das gänzlich unbekannte Holländische alS' 
obligatorisches Tx»hrfach mit je zwei Wochenstunden bedacht, 
während das Französische in allen Fächern als Fnterrichts- 
sprache dienen sollte. So entfielen von 0480 jährlichen Unter- 
* richt.*<stunden an dieser .Anstalt ()(K)() auf Pran/ösisch und 480' 
auf Deutsch Der Einführung des Holiändisclien in den oberen: 
Klassen der Volksschulen habe ich bereits Erwähnung getan. 

') Ries, Le peuple lux^mbourgeois« Seite 99., 



V\ ;irum nun iliesur pboiKso aultaili^ir w it- j)|()tzli( )ie Teiideuz- 
wecliseJV fraK'ten die [.uxuiiiijurgpi umi die zViiUvuil, die sie sich 
selbst dui aui .Kt'beii iiiußten. lauu ir l}ie angeblich angesfrehte 
y erdeuhchnuif Luxentburg,s i.st nur Vornund und MUtehzur 
Unierdrückutig der freieren politischen Denkweise und Einrich- 
tungen des hcmdee zu Gunsten der von der ReakHon in den deut- 
schen Staaten geschaffenen politischen Zustände, 

Das war es, was das £rstaaneii des österreichischen Ge- 
sandten im Haas hervorgerufen hatte, und was er dem Fürsten 
Metternich in der unzutreffenden Darstellung berichtete« die 
Luxemburger glaubten, im Besitz einer besseren politischen 
Bildung zu sein als die deutschen Stämme und fühlten sich qji> 
4liesei- politischen Weisheit über diese hoch erhaben. Tatsache 
war, daß Luxemburg schon unter dem holländischen Regime, 
wo eine fiii- die damaligen Zeit Verhältnisse wenigstens in den 
AuKen der Regierungen der Heiligen Allianz unerhörte politische 
Freiheit herrschte, besonders aber in den 9 Jahren seiner Zuge- 
hörigkeit zu Belgien mit seiner epochemachenden, «geradezu als 
revohitif)näf verschrienen konstitutionellen Verfassung, zu einer 
politischen i'rciheit und zu einer Auffassung der Rechte der 
Bürwr geicingt war, die ein System der staatlichen Bevormun- 
dung A la Metternich, wie es Anno dazumal in deutschen Landen 
gaiig und ^?äbe war, nicht mehr zu et tia.L-en vermochte. 

«Ni les Neeriandais. ni les f.ii.xpmbourgeois . . . . schrieb das 
Jonrnn! dp la Vilfc ei dn Cinntd-lJuvitc de Ln.remhourg in seiner 
Nummer vom 19. Februar ISi2, in der es den Zollanschlußver- 
trag vom 8. Februar \ eri)ffentlichte. ti'ouhlieront jamais qu'ils 
sont sortis avec les (lei inaiihs d une soiiche t itiiiniune. bien qne 
Neei-janduis et Lu.xembour^eois aient de\ance ieurs freres gei'- 
niaifis sui- k> tenain de la liberte constitutionelle.> 

Dazurna! deckten sich also die Begriffe Deutschtum und 
Reaktion, und. wie für Wilhehn 1. die Stäriiuii^ des Deutschtums 
in Luxemburg nur das Deckblatt war für die Förderung der sei- 
nem ganzen Wesen zusagenden Autokratie, so hathm auch auf 
Seiten der Luxemburger der Kampf gegen die ihnen von Deutsch- 
land her drohende Reaktion — die z.'B. dazu führte, daß auf 
Grund eines Bundesbeschlusses vom 23. August 1851', der die 
Herrscher aufforderte, die Landesverfassungen im Sinne des 
monarchischen Prinzips und der Bundesverfasisung zu revidie* 
ren, die luxemburgische Verfassnmg gegen den Widers-pruch der 

'Kammer im reaktionären Sinn abj^eändert werden mußte den 
Charakter eines Kampfes gegen das Deutschtum überhaupt und 
einer politischen Hinneigung zu Frankreich imd zu Belgien. 
Hätte Wilhelm 1. die Loslösnng Luxembnrgs vom Deutschen 
Bunde arm-estreht. so hätte er nicht l>e«seres tun können als die 
BernfnuK eines mit diktatorialen Hefn.unisRen an die Spitze der 
luxendjurgi'Jphen He^ieruntj: .uesteliten Mannes wie ITassenpflug, 

•dessen Name ein selbst in Deutschland verpöntes Programm des 
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absolutistischeu iiegiiiies und -der fiekämpfang der Volksfreiheit 
bis aufs Messer bedeutete. 

Kurz: es hatte sich wieder einmal dei- Satz bewahrheitet, 
daß die Völker diejenige auswärtige Politik beireiben, die sich 
aiaUinwt wendig an.s ihren innerpolitischen Zmtänden ergibt 

Iii die zweite Periode der dreijährigen Verhandlungen, die 
zum Kintritt Luxemburgs in den Zollverein führten, fällt auch 
die Teiiiiahiue Bel'^ion.s und Frankreichs an den Verhandlungen. 

Belgien hatte in ehrlicher Kjitrüstung über die Beschlüsse 
dei Londuner K(M)ierenz von 1839 erklärt, das Oroßherzogtuin 
in st'iuei wirtschaftlichen Xot nichl im Stich lassen zu wollen, 
lind iiatie diesem oline ausd l iickliclic ( Icgenleistuagen bedeutende 
Zolicrieichlerungen bewilligt. Diircii diese Tat hatte Belgien die 
Liixciuburger sich zu Dank \ ei|)flichtet und zu der Anuahnie 
Lerechtigt, es werde auch in Zukunit diese Politik der wiitschaft- ' 
liehen Annäherung fortsetzen. Aber*es sollte anders kommen. 

' Zunächst hatte Belgien für den Fall einer Änderung der 
-Zollpolitik Luxemhurgä ihm gegenüber, wie sie durch den 
etwaigen Beitritt zum «Zallve^ein notwendigerweise eintreten 
mußte, mit Recht die Abschaffung der gewährten Zollyerguna- 
tigungen in Aussicht gestellt bezw. für deren Beibehaltung Kom- 
pensationen von Luxemburg verlangt, aber mit Unrecht dies zum 
Anlaß- genommen, vom Zollverein als solchen Gegenleistungen . 
2U fordern, die in keiner Weise mehr mit dem belgiscfh-luxem- 
burgischen Grenzverkehi , d. h. der eigentlichen Veranlassung 
zu den belgischen Zollvergünstigungen von 1839 zusammen- , 
hingen. Durch diese belgischen Ansprüche war natürlich eine 
})edcutende Krsrhwerung der An Schluß Verhandlungen Luxem- 
burgs mit dem Zoüveicin entstandeu. 

Daun ah(M- als nach der Verweigerung dei- llatifikation 
Luxetnhu r.u in seiner N'tt sidi förmlich an Belgien mit tiei- Bitte • 
um Heistclluug einer Znlliiiiion wandte. — da leiuüe Helgieu ab 
und überließ in Wahrung seiner eigenen, in schwieriger Lage l)e- 
findlichen wirtschaftlichen Interessen kaltblütig die fju\end>uj'ger 
ihrem Schicksal, d. h. dem Zollverein. Diese Politik Belgiens, 
die man in Anlehnung an einen berühmt gewordenen ähnlichen 
Fall ai^ eine «Krüger-Depesche^-Folitik bezeichnen darf, war 
für Luxemburg eine ebenso schwere wie gänzlich unerwartete 
Enttäuschung. Von diesem Tage an war das wirtschaftliche 
Schicksal des Oroßherzogtums besiegelt. 

Prankreich war im Hintergrund geblieben. 

An sich konnte eine wirtschaftliche Annäherung Luxem- 
burgs an Frankreich ebenso in Betracht kommen wie eine solche 
an Belgien, denn Frankreich hatte mit Luxemburg dessen* ganze 
südliche Grenze von Longwy bis zur Mosel gemeinsam. Wie 
jenseits der belgisch-luxemburgischen Grenze in Belgisch-Lu- • 
xemburg. so wohnten auch jenseits der französisch-luxembur- 
ansehen Grenzpflähie in Nord-Lothringen bis nach Biederhofen 

« 
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in ML\>5clii()^8eiii.'n .SicdliiiiMt'H eiiiijie Taii^nul Luxemhurirer. rlie 
obKloich sie seit {lein [)yr{^iuii.sclifii l^ricdeii 1 1659) P^raiizoseri 
gewüiileii waren. (It'iiiiüL'ii ihiv Luxemburger Sprache und Sitten 
bewahrt hallLii und in regen wirtschaftlichen und persönlichen. 
Beziehungen mit den Einwohnern des OroßherKogtums standen. 
Daß aber die unter dem BürKerkönigtum au^hlaggebenden 
französischen Industriellen t^ich mit Händen und Füßen gegen 
die Aufnahme der luxemburgischen Konkurrenten in den ffan- 
zösiscben Zollverband genau ^ wehren würden, wie sie sieb 
gegen die Aufnahme der belgischen Industriellen sträubten, al» 
eine französisch-belgische Zollunion in Angi-iff genommen 
wurde, war wohl zu erwarten, aber dennoch nicht der tiefere 
Grund für die Passivität ii>anki:eichs in der Frage des Zoll- 
anschlusses Luxemburgs an einen seiner drei Nachbarn. 

Die Erklärung lag vielmehr in der auswärtigen TMIitik: 
Frankreich stand seit IHL'» immer ?H)ch in pfditischer Quaran- 
täne, und diese Lage, in der es uar nicht an einen offensiven 
Stoß gegen den Deiitsclien Hund denkm liurfte. die war ihm 
gerade 1840 noch deutlicli in Krinnerung geliiachl woideii.O 
Unter sf)]chen l^nistä?vden war Frankreich darauf angewiesen, 
den Anschluli Luxcnihtirgs an Belgien statt an Pr'eußen /u be- 
treihen. Als aber l^clgicn (]<'u Anschluli l.uxeiuhurgs iiblehnte, 
da liatte auch die iliplouiatische Aktion Frankreichs faute de 
combattant ihr Ende gefunden. 

Uber die Art und Weise, wie Wilhelm IL versuchte, die 
vor seinem Regierungsantritt in feste Bahnen gebrachten und 
fast bis zum, Abschluß gediehenen luxemburgisch-preußischen 
Zollanschlußverhandlungen weiterzuführen, kann nur gesagt 
werden, daß er sich redlich bemühte, die Interessen Luxemburgs 
und zwar diesmal' in engster Fühlung mit dem l^inde bis zum 
äußersten zu wahren. Wenn ihm dies nicht völlig gelungen ist, 
so lag es an der organischen Schwächung seiner Position durch 
seine doppelte Eigenschaft als König von Holland und als Groß-, 
herzog von Luxemburg. 

l'lx-rliaupf ist dir» (Jesehichte ilieser V'erhanillungen ueradezu 
ein Schulbeispiel für die Gefahren, denen in einer FeriionaUinion 

*) In dein Kamipfe Mehemed Mia geg«n die Türkei schien diese vor dem 

ZusarnnK'nbnu'h zu stehen. Hiißlaiid wollte su 'iel^Ten Gunsten intervenier^ 
was Frankreich um? England, nni die Riii^sen von Konslanf inopoil fem 7.u 
halten, zu verhindern «achten. Währead England zu «diesem Zwecke die 
Pforte inö|rHch»t stärken wollte, rtm gleichzeitig Aogyipten, das awf «dem Weg 
nach Indien lag. nicht zu njächtig wei^len zu lassen, und deshalb von Mehe- 
mffl Ali flie Herriu-jgHho all seiner tiirkisrheii Ernhonmgen forderte, wollte 
Frankreich diesem inindeslens Syrien belassen. Hierüber kam es zum Bruch 
swischen beiden Wesfmächten. Auf Einladung Englands setzten Rnßlandt 
Österreich und Preußen flen T^)ndoner Vertrag vom 15. Jwli 1840 «nf, ddsasil 
Bedingungen Mehemod Ali und dem zu den Ycriiandlungen nicht zugezogenen 
Frankreich notifiziert wurden. In Frankreich» wurde dies als eine Üemii- 
tigung lind als eine Provokation ennpfunden, und nur die Entlassung Thier."»*^ 
verhinderte einen Krieg Frankreichs mit der euvopäisch^oi Koalition. 



der suhwüchei e Teil trotz des besten Willens des Trägers der 
Krone durch eine ;u! sich uuruilürliche politische Konstruktion 
ausgesetzt wird. Schon VViilielm 1. war, aU er zu Beginu der An- 
schlußverhandlungen als Uroßherzog von Luxemburg, d. h. als 
unabhängiger deutscher ßundesfürst, den Anspruch auf Sitz und 
iStinune im Zollverein erhob, von Preußen daran erinnert 
worden, daß er auch König von Holland .sei. und daß. da das 
^staatsrechtlitlie Institut der Pcisonaluiiion dem Suuverän den 
Besitz zweier Seelen niciit veisrliaffe. e.s wohl unljillig sei. vom 
Zolhorein zu verlangen, daß er letzten Landes dem König von 
Holland Zutritt zu seinen Hei'atungen gestatte. Die Personal- 
u[iion mit Holland bot also /um mifidesten einen bequemen Vor- 
wand, um Luxemburg den üharakter als vollberechtigtes Zoll- 
vereiusmitglied vorzuenthalten. 

Äholiche unangenehme Erfahrungen mit der Personalunion 
auachte das Großherzogtum unter Wilhelm LL. In dem Augen- 
hlick, in dem dieser als Großherzog von Luxemburg wegen der 
JRatifikationsverweigeruDg in einen Konflikt mit Preußen geriet, 
war 66 unvermeidlich, daß auch der König der Niederlande in 
diesen hineingezogen wurde, und da seinen niederländischen 
Untertanen an dei Freundschaft Preußens und des Zollvereins 
aus wirtschaftlichen Gründen sehr viel, dagegen an Luxemburg 
niclit das geringste gelegen war, den Holländern vielmehr — 
und von ihrem Standpunkte aus nieht mit Tnrecht — das Groß- 
herzogtum als eine höchst gefährliche Beigabe* zur niederlän- 
dischen Krone erschien, da lap: es nahe, daß die holländische 
Regierung sich von Preußen niclit ungern mißbrauchen ließ, um 
durch einen Druck auf den Ivöniu' den wideispenstigeii (iroß- 
iierzüg gefügig zu niacfuMi. Der Dim/k der holländischen öffent- 
liclien Meinung auf den König in diesem Konflikt war ein unge- 
heurer, und es fehlte nicht an Stimmen, die ilin vor die Wall! 
stellen wollten, entweder auf den holländisehen Thron zu ver- 
zichten odei aber als Urüßlicrzog von Luxemburg einzulenken. 
Daß Wilhelm IL. der nicht der erste Beste war. sich nicht ein- 
schüchtern ließ und sich kräftig zur Wehr setzte, ehrt ihn, aber 
schließlich mußte er doch bis zu einem gewissen Grad den Ver- 
hältnissen Rechnung tragen und sich den Forderungen' der 
Holländer und in Sonderheit seiner Minister -fügen. Es darf nicht 
übersehen werden, daß die letzte und) entscheidende Szene des 
•Spiels, das mit der Verweigerung der Ratifikation des Vertrags 
vom 8. August 18^1 begonnen hatte und mit der Unterzeichnung 
des Vertrags am 8. Febrjaar 1842 endigte, von den hoUändiBChen 
Stnatsmürmern (fespielf wurde, trotzdem seit dem Oktober 1841 
die luxemburgischen Angelegenheiten, auch die auswärtigeü, 
.sachlich und persönlich von den niederländischen völlig getrennt 
waren. Niederländer waren es, die in London die entselundende 
Terhandlnne mit Fi icdrich Wilhelm IV. führten, 'dort den defini- 
tiven Rritritt Luxemburgs zum Zollviuciu vertünliaitcn und 
nachher im Haag mit dem preußischen (iesandten die letzten 
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VorbortMturiKeu trafen. Dur Iii xiMiibii irische Staatsknnzlcr iiii 
Haaii hatte nur noch -einen .Xanieu unlei' das Traktat zu setzen. 

liiireh ftejüe Ke.sti;4keit h.itte der Kon iK-Groij herzog dhei' 
dasjenige wirtst-haftliche Zumsiämlnis- erreicht, auf das die 
LuxeFH!)urger im Kall der Autiiahme in den Zollverein den. 
gruiilen Wert legten: dit» Erhaltung de.s belgischen Gesetzes bezw. 
eine iMitschiuligung für den Fall seiner Aufhebung. 

Dann hatte er noch .ein zweites Zugeständnis erreicht, das 
zwar materiell unbedeutend, aber doch geeignet war, die Massen^ 
die meist nach Äußerlichkeiten urteilen, weil ihnen der histo- 
rische Gang der Dinfz^e und auch deren Tra^eite verschlossen 
' bleibt den Anschluß an den Zollverein zu erleichtern und vor 
allem deren politische Bedenken gegen den. Anschluß zu milderm 
die Einschränkung der Zahl der nach Luxemburg zu entsen- 
denden preußischen Zoll-Beamten. Denn wahrend Preußen 
früher die Besetzung von 2 Oberzollinspektor-, 10 Obergrenz- 
kontrolleui- und der Hälfte der Grenzaufseherstellen bean- 
sprucht hatte, begnügte es sich am Ende mit der Entsendung 
von l Oberzollinspektor, sechs 01>ergrenzküntrol]euren und sechs 
berittenen (Jrenzanfsehern, wol>ei letztere sowie der Oberzoll- 
inspektor nur vorübergehon'd in Luxemburg verweile]^, so daß 
daueriul nur der Zolkiirektoi-. der KuntrüUeuj- beim Hauptzoll- 
amt und 'i ()l»erL! fenzköntroUeure als preulii^sche Beamte statio- 
niert bieiiit'it suiiten. 

Auch in def Form, in der tler Kunilikt beigelegt wurde, hatte 
Wilhelm II. sich nichts vergeben, da er nicht den alten Vertrag 
vom 8. August 1841, dessen Ratifikation er seinerzeit abgelehnt 
hatte, .sondern einen neuen Vei'trag, der iulialtlicli mit dem alten, 
größtenteils übereinstimmte, ratifizierte. 

Die Niederländer, die so weidlich auf ihren Konig ge- 
schimpft hatten, waren ob dieses Ausganges des Streiiea nicht 
runzufrieden und zollten wohl dem Starrkopf im Stillen nicht 
geringe Anerkennung. Die offizielle Mitteilung im niederlän- 
dischen Staats-Courant vom 9. Februar 1842 über den Abschlu0 
des Vertrages lautete dahin, daß bei dieser Gelegenheit «Bestim- 
mungen vereinbart worden sind, die die Nachteile (inconvenients) 
aufgehoben haben, die den König-Großherzog verliin'dert hatten» 
den ursprünglichen Vertrag vom 8. August 1841 zu ratifizieren.* 
Das Handelsblad knüpfte daran die Bemerkung, Wilhelm II. 
habe durch seine Au.sdauer zwei Resultate erzielt. Erstens zeitre 
der Abschluß eines neuen Wrtrag.s. daß Preußen das. Prinzip 
anerkenne, daß selbst ein unters'chi-iobenei- Vertrag noch ein 
Entwurf sei. solange die Ratifikation ausstelle, und zweitens hät- 
ten die Luxemburger wichtige Vorteile ei langt. 

Was aber dachten und was taten die Luxemburger, die noch 
vor 4 Monaten in so überschwenglicher Weise die Ablehnung der 
Ratifikation begrüßt hatten, als so gänzlicl^ unerwartet ihnen die 
Kunde der Vollziehung des Anschlusses an den Zollverein wurde? 
— Sie blieben ruhig und schwiegen. Nur das offiziöse Journal 
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de la VUle et du Grand-Duche de Luxemhüiiru vom 19. Februar 
renommierte: «La diplomatie neerlandaise n'a pas, nous le^ 
croyoQd du moins, remporte depuis longtemps im aus&i beau 
triomphe. - ' . 

Wie ist nun diese scheinbare lnkonsef|uenz im Verhalten 
der Inxomburgischen Bevölkerung zu erklären? — Durch meh- 
rere (iriinde. 

1. Durch die tliiichaus anders ucarteteii politischen V'praus- 
setzuu^icii. Hilter ilcii(»n der neue \ CrlraK zustande .uekomnien 
war. Denn, wenit einen Hauptgrund der (iegnerschiift ;.je^en • 
den ersten Vertrag der llnistand ffebihlet hatte, daß dieser unter 
vollem Ausschluß der Öffentlichkeit und noi allem der Luxem- 
burger abgeschlossen worden war, so hatten seitdem die Inxenf- 
burgischen Vertreter ini Haag und in Berlin an den Verhand- 
lungen teilgenommen und sich von der Zwangslage überzeugt, 
in der sich Luxemburg befantl. Und wenn ein so entschiedener 
Gegner des Anschlusses an den Zollverein wie der Staatskamsler 
von Blochausen seine Unterschrift unter den Vertrag geaetzt 
hatte, so durfte das Land überzeugt sein, daß jede andere Lösung 
ausgeschlossen sei. 

Mit Worten der Hesiguation hatte Blochausen, nachdem der 
König-Großherzog den Vertrau am 8. Februar abends ratifiziert, 
hatte, dieses am 9, dem interimistischen Gouverneur de Lafon- 
taine in Luxemburg mitgeteilt: «G est donr \m fait accompli con- 
tre leqiiel il n'y a plus a revenir et donl il faudra s'accomoder le 
niieux possible pendant le terme de 4 ans fixe pour la duree du 
traite.i- Tnd Iti einer Kainmorsitzuu^j: xom dahre 1849') stellt"- 
derselbe Biocliausen fest: [Vrsonne n'ignore (pie j'ai ete l'uu 
des Partisans les plus zeles de la non-acression au Zollverein. 
Je la considerais conime la perte de Tindustrie nationale, comme- 
froissanl notre libertt» et comme portant tine grave atteinte aux 
prerogatinns royales. ('/est du reste ce gue je dii-ai toujours.» 

2. Ein ahnliches politisches Gefühlsmoment, das dafür 
sprach, sicli mit der vollzogen-en Tatsache abzufinden, ist bereits- 
oben erwähnt worden: Der Kampf, den Wilhelm 11. uner- 
schrocken gegen Preußen, dem die ganze Heilige Allianz sekun- 
dierte, Luxemburgs wegen aufgenommen hatte, statt kurzer- 
Hand die Luxemburger ihrem Schicksial zu überlassen, hatte 
diesen die dewähr gegeben, daß die Aera Hassenpflug und damit 
die Gefahr der Einschmug^elung des reaktionären Despotismus 
unter dem Gewände einer Stärkung des Deutschtums in Luxem- 
burg endgültig vorbei war. 

3. Das Verhalten Frankreichs, das keinen Finger gerührt: 
hatte, um die wirtschaftliche Lage Luxemburgs während der- 
Krisis zu erleichtern, und das Verhalten Belgiens, das im ent- 
scheidenden Moment Luxemburg den Znllanschlnß verweigerte, 
hatten zu einer besseren Wüi-digung iler rmstande geführt, die- 
Luxemburg zum Anschluß an den Zollverein nötigten. 

^) Gompte-Rendii, Seite 928. 
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1 In ' wirtSL'haltiiciu'i Hin>;icht ^v aren die Zug^stäudiiLsse, 
die im zweiton Vprtrai? iiiii.si(.hllich des beij<ist-lien Vergüns- 
tig üiijfSKeselzes erlaubt worden waieii. sehr geeignet, die wiit- 
schaiilicheii Bedenken gegen den Beitritt zum Zollverein zu be- 
schwichtigen. * 

Für Freu lim bt iU ntete der Vertrag vom 8. Februar 1842 
einen großen Friulg. denn es hatte sein iiauptziel erreichL 
Luxeijiburg trat iu den Zollverein unter der Aegide Preußens 
ein, tlas im Zollvereia mit der Vertretung Luxemburgs und vom 
Zollverein mit der Kontrolle der luxemburgischen Zollverwal- 
tung betraut wurde. 

An; 2L Februar schrieb Maitzan an Lottum: «In ganz 
Beutschiand wird es ais ein sehr erfreuliches Ereignis anerkannt 
werden, dali Luxemburg sich nun wirklidi dem deutschen Zoll- 
und Handelsbündnis angeschlossen und sich dadurch mit 
Deutschland selbst, dem es als Glied des Deutschen Bundes 
politisch angehört, auch nach seinen nihto itdlen Interessen auf 
das erißste verbunden hat. PreuI3en ist hier ijei als iN'acfibarstaat 
Luxemburgs und dinch seine Garnison in der Festung Luxem- 
burg am meisten in MTossici-t. 

in den Finzeiiieilen hatte Freulien alleidiu^vS manche Ab- 
striche an seiiR^n Forderungen vornehmen müssen und noch im 
letzten Au;^'.''ihhrk durcli die Uewilligung des Artikel 22 eine 
Konzession maeheu müssen, üliet die die pifußischen Kom- 
missarien sehr wenig erhaul waren, wie lilochausen am 11, 
Februar an ile Lafontaine bericlilele: 

«L*e traite etait signe depuis une heure environ et se trouvait 
dejä entre les mains de S. M. pour etre ratifie lorsgue d^ux 
commissaires du Verein partis de Berlin sur ies bruits des jour- 
naux concernant la reprise des negociations arriverent. II se ren- 
diront immediatement che/. M. le comte de Lottum et, lorsqu^ils 
apprirent oue tout etait fini, iils demanderent sur quelles bases 
•on avait traite. .Mais en voyant la teneur de T-article 22, Iis en- 
tieKMil visiblenient en colere. Iis pretendirent Cfue cet article 
etait inadmissible, cjue leur Roi ne pourrait s'etre engage jusque 
la et que la condition concernant le personnel etait egaiement 
inconcevable. Iis dirent ftu'ils avaient eu raison de craindre que 
Ton arrachät des concessions au Roi de Prasse et que c'etait pour 
cela (fu'ils etaiont venus. Bref. ils ne inirent. etre apaises malgre 
timtes Ies ex|)lications qu'on lenr donna. .. 

Hfnieutsamer als die ( D/.ufiiedejiheit der vertragschlie- 
lienden Parteien über einzelne Abmachungen war die Tatsache, 
daß durch die langen Verhandlungen und deren bewegter Ver- 
lauf zwischen Luxemburg- und dei fiihi-endon Macht des Zoll- 
vereins Preul3en eine Atmosphäre des Mißtrauen.«; gesehaffen 
wurde, die noch manche Jahrzehnte liindurch in den Bezieh- 
ungen Luxemburgs zum Zollverein, vor allem in den späteren 
Erneuerungsverträgen nachwirkte und für das Großherzogtum 
-nicht ohne unangenehme Folgen bleiben sollte. 
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Mit den in diesem Buch gesciiiMerten politischen Zwischen- 
fällen bei dem Eintritt Luxemburgs in den Zollverein hat sich 
von den Historikern meines Wissens nur Treitschke im fünften 
Band seiner «Deutschen Geschichte im XIX. Jahrhundert» (3. 
Aufl. Leipzig 1895, S. 437 u. f.) näher befaßt. Von diesen Ereig- 
nissen hat er eine nierkwiiidige Schiilderiuig gegeben, die ich 
zunächst in extenso folgen la^se. 

Nach'dem die VerhandluriKen bis zum ersten Zollanschluß- 
vertrag vom 8. Aukgust lÖ4i kurz dargelegt worden sind, fähri 
Treitschke {ort: 

«Da erhob sieh ein ybHäg unerwarteter Widerstand. 

Ganz ungleich seinem nüchternen VatÄ, war der neue Kö- 
nig der Niederlande, Wilhelm IL, ein unruhiger Kopf, 
phantastisch, erre^d)ar, wetterwendisch, immer mit hohen 
Plänen beschäftigt, zuKänglich allen Einflüsterungen. Er 
hatte einst als Prinz von Uranien in dem zehntägigen Feld- 
zuge die belgischen Re^bellen zu Paaren getrieben und hoffte 
noch immer, ihnen dereinst ihren Raub wieder zu ent- 
reißen; darum bef^ün.stigte er die Katholiken und verkehrte 
gern mit l)elKisehen l'nzufi'iedenen; von dem glorreichen 
80jährigen Kriege, der doch die Größe des Hauses Üranien 
begrün»det hatte, wollte er gar nicht reden hören. Mit seinem 
fast gleichaltrigen königlichen Vetter in Berlin war er von 
Kindesbeinen am innii; befreumdet. Friedrich Wilhelm 
däaer Ibehanidehe die Oranier nach der aflten Überlieferung^ 
wie preußische Prinzen; er sah in der Teilung der Nieder-' 
lande eine den HohenzoUern iselber angetane fidunach, -und 
noch in den wirren Träumen seiner Tiideskrankheit hat ihn 
das Mißgeschick der oranischem Verwandten oft beschäf- 
tigt. Im Vertrauen auf die Herzensgute seines preußischen 
Vetters wagte nun der niederländische König eine Tat 
unerhörter Treulosigkeit; er hatte unterdessen einige Lu- 
xemburger von der prenßenfreund'lichen Partei insgeheim 
zu Kate gezogen und erklärte plötzlich, f)hne einen Grund 
anzugeben, daß er den Vertrag nicht ratifizieren könne. 
Vielleicht stand dabei noch ein abenteuerlicher Plan im 
Hintergrunde. Eben in diesen Septembertagen wurde in 
belgischen Garnisoni^n eine orangistische Ver.'ychworung 
entdeckt, an deren Spitze zwei Generale standen, und man 
argwöhnte in Briis.sel wie im Haag, daß der König geglaubt 
hätte, jetzt sei die Zeit für eine Gegenrevolution gekommen. 
(Diese Frage ist noch nicht aufgeklärt. Selbst der immer 
gründlich unterrichtete de Bosch Kemper wagt dartilber nur 
Vermutungen.) Genug, der Oranier versagte seine Geneh- 
migung einem Vertrage« den seine BevoHlmächtigtem genau 
naäi «einen eigen'^n Weisungen abgescMossen hatten. £8 
war nicbt geraldehin ein Bruöh des V&lkerrechts, alber eine 
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so unehrenhafte VerletzunK des internationalen Anstandes, 
daß der alte Minister des AuöwärliRen, Verstolk vaai Soeleii, 
sofort entrüstet seinen Almdiied ntihni und mehrere andere 
erfahrene Dipioniateii üeni Monarchen eridärten, unter 
solchen Uniständen könnten sie das Auswärtige Amt nicht 
übernehmen. 

Geadiäftssachen unter Freurtden g^eschäftlich nücJitern 
zu erledigen, widerstrehte 'dem weichen Gemüte Kuni^ 
Frieidrich Wilhelms iniiuer. In einem hruderlichen Briefe 
hielt er «seinem 'lieben Wilhelm» die Torheit und kias Un- 
recht der plötzlichen iSiDnesanderong wr imd schloß treu- 
herzig: «In Summa die Nichtratifikation wufd, uns sehr 
• anRenehm seyi* aber sie wird ein Unglück für Luzendiurg 
sein nmid eine unerschöpfliche Quelle von Katzenjammer 
Kir «lieh». Biesen Remütliehen Ton suchte der Oranier 
schlau auszunutzen; er erwiderte «seinem lieben Fritz» am 
15. Seipt: «Ich sehe also mit wahrer Freulde, daß Du mir 
nicht nur nicht die Zunge herausstreoken wirst, sondern 
daß meine NichtgenehmigunK Dir sogar sehr angenehm 
sein wirid, da sie Deinen Untertanen Vorteil bringt». Darauf 
versicherte er, die Luxemburger würden erst nach langer 
Zeit zu Deutschen wer<den, und dann nur aus Interesse, 
wenn DeutgcManld ihre Unabhänp^igkeit nicht störte, son- 
'dern beschützte. Gleich nachlier ersiohien schon der nieder- 
ländische Biindesgesandte v. Scherff in Berlin unti erbat, 
daß Pmißen und der Zollverein den Abfall König Wil- 
helms vun dem geschlossenen Vertrag förmlich genehmigen 
möchten. Die durchweg helKiscli gesinnten Zeitungen 
LuxenibuiKs frohlockten ^bon: die unnatürliche Trennung 
der beiden Hälften des Landes wür<de jetzt enkUich auf- 
hören. 

Da regte sich doch der preußische StdSz. General Du- 
moulin, ^er alte treue Grenzenhüter ider Westmark, be- 
schwor das Auswärtige Amt fest zu 'bleiben; der An£tthlag 
ffehe aus von jener Partei, wdohe seit Jahren darnach 
trachte, «das Land systematisch ganz von Deutschland zu 
trennen unid den letzten Keim deutscher Sitte darin zu 
vernichten». Die Mahnung wirkte. «Minister Werther 
spradi dem Könige nachidrücklich aus: jede Nachgiebigkeit 
sei unmöglich, es handle sich um die hochfpoli tische Frage, 
ob Luxemburg sich an Deutsichland oder an Frankreich 
und an Df^lüfien anschließen solTc Nunmehr schrieb Frie- 
drich W^iUidni wieder, diesmal sehr ernst an den Uranier: 
«Ich muß also, teurer und vortrefflicher Wilhelm, jede Ver- 
antwortlichkeit für die von Dir l)eabsi'chtigte Nichtgeneh- 
inigung gegenüber den anderen Regierungen des Zoll- 
vereins hier auf die feierlichste Weise von mir ablehnen». 
Dann erinnerte er ihn an die feindseflige Politik der Nieder- 
lanide, die schon seit Jahren so viel Miü trauen in Deutsch- 
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land pFweckt hätto: *Ach, tourer Wilhe<lm. könnteet Du die 
jrroßo und siGhöiu» Holk» des Versöhners spielen!» Immer 
u/id immer schwankte Frieidrich Wilhehn zwischen könig- 
lichem Pflichtgefühl initd jrntmüti^rer Schwäche. Es tat 
ihm wehe, mit dem alten Freunde so ganz persönlich an 
einander zu jareraten. J)arum wollte er jetzt <dem 8treitfalK 
unter Österreichs Vermitt'lunjr. dem Bundestage zur Ent- 
soheidunK vorleben, und erst durch die dringenden Vor- 
stellungen kies Auswärtigen Amts ließ er sich, von diesem 
unglücklichen Gedanken, der unfehlbar alles verdorben 
hätte, wielder abbringen. 

Als der nidderlandische Könif; eini»ah, daB die Preußen 
ihn nicht freij^aben. versuchte er neue Winkelzage und 
sendete zur Unterstützunj? SdierfCs zwei laxembuTgische 
6evol'limäidhti<Rte. Die beMen Luxemburger, Simon« und 
Pescatore, waren in Berlin als beligische 'Parteigänger und 
F^dnde Deutschlands ühel herüchtijft; sie erklärten, i%r 
König-GroßherzoR wolle den Verlraig srenehmigen. doch 
nur auf ein Jahr und mit sechsmonatlicher Künidigung. 
VAn sol'Cher Vorschlaff aus solchem Munde war offenbar 
frivol. Nur Friedrich Wilhelm hemerkte die Arglist nicht; 
ei' dachte schon einzuwilli^ren, falls Luxemburg sich ver- 
pflichtete, in den näschsten vier Jahren weder mit Belgien 
noch mit Frankreich einen TTand eisvertrag zu schließen. 
Seine Minister urteilten anders. Nachdem der widerliche 
Streit einige Wochen gewährt hatte, entwarfen Thile, Al- 
vensleben. Maltzan einen gemeinsamen Beridit und zeigten 
dem Monarchen, was auf flacher Hand lag: im ersten Jahr 
bringe eine Zol'lvereinigung immer mannigfache Verluste; 
der belgischen Partei in Luxelmburg würde es also nicht an 
Vorwänden fehlen, um den Vertrag nax^h seichis Monaten 
zu kündigen und das ganze Werk über den Haufen zu 
werden. Für Preußen aber stehe f^roßes aul dem Spiel. 
Ließe sich die Krone von einem schwachen NabUram also 
verhöhnen^ dann müßten die ZoUveibündeten alles Ver- 
trauen zu Preußen vei^eren, cunid auf idiesem Vertrauen 
allein — so scbrie'b Thile — -rubÜ "daB stanze Ge* 
bände ides Zollvereins». Biese Gründe überzeugten den 
König. Er sendt^te die l)ei'den Luxemburger heim und 
schrieb nochmaOs sehr eindringlich an den Freund im 
Haag: *Der gegenwärtige Zustand ist uaild muß sein Idas 
physische und moralische Verderben Deines Großherzog- 
fumsü! "RcttCvst Du Dich idarans nach der deutschen vSeife 
hin, so werden Deine Feinfde ü1)(m* T^nbeständitrkeit schrpien; 
wen^dest Du Di<^h nach de?' anderen, der whlechten Seite, 
so wirst Du ganz Deutschland negen Dich haben. Und das 
will etwas sairen. tourer Wilhelm, seit dem Jähr 1840.» 
Nunmehr gab der Oranier sein Spiel verloren; 
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wußte, wie veräditlich alle 'deutschen Höfe über ihn rede- 
ten, und er war kluR genuß. den unehrenhaften Handel 
jetzt rasch aus der WeH zu schaffen. Darum antwortete 
er ;freuDd9ic1i und sendete seinem königlichen Vetter, der 
soeben die Taufreise nadh England an^^etreten hatte, als- 
bald zwei neue Unterhändler nach London, die angesehenen 
ndederländisichen Diplomaten Rochussen und van Heeke- 
ren. Mit dies^ beiden verhandelte der König persönlich 
in Bimmens Hause und genehmigte am 29. Januar 1842 ein 
Protokoll, das den AuKUStvertraR wieder herstellte: Luxem- 
burg: trat zunächst auf vier Jahre dem Zollvereine bei, die 
Zahl der anzustellenden »preußischefn Beamten sollte so* 
perinR wie irgend möglich bemessen werden. TTocherfreüt 
meldete er dies Ergebnis dem reuigen Vetter, und da bei 
dem VersöhnonRsfeste auch das Opferlamm ni<*ht fehlen 
"durfte, so verhieß er zugleich in tiefem Geheimnis: sein 
Oef^an'dter Ornf Lottum. der 5Jich mit preußischer Deutlich- 
keit über den oranischen T^icdersinn ausKüSprocihen hatte, 
würde nicht wieder in den Haa^ zurückkehren. 

Nach solchen Wirren wurde die kleine Westmark dem 
Zollverein einverleibt, und kaum v'm anderes deutsches 
Land hat aus der nationalen Handelseinheit ^?rößeren wirt- 
schaftlichen Vorteil p:ezogen. Her lanp^e Belagernngs- 
zustan^d in der Hauptstadt und die fast gesetzlose Verwal- 
timg der provisorischen fcelgi.sdhien Behörden draußen hat- 
ten das Lamdchen von Grund aus verwüstet; Handel nn'd 
Wandel lagen darnieder, nur der Scfamuggd blühte. Nun 
entstand wieder ein geoifdneter Verkehr. Bas fleißige be-^ 
triehsame Völkchem begann wieder zu hoffen und knüpfte 
bald einen Geschäft^erkehr mit den Östlichen Nachbarn 
an, der sich zum Erstaunen der TAixeniburger selbst als 
sresund und einträglich erwMes. Nicht 1 n^o, so empfing 
das Großherzogtum mehr als eine halbe Million Franken 
jährlich aus den Kassen des Zollvereins, eine Summe, die 
über die be*?cheidene Konsuimtion des Ländchens sehr weit 
hinausprinff. Gleichwohl dankte nieman^d den "Denf sehen 
für solche Wohltaten. Die Lnxemburjxer AvoTlten nicht ver- 
gessen, wie kläcrlieh der Deiitsjche Bnn'd sie während dor. 
'Revo]n(ir)nsjahre preisjje^ohen lintte. sie bafMen die Preus- 
spn die Beschirmer dpr Bundesfest uns:, als ihre natürlichen 
Feinde "Der Großherzoer tat au^h fifar nichts, um das Land 
dem deutschen Le^en zm befreunden. Bncbtspflesre, Ver- 
waltung^. Geldwesen blieben beluiscb-fianzösiscb, sosrar die 
.4mfssprache blieb französisch in dem frrunddenl.schen 
Lande — lediglich zur BemK^mlichkeit der verwälschtcn 
Beamten, die sämtlich' auf französisr1ien oder belfirischen 
Hachschulen ihre Lehrzeit verlebt hatten und dann daheim 
alles aufboten, um die alten ehrlichen Ortsnamen Klerf und 
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8iebeiibiuiiiu*i] in (llorvaux und Septfontaines zu verwan- 
deln. AIsu iiutstete ^u'h fortan an DeuUclilaiids mächtigem 
Stauiiiie lÜL' cke'lliafte <5t*h'nirir(>tzer|)flaiue der Nation lu- 
xeinhouiMeoihe, ein Blendliügövoik ohne Vateriaiiid und 
darum ohne Khre.» — 

Die ('harakleie sind .schai-f gezeichnet: Wilhelm 11., der Be- 
trüger, die politivsche EhrluslKkeil — Friedrich Wilhelm, der 
^.^utinütiue düpierte Frennd, die pDlitische UnschuLd. Der Kon- 
trakt ist vollkommen und macht der Phantasie ihres l'rhebers 
alle Ehre — si noii e vero, e ben trovato — , schlägt aber der 
historischen Wahrheit ins Gesicht. . 

Die l iii3e6Uuidi^4keit, die Treitschke dem Köium der Nieder- 
lande nachsagt, tritt in diesen Verhandlungen ins hellste Licht, 
aber nicht beim Oranier, der seinen Standpuntk mit seltener 
Kon6equenz, ja mit Hartnäckigkeit und nicht zu verkennendem 
persönlichem Mute und Selbstlosigkeit gegenüber der mächtigen 
europäiscihen Koalition un<d seinen holländischen Untertanen 
unentwegt bis zum Emde vertritt — wohl aber, und zwar in nicht 
geringemi Maße, beim Hohenzollern. Oder wie könnte ohne 
Voreingenommeaiheit anders über das Verhalten eines Königs 
von Preußen geurteilt werden, der zwar wiederholt beteuert, 
daß er sdch nur im Interesse der deutschen Sache um die Ge- 
winnung Luxemburgs für den Zodl-vereui l)eniühe, gleichzeitig 
aber in den Verhandlungen den preußischen Bevollmächtigten 
zu Gunsten flor rheinischen Gerber fort^re^^etzt Knüppel zwischen 
die Beine wirft un'd seinen entsetzten Ministern schließlich, und 
zwar im Widerspruch zu seinen frükeren Instruktionen, Sü,uar 
den Refehl erteilt. di(> Veilijuvtllungen abzubrechen, falls Luxem- 
burg nicht in einen preiiiii>»('heii Einfuhrzoll auf luxemburgisches 
Leder einw'illige. eine Forderung, die mit dem Geiste einer Zoll- 
union völlig unvereinbar war (siehe oben Seite III, 117 u. 120) 
— einem Könige, der seinem nranischen Vetter schreibt, er 
würde sich durch die Nichtratifikation nicht beleidigt, sondern 
im Gegenteil erieichtert fühlen (sie-he Seite 131), eine Äußerung, 
deren eindeutifirer Sinn sogar dem ü^rimmiR erbosten Lottum das 
Geständnis entlockte, das sei 'das Gegenteil «dessen, was nachher 
preußischerseits von Wilhelm II. verlangt wuride? 

«Ohne einen Grund anzugeben so berichtet Treitschke^ 
hatte Wilhelm IT. die Ratifikation verweigert. Eine solche Be- 
hauptung ist an sich eine Naivität da die Vermreigernnig einer 
Ratifikation keine solche alltägüichei Erscheinung des völker- 
re<rhtlichen Verkehrs zu sein pflegt, daß sie deren Urheber von 
der Verpflichtung enthebt, seine Handlungsweise zu motivieren. . 
Der Kon i«^r_f; roßherzog hat denn auch in der Note vom 11. Spf)t. 
1841 (siehe Seite 137) seinen .Schritt ausführlich begründet. Der 
durchschlagende Grund war die Sorge um die Erhaltung des 
belgischen Vergünstigtingsgesetzes, dessen Bedeutung Wilhelm, 
nachidwn er die Wege sieines Vaters verlassen und Fühlung mit 
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seiiHM) luxemburgisi'iiüu Untertanen genomiuen hatte, allerdings 
erst in ielztci Stunde klar geworden war. Die Zitate aiis den ' 
köaigliciion Jjneien zeiffcn. dalj Treitschke dd& geiieimste Akten- 
niaterial über diesieii Streit ZLigäiigJkii war. Warum iiat e^' uuii 
dicMvn wichtigen l'iiist.iiid, ütx?r den unzählige Nüt«n gewechselt 
wui Ich. verschwiegen und wesiialb seine ikj'müJiuügen, einen 
«afiiMiit'uerliohen Plaii> zur Erklärung heraaizuzieheu, Üesßeu 
Existenz er st^lbst in J^'i age .stellt? 

Die wideri^pruchsvyile liallurig Friedrich Wiihe'lms, der sei- 
nem Vetter erklärte, die Verweigerung der Ratifikation werde 
iluu .sehr angeiiebim sein, eine iialAruiig, die an Deutlichkeit 
nichts zu wiinöchen übrig ließ, den wochenJang anidanernden 
Zwieapallt zwischen seinen Briefen unid «den olfizieilien Verlaut- 
bar ungern der ipreußiscfaen Minister, denen, wie ißh oben gezeigt 
hsSae (Seite 132), ider WorÜlaut des fiiaeliicihen Briefes Frieddrich 
Wilheiuis lange nicht bekajmt war — das ailes deutelt Treifscihke 
mit keiner Säve an. Dafür muß die dem König WiHheBm ange- 
dichtete Perfidie herhaUten: «Ben gemüUicheai Ton des Briefes 
Friedi i* Ii Wilhelms su'chte der Orauior schlau auszunutzen»! 

iSu wild- unter Treilsschke« i^eder die Haltung König Wil- 
helms zu «einer Tat unerhört-er Treulosigkeit», wozu alleitlings 
nötig ist. daß mit keinem Worte verraten wird, daß die dem 
niedL*rläniiis*('li-lux(nTi!hurgischen Bevol'lmäich.'t igten in Berlin, von 
Seher ff, vom Haag aus ertedllte Weisung, den Vertrag nicht zu 
nnierzeichnen. im Augenblick -der Unterzei-chnung söhon. unter- 
wegs war. wozu auch ferner erfüi^iert ist zu verschweigen, dab 
die preuüi.sche Regierung -selbst der Antobt war. daß Wilhelm 
I I. das hegrüindel^^ Recht zuvstand, den Vertrag -nicht zu ratifi- 
zieren, daß «von Vei-'letzung. von Brudi eines Vertrages nicht 
die R^^de» sein könne (siehe 8eite 168), nicht einmal eine Belei- 
digung vorliege (siehe S. 174). 

Die Demission Verstolks. 'die wegen der nun einmal besteh- 
enden engen Beziehungen zwixdien Holland unid Luxemburg 
erfolgen mußte, um die niededandiscbe Politik nUM mit den 
Komip-likaftionen des preußisfoh-^uxembuTgiac^hen Zwiscbenfailles 
zu belasten, wird dann in diesem Zusammenhang von Treit^hke 
mit dem Ahscheu vor einer « uneAitenhaften Verletzung des in- 
ternationalen AnstaAdes» motiviert. 

Kurz, das Oanze ist ein Märclien, ein Kabinettstück un- 
w!ahrer, tendenziöser Geschichftsschreihung. Nim äber ents/teht 
die Frage: Wie konnte Trf^itsrhko. der TTistoriog'ra^i^h des i>r^"is- 
sisehen Staates, 'd'em aillo Quollen offen standen, eine st>lche Dar- 
.stolliing gehen, da. aud! al)^•c.^ehcn von 'den elein^^ntarsten An- 
forderungen wisspnschiaftlioher Ehrliolikeit, die Schärfe des An- 
griffes Liegen den Kiinig-G roßherzog — von dem groheoi Ton ganz 
zu schweigen — und seine luxend>urgikSchen Untertanen 
Treitschke die do-piielte Pflicht gründlichster Prüfung und ob- 
jektivster Würdigung auferlege. Ist ideni herühmiten Historiker 
unverzeihliche wissenschaftliche Leichtfertigkeit vorzuwerfen 
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öder lie^t üiitäJiigkeit zu voi all^sotz^n^^^^lo^e•r btelluiiifdialime den 
politischen GoF?ch^hniss?eii geRFiiübei vorV 

Für die BeantwoPtuns: dieser Fraj?e gibt der ScMuijabsatz 
des obiKüii ZibüLs aus Treil^ehke eiuen Fingerzeig. Dort wird 
den Luxemburgern der \ urwurf «eniachl, -daß rfie von i'reulJen 
niciiüs wissen wollten und dali sie unbüiligerweis'e verüäuiut liät- * 
teil, ihre ^puliU-suhen SyiiiiJaiiiien niil »den imttiressen ihres (rel<l- 
beutels in EinMang zu bringen. Daß PreuLkiu mit dem Zull- 
aDidoibluß in Luxeiml>m'g ^poiitiacihe Zleie verfolgte, liegt auf der 
Hanfd — diesen Be6tr€ft>uugea »leistete Wüheflim II. Widerstaiifd, 
und audh die Luxemiburge'r setzten sich «diageg<en zur Weihr v Das 
. war aiber in den Augen lireitsdihkeis ein ludiwürdigies Verbreohem 
und erkilärt i9owoM idie Beschionplunigen ain die iVIdreese des Kö- 
nig-Großberzogs und «einher Juxeniburgi£>chen Untertanen, al9 
auch vor allem seine leidenschaftliiolher Voreiivgenommeuheit 
und chauvinistisdher Venbienidung entaprumgene Unfähigkeit, 
di« Diivge so zu sehen, wie sie si>ah zutrugen, uoicf den Empfin- 
dungen' eines kleinen, laber auf seine Ödbständigkeit eifersiicJi- 
tigen Volkes, dem er .«*o nf*l>etnher Ehre und VateitlandsJiebe 
glaubt ai>ijprecheii zu küiinrii. ir(M-e(»ht zu weiden. Ihm fehlle 
offenbar daß Verstantdni.s datiir, dali eine «auch noch so enge 
Spraohverwaind tschaft eine .^cli.irfe Trenjiunir nach politischen 
Überzeugungen nicht aus.schüeßt. wie sie auich abvveiühenüe 
religiöse Anischauungen nicht verhinidei t. 

Bei einei' so ?^c;hwierigen Frauf. wie die Abwägung der Vor- 
teile, die den Teiinelmiern an einei Zullunion ziiKielien, einer 
Frage, 'die, wie in einem zusammenfaitoeiiiie;] ilu kl)! ck am 
Schiulj des zweiten Bandes gezeigt werden ^olll. küLun exakt 
beantwortet werden kann, kommt Treitschke ohne weiteres zu 
dem Urteil, Preußen habe Luxemburg mit der Au>fn)a!bime in den 
Zcfllvesein eime WoMtat erwiesen, die das 6ro0herzagtum zu 
Dankbarkeit in Gestalt von politischen Sympathien verpflichtete. 
Abgeäeiben nun davon, daß der Beitritt LuxesnibuirgB zum Zoll- 
verein kein fredwiiffliger, sonidern ein von Preußen erzwungener 
war, war der ZoMaiuEicliluß ein G^sdhäft, (bei dem Preußen seine 
partikularen wirlsfdhaiMich^n und politischen Interessen in einem 
Maße wahrte, bezw. zu w<ahren suchte, das, weit d^von entfernt 
Dankbarkeit hervorzurufen, bei dem schwäidheren Partner, um 
mit dem russischen Gesand^tee im Haag zu sprechen, das GefüM 
de Tiamour^pr Gippe Wesse aufkommen Äassen mußte. 

«Nicht Hange, meint Treitschke, so emipfing das Großherzog- 
tum mehr al« eine halbe Miiion Franken jährlich aus den Kas- 
sen des Zollvereins, eine Summe, die über die bescheidene Kon- 
sumtion des Länidchens scdir weit hinausging.» Tatsäclil i li be- 
trujBren die Zolleinnahmen Luxemburgs vor dem Anschluß 

1889 0^)891 Taler 

1840 126 208 » 

1841 • 113 786 » 
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um\ rvai'li ileiii AiisclVliili Hli«» Anteile l.uxtMiiijuiM'S »iui den ^t'iiieiu-" 1^ 
»chatMiflipii Ijiiküiifteii ilf^ \t'jein.s 184:2 niiKl il4 ()0() Taler ^ 
iiiul in .Ich .lahiBii 184:^ bis 1847 iöOOOO bis HilMKIO Taler. Da 5. 
sicli nun ilas jähriiclie ßadKel devs Ciroüheizui^luiius auf iiiiid j.. 
V/2 Milllion holl. Ciuldeii. d. h. etwa 888 000 Taler be>iiet, :>u Riii- 
fSefn 'die ZüJJeinnaiiiiien nach deuii AiiasHibiuß keineswegs «sehr 
weit (über die foesoheid«Q« Konsumtion des Länidchene Mnans», 
äontlern sie inaicfhten lediKili'ch die bescheidene Quote von etwa 
18Vo den Staatseinnahmen aus. 

Das eigenartigre Fazit, das Treitschke in dem ScMul^eatz 
nlederfceilegit ^at — in oauda venenum — , ist eine Reminiszens 
aus d<eini Jahre 1870. Dainials. im OkU>ber. naich den entschei- 
denden Siefien. 7i iHo Treitsehke in einem Aufsatz Luxemiburg 
\u\\{ das l>euts<ehe Hei<2k» ' (Preuliische .lahrbüelier. Band 26, 
Seite (K)o) die Fiuge aufgeworfen: *Darf Dentacliiand diesen 
europäischen Skand-al. diese vatei^'l'anidslose Schiniarotzerpflanze, 
<lie a.jn Stanuhie unseres l^eiches sioh mästet, auch fernerhin 
ei'traii^pn?» Die Antwort darauf konnte nic'ht zweifelhaft sein: 
Annexion! Die niiti^en Argumente uaien (lern internationalen 
Arsenal der ('ha uvinisteii ajller Sprachen und H autvSt*hattiernn- 
Keu entnom«nien: [' nhia.lt'bai'keit dei- Ximi t l al ität. militärische Not- 
w end'iKkeiten. eigene VerhininndmiK. moiali.^rhe Dis-kreditierung 
der deiner und dianm w)v ailfe«!! — daws Recht der Macht. 

Nach dem Omigten erübrigt sich die Widerlegung des Vor- 
wurfes des ekelhaften Sclimarotzertums. JJenn ersitens .sind In- 
jurien kein Ersatz für fehlende Argumente. Und zweitens, wer 
sniHe nidhi bei der Lektüre dieses Treitsdbkesichen Satzes stutzig 
werde«! und sidh die Fnag^ vorlegen: Warum hajt denn Preußen 
1842 soJch •pdiftischein Drude iSuusgeiOH. «um einen • «Sohmasrotser» 
zu gewinnen? Warum hat Predßen bei der Erneuerung des 
Zollansohhisses in den Jahren 1847, 1853 und 1865 J^uxem- 
bürg imme'r wieder €MIegien(beit geboten, sißh wxi Ko^n Deutadh- 
lands zu «milsten»? Wariun war PreuÖwi fiN:hon in. den* 60er 
Jahren letohaft toemiüht, duroih die Erlangung des Betriebes der 
Inxemlnirgischen Bahnen. w«as ibm erst 1872 gelang, diesen 
«Schmarfvtzer» sogar n'ooh enger an sidi zu ketten? Soflc^he Fra- 
gen s'teillt der gesunde Menisehem'JeTstand — wenn er nicht d^irch 
politi>ohe Leidenf^chaft und nationaHisitischen Dünkel veirb^en- 
de,t ist. 
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